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Vorwort des Vorsitzenden

Nach fast anderthalb Jahren Arbeit legt die Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen
Zusammenhalt, gegen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von
Diskriminierung“ des Abgeordnetenhauses von Berlin nun ihren Abschlussbericht vor. In
einem Dutzend Sitzungen haben die Mitglieder der Kommission im Austausch mit
Expertinnen und Experten unterschiedlicher Fachrichtungen und Perspektiven viele Aspekte
des Zusammenlebens in Berlin, aber vor allem auch immer noch bestehender Hürden des
gleichberechtigten, diskriminierungsfreien Zugangs dazu beleuchtet. Mit dem vorliegenden
Bericht sollen die Ergebnisse dieser Beratungen nicht nur als eine Art Zwischenstand
gesichert werden. Vielmehr geht es darum, eine breit gefächerte Palette möglicher Ansätze
aufzuzeigen, mit denen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jeder Form von
Diskriminierung entschieden entgegengetreten werden kann.

Die Beratungen der Kommission haben unter anderem gezeigt, dass Berlin im Vergleich mit
anderen Bundesländern im Kampf gegen Diskriminierung teilweise gut oder zumindest besser
als im Bundesvergleich aufgestellt ist. Dennoch haben Antisemitismus, Rassismus und andere
Formen von Diskriminierung nach wie vor dort, wo es Menschen entweder als Individuum
oder auf Grund der Zuschreibung zu bestimmten Gruppen sowohl im Alltag als auch zum
Beispiel im Kontakt mit Behörden oder anderen staatlichen Stellen unmittelbar oder mittelbar
betrifft, nach wie vor erhebliche beeinträchtigende Auswirkungen für die Betroffenen. Dies
wiederum – auch das wurde bei der Arbeit der Kommission deutlich – gefährdet nicht nur die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, sondern den gesellschaftlichen Zusammenhalt als
Ganzes erheblich. Denn jede Ideologie von gruppenbezogenem Hass, jede Form von
Diskriminierung und Rassismus, steht gegen den Geist unseres Grundgesetzes und gegen die
Würde und Gleichwertigkeit der Menschen.

Es gilt also in vielen Bereichen, die unser Zusammenleben betreffen, noch reichlich
vorhandenes Potential zu heben, um unsere Demokratie, unsere Gesellschaft und das Berliner
Gemeinwesen, die ausdrücklich Vielfalt in all ihren Aspekten miteinschließen, zukunftsfest
zu machen. Es fällt nun denjenigen, die nach uns kommen, zu, aus den hier dokumentierten
Positionen und Empfehlungen die nötigen Schlussfolgerungen zu ziehen und diese
anschließend in konkretes politisches und gesellschaftliches Handeln zu übersetzen. Das ist
der Auftrag, den uns auch die Expertinnen und Experten für die Zukunft mitgegeben haben.

Als Vorsitzender der Kommission danke ich ausdrücklich allen, die sich an der Arbeit der
Kommission beteiligt haben. Dies schließt neben der Vielzahl der Expertinnen und Experten
aus Forschung, Lehre und Praxis, aber auch aus den verschiedensten Bereichen der
Zivilgesellschaft, die für Anhörungen und weitere Stellungnahmen zur Verfügung standen,
vor allem auch die von den Fraktionen vorgeschlagenen sachverständigen Mitglieder der
Kommission mit ein. Ihre mit großem persönlichen Engagement eingebrachten Perspektiven
und Erfahrungen haben die Beratungen in einer Weise bereichert, die im „normalen“ und zum
Teil hektischen Parlamentsalltag nicht möglich gewesen wäre. Ihren Einsatz möchte ich daher
an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich würdigen. Mein Dank gilt darüber hinaus den
beteiligten Senatsverwaltungen, darunter stellvertretend und federführend die
Senatsverwaltungen für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung sowie für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt nebst den dort
jeweils damit befassten zahlreichen Mitarbeitenden, die die Arbeit der Kommission durch die
Beantwortung der Vielzahl der an den Senat gerichteten Fragen unterstützt haben. Und nicht
zuletzt gilt mein Dank den Mitarbeitenden im Kommissionsbüro im Abgeordnetenhaus von
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Berlin, die mit großem persönlichen Einsatz die Arbeit der Kommission begleitet und
bereichert haben.

Ich bin überzeugt, dass Berlin die Chance hat, Vorbild zu sein für Metropolen weltweit, wenn
es gelingt, die Arbeit an den behandelten Problemen und Fragestellungen auch in Zukunft
fortzusetzen sowie die hier im Folgenden dargestellten Maßnahmen und Empfehlungen
demokratisch zu begleiten und umzusetzen.

Raed Saleh, MdA
Vorsitzender
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A. Auftrag und Vorgehensweise der Kommission

I. Einsetzungsbeschluss, Mitglieder, Verfahrensregeln

Gemäß Artikel 44 Absatz 3 Verfassung von Berlin (VvB) i.V.m. § 24 Absatz 1 der
Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von Berlin (GO Abghs) hat das Parlament ein
besonderes Einsetzungsrecht für Enquete-Kommissionen zur Vorbereitung von
Entscheidungen über umfangreiche oder bedeutsame Sachverhalte in einem Lebensbereich.
Charakteristikum dieses Gremiums ist die Zusammensetzung. So gehören neben
Abgeordneten auch sachverständige Personen, die nicht Mitglieder des Abgeordnetenhauses
sind, der Enquete-Kommission an.

Die Geschäftsordnung schreibt weiterhin fest, wie die Zusammensetzung der Kommission
organisiert wird und welche Mehrheiten gelten:

„Das Abgeordnetenhaus legt die Anzahl der Mitglieder insgesamt und den Anteil der
Mitglieder fest, die nicht dem Abgeordnetenhaus angehören. Die Zahl der Mitglieder, die dem
Abgeordnetenhaus angehören, muss die Zahl der übrigen Kommissionsmitglieder
übersteigen.“ (§ 24 Absatz 2 GO Abghs)

In der 19. Wahlperiode wurde auf dieser Grundlage die Enquete-Kommission mit dem Titel
„Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ eingesetzt, um Strategien für ein
solidarisches Zusammenleben in Berlin zu erarbeiten. Im Rahmen ihres Auftrags hat sich die
Kommission mit Fragen befasst, wie gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt und Formen
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wirksam begegnet werden kann. Die Ergebnisse
sind in diesem Abschlussbericht zusammengefasst.

1. Einsetzungsbeschluss

Auf den gemeinsamen Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD des
Abgeordnetenhauses von Berlin vom 26. Juni 20241 setzte das Abgeordnetenhaus die
Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus,
Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ ein und fasste hierzu in
seiner 58. Sitzung der 19. Wahlperiode am 19. Dezember 2024 folgenden Beschluss2:

„Einsetzung einer Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen
Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“

I.

Das Abgeordnetenhaus richtet gemäß § 24 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses
von Berlin eine Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen
Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ ein.

1 Abghs. Drs. 19/1804; siehe dazu auch Änderungsantrag 19/1804-1.
2 Abghs. Drs. 19/2068.

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/DruckSachen/d19-1804.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/DruckSachen/d19-1804-1.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/PlenarPr/p19-058bs1804.pdf
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II.
Präambel

Berlin sah sich in seiner wechselvollen Geschichte immer wieder größten Herausforderungen
ausgesetzt. Kriege, das präzedenzlose Verbrechen der Shoa, Teilung und Wiedervereinigung
sind als prägende Ereignisse bis heute wirksam. Trotz aller Umwälzungen hat sich Berlin zu
einem Symbol der Freiheit entwickelt. Die Aufnahme vieler Flüchtlinge aufgrund des
Ukraine-Kriegs und aus anderen Weltregionen, Pandemiefolgen, Wohnungsknappheit und
steigende Lebenshaltungskosten sind ebenso Herausforderungen der Gegenwart wie
demokratiegefährdende Bestrebungen aus dem In- und Ausland. Unser gesellschaftlicher
Zusammenhalt und das freiheitliche und friedliche Zusammenleben in einer offenen
Gesellschaft sind gefährdet.

Der Antisemitismus in Deutschland war immer gegenwärtig. Der Terroranschlag der Hamas
auf Israel und der Krieg in Gaza haben zu einem starken Anstieg an antisemitischen
Übergriffen geführt. Desgleichen ist im gegenwärtigen gesellschaftlichen Klima ein
besorgniserregender Anstieg von Muslimfeindlichkeit zu beobachten, der die
gesellschaftliche Spaltung verschärft. Der aktuelle Rassismusmonitor zeigt ebenso eine
besorgniserregende Diskriminierung gegen Schwarze Menschen wie auch Sinti und Roma.
Berlin muss aktiv gegen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form der
Diskriminierung vorgehen.

Ausgangspunkt für die Arbeit der Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen
Zusammenhalt, gegen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von
Diskriminierung“ bildet die gemeinsame Wertebasis der in unserem Grundgesetz
niedergelegten Freiheitlich Demokratischen Grundordnung.

III.
Arbeitsauftrag

Die Enquete-Kommission wird beauftragt mit der Erarbeitung von Empfehlungen, wie der
gesellschaftliche Zusammenhalt gestärkt und Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jeder Form der Diskriminierung begegnet werden kann. Dabei
sollen folgende Themenkomplexe u. a. berücksichtigt werden:

1. Ausgangspunkt der Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen
Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“
bildet die gemeinsame Wertebasis der in unserer Verfassung niedergelegten Freiheitlich
Demokratischen Grundordnung. Zu klären ist, welche Bedeutung die Freiheitlich
Demokratische Grundordnung des Grundgesetzes für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt und für die Vermeidung von Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jeder Form von Diskriminierung hat. Welchen genauen Inhalt
haben die Grundprinzipien der Freiheitlich Demokratischen Grundordnung? Wie können
diese Grundprinzipien für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und zur Vermeidung von
Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung
gestärkt werden?

2. Die Enquete-Kommission beleuchtet die verschiedenen Arten des Antisemitismus sowie
seine Entwicklung in der Berliner Gesellschaft insgesamt und in den einzelnen Milieus
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sowie die bestehenden Maßnahmen zur Bekämpfung des Antisemitismus und erarbeitet
Empfehlungen zur Verbesserung und Weiterentwicklung.

3. Die Enquete-Kommission beleuchtet die verschiedenen Arten der Muslimfeindlichkeit
sowie ihre Entwicklung in der Berliner Gesellschaft insgesamt und in den einzelnen
Milieus sowie die bestehenden Maßnahmen zur Bekämpfung der Muslimfeindlichkeit und
erarbeitet Empfehlungen zur Verbesserung und Weiterentwicklung.

4. Die Enquete-Kommission beleuchtet die verschiedenen Arten des Rassismus,
insbesondere gegen Schwarze Menschen und Sinti/Roma, sowie seine Entwicklung in der
Berliner Gesellschaft insgesamt und in den einzelnen Milieus sowie die bestehenden
Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und erarbeitet Empfehlungen zur
Verbesserung und Weiterentwicklung.

5. Die Enquete-Kommission soll einen Rahmen für den Schutz vor Diskriminierung
empfehlen und der Frage nach struktureller Benachteiligung von Gruppen nachgehen.
Dabei soll die Selbstbefähigung benachteiligter Gruppen zur Überwindung von
Diskriminierung durch Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jeder Form von Diskriminierung sowie die mögliche
Verknüpfung mit bestehenden Gesetzen gestärkt werden. Der Blick auf diese
Diskriminierungssphären soll intersektional gerichtet sein und insbesondere soziale
Fragen mitbeleuchten. Die Enquete-Kommission als zentrale Instanz soll dabei die
vorhandene Expertise berücksichtigen. Dabei ist es wichtig, im Kontext der
Intersektionalität alle Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zu betrachten und
eine umfassende Darstellung der Diskriminierungssituation in Berlin zu bieten.

6. Des Weiteren soll untersucht werden, wie das „Wir- und Zusammengehörigkeitsgefühl“
der Menschen in Deutschland und die Identifikation mit der Bundesrepublik Deutschland
gestärkt werden können. Ein solches positives Identitätsangebot auf Basis der Freiheitlich
Demokratischen Grundordnung fördert eine offene Gesellschaft, die gegen Polarisierung
resilient ist. Das Engagement für die Gemeinschaft fördert immer auch Offenheit,
Toleranz, Identifikationsfähigkeit und somit gesellschaftlichen Zusammenhalt. Hier sollen
neben integrationspolitischen Maßnahmen auch die Bedeutung, Chancen und
Voraussetzungen für die Stärkung ehrenamtlichen Engagements und eines
Gesellschaftsdienstes bspw. in Hilfsorganisationen, Sportvereinen, karitativen
Einrichtungen und sonstigen Organisationen und Initiativen zur Förderung von
Begegnungen und Zusammenhalt von Menschen erörtert und Handlungsempfehlungen
erarbeitet werden.

7. Maßnahmenträger zur Prävention und Bekämpfung von Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jeder Form der Diskriminierung sollen die besten
Voraussetzungen für ihre wichtige Arbeit in Berlin haben. Damit geht einher eine enge
und konstruktiv-kritische Begleitung und Überprüfung der Wirksamkeit, Effizienz und
Kohärenz, die es erlaubt, bestehende Konzepte in einem dynamischen Feld
weiterzuentwickeln.
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Arbeitsweise

Die Enquete-Kommission konzentriert sich auf bestehende Strukturen und auf die
Entwicklung und Umsetzung effektiver Maßnahmen. Denn die Nutzung von vorhandenem
Wissen und die Kontinuität in der Arbeit für gesellschaftlichen Zusammenhalt gegen
Diskriminierung fördern die Kohärenz der Bemühungen und maximieren die Wirkung für
marginalisierte Gruppen. Im Rahmen der Enquete-Kommission sollen Maßnahmen zur
Prävention von Extremismen aller Phänomenbereiche, Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und anderen Formen von Diskriminierung ergriffen werden, um Gewalt
und Diskriminierung zu verhindern. Gleichzeitig müssen Strukturen und Maßnahmen, die den
gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern, gestärkt werden.

Das Abgeordnetenhaus beauftragt die Enquete-Kommission daher mit der Bearbeitung
folgender Themenkomplexe:

1. Bedarfsanalyse

In der Bedarfsanalyse soll identifiziert werden, welche gut funktionierenden Initiativen und
Maßnahmen sich positiv auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt auswirken. Der Bedarf
richtet sich dabei auf die Frage, welche Ressourcen zur nachhaltigen Stärkung dieser
erfolgreichen Praktiken nötig sind und welche Elemente aus diesen Erfahrungen in andere
Aktivitäten übertragen werden können.

Im Weiteren soll eine umfassende Bedarfsanalyse von der Enquete-Kommission durchgeführt
werden, um Diskriminierungsformen und -strukturen zu identifizieren und gegebenenfalls
Arbeitsdefinitionen zu erarbeiten. Dabei sollen staatliche Einrichtungen wie
Verwaltungsorgane, das Abgeordnetenhaus, Bildungs- und Forschungseinrichtungen,
Justizbehörden, Polizei und Feuerwehr sowie Kultureinrichtungen und landeseigene Betriebe
einbezogen werden. Auch gesellschaftliche Bereiche wie die Gesundheitsversorgung,
Bildung, Arbeitsmarkt, Wohnungsmarkt, Wissenschaft und (soziale) Medien sollen analysiert
werden, um ein umfassendes Bild der Diskriminierung und handelnden Akteure in Berlin zu
erhalten.

 Datenerhebungen und Forschung: Analyse der Diskriminierungssituation in Berlin
und der vorhandenen Ressourcen für gesellschaftlichen Zusammenhalt

 Mapping: Bestandsaufnahme der zentralen und dezentralen
Antidiskriminierungsstrukturen in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen und
Institutionen, Identifizierung von Überschneidungen und Lücken sowie der Akteure,
welche sich für gesellschaftlichen Zusammenhalt einsetzen

 Stakeholder-Engagement: Interdisziplinäre Zusammenarbeit und Konsultationen mit
Betroffenen, zivilgesellschaftlichen Akteuren, Fachpersonen, LADS, LADG-
Ombudsstelle, Ansprechpersonen für Phänomene, Beiratsstrukturen und Gremien,
betreffende Organisationseinheiten der Senatsverwaltung für Kultur und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie für Inneres und Sport und für Bildung,
Jugend und Familie, usw.
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2. Arbeitsgrundlagen

Folgende Wissensbestände sollen der Enquete-Kommission u.a. als Arbeitsgrundlage dienen:
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Berliner Verfassung, Gesetze des Landes
Berlin/Deutschland/EU, Verwaltungsvorschriften des Landes Berlin, Landesprogramme,
Handlungs- und Maßnahmenstrategien, Gremien- und Kommissionsempfehlungen,
Forschungs- und Wissenschaftsuntersuchungen, Hochschul- und Schulrecht, Eckpunkte
Demokratieförder- und Landespräventionsgesetz, VAB, Wissensbestände des Senats und
Drucksachen des AGH, insbesondere EU-Strategie gegen Antisemitismus und für Jüdisches
Leben (2021), Nationale Strategie der Bundesregierung gegen Antisemitismus und für
jüdisches Leben (NASAS), Beschluss des Abgeordnetenhauses von Berlin vom 31. Mai 2018
„Gegen jeden Antisemitismus! – Jüdisches Leben in Berlin schützen“ (Drs. 18/1061),
Berliner Landeskonzept zur Weiterentwicklung der Antisemitismus-Prävention sowie
Umsetzungsberichts des Berliner Ansprechpartners zu Antisemitismus (Drs. 19/0300).

3. Ziel

Die Enquete-Kommission soll Empfehlungen für die Stärkung des gesellschaftlichen
Zusammenhalts und zur wirksamen Begegnung von Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jeder Form von Diskriminierung im Land Berlin erarbeiten.
Es sollen Handlungsempfehlungen entwickelt werden, die politische und administrative
Maßnahmen in allen Verwaltungsbereichen und auf Senatsebene umfassen, um langfristige
Verbesserungen zu erzielen. Des Weiteren soll erörtert werden, wie langfristige
Unterstützung für Präventionsangebote wie Begegnungs-, Beratungs- und Bildungsangebote
zu schaffen sind, um das demokratische Gemeinwesen zu stärken.

IV.
Die Enquete-Kommission besteht aus 26 Mitgliedern, von denen 14 dem Abgeordnetenhaus
angehören.

V.
Jede Fraktion erhält für die personelle Ausstattung der Enquete-Kommission eine pauschale
Erstattung nach § 8 Abs. 6 des Fraktionsgesetzes. Diese entspricht für die Dauer der Tätigkeit
der Enquete-Kommission monatlich dem Entgelt einer Vollzeitstelle in Höhe der jeweils
geltenden Vergütung für die Entgeltgruppe E13/3 TV-L. Diese beträgt derzeit 4748,54 Euro
zzgl. Arbeitgeberanteil monatlich und wird entsprechend der Tarifentwicklung ggf.
rückwirkend angehoben.

§ 10 Abs. 1 des Fraktionsgesetzes gilt entsprechend.

VI.
Die Enquete-Kommission legt dem Abgeordnetenhaus im Jahr 2025 einen Zwischenbericht
vor sowie im Jahr 2026 einen Abschlussbericht.“
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2. Zusammensetzung und personelle Unterstützung der Kommission

2.1 Mitglieder

Laut Einsetzungsbeschluss sollte die Enquete-Kommission aus insgesamt 26 Mitgliedern
bestehen, von denen 14 dem Abgeordnetenhaus angehören. Mit Beschluss3 vom 27. Februar
2025 wurden folgende Personen als Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder gewählt:

2.1.1 Abgeordnete

Folgende Abgeordnete wurden als Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder gewählt:

Mitglieder Stellvertretende Mitglieder

Fraktion der CDU
Dennis Haustein Tom Cywinski
Dr. Timur Husein Burkard Dregger
Stephan Lenz Danny Freymark
Katharina Senge Niklas Graßelt
Dirk Stettner (Sprecher) Aldona Maria Niemczyk

Fraktion der SPD
Mirjam Golm Marcel Hopp
Orkan Özdemir (Sprecher) Ülker Radziwill
Raed Saleh (Vorsitzender) Linda Vierecke

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
Tuba Bozkurt Dr. Bahar Haghanipour
Bettina Jarasch Dr. Susanna Kahlefeld
Sebastian Walter (Sprecher) Louis Krüger

Fraktion Die Linke
Elif Eralp (Sprecherin) Dr. Klaus Lederer
Anne Helm Katina Schubert

2.1.2 Sachverständige

Folgende sachverständige Personen, die nicht Mitglieder des Abgeordnetenhauses sind,
wurden als Mitglieder bzw. als persönliche Stellvertreter und Stellvertreterinnen gewählt:

Mitglieder Persönliche Stellvertretung

Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma Peggy Piesche
Marina Chernivsky Eva Andrades
Dr. Marcus Funck Prof. Dr. Stephan Lehnstaedt
Saraya Gomis Hajdi Barz

3 Siehe auch Beschluss vom 26. Juni 2025 über Nachwahl eines stv. Mitglieds, Abghs. Drs. 19/2535.

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/PlenarPr/p19-068bs2535-wahl.pdf
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Prof. Dr. Stephan Grigat  Güner Balcı (bis Mai 2025)/
Eren Güvercin (seit Juni 2025)

Derviş Hızarcı Saba-Nur Cheema
Ahmad Mansour Prof. Dr. Hendrik Hansen
Jamuna Oehlmann Prof. Dr. Christina Brüning
Prof. Dr. Roland Roth Dr. Tim Wihl
Dr. Cihan Sinanoğlu Dr. Seyran Bostancı
Prof. Dr. Barbara Zehnpfennig Sigmount Königsberg

Die Personen auf Vorschlag der AfD-Fraktion – sowohl die vorgeschlagenen Abgeordneten
als auch die (stv.) Sachverständigen – wurden nicht zu Mitgliedern gewählt, sodass
schlussendlich zeitweise insgesamt 24 Mitglieder, 13 Abgeordnete und 11 Sachverständige,
als Mitglieder an der Arbeit der Kommission mitgewirkt haben. Die auf Vorschlag der
Fraktion Die Linke gewählte Sachverständige Saraya Gomis und stellvertretene
Sachverständige Hajdi Barz legten am 12. Dezember 2025 ihr Amt als Mitglieder der
Kommission nieder, sodass die Kommission ab dann tatsächlich aus 22 Mitgliedern bestand.

2.2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktionen

Die Arbeit der Kommission wurde durch folgende Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeiter unterstützt:

Fraktion der CDU
Artur Fröhlich

Fraktion der SPD
Sarah Stanisławska

Fraktion Bündnis 90/Die Grüne
Serina Taylor

Fraktion Die Linke
Dr. Jennifer Petzen

2.3 Parlamentsverwaltung

Seitens der Verwaltung des Abgeordnetenhauses von Berlin wurde die Enquete-Kommission
bei ihrer Arbeit vom Plenar- und Ausschussdienst (Abteilung III) geschäftsmäßig,
organisatorisch und inhaltlich beratend unterstützt.

Dabei standen der Kommission folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Kommissionsbüros zur Verfügung:

Kommissionsreferentin: Christina Winkler-Becker
Wissenschaftlicher Mitarbeiter: Salvador E. Becker
Geschäftsstelle: Talajeh Choobin
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Die Wort- und Inhaltsprotokolle wurden vom Bereich Plenar- und Ausschussprotokolle
erstellt.

3. Konstituierung und Verfahrensregeln

Die Enquete-Kommission trat am 28. März 2025 zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammen
und wählte entsprechend der vom Ältestenrat des Abgeordnetenhauses beschlossenen
Verteilung der Funktionspositionen Herrn Abg. Raed Saleh (SPD) zum Vorsitzenden, Frau
Abg. Tuba Bozkurt (Grüne) zur stellvertretenden Vorsitzenden, Frau Abg. Elif Eralp (Linke)
zur Schriftführerin und Herrn Abg. Stephan Lenz (CDU) zum stellvertretenden Schriftführer.

Für die Verfahrensweise der Enquete-Kommission wurden einvernehmlich folgende
Verfahrensregeln vereinbart:

1. Bezeichnung

Die Bezeichnung der Enquete-Kommission lautet „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt,
gegen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“.

2. Sitzungstermine

Die Kommission tagt einmal im Monat. Als regulärer Sitzungstermin wurde Freitagvormittag,
11.00 Uhr, in der Plenarwoche vereinbart.

3. Sitzungsdauer

Die Sitzungsdauer soll maximal sechs Stunden betragen. Eine Pause findet statt.

4. Öffentlichkeit

Die Sitzungen sollen in der Regel öffentlich sein und digital übertragen werden.

Die Aussprachen in nichtöffentlichen Sitzungen der Kommission sind vertraulich zu
behandeln (§ 53 Abs. 3 GO Abghs).

5.  Zusammensetzung und Rechte der stellvertretenden Mitglieder

Die Kommission besteht gemäß § 24 Abs. 3 GO Abghs aus den nach den Vorschlägen der
Fraktionen vom Abgeordnetenhaus gewählten Mitgliedern.

Die ordentlichen Mitglieder der Kommission sollen grundsätzlich an den Sitzungen
teilnehmen. Ist ein ordentliches Mitglied der Kommission verhindert, an einer Sitzung oder
Teilen einer Sitzung teilzunehmen, so tritt für die Dauer der Verhinderung eine gewählte
Stellvertreterin/ein gewählter Stellvertreter an seine Stelle.
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Die Vertretung der sachverständigen Mitglieder erfolgt jeweils durch die persönliche
Stellvertreterin/den persönlichen Stellvertreter. Die Mitglieder des Abgeordnetenhauses
werden durch ein gewähltes stellvertretendes Mitglied der jeweiligen Fraktion vertreten.

Die Kommissionsmitglieder werden gebeten, sich unter Beachtung dieser Vertretungs-
regelungen selbst um eine Vertretung unter den gewählten Stellvertreter/-innen zu bemühen,
damit die zahlenmäßig korrekte Vertretung aller Fraktionen und sachverständigen Mitglieder
sichergestellt ist.

Die gewählten Stellvertreter/-innen haben nur bei Abwesenheit eines ordentlichen Mitglieds
ein Sitz-, Rede- und Stimmrecht. Die Anwesenheit von gewählten Stellvertreter/-innen in
öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen ist gestattet.

6. Einsetzung einer Sprecher/innenrunde

Zur Vorbereitung der Kommissionssitzungen wird eine Sprecher/-innenrunde eingesetzt. Die
Sprecher/-innenrunde erhält die Kompetenz für verfahrensleitende Maßnahmen, wie z.B. die
Festsetzung von Fragenkatalogen, Auswahl von Anzuhörenden, Festlegung von
Zusatzterminen, Abstimmung der Tagesordnung sowie Verabredungen und Vorbereitungen
von Pressekonferenzen und -gesprächen.

7.  Tagesordnung der nächsten Sitzung

Entsprechend § 25 Abs. 3 GO Abghs beruft die/der Vorsitzende oder – im Falle ihrer/seiner
Verhinderung – die/der stellvertretende Vorsitzende die Kommission unter Angabe der
Tagesordnung ein. Eine vorhergehende Abstimmung der Tagesordnung mit den Sprecher/-
innen der Fraktionen findet statt.

8. Teilnahme von Mitgliedern des Senats

Die Kommission erwartet die Teilnahme der zuständigen Senatsverwaltung auf Hausleitungs-
und Fachleitungsebene an allen Sitzungen.

9.  Redezeit

Die Redezeit der Mitglieder der Kommission wird nicht begrenzt, soll aber in Einklang mit
der Sitzungsdauer stehen.

10. Anhörungen

Die Kommission kann Anhörungen durchführen. Jede Fraktion kann pro Anhörung
grundsätzlich eine anzuhörende Person benennen. Nach Absprache in der Sprecher/-
innenrunde kann die Anzahl der Anzuhörenden erhöht werden.
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Die Fraktionen übermitteln dem Kommissionsbüro die Anschriften, Telefonnummern und E-
Mail-Adressen der von ihnen benannten Personen sowie ggf. die Institutionen, über welche
diese Personen eingeladen werden sollen. Darüber hinaus kann die Kommission um
schriftliche Stellungnahmen von Anzuhörenden bitten, die in der Sitzung besprochen werden.
Nach den Anhörungen findet eine Diskussion zwischen den Mitgliedern der Kommission
statt. Die Anzuhörenden können sich auf eigenen Wunsch an der anschließenden Aussprache
beteiligen.

11. Anwesenheitsliste

Mitglieder der Kommission werden gebeten, sich in die zu jeder Sitzung ausliegende
Anwesenheitsliste einzutragen.

12. Protokollierung

Gemäß § 24 Abs. 5 S. 2 GO Abghs werden über die Verhandlungen der Kommission
Protokolle gefertigt. Über jede Sitzung – öffentlich oder nichtöffentlich − werden
grundsätzlich Beschlussprotokolle und Inhaltsprotokolle, bei entsprechendem Beschluss der
Kommission Wortprotokolle gefertigt. Die Protokolle erhalten (ausschließlich elektronisch)
alle Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder, die benannten Mitarbeiter/-innen der
Fraktionen in der Kommission, Anzuhörende, die zur Anhörung erschienen sind, sowie die
zuständige Senatsverwaltung.

13. Einladungen

Einladungen zu Sitzungen der Kommission erhalten (ausschließlich elektronisch) die
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Kommission, die benannten Mitarbeiter/-
innen der Fraktionen in der Kommission und die zuständige Senatsverwaltung.

14. Arbeitsunterlagen

Der Austausch und die Verteilung von Unterlagen erfolgt über das Büro der Kommission und
grundsätzlich ausschließlich elektronisch an alle Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
der Kommission, die benannten Mitarbeiter-/innen der Fraktionen in der Kommission und die
zuständige Senatsverwaltung.

Die Kommission kann auf Antrag einer Fraktion zur Unterstützung ihrer Arbeit Unterlagen
von der Verwaltung anfordern. Wenn kein Abgabetermin bestimmt ist, sollen die Unterlagen
bis zu einen Tag vor der nächsten Sitzung zur Verfügung gestellt werden.

Arbeitsmaterialien, die im Einzelfall nicht elektronisch verteilt werden können, werden im
Büro der Kommission zur Einsichtnahme bereitgehalten.

Soweit es sich um Unterlagen handelt, die nicht veröffentlicht sind, sind ggf. die
Bestimmungen zur Vertraulichkeit (§ 53 GO Abghs) oder zum Geheimschutz (§ 54 GO
Abghs) zu beachten.
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15. Information der Medien

Die Unterrichtung der Presse und der Informationsmedien über öffentliche Sitzungen der
Kommission erfolgt entsprechend § 26 Abs. 5 Satz 6 GO Abghs durch die/den Vorsitzende/n.
Hierbei werden die Sprecher/innen der Fraktionen beteiligt.

Pressekonferenzen werden gemeinsam durchgeführt. Pressekonferenzen sollen in der Regel,
jedoch mindestens bei jeder dritten Sitzung stattfinden und maximal eine Stunde dauern.
Diese leitet der/die Vorsitzende der Kommission, die/der mit einem Eingangsstatement
eröffnet. Sodann kommen die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen nach
Fraktionsstärke mit Eingangsstatements an die Reihe. Zudem kann in der Sprecher/-
innenrunde festgelegt werden, welche/-r Sachverständige/-r (bei Bedarf auch mehrere) an der
Pressekonferenz teilnimmt bzw. teilnehmen.

16. Foto-, Film- und Tonaufnahmen

Bei nichtöffentlichen Sitzungen sind Aufnahmen der Medien nur bis zur Eröffnung der
Sitzung zulässig.

17.  Störungsfreier Sitzungsablauf

Die Kommissionsmitglieder werden gebeten, den Sitzungsablauf nicht durch den Gebrauch
von Mobiltelefonen oder anderen elektronischen Geräten zu stören.

Am 16. Januar 2026 beschloss die Enquete-Kommission ergänzend, dass die in der
Kommission vertretenen Fraktionen das Recht erhalten, dem Abschlussbericht eigene
Stellungnahmen anzufügen.
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II. Arbeits- und Vorgehensweise

Die Enquete-Kommission trat bis zum 5. Juni 2026 insgesamt 12 Mal zusammen.
Abweichend von § 24 GO Abghs tagte sie bis einschließlich der neunten Sitzung
grundsätzlich öffentlich. Ab der zehnten Sitzung wurde nichtöffentlich getagt.

Als Grundlage für die Arbeit der Kommission ließ sie sich vom Senat sowie den
nachgeordneten Behörden den aktuellen Sachstand darlegen, führte Anhörungen von
Expertinnen und Experten durch und bezog schriftliche Stellungnahmen sachverständiger
Kommissionsmitglieder sowie weiterer fachkundiger Personen in ihre Erkenntnisgewinnung
ein.

Mit dem Ablauf der neunten Sitzung der Enquete-Kommission am 5. Dezember 2025 endeten
die Anhörungen zur Einholung von Expertise. Es wurde in die Erstellung dieses Berichts
eingetreten. Zu diesem Zwecke kam die Kommission zu weiteren drei Sitzungen zusammen.
Sämtliche Anhörungen, Berichte und Stellungnahmen in öffentlichen Sitzungen wurden auf
der Internetseite der Enquete-Kommission dokumentiert und sind dort öffentlich zugänglich.

1. Anhörungen

Im Zeitraum von der zweiten bis zur neunten Sitzung führte die Enquete-Kommission
insgesamt 15 Anhörungen durch und lud hierzu mit dem Ziel der vertieften
Erkenntnisgewinnung 54 Expertinnen und Experten zu den im Einsetzungsbeschluss
benannten Themenkomplexen ein.

2. Schriftliche Stellungnahmen

Im Anschluss an die jeweiligen Sitzungen bestand sowohl für die angehörten Personen als
auch für die sachverständigen Mitglieder der Kommission die Möglichkeit, schriftliche
Stellungnahmen einzureichen. Darüber hinaus verständigte sich die Kommission darauf,
ergänzende schriftliche Beiträge weiterer externer fachkundiger Personen zu den jeweils
behandelten Themenfeldern einholen zu können.

3. Information durch den Senat

Begleitend zu den Anhörungen wurden zu den jeweiligen Themenfeldern Vertreterinnen und
Vertreter der zuständigen Senatsverwaltungen eingeladen, die der Kommission Bericht
erstatteten. Die für die hiesige Enquete-Kommission zuständigen Senatsverwaltungen für
Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung waren zu jeder Sitzung vertreten.

Ab der siebten Sitzung wurden zur Vorbereitung auf die Sitzungen vorab Fragen der
Kommissionsmitglieder an den Senat gegeben, die von den jeweilig zuständigen
Senatsverwaltungen schriftlich beantwortet wurden.
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B. Eingeholte Expertise im Rahmen von öffentlichen Anhörungen

Im Folgenden werden die bereits benannten Anhörungen (siehe A. II. 1.) dokumentiert. Zum
Zwecke der Ergebnissicherung folgt im Anschluss daran eine zusammenfassende Übersicht
der in diesen Anhörungen geäußerten Forderungen und Empfehlungen.

I. Wesentliche Ausführungen

1. Gesetzliche Grundlagen aus dem Bereich des Antidiskriminierungsrechts

In ihrer zweiten Sitzung am 11. April 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit den gesetzlichen Grundlagen verschiedener Aspekte von Antidiskriminierung.
Insgesamt sieben Personen gaben im Rahmen einer Anhörung unter Punkt 1 der
Tagesordnung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den Mitgliedern der
Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Herr Dr. Lino Agbalaka, Migrationsrat Berlin e. V.,
 Frau Ferda Ataman, Unabhängige Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung,
 Herr Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz, Universität Fulda,
 Herr Safter Çınar, Türkischer Bund in Berlin-Brandenburg,
 Frau Soraia Da Costa Batista, Gesellschaft für Freiheitsrechte e. V.,
 Herr Dr. Felix Klein, Beauftragter der Bundesregierung für jüdisches Leben und die

Bekämpfung von Antisemitismus, sowie
 Frau Dr. Sandra Kostner, Pädagogische Hochschule Schwäbisch Gmünd.

Des Weiteren lagen zur Sitzung eine schriftliche Stellungnahme von Frau Soraia Da Costa
Batista4 sowie eine Präsentation von Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz5 vor.

Auf Bitten der Kommission stellten zudem u. a. die Staatssekretäre Herr Oliver Friederici,
Herr Falko Liecke und Herr Max Landero Alvarado für die Senatsverwaltungen für Kultur
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, für Bildung, Jugend und Familie, sowie für Arbeit,
Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung unter
Tagesordnungspunkt 2 Strukturen für Teilhabe und Antidiskriminierung in ihrem jeweiligen
Verantwortungsbereich dar und standen den Mitgliedern der Kommission für entsprechende
Nachfragen zur Verfügung. Ergänzt wurde dies durch entsprechende Ausführungen weiterer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, u. a. aus der Senatsverwaltung für Justiz und
Verbraucherschutz.

a) Wesentliche Ausführungen von Herrn Dr. Lino Agbalaka, Beisitzer im Migrationsrat
Berlin e. V.

Herr Dr. Agbalaka gab einen Überblick über das europäische Antidiskriminierungsrecht und
unterschied dabei zwischen den Rechtskreisen der Europäischen Union und des Europarats.
Beide Systeme seien rechtlich eigenständig, beeinflussten sich jedoch gegenseitig und
beruhten auf dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung, der sich in völkerrechtlichen

4 Siehe Kommissionsvorgang 0002.
5 Siehe Kommissionsvorgang 0001.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0002-st-an-Da%20Costa%20Batista.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0001-pr-an-Barskanmaz.pdf
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Verträgen, im EU-Primärrecht sowie in der Rechtsprechung der zuständigen Gerichtshöfe
niederschlage und über Rückkopplungen auch in das deutsche Recht wirke.

Bzgl. des Europarates hob Herr Dr. Agbalaka die Bedeutung der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) hervor. Artikel 14 EMRK verbiete Diskriminierung
beim Genuss der konventionsgeschützten Rechte anhand eines offenen Merkmalskatalogs.
Ergänzend verwies er auf das Zusatzprotokoll Nr. 12, das dieses Verbot auf alle national
gewährten Rechte ausdehne, jedoch nicht von allen Vertragsstaaten ratifiziert worden sei.
Außerdem enthalte die Europäische Sozialcharta in Artikel E ebenfalls ein
Diskriminierungsverbot. Als praxisbezogenes Element hob er die Europäische Kommission
gegen Rassismus und Intoleranz hervor, die rassistische und diskriminierende Entwicklungen
beobachte und sichtbar mache.

Für die Europäische Union beschrieb Herr Dr. Agbalaka die Zweiteilung in Primär- und
Sekundärrecht. Im Primärrecht bestehe die Charta der Grundrechte, insbesondere Artikel 20
zur Gleichheit vor dem Gesetz und Artikel 21 zum Diskriminierungsverbot, sowie Artikel 2
EUV und Artikel 10 AEUV, die Nichtdiskriminierung ausdrücklich als politischen
Handlungsauftrag formulierten. Auf dieser Grundlage seien sekundärrechtliche Regelungen
erlassen worden, insbesondere die Gleichbehandlungsrichtlinie im Beschäftigungsbereich und
die Antirassismusrichtlinie von 2000. Letztere erfasse nicht nur Beschäftigung, sondern auch
Wohlfahrtssysteme, soziale Sicherheit sowie den Zugang zu Gütern und Dienstleistungen.
Kritisch merkte Herr Dr. Agbalaka an, dass die seit Jahren geplante fünfte
Antidiskriminierungsrichtlinie, die eine horizontale Angleichung aller Diskriminierungs-
merkmale über alle Lebensbereiche hinweg ermöglichen soll, bislang politisch blockiert
werde.

Auf entsprechende Nachfragen von Seiten der Kommissionsmitglieder gab Herr Dr. Agbalaka
weitere Hinweise bzw. Auskünfte. So erläuterte er, dass aus UN-Konventionen für Individuen
regelmäßig keine unmittelbar einklagbaren Ansprüche folgten, diese aber in
Gesetzesbegründungen und in der nationalen sowie europäischen Rechtsprechung
berücksichtigt würden. Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
führten in der Regel zu Entschädigungen, nicht jedoch zu konkreten staatlichen
Handlungspflichten. Bzgl. des europäischen Vergleichs der Umsetzung führte
Herr Dr. Agbalaka aus, dass alle EU-Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Richtlinien
verpflichtet seien, dies jedoch sehr unterschiedlich ausgestalteten. Deutschland zähle mit
kurzen Fristen im Allgemeinen Gleichstellungsgesetz (AGG) zu den restriktiveren Staaten;
andere Länder verfügten über deutlich längere Fristen oder stärkere strafrechtliche Bezüge.
Im Hinblick auf positive Maßnahmen betonte Herr Dr. Agbalaka, dass diese europarechtlich
ausdrücklich zulässig seien. Die Antirassismusrichtlinie erlaube spezifische Maßnahmen zum
Ausgleich bestehender Benachteiligungen, ohne einen automatischen Vorrang bestimmter
Gruppen zu begründen; maßgeblich sei stets eine individuelle und objektive Bewertung. Zur
Umsetzung von Handlungsaufforderungen an die Verwaltung, die sich aus europäischem
Recht ergäben, erläuterte Herr Dr. Agbalaka, dass alle Mitgliedstaaten entsprechende
Verwaltungsstrukturen wie Beschwerdestellen geschaffen hätten. In Berlin bestehe mit der
parlamentarisch angebundenen Ombudsstelle eine besondere, aber funktional vergleichbare
Konstruktion. Zur Frage der Verhältnismäßigkeit staatlicher Reaktionen auf gesellschaftliches
Engagement verwies Herr Dr. Agbalaka auf das klassische verfassungsrechtliche
Prüfungsraster aus Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit und die notwendige
Abwägung zwischen Grundrechten und legitimen staatlichen Schutzinteressen.
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b) Wesentliche Ausführungen von Frau Ferda Ataman, Unabhängige
Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung

Frau Ataman hob zunächst die Bedeutung gesetzlicher Grundlagen für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt hervor. Diskriminierungen und Ausgrenzungen im Alltag würden häufig nicht
als rechtliches Problem wahrgenommen, obwohl sie zentrale Lebensbereiche beträfen. Genau
für diesen Bereich sei das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geschaffen worden,
das auf europäischen Vorgaben beruhe.

Das AGG schütze alle Menschen in Deutschland vor Diskriminierung aufgrund von sechs
Merkmalen: Alter, Behinderung oder chronische Erkrankung, Geschlecht, sexuelle Identität,
Religion oder Weltanschauung sowie rassistische und antisemitische Zuschreibungen.
Frau Ataman hob hervor, dass es sich um ein universelles Schutzgesetz handele, da jeder
Mensch eines oder mehrere dieser Merkmale aufweise. Gleichzeitig verwies sie auf
Schutzlücken, etwa beim Merkmal sozialer Status, das im Gesetz nicht enthalten sei, obwohl
entsprechende Diskriminierungserfahrungen häufig gemeldet würden.

Der Anwendungsbereich des AGG sei jedoch begrenzt. Er gelte beim Zugang zu Gütern und
Dienstleistungen, bei der Wohnungssuche und am Arbeitsplatz, unabhängig von Größe oder
Art des Arbeitgebers. Nicht erfasst seien dagegen Diskriminierungen durch staatliches
Handeln, etwa im Kontakt mit Behörden. Frau Ataman bezeichnete dies als bewusste
politische Entscheidung Deutschlands und als zentrale Schutzlücke, da Menschen im
Supermarkt besser geschützt seien als gegenüber dem Staat. In anderen europäischen Ländern
sei dies anders geregelt.

Frau Ataman berichtete aus der Praxis der Antidiskriminierungsstelle des Bundes von rund
11.000 gemeldeten Fällen, wobei Rassismus besonders häufig eine große Rolle spiele, aber
auch Diskriminierungen aufgrund von Behinderung, Geschlecht und Alter.
Altersdiskriminierung werde gesellschaftlich oft verharmlost, obwohl etwa jede zweite Person
entsprechende Erfahrungen angebe. Diskriminierungsschutz sei deshalb vergleichbar mit der
Straßenverkehrsordnung: Er solle Orientierung geben und Konflikte rechtlich einhegen.

Frau Ataman wies darauf hin, dass Deutschland im europäischen Vergleich eines der
schwächsten Antidiskriminierungsgesetze habe, insbesondere wegen der extrem kurzen
Fristen von zwei Monaten zur Rechtsdurchsetzung. Dies sei für Betroffene realitätsfern, etwa
bei sexueller Belästigung oder rassistischen Erfahrungen. Eine Reform des AGG sei daher
notwendig und im Koalitionsvertrag auf Bundesebene vorgesehen. Berlin hob sie
ausdrücklich als Vorreiter hervor, da mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz Schutzlücken
geschlossen worden seien.

Auf entsprechende Nachfragen erläuterte Frau Ataman zur kulturellen Prägung, dass diese
rechtlich kein geschütztes Merkmal sei. Das AGG knüpfe bewusst an klar definierte
Merkmale an, um Rechtssicherheit zu gewährleisten. Zur Akzeptanz von
Antidiskriminierungspolitik führte sie aus, dass diese hoch sei, wenn sie als Schutzgesetz
kommuniziert werde. Als Verbotspolitik missverstanden, sinke die Zustimmung. Gerade
Unternehmen nähmen das AGG zunehmend als hilfreiche Orientierung in polarisierten
Konfliktlagen wahr. Zur Beweislastumkehr erläuterte Frau Ataman, dass es keine
automatische Beweislastumkehr gebe. Erst bei Vorliegen von Indizien greife sie, was
insbesondere bei sexueller Belästigung notwendig sei, da solche Vorfälle häufig ohne Zeugen
stattfänden. Bezüglich der Rolle Berlins und Deutschlands auf europäischer Ebene stellte
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Frau Ataman dar, dass Deutschland seit Jahren die fünfte Antidiskriminierungsrichtlinie
blockiere, insbesondere im Bereich angemessener Vorkehrungen für Menschen mit
Behinderung. Berlin könne über Bundesratsinitiativen politischen Druck entfalten. Kritisch
hob sie hervor, dass es im Bundesrecht weder Verbandsklagen noch Prozessstandschaft gebe,
wodurch Betroffene hohe Kosten und Risiken allein trügen. Sie warnte zudem vor Kürzungen
bei Beratungsstrukturen in Berlin und plädierte eindringlich dafür, diese angesichts
wachsender Diskriminierungserfahrungen zu sichern und auszubauen.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz, Universität
Fulda

Herr Prof. Dr. Barskanmaz skizzierte zunächst die Grundarchitektur des deutschen und
europäischen Antidiskriminierungsrechts. Es sei ein vergleichsweise junges Rechtsgebiet, das
Europa- und Völkerrecht sowie auf nationaler Ebene als Querschnittsmaterie Öffentliches
Recht, Strafrecht und Zivilrecht verbinde. Antidiskriminierungsrecht arbeite typischerweise
mit Katalogen geschützter Merkmale und müsse nach dem Stand der Forschung intersektional
gedacht und angewendet werden; dies werde von deutschen Gerichten teilweise bereits
nachvollzogen. Er hob zudem den Anwendungsvorrang des EU-Rechts hervor und verwies
diesbezüglich auf menschenrechtliche Grundlagen wie Artikel 14 EMRK sowie auf Artikel 3
Absatz 2 und 3 Grundgesetz (GG) als zentrale nationale Bezugspunkte.

Herr Prof. Dr. Barskanmaz ging weiter insbesondere auf Artikel 14 EMRK als materielles und
prozedurales Diskriminierungsverbot ein: Neben dem Verbot von Diskriminierung sei auch
die Pflicht zu wirksamen Ermittlungen bei Straftaten mit möglichem rassistischen
Hintergrund festgeschrieben. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) habe
zudem positive Verpflichtungen der Vertragsstaaten anerkannt, also die Möglichkeit und in
bestimmten Konstellationen die Pflicht zu positiven Maßnahmen. Zugleich habe der EGMR
eine antidiskriminierungsfreundliche Linie im Bereich der Meinungsfreiheit entwickelt;
Holocaustleugnung sei etwa nicht vom Diskriminierungsverbot umfasst.

Zur Antirassismuskonvention erläuterte Herr Prof. Dr. Barskanmaz, dass diese bereits eine
völkerrechtlich belastbare Definition rassistischer Diskriminierung enthalte und Rasse,
Hautfarbe, Abstammung sowie nationale oder ethnische Herkunft breit erfasse. Nach
Artikel 2 bestehe die Verpflichtung der Vertragsstaaten, rassistische Diskriminierung zu
verurteilen und unverzüglich eine Politik zu ihrer Beseitigung in jeder Form zu verfolgen.
Exemplarisch dafür seien Verfahren, die dem Ausschuss vorgelegt wurden, unter anderem im
sogenannten „Sarrazin-Fall“.

Im Wege einer verfassungsrechtlichen Einordnung beschrieb Herr Prof. Dr. Barskanmaz
Artikel 3 Absatz 3 GG als Abwehrrecht mit Schutzpflichtdimension, wie sie in der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geklärt sei. Er stellte dar, dass das
Bundesverfassungsgericht mittelbare Diskriminierung etwa bei Geschlecht und Behinderung
bereits anerkannt habe; diese Linie sei auf das Diskriminierungsverbot wegen der „Rasse“
übertragbar. Besonders wichtig sei seit dem zweiten NPD-Urteil, dass das
Bundesverfassungsgericht Menschenwürde und das Diskriminierungsverbot wegen der
„Rasse“ mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung verknüpfe: Menschenwürde sei
egalitär zu verstehen; antisemitische oder rassistische Konzepte seien damit unvereinbar und
verstießen gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung. In einem späteren
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Nichtannahmebeschluss habe das Gericht rassistische Diskriminierung unter Umständen als
Menschenwürdeverletzung verstanden.

In Reaktion auf Beiträge anderer Anzuhörender stellte Herr Prof. Dr. Barskanmaz klar, dass
„benachteiligt“ und „bevorzugt“ in der verfassungsrechtlichen Kommentierung
spiegelbildlich zu verstehen seien; Artikel 3 Absatz 3 GG beinhalte ein Benachteiligungs-
verbot, das Bevorzugung als Kehrseite mitdenke. Auf entsprechende Fragen aus der Mitte der
Kommission erläuterte er die objektive Wertordnung der Grundrechte seit dem Lüth-Urteil
und konkretisierte dies anhand des „Ugah-Ugah“-Nichtannahmebeschlusses (2020): Die
arbeitsgerichtliche Bestätigung einer Kündigung nach rassistischer Beleidigung sei
verfassungsrechtlich getragen worden, weil die Äußerung eine Menschenwürdeverletzung
darstelle und mit Artikel 3 Absatz 3 GG kollidiere; daraus leite sich eine anerkannte
mittelbare Drittwirkung des Diskriminierungsverbots ab. Zur Frage, ob Rassismus strukturell
und institutionell zu verstehen sei, verwies Herr Prof. Dr. Barskanmaz auf die
Antirassismuskonvention und deren Entstehungskontext: Schon der Regelungsanspruch über
viele gesellschaftliche Bereiche zeige, dass strukturelle Diskriminierungsrealitäten adressiert
würden. Der Hinweis des Bundesverfassungsgerichts auf „strukturell diskriminie-
rungsgefährdete Gruppen“ sei gesicherter Rechtsbestand, auf den die Debatte aufbauen
müsse. Hinsichtlich möglicher Rechtfertigungen von Ungleichbehandlungen betonte Herr
Prof. Dr. Barskanmaz, der EGMR halte Ungleichbehandlung aufgrund der „Rasse“ in einer
demokratischen, offenen Gesellschaft für nicht rechtfertigungsfähig. Auf eine Frage zur US-
Supreme-Court-Rechtsprechung ordnete er ein, die Lage sei komplexer als die These,
Affirmative Action sei insgesamt für verfassungswidrig erklärt worden; zugleich seien
positive Maßnahmen nach europäischem und deutschem Recht grundsätzlich zulässig (etwa
bei Frauenförderung und Behinderung) und die Übertragbarkeit auf rassismusbezogene
Konstellationen werde aktuell diskutiert. Abschließend stellte Herr Prof. Dr. Barskanmaz –
auch im Kontext der Zusammenhaltsdebatte – dar, dass die verbindliche Grundlage der
Diskussion die freiheitlich demokratische Grundordnung mit den Säulen Menschenwürde,
Rechtsstaat und Demokratie sei; das Diskriminierungsverbot habe in der jüngeren
Rechtsprechung dadurch erheblich an Gewicht gewonnen. Ergänzend stellte eine Folie der
Präsentation von Prof. Dr. Barskanmaz aus rechtssoziologischer Perspektive Empfehlungen
dar, die vom Antidiskriminierungsrecht zu erwarten seien. Dazu zählen Polizeibeschwerde-
stellen und alternative Streitbeilegungen.

d) Wesentliche Ausführungen von Herrn Safter Çınar, Sprecher des Türkischen Bundes
in Berlin-Brandenburg e. V.

Herr Çınar schilderte, dass der Aspekt der Repräsentanz von Menschen mit
Migrationshintergrund in der Berliner Verwaltung bereits bei der Erarbeitung des
Partizipations- und Integrationsgesetzes (PartIntG) intensiv diskutiert worden sei. Um diese
Frage belastbar bewerten zu können, habe man sich bewusst für eine anonyme und freiwillige
Erhebung entschieden, da bloße Vermutungen keine ausreichende Grundlage für politische
Maßnahmen seien.

Einer von Januar bis März 2024 durchgeführten Umfrage zufolge hätten 21,7 Prozent der
befragten Beschäftigten in der Berliner Verwaltung angegeben, einen Migrationshintergrund
zu haben. Diese Zahl sei jedoch vorsichtig zu interpretieren, da nicht alle Betroffenen an der
Befragung teilgenommen hätten; er bewerte das Ergebnis insgesamt als ausbaufähig und
zugleich als Fortschritt. Herr Çınar erinnerte daran, dass durch das PartIntG auch
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Stellenausschreibungen ausdrücklich für Menschen mit Migrationshintergrund geöffnet
wurden, um Hemmschwellen abzubauen. Seitdem habe sich durchaus Bewegung gezeigt,
auch wenn Menschen mit Migrationsgeschichte in höheren Hierarchieebenen weiterhin
deutlich unterrepräsentiert seien.

Besonders hob Herr Çınar Unterschiede zwischen einzelnen Bereichen des öffentlichen
Dienstes hervor. Während das Interesse an einer Tätigkeit bei der Polizei hoch sei, gelte dies
nicht in gleicher Weise für die Feuerwehr. Er führte in diesem Zusammenhang das Beispiel
eines Brands in Berlin-Tiergarten an, bei dem Sprachbarrieren fatale Folgen gehabt hätten,
und argumentierte, dass eine stärkere sprachliche und kulturelle Vielfalt insbesondere in der
Feuerwehr notwendig sei. Er regte in diesem Zusammenhang an, gezielter in migrantischen
Medien und Organisationen zu werben und niedrigschwellige Einladungen auszusprechen,
um Interesse für diese Berufsfelder zu wecken. Insgesamt bewertete er die bisherigen
Bemühungen zur Angleichung der Repräsentanz an den Bevölkerungsanteil positiv, verband
dies jedoch mit der Hoffnung auf weitere Fortschritte, insbesondere im Bereich von
Führungspositionen.

Zudem stellte Herr Çınar einen engen Zusammenhang zwischen Repräsentanz in der
Verwaltung und dem Bildungssystem her: Der Zugang zum öffentlichen Dienst hänge
wesentlich von schulischen und beruflichen Bildungswegen ab. Das deutsche Bildungssystem
setze faktisch voraus, dass Eltern ihre Kinder intensiv unterstützen könnten, was eine soziale
Frage sei. Migrantische Familien seien in sozial benachteiligten Milieus überproportional
vertreten, was sich in Bildungsbiografien niederschlage. Sprachstandserhebungen zeigten
zudem, dass Bildungsdefizite nicht an Herkunftssprache, sondern am sozialen Umfeld und
Wohnlagen festzumachen seien.

Vor diesem Hintergrund betonte Herr Çınar, dass Diskriminierungsbekämpfung nicht
losgelöst vom Bildungssystem betrachtet werden könne. Auch wenn das Bildungssystem
nicht bewusst diskriminiere, führe es strukturell dazu, dass bestimmte soziale und
migrantische Gruppen geringere Bildungschancen und damit schlechtere Zugänge zum
öffentlichen Dienst hätten. Kritisch äußerte er sich zur jüngsten Verschärfung des Zugangs
zum Gymnasium, da diese aus seiner Sicht insbesondere Kinder aus sozial benachteiligten
Familien treffe und Entwicklungspotenziale einschränke. Dies stelle – unabhängig von der
politischen Intention – eine faktische Benachteiligung bestimmter sozialer Herkünfte dar und
wirke damit im Ergebnis diskriminierend.

e) Wesentliche Ausführungen von Frau Soraia Da Costa Batista,
Verfahrenskoordinatorin der Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V.

Frau Da Costa Batista führte zum Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) aus,
dass dieses ein zentrales Diskriminierungsverbot für öffentlich-rechtliches Handeln
öffentlicher Stellen des Landes Berlin, etwa durch Polizei, Schulen, Hochschulen oder
Verwaltungen, normiere. Es orientiere sich am Grundgesetz und am AGG, gehe aber in
seinem Merkmalskatalog teilweise darüber hinaus und sei präziser ausgestaltet. Neu sei nicht
das materielle Diskriminierungsverbot – staatliche Stellen seien daran ohnehin verfassungs-
rechtlich gebunden –, sondern vor allem die deutlich verbesserten Durchsetzungs-
möglichkeiten für Betroffene. Diese hätten nun Anspruch auf Entschädigung und
Schadensersatz, wobei die Sanktionen unionsrechtlich wirksam, verhältnismäßig und
abschreckend sein müssten.
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Zentral seien die prozessualen Instrumente des LADG: Mit Verbandsklage und
Prozessstandschaft könnten Antidiskriminierungsverbände entweder unabhängig von
individuell Betroffenen Diskriminierungen feststellen lassen oder Ansprüche einzelner
Betroffener gerichtlich durchsetzen. Ergänzt werde dies durch Beweiserleichterungen sowie
durch ein außergerichtliches Beschwerdeverfahren bei der Ombudsstelle. Insgesamt befinde
sich das LADG damit weitgehend auf dem Stand der europäischen Rechtsentwicklung und
setze zentrale Vorgaben aus den Antidiskriminierungsrichtlinien auf Landesebene um.

Anhand der bisherigen Erfahrungen der Gesellschaft für Freiheitsrechte schilderte
Frau Da Costa Batista die derzeitige Praxis. In der bislang einzigen Verbandsklage gegen eine
Berliner Hochschule wegen der Diskriminierung trans-, inter- und nicht-binärer Studierender
seien die angegriffenen Regelungen bereits während des laufenden Verfahrens geändert
worden. In weiteren Beanstandungsverfahren gegen rund 20 Berliner Schulen wegen
diskriminierender Hausordnungen seien nahezu alle Schulen zu Änderungen bereit gewesen.
Die befürchteten Klagewellen hätten sich nicht realisiert; vielmehr hätten Verbandsverfahren
vielen Betroffenen geholfen und zahlreiche Einzelklagen vermieden. Zugleich seien
Verbandsklagen aufgrund hoher Streitwerte und erheblicher Kostenrisiken sehr aufwendig,
was ihre geringe Zahl erkläre. Entschädigungsklagen hätten hingegen Schwächen im Gesetz
offenbart, insbesondere bei unklaren Rechtfertigungsmaßstäben und sehr niedrigen
Entschädigungshöhen, was auch die anwaltliche Praxis hemme.

Auf entsprechende Nachfragen seitens der Kommission konkretisierte Frau Da Costa Batista
den Reformbedarf aus ihrer Sicht: Zum Merkmalskatalog führte sie aus, dass aus der
Beratungspraxis zusätzliche Merkmale wie Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus,
Elternschaft, familiäre Fürsorgeverantwortung oder Gewichtsdiskriminierung relevant seien.
Alternativ könne der Katalog offen ausgestaltet werden, wie es im internationalen und
europäischen Recht üblich sei. Zur Systematik des Diskriminierungsbegriffs erläuterte sie,
dass Diskriminierung eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung sei; positive Maßnahmen
stellten keinen Verstoß dar, sondern dienten dem Ausgleich strukturell gewachsener
Nachteile.

Bzgl. der Privatautonomie und mittelbaren Drittwirkung erläuterte Frau Da Costa Batista,
dass Grundrechte über unbestimmte Rechtsbegriffe auch im Privatrecht Wirkung entfalten
könnten, bzgl. der Regelungen in Artikel 3 Absatz 3 GG habe es bisher jedoch keine
Entscheidungen gegeben. Hinsichtlich verschiedener Aspekte von institutioneller und
struktureller Diskriminierung stellte sie dar, dass diese auch ohne diskriminierende Intention
vorliegen könnten, etwa wenn institutionelle Verfahren systematisch zu benachteiligenden
Effekten führten. Die Verbandsklage ermögliche es gerade, solche strukturellen Effekte
anzugehen. Zu Fragen nach dem Nachweis von Diskriminierung betonte Frau Da Costa
Batista, dass Beweiserleichterungen unionsrechtlicher Standard seien und keine vollständige
Beweislastumkehr bedeuteten; Betroffene müssten weiterhin belastbare Indizien darlegen. Zu
möglichem Nachjustierungsbedarf aus der bisherigen Rechtsprechung erläuterte sie, dass
insbesondere der unklare Rechtfertigungsmaßstab und die fehlende Verankerung
unionsrechtlicher Vorgaben zu Entschädigungshöhen problematisch seien und gesetzlich
präzisiert werden sollten. Außerdem wies sie auf Defizite in der juristischen Ausbildung und
Fortbildung hin, da Antidiskriminierungsrecht bislang kaum verpflichtender Bestandteil sei.
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f) Wesentliche Ausführungen von Herrn Dr. Felix Klein, Beauftragter der
Bundesregierung für jüdisches Leben und die Bekämpfung von Antisemitismus

Herr Dr. Klein betonte die Dringlichkeit der Auseinandersetzung mit Antisemitismus und
beschrieb die Situation seit dem 7. Oktober 2023 als massive Verschlechterung der
Lebensrealität von Jüdinnen und Juden. Exemplarisch verwies er auf den Prozess gegen den
Täter, der den jüdischen und israelsolidarischen Studenten Lahav Shapira schwer verletzt
habe. Der Fall sei auch deshalb bedeutsam, weil dort die Anwendung von § 46 Absatz 2 StGB
und damit die strafschärfende Berücksichtigung einer antisemitischen Tatmotivation sichtbar
werden könne. Der Vorfall selbst sei exemplarisch für die allgemeine Lage, in der
antisemitischer Hass aggressiv, häufig gewaltbereit und oft israelbezogen auftrete.

Herr Dr. Klein unterstrich, dass der Kampf gegen Antisemitismus nur gelingen könne, wenn
ihn die gesamte Gesellschaft trage; der Zivilgesellschaft komme dabei eine Schlüsselrolle zu.
Zugleich müssten Gesetzgeber und Regierungen den rechtlichen und institutionellen Rahmen
schaffen. Als Beispiel verwies er in diesem Zusammenhang auf das Berliner Versammlungs-
freiheitsgesetz, das ein konsequentes Vorgehen gegen antisemitische Hetze ermögliche. Er
lobte dabei ausdrücklich den Einsatz der Berliner Polizei gegen antisemitische und
israelfeindliche Hetze im öffentlichen Raum.

Mit Blick auf die derzeitige Bundesregierung kündigte Herr Dr. Klein an, sich für mehr
Transparenz bei der Verfolgung antisemitischer Straftaten einzusetzen. Er forderte eine
differenzierte Statistik, die nicht nur Fallzahlen, sondern auch Ermittlungsverläufe und Urteile
abbilde. Dies könne das Vertrauen der Betroffenen stärken und die Anzeigebereitschaft
erhöhen. Zudem warnte er davor, dass staatliche Stellen antisemitische Narrative fördern oder
dulden dürften, und kritisierte in diesem Zusammenhang die ausbleibenden Konsequenzen im
Fall der „documenta fifteen“. Da die israelfeindliche Szene bundesweit organisiert sei,
forderte er eine stärkere Unterstützung des Bundes für die Berliner Polizei.

Bezogen auf angekündigte Gesetzesinitiativen der Koalition auf Bundesebene hob Herr
Dr. Klein eine Klarstellung des Straftatbestands der Volksverhetzung (§ 130 StGB) hervor,
wonach die Strafbarkeit der Billigung von Straftaten ausländischer Terrororganisationen, die
Strafbarkeit des Aufrufs zur Vernichtung anderer Staaten sowie ein verbesserter Opferschutz
geregelt werden sollen. Zugleich betonte er, dass Antisemitismusbekämpfung ein
Querschnittsthema sei. Neben Strafverfolgung seien Erinnerungskultur, Bildung und
Prävention zentral. Er plädierte dafür, Erinnerungskultur stärker migrationsgesellschaftlich zu
öffnen und nannte als Beispiel die Geschichte des Arztes Mohamed Helmy. Für den Bereich
der Schulen verwies er auf eine gemeinsame Erklärung des Zentralrats der Juden, der KMK
und des Antisemitismusbeauftragten und forderte ein verpflichtendes Modul zu
Antisemitismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in der Lehrkräfteausbildung.
Bzgl. der Berliner Hochschulen sprach er sich für zentrale Antisemitismusbeauftragte mit
klaren Mandaten aus.

Auf Nachfragen durch die Mitglieder der Kommission führte Herr Dr. Klein aus, dass der
Kampf gegen Antisemitismus nicht gegen den Kampf gegen antimuslimischen Rassismus
oder gegen Rassismus insgesamt ausgespielt werden dürfe. Er forderte die Stärkung
zivilgesellschaftlicher Organisationen und warnte vor Kürzungen. Zur Wirksamkeit von
Hochschulbeauftragten erläuterte er, dass diese nur bei ausreichender Ausstattung und klaren
Zuständigkeiten effektiv seien und stärker vernetzt werden müssten. Zur Rolle von Polizei
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und Justiz hob er Fortschritte in der Sensibilisierung hervor, betonte aber zugleich, dass das
Strafrecht nur ultima ratio sei und Prävention nicht ersetzen könne.

Hinsichtlich der Definition von Antisemitismus führte Herr Dr. Klein aus, dass die juristische
Praxis vor allem über Tatmotivation und Strafzumessung vorankomme; insgesamt gebe es zu
wenig Rechtsprechung, weshalb der Shapira-Prozess eine wichtige Chance darstelle. Debatten
um unterschiedliche Antisemitismusdefinitionen verortete er eher im gesellschaftspolitischen
Raum; Antisemitismus könne teilweise von der Meinungsfreiheit gedeckt sein, müsse aber
dort seine Grenzen finden, wo Hass und Hetze die öffentliche Ordnung gefährdeten. Er
begründete außerdem seinen Vorschlag zur Strafbarkeit des Aufrufs zur Vernichtung anderer
Staaten mit der bereits bestehenden Strafbarkeit der Fahnenverbrennung und betonte, dass
entsprechende Regelungen allgemein und grundrechtskonform ausgestaltet sein müssten.

g) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Sandra Kostner, Pädagogische Hochschule
Schwäbisch Gmünd

Frau Dr. Kostner stellte zunächst in den Mittelpunkt, dass Diskriminierung zwar den
gesellschaftlichen Zusammenhalt untergrabe, eine übermäßige oder einseitige Wahrnehmung
gesellschaftlicher Wirklichkeit durch eine „Diskriminierungsbrille“ jedoch selbst spaltend
wirken könne. Gesellschaftlicher Zusammenhalt werde gefährdet, wenn Menschen primär als
Mitglieder von Kollektiven und nicht mehr als Individuen betrachtet und behandelt würden.
Vor diesem Hintergrund warnte sie davor, Diskriminierungspolitik so auszugestalten, dass
Nachteile systematisch durch Bevorzugungen ausgeglichen würden.

Ausgehend von Artikel 3 Absatz 3 Grundgesetz führte Frau Dr. Kostner aus, dass dort
ausdrücklich sowohl Benachteiligung als auch Bevorzugung untersagt seien, mit der
Ausnahme der Behinderung, bei der allein das Benachteiligungsverbot genannt werde. Im
Alltagsverständnis werde Diskriminierung häufig nur als Benachteiligung verstanden,
während das Grundgesetz auch Bevorzugungen kritisch sehe. Sie problematisierte, dass
sowohl im AGG als auch im LADG zwar positive Maßnahmen vorgesehen seien, diese aber
einen Spannungszustand zum verfassungsrechtlichen Gleichheitsverständnis erzeugten.
Insbesondere im LADG sei die Bezugnahme auf „strukturell benachteiligte Personen“
problematisch, da eine strukturelle Benachteiligung häufig allein aus statistischen
Repräsentationslücken abgeleitet werde. Diese seien empirisch schwer belastbar,
insbesondere bei dynamischen Merkmalen wie Migrationshintergrund, und eigneten sich nur
eingeschränkt als Grundlage für eingriffsintensive Maßnahmen.

Frau Dr. Kostner betonte, dass jede Bevorzugung zwangsläufig mit einer Benachteiligung
anderer einhergehe und damit in Freiheitsrechte eingreife. Je größer die Eingriffstiefe, desto
höher seien Nachweis- und Begründungspflichten. Sie warnte zudem vor einer Ausweitung
staatlicher Regulierung auf immer mehr soziale Beziehungen und plädierte dafür, sorgfältig
zu unterscheiden, wo staatliches Eingreifen geboten sei und wo Diskriminierungsfragen dem
privaten Bereich überlassen bleiben sollten. Am Beispiel des Berliner Partizipationsgesetzes
(PartMigG) führte sie aus, dass Zielvorgaben zur Förderung von Menschen mit
Migrationshintergrund keine quotenähnliche Wirkung entfalten dürften, da dies dem
Grundsatz individueller Gleichbehandlung widerspreche und den gesellschaftlichen
Zusammenhalt gefährden könne.
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Auf entsprechende Nachfragen von Mitgliedern der Kommission stellte Frau Dr. Kostner ihre
Position zur Menschenwürde dar: Diese komme allen Menschen als Individuen
gleichermaßen zu, bedeute aber nicht, dass alle Menschen stets gleich behandelt werden
müssten. Sachlich gerechtfertigte Ungleichbehandlungen seien zulässig. Unvereinbar mit der
Menschenwürde sei jedoch, Menschen zur Beseitigung von Diskriminierung selbst zu
diskriminieren oder sie allein aufgrund von Kollektivmerkmalen staatlich zu bevorzugen oder
zu benachteiligen. Zur statistischen Erfassung struktureller Benachteiligung erläuterte sie,
dass Repräsentationsvergleiche zwischen Gesamtbevölkerung und Institutionen methodisch
verkürzt seien. Faktoren wie Altersstruktur, Qualifikationen und Interessenverteilungen
müssten berücksichtigt werden. An Beispielen aus dem Bildungs- und Hochschulbereich
zeige sich, dass unterschiedliche Repräsentationen nicht automatisch auf Diskriminierung
schließen ließen. Positive Maßnahmen, die auf feste Zielquoten hinausliefen, könnten
unrealistische Erwartungen erzeugen und soziale Nebenfolgen wie Frustration, Verbitterung
oder Leistungsdemotivation hervorrufen, was wiederum den gesellschaftlichen Zusammenhalt
beeinträchtige.

Auf eine kritische Nachfrage zur empirischen Fundierung ihrer Aussagen entgegnete Frau
Dr. Kostner, sie stelle nicht die Existenz sozialer Ungleichheiten infrage, sondern kritisiere
die verkürzte Ableitung struktureller Diskriminierung allein aus statistischen Lücken. Sie
verwies darauf, dass sozio-ökonomische Herkunft und Migrationszusammensetzung zentrale
Erklärungsfaktoren seien. Anhand von Bildungsstudien führte sie aus, dass sich Leistungs-
unterschiede deutlich relativierten oder sogar umkehrten, wenn die sozio-ökonomische
Schicht berücksichtigt werde. Ihr Plädoyer sei daher eine stärkere Differenzierung und
Vorsicht gegenüber pauschalen, modisch gewordenen Deutungsmustern, um unbeabsichtigte
gesellschaftliche Folgewirkungen staatlicher Diskriminierungspolitik mitzudenken.

2. Eine Übersicht handelnder Akteure

In ihrer dritten Sitzung am 23. Mai 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher Sitzung
mit den handelnden Akteuren im Bereich aller Aspekte von Antidiskriminierung und des
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Insgesamt vierzehn Personen gaben im Rahmen einer
Anhörung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den Mitgliedern der
Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Frau Jana Adam, Berliner Register,
 Frau Emily Barnickel, Flüchtlingsrat Berlin e. V.,
 Frau Susanne Buss, Volkssolidarität Berlin,
 Herr Nicolay Büttner, Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige Menschen,
 Herr Thomas Härtel, Landessportbund Berlin,
 Herr Dr. Özgür Özvatan, Berliner Fußball-Verband e. V.,
 Frau Alaleh Shafie-Sabet, Türkischer Bund in Berlin-Brandenburg,
 Frau Diana Crăciun, Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e. V.,
 Herr Prof. Dr. Patrick Sensburg, Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr

e. V.,
 Herr Prof. Dr. Vassilis Tsianos, Rat für Migration e. V.,
 Herr Martin Vogel, Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz,
 Herr Serdar Yazar, BQN – Zentrum für Diversitätskompetenz,
 Herr Milan Raković, Beirat für Angelegenheiten von Rom*nja und Sinti*zze
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 Frau Saskia Hildebrandt, Beirat für Migration, sowie
 Frau Ceren Türkmen, Landesbeirat für Partizipation

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen
zivilgesellschaftlichen Akteuren auf der einen Seite und Gremien und Organisationen im
Bereich der Teilhabe auf der anderen Seite unterschieden wurde.

Zur Sitzung lagen des Weiteren schriftliche Stellungnahmen von Frau Jana Adam6,
Herrn Prof. Dr. Patrick Sensburg7 sowie Frau Susanne Buss8 vor. Im Nachgang der Sitzung
erreichte die Kommission eine weitere schriftliche Stellungnahme von Frau Jana Adam9.

2.1. Zivilgesellschaftliche Akteure

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Jana Adam, Projektleiterin beim Berliner
Register

Frau Adam stellte die Arbeit des Berliner Registers als landesweites Dokumentations- und
Monitoringprojekt vor, das diskriminierende, extrem rechte und menschenverachtende
Vorfälle systematisch erfasse. Ziel der Arbeit sei es, ein möglichst umfassendes und
realistisches Bild der Bedrohungen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Berlin zu
zeichnen und Entwicklungen frühzeitig sichtbar zu machen. Die Dokumentation erfolge
standardisiert, transparent und betroffenenorientiert. Jeder gemeldete Vorfall werde einzeln
geprüft, eingeordnet und kontextualisiert; zugleich werde, wo erforderlich, an spezialisierte
Beratungsstellen weitervermittelt. Die Vorfälle würden bewusst alltagsnah erfasst – in
Kiezen, Schulen, Sportstätten und im öffentlichen Raum –, um konkrete Orte und Situationen
sichtbar zu machen, in denen demokratischer Zusammenhalt unter Druck gerate.

Anhand der Jahresauswertung 2024 berichtete Frau Adam von insgesamt 7.720
dokumentierten Vorfällen, was einem Anstieg von 46 Prozent gegenüber dem Vorjahr
entspreche. Besonders deutlich sei der Zuwachs im Bereich Antisemitismus, in dem sich die
Vorfälle auf rund 2.200 verdoppelt hätten. Die Kolleginnen der Recherche- und
Informationsstelle Antisemitismus e.V. (RIAS) berichteten parallel von einem
alltagsprägenden Antisemitismus, der dazu führe, dass sich Jüdinnen und Juden aus dem
öffentlichen Leben zurückziehen müssten. Die rassistische Gewalt bleibe auf konstant hohem
Niveau, mit insgesamt 153 dokumentierten Angriffen, die sich vor allem in öffentlichen
Räumen wie Verkehrsmitteln, Supermärkten und auf Spielplätzen ereigneten. Zunehmend
zeigten sich dabei Verschränkungen mit Angriffen wegen des Geschlechts, insbesondere bei
Angriffen auf Frauen mit Kopftuch. Gleichzeitig konstatierte Frau Adam eine Stagnation im
Bereich struktureller Benachteiligung, wobei Betroffene immer wieder von ähnlichen
Ausschlusserfahrungen berichteten; die Verweigerung gesellschaftlicher Teilhabe stelle eine
ernsthafte Gefahr für den gesellschaftlichen Zusammenhalt dar.

Ein besonderer Fokus liege auf den Ostberliner Bezirken, in denen eine starke extrem rechte
Jugendkultur gezielt Präsenz im öffentlichen Raum zeige. Dort würden Jugendliche bereits

6 Siehe Kommissionsvorgang 0003.
7 Siehe Kommissionsvorgang 0004.
8 Siehe Kommissionsvorgang 0005.
9 Siehe Kommissionsvorgang 0006.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0003-st-an-Adam.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0004-st-an-Sensburg.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0005-st-an-Buss.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0006-st-an-Adam.pdf
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vor Schulen angesprochen und vereinnahmt, politische Gegnerinnen und Gegner sowie queere
Menschen gezielt angegriffen. Frau Adam schilderte, dass sich daraus ein neues
Selbstbewusstsein extrem rechter Akteure entwickle, das den demokratischen Zusammenhalt
spürbar bedrohe. Hinzu kämen vermehrt Berichte über Gewalt gegen migrantisierte und
wohnungslose Menschen sowie schwere Angriffe auf Politikerinnen und Politiker,
Parlamentarierinnen und Parlamentarier und Wahlkampfhelfende. Auch Queerfeindlichkeit,
insbesondere Hass gegen trans Menschen, habe sich weiter verfestigt.

Auf Nachfragen aus der Kommission erläuterte Frau Adam das Begriffsverständnis des
Berliner Registers: Unter dem Terminus der „extremen Rechten“ werde eine Ideologie der
Ungleichwertigkeit verstanden, die auf rassistischen, nationalistischen, völkischen und
autoritären Vorstellungen beruhe und ein antidemokratisches, antiliberales und
antipluralistisches Gesellschaftsbild vertrete. Ziel dieser Ideologie sei letztlich die
Abschaffung der Demokratie. Zu konkreten Vorfällen führte sie aus, dass etwa
Propagandaaktionen der rechtsextremen Partei „Der Dritte Weg“ in Lichtenberg dokumentiert
würden, darunter gezielte Anwerbeversuche von Jugendlichen vor Schulen. Angesichts der
historischen Erfahrungen des Bezirks mit extrem rechter Gewalt sei eine besondere
Sensibilität notwendig.

Zu Aspekten des Antisemitismus erläuterte Frau Adam, dass das Berliner Register zwar vor
allem im Stadtraum arbeite, durch die enge Kooperation mit RIAS aber auch Einblicke in
digitale Dynamiken erhalte. Abweichungen zwischen Statistiken seien nicht auf
unterschiedliche Definitionen zurückzuführen, sondern auf verschiedene Erhebungslogiken
und Datenschutzfragen. Beschädigungen oder Beschmierungen von Stolpersteinen würden
unabhängig von der Täterschaft als antisemitische Taten erfasst, da es um die
Sichtbarmachung des Phänomens gehe. Frau Adam stellte außerdem dar, dass das Berliner
Register als demokratisches Frühwarnsystem fungiere. Kontinuierliche Dokumentations- und
Analysearbeit, die konsequente Einbeziehung der Betroffenenperspektive sowie die
Unterstützung all jener, die sich gegen Hass und Diskriminierung engagierten, seien zentrale
Voraussetzungen, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Berlin zu sichern.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Emily Barnickel, Flüchtlingsrat Berlin e. V.

Frau Barnickel berichtete aus ihrer Perspektive als Sozialarbeiterin und langjährige Beraterin
von Menschen mit Fluchterfahrung und ordnete ihre Ausführungen ausdrücklich als
praxisbasiert ein. Sie betonte, dass sich gerade an den am stärksten marginalisierten Gruppen
zeige, wo Berlin strukturelle Barrieren für gleichberechtigte Teilhabe errichte. Obwohl sich
die Stadt politisch als sicherer Hafen und Einwanderungsstadt verstehe, spiegele sich dieser
Anspruch häufig nicht im tatsächlichen behördlichen und politischen Handeln wider.
Frau Barnickel schilderte, dass Beteiligungsformate wie Beiräte für Migration und
Partizipation aus Sicht der Zivilgesellschaft oft folgenlos blieben, da unklar sei, ob und wie
dort gefasste Beschlüsse politisches Handeln tatsächlich beeinflussten. Sie verwies auf den
Abbruch regelmäßiger Austauschrunden mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
Familie, nachdem der Flüchtlingsrat einer Darstellung widersprochen habe, wonach eine
segregierte Beschulung in Tegel mit zivilgesellschaftlichen Akteuren abgestimmt gewesen
sei. Dadurch sei eine strukturierte Benennung von Missständen beim Zugang zu Bildung
faktisch unmöglich geworden.
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Ein zentrales Beispiel für mangelnde Sensibilisierung sah Frau Barnickel im Umgang der
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie nach dem 7. Oktober 2023. Das
Schreiben, in dem unter anderem das Tragen einer Kufiya als Störung des Schulfriedens
bewertet worden sei, sei bis heute nicht öffentlich zurückgenommen worden, obwohl es aus
ihrer Sicht einen Bruch mit der Berliner Verfassung und dem Landesantidiskriminierungs-
gesetz darstelle. Schulen hätten es versäumt, Kindern mit familiären Bezügen zu den
Kriegsgebieten in Israel, Gaza, der Westbank, im Libanon oder in Syrien Schutzräume zu
bieten. Berlin habe damit die Chance vertan, Mitgefühl mit allen betroffenen Communitys zu
zeigen und den Schutzraum Schule zu stärken. Frau Barnickel machte deutlich, dass diese
Leerstelle jüdische, israelische wie auch palästinensische Kinder und Familien betreffe.

Anhand weiterer Beispiele beschrieb sie aus ihrer Beratungspraxis strukturelle Defizite im
Umgang mit Geflüchteten: die Einführung von Bezahlkarten, segregierte Beschulung in
Großeinrichtungen, systematische Nichtbeschulung von Kindern mit vermeintlich schlechter
Bleibeperspektive, insbesondere bei Vorliegen von Behinderungen oder anderen
Beeinträchtigungen, sowie aus ihrer Sicht Verstöße gegen die UN-Behindertenrechts- und
Kinderrechtskonvention. Auch organisatorische Gegebenheiten der Einwanderungsbehörden
– etwa Webseiten nur auf Deutsch und Englisch, fehlende Telefonsprechstunden,
Ombudsstellen oder Antidiskriminierungsberatungen – wirkten ausgrenzend. Kritisch
bewertete Frau Barnickel zudem das Aussetzen von Landesaufnahmeprogrammen, die
Nichtbearbeitung fristgerecht eingereichter Anträge sowie die fehlende Bereitschaft,
humanitäre Aufnahmen aus Gaza, dem Libanon oder der Westbank zu prüfen. Besonders
scharf kritisierte sie das Fehlen von Schutzkonzepten für queere und trans Geflüchtete in
Großunterkünften sowie die aus ihrer Sicht Nichtanwendung der Istanbul-Konvention bei von
Gewalt betroffenen Frauen.

Nach entsprechenden Wortbeiträgen mehrerer Kommissionmitglieder wies Frau Barnickel
zudem darauf hin, dass Asylanträge aus Gaza seit Jahren nicht entschieden würden und
Geflüchtete teilweise in Massenunterkünften mit politischen Gegnern zusammenleben
müssten. Auf eine Nachfrage zur Beratungspraxis des Flüchtlingsrates stellte sie dar, dass der
Flüchtlingsrat auch israelische Kriegsdienstverweigerinnen und Kriegsdienstverweigerer
sowie jüdische Geflüchtete berate, darunter eine israelische Holocaustüberlebende, deren
drohende Abschiebung erst durch öffentliche Berichterstattung verhindert worden sei. Sie
erläuterte außerdem den satzungsgemäßen Auftrag des Flüchtlingsrats, der auf die
vollständige soziale und rechtliche Gleichstellung geflüchteter Menschen ziele. Diese Position
bilde den Rahmen ihres Engagements und ihrer Beiträge in der Enquete-Kommission.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Susanne Buss, Vorstandsvorsitzende der
Volkssolidarität Berlin

Frau Buss beschrieb die Volkssolidarität als Organisation, in der gesellschaftliche Konflikte
unmittelbar im Arbeitsalltag sichtbar würden. Mitarbeitende, Ehrenamtliche und Mitglieder
seien Teil derselben Stadtgesellschaft und spiegelten deren politische Spannungen wider. Sie
schilderte, dass rechtsextreme Einstellungen und demokratiefeindliche Positionen nicht am
Rand existierten, sondern in Belegschaften, Nachbarschaften und Vereinsstrukturen präsent
seien. Diese Erkenntnis habe für die Organisation einen tiefen Einschnitt bedeutet, der sich in
konkreten Brüchen im Arbeitsalltag gezeigt habe, etwa im Abbruch sozialer Kontakte
zwischen Kolleginnen und Kollegen oder in religiös und politisch aufgeladenen Distan-
zierungen.
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Vor diesem Hintergrund hob Frau Buss die Verantwortung des Verbands als Arbeitgeber und
zivilgesellschaftlicher Akteur hervor. Die Volkssolidarität habe sich bewusst entschieden,
aktiv und systematisch auf diese Entwicklungen zu reagieren. Sie berichtete, dass
verpflichtende Schulungen zu Antisemitismus und antimuslimischem Rassismus für alle
Verwaltungsmitarbeitenden eingeführt worden seien, beginnend mit Vorstand und
Geschäftsführungen. Diese Schulungen umfassten mehrtägige Workshops. Darüber hinaus sei
ein verbindliches Vielfältigkeitsprogramm etabliert worden, das alle Führungskräfte
durchlaufen müssten und das Voraussetzung für Beförderungen sei. Antidiskriminierung sei
zudem im Führungsleitbild verankert worden. Frau Buss betonte zudem, dass
Diskriminierung im Verband nicht geduldet werde und arbeitsrechtliche Konsequenzen nach
sich ziehen könne. Anders als bei anderen arbeitsrechtlichen Maßnahmen würden
Diskriminierungsfälle bewusst transparent gemacht, um eine abschreckende und klärende
Wirkung zu erzielen.

Aufgrund mehrerer Nachfragen durch verschiedene Kommissionsmitglieder erläuterte
Frau Buss den bewusst gewählten Top-down-Ansatz: Die Verwaltung des Verbandes fungiere
als Multiplikatorin in die Einrichtungen und weiter in das Ehrenamt. Durch die tägliche
Arbeit in zahlreichen Stadtteil- und Nachbarschaftseinrichtungen erreichten die gesetzten
Standards und Werte eine große Zahl von Berlinerinnen und Berlinern. Sie räumte ein, dass
dieser Weg dazu führe, dass sich einzelne Ehrenamtliche aus der Arbeit zurückzögen, wenn
ein konstruktiver Diskurs nicht mehr möglich sei. Gleichzeitig würden neue Engagierte
gewonnen, die sich in der Organisation gehört und ernst genommen fühlten. Sie berichtete
zudem, dass der Verband externe Expertise für die Moderation und Schulung zu
Antisemitismus und antimuslimischem Rassismus eingebunden habe, da die internen
Kapazitäten hierfür nicht ausgereicht hätten. Auf die Frage nach intergemeinschaftlicher
Diskriminierung führte Frau Buss aus, dass diskriminierte Gruppen sich durchaus gegenseitig
diskriminieren könnten und dass es fatal wäre, diese Realität zu ignorieren.

Für die weitere Arbeit der Volkssolidarität benannte Frau Buss Aspekte der Motivation der
Mitarbeitenden, der finanziellen Ausstattung sozialer Arbeit sowie die gesellschaftliche und
politische Wertschätzung dieses Engagements als zentrale Herausforderungen. Darauf
gestützt formulierte sie daher ihre Erwartung an die Kommission, politische Polarisierungen
zu überwinden, Kompromisse zu finden und handlungsfähige Lösungen zu erarbeiten, die in
der Praxis umgesetzt werden könnten.

d) Wesentliche Ausführungen von Herrn Nicolay Büttner, Berliner Netzwerk für
besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen

Herr Büttner stellte die Arbeit des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige
geflüchtete Menschen (BNS) als zivilgesellschaftliches Bündnis vor und ordnete dessen
Tätigkeit in den Kontext demokratischer Grundprinzipien und menschenrechtlicher
Mindeststandards ein. Zivilgesellschaft fungiere aus seiner Sicht in dreifacher Weise: als
kritisches Korrektiv politischer Entscheidungen, als Akteurin, die staatliche Handlungs-
defizite faktisch ausgleiche, und als unverzichtbarer Träger gesellschaftlichen Zusammen-
halts. Diese Funktionen seien kein freiwilliger Zusatz, sondern eine Folge realer Lücken
staatlichen Handelns.

Herr Büttner schilderte die Arbeit an einem Fallbeispiel: Eine akut behandlungsbedürftige
Frau habe über Monate keinen Zugang zu ihr zustehenden Leistungen und medizinischer
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Versorgung erhalten, obwohl eine entsprechende Notwendigkeit festgestellt worden sei. In
solchen Fällen übernehme die Zivilgesellschaft sowohl eine versorgende Funktion als auch
die Rolle, politische Verantwortung einzufordern, Missstände zu dokumentieren und
gegebenenfalls rechtliche Schritte zu ermöglichen. Diese Konstellationen seien keine
Einzelfälle, sondern Ausdruck struktureller Defizite.

Diese Praxis verordnete Herr Büttner in einem grundsätzlichen Spannungsverhältnis zwischen
dem im Grundgesetz verankerten menschenrechtlichen Konsens und der aktuellen politischen
Realität. Menschenrechte seien nach den historischen Erfahrungen des Nationalsozialismus
nicht verhandelbar und der Sozialstaat zudem verpflichtet, ein menschenwürdiges Existenz-
minimum zu sichern. Er beobachte ein systematisches Abweichen von diesen Prinzipien im
Umgang mit geflüchteten Menschen, etwa durch monatelangen Ausschluss von medizinischer
Versorgung, fehlenden Zugang zu Wohnraum und Arbeit, langjährige Unterbringung in
Sammelunterkünften sowie die Verweigerung existenzsichernder Leistungen. Diese Zustände
seien keine Folge objektiver Überforderung, sondern politischer Entscheidungen, die
geflüchtete Menschen zunehmend als Sicherheitsrisiko und nicht als Rechtssubjekte
behandelten.

Auf eine Nachfrage erläuterte Herr Büttner zur Struktur des BNS, dass es sich um ein
Netzwerk aus sieben spezialisierten Organisationen handele, darunter Wohlfahrtsverbände,
psychosoziale Zentren, Frauen- und Behindertenfachstellen sowie Beratungsangebote für
queere Geflüchtete. Im Jahr zuvor seien über 2.000 Klientinnen und Klienten in rund
8.000 Beratungsgesprächen erreicht worden. Hinsichtlich der Auswirkungen aktueller
rechtlicher Veränderungen führte er insbesondere den eingeschränkten Familiennachzug für
subsidiär Schutzberechtigte an, der aus seiner Sicht gegen Kinderrechts- und Grundrechts-
garantien verstoße, sowie strukturelle Hürden beim Zugang zu Wohnraum und medizinischer
Versorgung.

Im Zusammenhang mit der Bezahlkarte thematisierte Herr Büttner deren Auswirkungen auf
Schutzräume, insbesondere für queere Geflüchtete, die auf Bargeld angewiesen seien. Er
machte dabei deutlich, dass die Ausgestaltung der rechtlichen Regelungen hier faktisch den
Zugang zu Schutz und Sicherheit beschneiden könnten. Bezüglich der Arbeit der
psychosozialen Zentren beschrieb er am Beispiel des Zentrum ÜBERLEBEN gGmbH einen
interdisziplinären Ansatz und wies in diesem Zusammenhang auf massive Finanzierungs-
lücken hin: Bundesweit könnten lediglich rund 3,7 Prozent des tatsächlichen psychosozialen
Bedarfs gedeckt werden. Er plädiere deshalb für eine Verstetigung und den Ausbau der
Finanzierung, um qualifiziertes Personal halten zu können. Zudem grenzte Herr Büttner die
politische Arbeit von Nichtregierungsorganisationen dort ab, wo sie den verfassungsrecht-
lichen Konsens verlassen würden.

e) Wesentliche Ausführungen von Herrn Thomas Härtel, Präsident des
Landessportbundes Berlin e. V.

Herr Härtel stellte den Landessportbund Berlin (LSB) als großen zivilgesellschaftlichen
Akteur vor. Es seien dort rund 809.000 Mitglieder, darunter etwa 250.000 Kinder und
Jugendliche organisiert; Sport sei ein relevanter Ort für gesellschaftlichen Zusammenhalt und
Teilhabe. Der LSB habe sich ein Leitbild gegeben, das Sport ausdrücklich als Einladung an
alle verstehe und eine klare Position gegen Diskriminierung, Extremismus, Gewalt und
Missbrauch formuliere. Dieses Leitbild werde nicht nur symbolisch geführt, sondern als
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Orientierungsrahmen für Verbände und Vereine genutzt. Herr Härtel verwies auf
Mitgliedschaften in stadtweiten Bündnissen sowie auf eine Beschlussfassung der
Mitgliederversammlung, die Diskriminierung aufgrund sozialer, religiöser oder ethnischer
Herkunft, Alter, Behinderung, Geschlecht und geschlechtlicher Identität ausschließe.
Gleichzeitig enthalte der genannte Beschluss den Auftrag, betroffenenorientiert zu
unterstützen, Vereine als soziale Heimat zu stärken und demokratische Kompetenzen
präventiv zu fördern. Vielfalt und Engagement gegen Diskriminierung seien aus seiner Sicht
die wirksamsten Mittel gegen Ausgrenzung, weshalb der LSB Vereine, Verbände und
Engagierte dauerhaft berate und fördere.

Außerdem betonte Herr Härtel den präventiven und bildenden Charakter sportbezogener
Arbeit: Die Sportjugend sei in sportorientierter Sozialarbeit, politischer Bildung und
Demokratiebildung aktiv, unter anderem in der eigenen Bildungsstätte und in Kooperationen
wie mit Hertha BSC im Lernzentrum. Auch Freiwilligendienste würden entlang der Leitlinien
geschult. In der Zusammenarbeit mit der Landeskommission Berlin gegen Gewalt und über
eine eigene Gesellschaft für Sport und Jugendsozialarbeit würden mobile Teams dort
eingesetzt, wo Konflikte und Problemlagen aufträten. Er nannte zudem Einrichtungen wie
Sportjugendclubs und Mädchensportzentren sowie Programme wie „KICK – Sport gegen
Jugenddelinquenz“ und SpOrt365, die die Teilhabe in unterschiedlichen Stadtteilen
ermöglichen sollen. In einzelnen Projekten würden mobile Bildungs- und Freizeitangebote für
junge Menschen aus Roma-Familien und für junge Geflüchtete geschaffen. Die Arbeit beruhe
wesentlich auf Ehrenamtlichen; im Berliner Sport seien rund 60.000 Engagierte aktiv, die für
präventive Aufgaben qualifiziert werden müssten.

Ein weiteres Feld sei die Sozialarbeit im Quartier, etwa durch Kooperationen im Bereich des
Quartiersmanagements. Als Beispiel benannte Herr Härtel die Eröffnung von Streetball-
flächen in der Thermometersiedlung, die als niedrigschwellige Orte für Begegnung dienen
sollten. Für Menschen mit Fluchterfahrung verwies er auf ein Programm der Sportschule, das
Geflüchtete zu Übungsleiterinnen und Übungsleitern qualifiziere; bisher seien über 240
Personen ausgebildet worden, die als Brücken in verschiedene Communitys wirkten und
demokratiebildende Arbeit in Vereinen unterstützten. Als weiteres Beispiel nannte er
Projekte, in denen Kinder bereits in der 5. und 6. Klasse zu Jugendcoaches ausgebildet
würden, um frühzeitig Bindung und Engagement im Sport zu fördern. Insgesamt hob er
hervor, dass es notwendig sei, Vorfälle sichtbar zu machen und ihnen im Sport aktiv
entgegenzutreten, und bedankte sich zugleich für die Unterstützung des Senats und des
Abgeordnetenhauses.

Herr Härtel konstatierte, dass Diskriminierung in keinem gesellschaftlichen Raum vollständig
ausgeschlossen sei, auch nicht im Sport. Sport berge Konfliktpotenziale, weil Wettbewerb,
Gewinnen und Verlieren sowie Gruppenprozesse Reibungen erzeugten. Gerade deshalb seien
Leitbilder und verbindliche Standards nötig. Er erläuterte, dass Leitbilder in Fortbildung und
Ausbildung nicht nur hauptamtliche Mitarbeitende, sondern vor allem die vielen ehrenamtlich
Tätigen befähigen sollten, Konflikte zu erkennen, zuzuhören und angemessen zu reagieren.
Dazu gehörten auch vereinsinterne Voraussetzungen wie Satzungsänderungen und klare
Ansprechstrukturen, damit Betroffene wüssten, wohin sie sich wenden könnten und wie
Vertrauen geschaffen werde. Dazu gebe es umfangreiche Beschlussfassungen zur
Antidiskriminierung im Berliner Sport, die öffentlich einsehbar seien und Fragen der
Fortbildung, Zuständigkeiten und Strukturen regelten.
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Zur Reichweite und zu Ressourcen stellte Herr Härtel auf Nachfrage entsprechende Zahlen
dar: Rund 45 bis 47 Prozent der Kinder zwischen 7 und 14 Jahren seien in Sportvereinen
aktiv. Es gebe etwa 12.000 Übungsleiterinnen und Übungsleiter, die jährlich über
1,6 Millionen Stunden (ehrenamtliche) Arbeit leisteten und dabei täglich mit Konflikten wie
Diskriminierung, sexualisierter Gewalt oder politisch aufgeladenen Spannungen –
einschließlich des Konflikts Israel/Palästina – konfrontiert seien. Diese Personen müssten
qualifiziert werden, um Konflikte möglichst präventiv zu bearbeiten. Herr Härtel führte auch
aus, dass bürokratische Hemmnisse das Ehrenamt und die Organisation von Aktivitäten
erheblich erschwerten. Er plädiere daher für spürbare Erleichterungen, um ehrenamtliches
Engagement zu stärken.

f) Wesentliche Ausführungen von Herrn Dr. Özgür Özvatan, Vizepräsident
Gesellschaftliche Verantwortung des Berliner Fußball-Verbandes e. V.

Herr Dr. Özvatan beschrieb den Berliner Fußball-Verband als zentralen Akteur des
organisierten Sports in Berlin mit rund 300 000 Mitgliedern und ordnete den Fußball als einen
Ort ein, an dem Menschen zusammenkommen, die im Alltag zunehmend voneinander
getrennt seien. Daraus ergebe sich ein hohes Potenzial für Teilhabe und Zusammenhalt,
zugleich aber auch ein hoher „sozialer Sprengstoff“, weil Vielfalt im Sport nicht automatisch
integriere, sondern nur dann positiv wirke, wenn sie aktiv moderiert und ressourcenstark
begleitet werde. Eine romantisierende Vorstellung vom Fußball als Integrationsmotor weise er
deshalb zurück.

Aus Sicht des Verbandes seien im Hinblick auf den Arbeitsauftrag der Kommission fünf
wesentliche Themenkomplexe relevant. Als ersten Schwerpunkt benannte Herr Dr. Özvatan
dabei das Steuerrecht und schilderte, dass eine geplante Kampagne zur Sichtbarmachung
antisemitischer, queerfeindlicher, antimuslimischer und rassistischer Vorfälle aus dem
organisierten Fußball im Berliner Stadtbild nicht habe umgesetzt werden können, weil der
Verband dafür Umsatzsteuer hätte zahlen müssen und dies finanziell nicht leistbar gewesen
sei. Daraus leitete er die Bitte und Forderung ab, steuerrechtliche Lösungen zu finden, damit
solche Awareness-Kampagnen ohne diese Belastung möglich würden.

Zweitens betonte er die Bedeutung von Kommunikation: Fußball habe für Jugendliche und
die Stadtöffentlichkeit eine enorme Strahlkraft und könne Diskriminierungsbewusstsein
schaffen, zugleich fehle es an Ressourcen und an dauerhaften Plattformen, um relevante
Stakeholder zusammenzuführen und Diskriminierungsfälle systematisch sichtbar zu machen.

Drittens und viertens thematisierte Herr Dr. Özvatan die Unterwanderung durch rechts-
extreme Akteure sowie die Transformation des Ehrenamts. Engagement werde punktueller,
Bindungen an Vereine lösten sich, das Ehrenamt sei im Durchschnitt älter und es gebe zu
wenige tragfähige Wege, junge Menschen nachzuziehen. Ohne professionelle Begleitung
drohe ein Verlust der Strukturen, die den Sport als sozialen Raum trügen.

Fünftens führte er zu Anlaufstellen und Betroffenenarbeit aus: Zwar gebe es Meldewege für
Vorfälle von Diskriminierung, aber der Verband habe nicht die Kapazität, Betroffenenarbeit
selbst zu leisten und sei auf Kooperationspartner angewiesen. Während es Kooperationen
etwa im Antisemitismus-, Queerfeindlichkeits- und Gewaltbereich gebe, fehlten ausreichend
ressourcenstarke Partner für Rassismus, antimuslimischen und anti-Schwarzen Rassismus.
Selbst bundesweite Akteure wie ROOTS seien noch nicht in der Lage, Fälle im nötigen
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Umfang zu betreuen. Besonders problematisch sei es, wenn Fälle gemeldet würden, dann aber
mangels Kapazität unbearbeitet blieben, weil dies Frustration und Politikmisstrauen verstärke.
Es gebe zudem Schutzlücken, etwa dass Spiele geschützt würden, Trainingsplätze aber nicht,
woraus sich Konflikte ergeben könnten, wenn Schutz selektiv wahrgenommen werde.

Unter Verweis auf seine eigene langjährige Fußballpraxis unterstrich Herr Dr. Özvatan, dass
Berlin im Verband bundesweit – auch dank der Förderung durch den Senat – vergleichsweise
gut aufgestellt sei, aber dennoch mehr leisten müsse. Er plädiere dafür, Antidiskriminierungs-
arbeit als Präventionsarbeit zu verstehen und nicht primär in Sanktionen zu denken: Wenn
Prävention geschwächt werde, steige die Wahrscheinlichkeit, dass Konflikte eskalierten.

Zu einer entsprechenden Anmerkung eines Kommissionsmitglieds hinsichtlich der
Polarisierung durch Gewinnen und Verlieren stimmte Herr Dr. Özvatan zwar zu, betonte aber
zugleich, dass Mannschaftssport über gemeinsam akzeptierte Regeln auch verbindend wirken
könne. Er berichtete, dass der Verband einen Präsidiumsbeschluss zum Umgang mit
extremistischen Akteurinnen und Akteuren gefasst habe, um Vereinen konkrete Handlungs-
empfehlungen für Alltagssituationen zu geben; Hintergrund seien u. a. Unterwanderungs-
versuche durch „Der Dritte Weg“. Bezüglich der „Professionalisierung“ des Ehrenamts
beschrieb er zudem ein Dilemma: Ehrenamtliche könnten kaum verpflichtend in
Antidiskriminierungsfortbildungen gebracht werden, freiwillige Angebote würden häufig
gerade von jenen abgelehnt, die sie aus seiner Sicht bräuchten.

Auf eine entsprechende Nachfrage zu segregierten Teams ordnete Herr Dr. Özvatan solche
Fälle als marginal ein und forderte eine datenbasierte Betrachtung, um nicht durch
Pauschalisierungen zusätzliche Polarisierung zu erzeugen. Zudem illustrierte er den
Ressourcenmangel in der Betroffenenarbeit an einem rassistischen Vorfall, bei dem
Kapazitäten zur Betroffenenkontaktaufnahme fehlten und er dies ehrenamtlich habe auffangen
müssen, was strukturell nicht tragfähig sei.

g) Wesentliche Ausführungen von Frau Alaleh Shafie-Sabet, Projektleiterin beim
Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin des Türkischen Bundes Berlin-Brandenburg

Für das Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin (ADNB) des Türkischen Bundes Berlin-
Brandenburg stellte Frau Shafie-Sabet dessen Arbeit als mehrsprachige, interdisziplinäre
Beratungsstelle vor, in der Juristinnen und Juristen sowie Sozialarbeitende zusammenarbeiten.
Die Arbeit des ADNB umfasse drei Bereiche: Beratung, politische Vernetzung sowie
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit. Im Fokus stünde jedoch der Aspekt der Beratung, um zu
ergründen bzw. aufzuzeigen, wie Diskriminierung wirke und welche Unterstützungsformen
Betroffene benötigten. Es würden hauptsächlich Menschen beraten, die, etwa wegen des
Alters, der sexuellen Identität, des Geschlechts, einer Behinderung oder ihrer ethnischen
Herkunft, und zwar in unterschiedlichen Lebensbereichen wie Arbeit, Schule, beim Kontakt
mit Behörden oder beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, Diskriminierung erlebten.
Zentral sei es, Betroffenen konkrete Interventionsmöglichkeiten zu eröffnen: neben
rechtlicher Beratung zum AGG und LADG auch psychosoziale Beratung, weil viele
Ratsuchende zunächst einen geschützten Raum bräuchten, in dem ihre Erfahrungen nicht
relativiert oder infrage gestellt würden. Häufig gehe es weniger um sofortige Klagen als um
Unterstützung, Einordnung, Stabilisierung und begleitete Konfliktlösung, etwa durch
Vermittlungsgespräche. Frau Shafie-Sabet führte zudem aus, dass die Beratungsstelle nach
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§ 23 AGG als Beistand vor Gericht auftreten könne und an spezialisierte Anwältinnen und
Anwälte, Psychologinnen und Psychologen oder andere Fachstellen vermittele.

Zur Veranschaulichung schilderte sie zwei Fallbeispiele. Im ersten Fall berichtete eine
Ratsuchende von wiederholter sexueller Belästigung durch den CEO, verbunden mit der
besonderen Abhängigkeit, dass ihr Aufenthaltsstatus an den Arbeitsplatz geknüpft gewesen
sei. Nach einer internen Beschwerde ohne Konsequenzen unterstützte das ADNB die
Betroffene durch einen Beschwerdebrief und Kontaktaufnahme; als Teilerfolg sei schließlich
eine Betriebsvereinbarung erarbeitet worden, die sexuelle Belästigung untersage und
Sensibilisierungsmaßnahmen für Beschäftigte und Führungskräfte vorsehe. Im zweiten Fall
begleitete eine Einzelfallhelferin eine syrische Familie zum Jobcenter und erlebte dort aus
ihrer Sicht massiv rassistische, verhetzende Aussagen eines Sachbearbeiters. Nach
Intervention und anschließender Begleitung durch das ADNB sei es zu einem
Vermittlungsgespräch gekommen; ein Fachbereichsleiter habe sich zwar entschuldigt, aber
zugleich die Diskriminierungserfahrung relativiert.

Frau Shafie-Sabet unterstrich, dass diese Fälle exemplarisch seien und Diskriminierung
alltägliche Teilhabe einschränke und soziale Ungleichheit verstärke. Daraus leite sie ab, dass
Antidiskriminierungsstrukturen in Berlin ausgebaut und dauerhaft gestärkt werden müssten.
Beratungsstellen seien überlastet; es brauche langfristige Perspektiven, weniger Bürokratie
bei Antragstellungen und ausreichende politische und finanzielle Ressourcen. Politik müsse
eine Kultur der Gleichstellung und Gleichbehandlung nachhaltig fördern, auch weil
migrationsbezogene Diskurse Ängste schürten und Unsicherheit erzeugten.

Auf entsprechende Nachfragen erläuterte Frau Shafie-Sabet, dass der Zugang zum Klageweg
häufig faktisch erschwert sei: Prozesse seien lang, teuer und für viele psychisch belastend;
zudem machten Betroffene die Erfahrung, dass Gerichte Diskriminierung relativierten oder
nicht als solche anerkannten. Viele wollten daher vor allem Anerkennung und Unterstützung
ohne Gerichtsverfahren. Gleichzeitig bestünden erhebliche Schutzlücken, weil AGG und
LADG nicht alle Diskriminierungslagen abdeckten; auch nicht ausreichende Indizien
verhinderten rechtliche Schritte. Sie verwies auch auf die Debatten und Beispiele des
Bündnisses „AGG Reform-Jetzt!“ und kündigte an, dass das ADNB im Herbst 2026 einen
Report veröffentlichen werde. Aus der bereits laufenden Auswertung ergebe sich bereits ein
Anstieg der Meldungen um etwa 20 Prozent in zwei Jahren, im Bereich Arbeit um circa 42
Prozent und bei Behördengängen um circa 50 Prozent. Außerdem beschrieb Frau Shafie-
Sabet Bildungs- und Schulungsarbeit des ADNB, etwa Empowerment- und Sensibilisierungs-
workshops sowie AGG- und LADG-Schulungen, und hob dabei hervor, dass das Interesse bei
Arbeitgebern und Institutionen wachse, weil viele das AGG trotz langer Existenz kaum
kennen würden und Betriebe zu wenig Prävention betrieben.

2.2. Gremien und Organisation im Bereich Teilhabe

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Diana Crăciun, Leiterin Migrationsfachdienste
beim Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e. V.

Frau Crăciun stellte als deren Leiterin die Migrationsfachdienste der Arbeiterwohlfahrt Berlin
(AWO) als seit den 1970er-Jahren gewachsene, systemkritische Migrationssozialarbeit vor.
Sie führte aus, dass Teilhabe für viele Menschen mit Migrationsgeschichte kein
selbstverständliches Recht, sondern ein Kampf gegen strukturelle Barrieren, Diskriminierung
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und institutionelle Ausgrenzung sei. Die AWO berate in mehreren Bezirken niedrigschwellig
und mehrsprachig, arbeite mit Selbstorganisationen sowie Initiativen zusammen und verstehe
ihre Beratenden als „gesellschaftliche Seismografen“. Ihre Arbeit sei nicht neutral, sondern
parteilich für aus ihrer Sicht systematisch Benachteiligte.

Als ersten von drei Schwerpunkten beschrieb Frau Crăciun strukturelle Diskriminierung trotz
LADG: schwer verständliche Bescheide in Verwaltungssprache, fehlende Sprachmittlung bei
kurzfristigen Terminen, unzureichend barrierefreie digitale Angebote sowie Leistungs-
versagungen aufgrund nach ihrer Einschätzung rassistischer Vorannahmen. Folgen seien
Fristversäumnisse, Verlust von Leistungen und Zugängen (z. B. zu Sprachkursen, Arbeit oder
Studium), existenzielle Unsicherheit bis hin zu Wohnungsverlust und Verschuldung.
Entschuldigungen änderten an Schäden nichts; nötig seien absichtsvoll gestaltete Strukturen,
partizipative Reflexion und netzwerkbasierte Zusammenarbeit.

Zweitens hob sie das Bild von Beratung als „Ort der Ermächtigung“ hervor: Menschen
würden teils langfristig begleitet, Ressourcen gestärkt und Selbstorganisation gefördert. Ziel
sei nicht Anpassung, sondern gleichberechtigte Partizipation. Ein intersektionaler Ansatz
mache Mehrfachdiskriminierungen sichtbar, etwa bei Menschen mit Behinderung, queeren
Migrantinnen und Migranten oder älteren Menschen. Frau Crăciun verwies auf verschiedene
Projekte wie z. B. CoNTeS zur Stärkung migrantischer Organisationen sowie auf Schnitt-
stellenangebote zu Migration und Gesundheit, da Diskriminierung krank mache.

Zum Dritten forderte Frau Crăciun eine institutionelle Verankerung von Antidiskriminierung:
verbindliche mehrsprachige Kommunikation, Diversitykompetenz und rassismuskritische
Praxis als kontinuierlicher Prozess in allen Behörden, flächendeckende Dolmetscherdienste
auch kurzfristig, barrierefreie digitale Angebote sowie dauerhafte, auskömmliche
Finanzierung migrationsbezogener Programme als Regelangebote. Zusätzlich brauche es
systematisierte Beteiligung migrantischer Perspektiven und Organisationen; Anti-
diskriminierung dürfe kein Projekt, sondern müsse Querschnittsaufgabe sein.

Irritiert zeigte sich Frau Crăciun, dass grundlegende Fragen in einem Gremium zur
Antidiskriminierung erneut erörtert werden müssten. Rassismus sei historisch eingebettet
(inklusive Kolonialgeschichte), und die Definition von Zugehörigkeit dürfe nicht
Rechtsextremen überlassen werden. Den „Mythos“ schwer erreichbarer Migrantinnen und
Migranten wies sie zurück: Abschottung entstehe oft durch fehlende Selbstreflexion und
starre Abläufe in Institutionen. Partizipation brauche Zeit, qualifiziertes Personal und
Ressourcen; als Vergleich nannte sie Kanada. Konkret hob sie dabei die Einrichtung eines
zentralen Pools für qualifizierte Sprachmittlung hervor und forderte, dass Digitalisierung
konsequent barrierefrei und mehrsprachig gedacht werden müsse. Außerdem unterstrich sie
die aus ihrer Sicht bestehende Notwendigkeit besserer Verzahnung von Bundes- und
Landesprogrammen. Die Kürzung von Sprach- und Integrationskursen auf Bundesebene
bewertete sie als katastrophal für Teilhabe und Beratungsarbeit und hob erneut den
Stellenwert von Selbstverwaltung und Selbstentscheidung in der Beratung hervor.

b) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Patrick Sensburg, Präsident des
Verbandes der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V.

Herr Prof. Dr. Sensburg stellte den Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr als
Teil der Zivilgesellschaft vor. Dabei knüpfte er an die Feststellung an, dass kein gesellschaft-
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licher Raum vorurteils- oder diskriminierungsfrei sei – auch Bundeswehr und Reserve nicht –,
und plädierte daher für einen wachsamen Blick in alle Institutionen. Zugleich solle man
Stärken und gelingende Praxis sichtbar machen. Reserve werde häufig nur als Teil der
Bundeswehr wahrgenommen, tatsächlich sei sie aber auch Engagement außerhalb von
Reservistendienstleistungen und vielfach Ehrenamt. Vor dem Hintergrund der „Zeitenwende“
würden Sicherheit und Resilienz stärker in den Alltag rücken; damit werde auch die Reserve
als gesellschaftlicher Faktor relevanter.

Als integrierenden Kern hob Herr Prof. Dr. Sensburg den Begriff der Kameradschaft hervor
und verwies auf § 12 Soldatengesetz, wonach Kameradschaft zur Achtung von Würde, Ehre
und Rechten der Kameraden, zu Beistand in Not und Gefahr sowie zu Rücksicht und Achtung
fremder Anschauungen verpflichte. Kameradschaft sei mehr als Freundschaft oder
Kollegialität, weil in besonders angespannten Situationen Verlässlichkeit über Unterschiede
hinweg nötig werde. Er bat darum, Bundeswehr bzw. die Reserve und auch Blaulicht-
organisationen als Räume zivilgesellschaftlichen Engagements mitzudenken, genauer
hinzuschauen und zugleich Unterstützung zu leisten. In dem Zusammenhang erinnerte er an
den Gründungsgedanken des Reservistenverbandes nach der Wiedereinführung der
Bundeswehr: Soldaten sollten nach dem Dienst einen Verband vorfinden, der fest auf dem
Boden der freiheitlich demokratischen Grundordnung stehe und nahe am Parlament
angebunden sei, um demokratiegefährdende Freikorps- oder Soldatenbund-Strukturen zu
verhindern. Zudem verwies er auf Subsidiarität: Was ehrenamtlich gut geleistet werden
könne, müsse der Staat nicht übernehmen; in der Förderung solle man dem Engagement
vertrauen und nicht in Mikromanagement verfallen.

Auf eine Nachfrage aus der Kommission führte Herr Prof. Dr. Sensburg aus, dass er eine
pauschale Ausdehnung des Kameradschaftsgedankens auf alle Lebensbereiche zwar nicht
fordere, aber den gesamtstaatlichen Blick – Dienst für den Staat und Schutz staatlicher
Integrität – für einen integrativen Impuls hielte, der Partikularinteressen relativieren könne.
Hinsichtlich des Mitteleinsatzes betonte er, der Gegenwert ehrenamtlicher Stunden übersteige
staatliche Förderung deutlich; Zuwendungen seien deshalb in der Regel gut angelegtes Geld.
Zu Größenordnungen führte er aus, dass 9 Millionen Menschen den Status Reservist hätten.
Etwa 900.000 seien unter 65, ungefähr 61.000 leisteten regelmäßig Reservedienst bei der
Bundeswehr; dies werde eher zunehmen. Berlin habe aus historischen Gründen weniger
Reservisten, die Landesgruppe wachse jedoch.

Zu möglichen negativen Seiten betonte Herr Prof. Dr. Sensburg die Notwendigkeit klarer
Abgrenzung gegen Extremismus. In Bundeswehr und Verband gebe es Strukturen,
extremistische Bestrebungen nicht zu tolerieren; der Verband habe die Satzung so geändert,
dass Ausschlüsse schneller möglich seien. Er hob zudem das Selbstverständnis hervor, auch
dafür Dienst zu leisten, dass das Recht, die Bundeswehr zu kritisieren, als Ausdruck der
Meinungsfreiheit erhalten bleibe.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Martin Vogel, Pfarrer und Beauftragter bei
den Ländern Berlin und Brandenburg der Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz (EKBO)

Herr Vogel stellte dar, dass die Evangelische Kirche sich historisch ein klares Ja zur
Demokratie habe erarbeiten müssen, einschließlich der Auseinandersetzung mit der eigenen
Schuld nach 1945; er verwies dabei u. a. auf eine Denkschrift von 1985, die in ihrem Titel den
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Staat des Grundgesetzes „als Angebot und Aufgabe“ bejahe. In Ostberlin hätten Christinnen
und Christen Grund- und Freiheitsrechte im Rahmen der Friedlichen Revolution erkämpft.
Daraus folge heute ein breiter Konsens zur parlamentarischen Demokratie. Als besonders
tragfähige Grundlage hob er das deutsche Religionsverfassungsrecht hervor: Es ermögliche
das Zusammenleben unterschiedlich religiös oder weltanschaulich geprägter Menschen, biete
Rechtssicherheit und Beteiligungsrechte und bleibe auch für eine heterogener werdende
Gesellschaft belastbar. Als konkrete Empfehlung regte er in diesem Kontext an, diese Stärke
durch eine Imagekampagne sichtbarer zu machen.

Am 7. Oktober 2024 habe die EKBO in Abstimmung mit der Jüdischen Gemeinde zu Berlin
eine Gedenkandacht in der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche und einen stillen Gedenkweg
zur Fasanenstraße organisiert, um zu verhindern, dass jüdische Gemeinden das Gedenken
allein trügen; daraus sei eine breite Initiative der Berliner Stadtgesellschaft geworden. Die
Kirche finanziere zudem seit Jahren eine Beauftragte für interreligiösen Dialog, die
Gemeinden beim Aufbau verlässlicher Kontakte zu Moscheegemeinden unterstütze;
Herr Vogel verwies in diesem Zusammenhang auf einen Leitfaden „Zusammenleben mit
Muslimen“ und Projekte wie das „House of One“.

Außerdem beschreite die Kirche den Weg zu einer rassismuskritischen Kirche: Die Landes-
synode habe sich 2023 mit Kolonialstrukturen und Rassismus befasst; eine Konzeption werde
derzeit erarbeitet, begleitet durch Partnerkirchen. Herr Vogel betonte zugleich, Gespräche
müssten das Verbindende suchen, ohne Unterschiede zu nivellieren. Als Beispiele für Berlin
nannte er ein Schulprojekt, in dem Fünftklässler Pessach, Zuckerfest und Weihnachten
kennenlernten, die Marienkirche als Ort von Hochkultur und Suppenküche sowie Besuchs-
kreise, die Menschen über 60 zum Geburtstag besuchten, um Einsamkeit zu begegnen.

Er appellierte, weniger kurzlaufende Sonderprojekte und mehr Verlässlichkeit und Berechen-
barkeit in Kooperationen und Vereinbarungen sicherzustellen. Bezogen auf Diskriminierung
von Sinti, Stintizze, Roma und Romnja verwies Herr Vogel auf kirchliche Erinnerungs- und
Sensibilisierungsarbeit, darunter eine Gruppe „PoC in der EKBO“ sowie Initiativen wie
Erinnerungsorte für ehemalige Zwangsarbeiter.

Auf eine Nachfrage zum kirchlichen Arbeitsrecht verwies er auf das Selbstbestimmungsrecht
nach Artikel 140 GG, betonte aber die Tarifbindung der EKBO und die Orientierung an der
allgemeinen Rechtsentwicklung; Kirchenmitgliedschaft sei bei verkündigungsnahen
Aufgaben nachvollziehbar, in vielen anderen Tätigkeiten nicht erforderlich. Angesprochen auf
die Absage der Umsetzung der Drei-Religionen-Kita verwies er abermals auf den Bedarf an
verlässlichen Rahmenbedingungen und unterstrich, dass Engagierte darüber stark betroffen
gewesen seien. Zum Religionsverfassungsrecht erläuterte er abschließend an einem
praktischen Beispiel dessen Stellenwert für Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhaltes:
Religiöse Gruppen könnten sich als Verein organisieren und bei langfristiger Stabilität
Körperschaft des öffentlichen Rechts werden; dadurch entstehe eine staatliche
Ermöglichungskultur, von der die Stadtgesellschaft profitiere, wie beispielsweise durch
kirchliche Ausgabestellen von LAIB und SEELE.
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d) Wesentliche Ausführungen von Herrn Serdar Yazar, Geschäftsführer des BQN –
Zentrum für Diversitätskompetenz

Herr Yazar stellte die Arbeit des BQN – Zentrum für Diversitätskompetenz – als Praxisakteur
vor, der Berliner Verwaltungsstrukturen in Antidiskriminierung, Diversität und Teilhabe
begleite. BQN arbeite vor allem in dem Bereich der Bildung, der Arbeitswelt und beim
Zugang zu Dienstleistungen und unterstütze Dienststellen dabei, diskriminierende Strukturen,
Prozesse und Organisationskulturen zu erkennen und in konkrete Lösungsalternativen zu
übersetzen. Grundlage der Arbeit seien insbesondere das LADG und das PartMigG.

Herr Yazar formulierte vier Kernbotschaften. Erstens: Strukturen würden von Menschen
gemacht; wirksame Antidiskriminierung brauche viele Beteiligte, langen Atem und ein
systemisches Vorgehen. Er beschrieb dafür ein Raster entlang der „vier P“ (persönliche
Haltung, Praktiken, Prozesse, Policies): Es müsse geklärt sein, wie Mitarbeitende auf
diskriminierende Situationen reagierten, welche Beschwerdewege griffen und wie Regeln
verbindlich festgeschrieben seien, z. B. in Form von Dienstvereinbarungen. Punktuelle
Schulungen reichten nicht. Besonders bei Personalgewinnung sehe er, dass Maßnahmen oft
bei Ansprache und Werbung endeten, während Einstellungsverfahren und Anforderungs-
profile kaum überprüft würden. Diversitäts-Ansprechpersonen seien zwar teils an Personal-
bereiche angebunden, hätten aber häufig zu wenig Ressourcen und seien in Dienststellen mit
Bürgerkontakt noch zu wenig verankert.

Zweitens: Diversitätskompetenz und migrationsgesellschaftliche Kompetenz seien Schlüssel-
qualifikationen der Verwaltung. Zwar gebe es gute Grundlagen (u. a. Rundschreiben mit
Beispielen), doch die Operationalisierung sei schwierig; in der Praxis würden Bewertungen
oft schematisch vorgenommen, weil unklar bleibe, was unterschiedliche Kompetenzstufen
konkret bedeuteten. Daraus folge der Bedarf an differenzierten Fortbildungsangeboten,
Inhouse-Trainings und Formaten für Führungskräfte sowie Mitarbeitende mit und ohne
Bürgerkontakt. Herr Yazar kritisierte zudem, dass nach Trainings häufig Reflexionsräume
und nachhaltiger Wissenstransfer in die Organisation fehlten. Als Gegenbeispiel benannte er
mit der Fachstelle Diversitätsorientierte Organisations- und Kompetenzentwicklung (DOKE)
im Land Berlin, ein Projekt des BQN, das Weiterbildung mit begleiteten
Veränderungsprojekten verbinde.

Drittens betonte Herr Yazar, Berlin sei bundesweit vergleichsweise gut aufgestellt, müsse die
vorhandenen Bausteine aber dauerhaft absichern und verstetigen. Viertens: Für eine
wehrhafte, nachhaltig gelebte Antidiskriminierungskultur brauche es geteilte Verantwortung
von Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft. Vor Wahlkämpfen wünsche er sich ein klares
Signal, z. B. in Form eines „Code of Conduct“, wonach politische Debatten nicht auf dem
Rücken marginalisierter Personen ausgetragen werden sollten. Zudem brauche es
längerfristige Förder- und Verstetigungszyklen.

Auf entsprechende Nachfragen führte Herr Yazar aus, dass Instrumente wie Einstellungs-
quoten und diversitätsbezogene Kriterien in öffentlicher Vergabe sinnvolle Hebel zur
wirksamen Umsetzung des PartMigG seien. Als zentrale Baustelle benannte er den Ausbau
von Beschwerdestrukturen: Viele Dienststellen hätten keine AGG-Beschwerdestelle;
flächendeckende LADG-Beschwerdewege seien ebenfalls nicht erreicht. Es brauche eine
Kommunikationsarchitektur, die es auch Dritten ermögliche, Fälle niedrigschwellig zu
benennen, und verlässliche Abläufe, was mit Beschwerden geschehe. Zur Wirkungsmessung
nannte er Vorher-Nachher-Befragungen, ergänzende Einschätzungen der Trainerinnen und
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Trainer sowie die Erhebung günstiger und hinderlicher Rahmenbedingungen. Zudem
positionierte er sich gegen eine Schwächung des LADG: Berlin stehe bundesweit weit vorn;
ein Zurückfahren würde Diskriminierungsschutz und Kompetenzentwicklung in der
Verwaltung beeinträchtigen.

e) Wesentliche Ausführungen von Herrn Milan Raković, Beirat für Angelegenheiten von
Rom*nja und Sinti*zze bei der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung

Als Mitglied des Beirats für Angelegenheiten von Rom*nja und Sinti*zze bei der Senatsver-
waltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung
stellte Herr Raković einen Katalog politischer Empfehlungen an die Kommission vor.
Ausgangspunkt sei, dass gleichberechtigte Teilhabe ohne diskriminierende Benachteiligungen
praktisch nur mit gesichertem Aufenthaltsrecht erreichbar sei. In Anlehnung an die
Empfehlungen der Unabhängigen Kommission Antiziganismus aus dem Jahr 2021 forderte er
u. a. dauerhaften Aufenthalt für geflüchtete Roma und Romnja, die Anerkennung kumulativer
Verfolgungsgründe sowie die Beendigung der Instrumentalisierung sogenannter sicherer
Herkunftsstaaten. Für in Deutschland geborene und aufgewachsene Roma und Romnja sei
eine Einbürgerungsperspektive zu schaffen. Eng damit verknüpft plädiere er dafür, das Risiko
der Staatenlosigkeit abzuschaffen: Der Staat müsse garantieren, dass niemand staatenlos
werde.

Als weiteren Schwerpunkt nannte Herr Raković den Schutz vor antiziganistischer Hetze und
Gewalt. Sicherheits- und Polizeibehörden müssten antiziganistische Straftaten konsequent
verfolgen; zur besseren Einordnung forderte er einen Kriterienkatalog, der Erkennung und
Einordnung solcher Delikte erleichtere. Bedrohungen gegen Selbstorganisationen seien
systematisch zu erfassen und zu ahnden. Zugleich betonte er den Stellenwert direkter,
institutionell verankerter Teilhabe der Berliner Roma- und Sinti-Communitys: Verwaltung
und Politik sollten proaktiv auf Selbstorganisationen zugehen, ihre Mitsprache in
Entscheidungsprozessen sichern und relevante Politikfelder (Bildung, Wohnen, Soziales,
Gesundheit, Kultur) partizipativ bearbeiten. Es sei eine langfristige Finanzierung der
Selbstorganisationen sowie der Aufbau eines selbstverwalteten Zentrums in Berlin
sicherzustellen.

Bezogen auf die Bildungspolitik plädierte er für die Verankerung der Geschichte der Sinti und
Roma und der Genozide an ihnen in Lehrplänen und Schulbüchern sowie für die Abschaffung
von Segregation in Förder- und Sonderklassen zugunsten inklusiven Lernens. Im Bereich der
Gesundheitspolitik forderte Herr Raković dazu auf, unbeschränkten Zugang unabhängig vom
Aufenthaltsstatus zu schaffen. Im Hinblick auf Wohnungspolitik sei Diskriminierungsschutz
durch anonymisierte Verfahren sowie Melde- und Verfolgungssysteme in Kooperation u. a.
mit der LADS sicherzustellen. Ergänzend nannte er aktive Arbeitsförderung, Qualifizierung
bzw. Umschulung und kostenfreie Sprach- und Weiterbildung mit Kinderbetreuung.

Auf eine Nachfrage führte Herr Raković aus, dass der Beirat durch lange Vergabe- und
Finanzierungsprozesse (u. a. für juristische Klärung der Geschäftsordnung) ausgebremst
werde; Sitzungen seien gefährdet, weshalb improvisiert und teils privat finanziert werden
müsse. Erfolg bedeute für ihn schnelle Umsetzung von Maßnahmen; dafür brauche es nicht
nur ausreichende, sondern auch freie und schnelle Finanzierung.
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Zum Bleiberecht schilderte er einen Vertrauensbruch aus den 1990er-Jahren, als eine
freiwillige Selbstmeldung von Roma später zur gezielten Abschiebung genutzt worden sei.
Herr Raković plädierte auch für insgesamt mehr Roma-Repräsentation in Institutionen sowie
einen ständigen Sitz des Beirats beim Senat, um die Ziele wirksam verfolgen zu können.

f) Wesentliche Ausführungen von Frau Saskia Hildebrandt, Geschäftsstelle des Beirates
für Migration bei der Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Frau Hildebrandt stellte den Beirat für Migration aus Sicht der Geschäftsstelle, die bei der
Senatsverwaltung für Inneres und Sport angesiedelt ist, vor und betonte dabei, dass sie selbst
nicht Mitglied des Beirats sei, sondern organisatorisch aus der Verwaltung heraus die Arbeit
unterstütze. Der Beirat habe seine Arbeit im November 2022 aufgenommen, mit dem Ziel,
den Dialog mit der Zivilgesellschaft zu verstetigen und wissenschaftlich zu begleiten. Er tage
quartalsweise und habe bis zum Zeitpunkt der Anhörung neun Sitzungen durchgeführt. Der
Beirat bestünde aus elf Mitgliedern bzw. Institutionen aus Zivilgesellschaft, Verwaltung und
Forschung; die Zusammensetzung solle die unterschiedlichen Perspektiven des Themenfelds
Migration abdecken. Die Mitglieder könnten je nach Thema wechselnde Personen entsenden,
damit die jeweils passende Expertise vertreten sei.

Der Beirat wähle die Themen selbst und behandele pro Sitzung ein übergeordnetes Thema.
Bisherige Beispiele seien u. a das so genannte Chancen-Aufenthaltsrecht, die Situation von
Romnja und Roma, die Situation Geflüchteter aus der Ukraine, Beratungsstrukturen und deren
Stärkung, Fragen der Unterbringung sowie die mögliche Einführung einer Berlin-City-ID-
Card. Üblicherweise würden zusätzlich drei bis vier externe Expertinnen und Experten
eingeladen, um unterschiedliche Blickwinkel einzubringen. Ziel der Sitzungen sei,
Erfahrungen zusammenzutragen, Problemlagen und Entwicklungen sichtbar zu machen und
Hintergrundwissen zu teilen: Zivilgesellschaft bringe typische Falllagen und Belastungen ein,
Verwaltung erläutere Prozesse, Zuständigkeiten und Hürden.

Im Nachgang zu Sitzungen könnten Beiratsmitglieder Empfehlungen formulieren. Diese
würden in der Folgesitzung vorgestellt, diskutiert und abgestimmt; bei einfacher Mehrheit
würden diese als angenommen gelten und an die Senatorin für Inneres und Sport
weitergeleitet, die über Annahme entscheide. Bei Annahme würden die Empfehlungen
wiederum an die fachlich zuständigen Stellen zur Prüfung und möglichen Umsetzung
übergeben. Zugleich werde dokumentiert, ob Maßnahmen bereits umgesetzt, in Umsetzung
seien oder warum eine Umsetzung nicht möglich sei. Frau Hildebrandt stellte in diesem
Zusammenhang einige Zahlen dar, die die bisherige Arbeit des Beirates illustrieren: In den
Jahren 2022 und 2023 seien 21 Empfehlungen ausgesprochen worden, von denen 17 ganz
oder teilweise aufgegriffen worden seien. 2024 wiederum seien 13 Empfehlungen ausge-
sprochen worden, von denen 12 ganz oder teilweise aufgegriffen worden seien.

Aufgegriffene Empfehlungen würden etwa in Gesetzgebungsverfahren, Stellungnahmen
Berlins auf Bundes- oder Landesebene, in Fachkonferenzen oder in entsprechende Bund-
Länder-Gremien eingebracht. Als Beispiel nannte Frau Hildebrandt eine vom Deutschen
Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) gestartete Studie zur Umsetzung
des Chancen-Aufenthaltsrechts in Berlin, deren Ergebnisse später in Debatten über
Folgeregelungen genutzt werden könnten.
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Auf Nachfrage ging Frau Hildebrandt noch einmal auf die Rolle der Geschäftsstelle als
Schnittstelle ein: Sie bereite Sitzungen so vor, dass verschiedene Perspektiven abgedeckt
seien, und lade weitere Verwaltungen ein, damit Rückfragen unmittelbar beantwortet und
notwendige Hintergründe geliefert werden könnten. Vorschläge der Beiratsmitglieder zu
Teilnehmenden würden ebenfalls einbezogen. Da viele Empfehlungen andere Ressorts oder
Ebenen beträfen, könne die Geschäftsstelle sie vor allem weitergeben, regelmäßig nachhalten
und Umsetzungsstände abfragen, ohne selbst fachlich steuern zu können.
Einen Einwurf, Beschlüsse würden nicht durchdringen, teilte Frau Hildebrandt nicht und
verwies auf hohe Annahmequoten in einzelnen Sitzungen. Sie betonte zugleich, dass viele
Empfehlungen langfristig angelegt seien und häufig Bundesrecht beträfen; Berlin könne dann
nicht unmittelbar ändern, sondern nur über Initiativen, Stellungnahmen und Gremienarbeit
Einfluss nehmen. Teilweise ergäben Prüfungen auch, dass Berlin bestimmte Empfehlungen
bereits umgesetzt habe oder diese in Umsetzung seien.

g) Wesentliche Ausführungen von Frau Ceren Türkmen, stellv. Vorsitzende des
Landesbeirates für Partizipation bei der Senatsverwaltung Arbeit, Soziales,
Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung

Als stellvertretende Vorsitzende und Vertretung der gewählten Mitglieder des Landesbeirats
für Partizipation begrüßte Frau Türkmen die Arbeit der Kommission ausdrücklich und
betonte, der Beirat verfolge die Sitzungen eng und diskutiere sie im Nachgang. Der
Landesbeirat könne die Arbeit der Kommission teilhabeorientiert begleiten, weil seine
Mitglieder interdisziplinäre Kompetenzen aus der migrantischen, von Rassismus und
Antisemitismus betroffenen Zivilgesellschaft einbrächten. Aus ihrer Sicht sei eine akute
Demokratiegefährdung durch Rechtsextremismus, dessen Hauptzielscheiben Migrantinnen
und Migranten sowie weitere vulnerable Gruppen seien, festzustellen.

Frau Türkmen skizzierte die Entstehung und Rolle des Landesbeirats: Er sei 2003 zunächst als
Landesbeirat für Integration und Migrationsfragen eingerichtet und später gesetzlich verankert
worden, um migrations- und integrationspolitisch relevante Teilhabe im Verwaltungshandeln
und im politischen Berlin zu ermöglichen. Sie betonte, dies sei eine langjährige Forderung der
Migrationsgesellschaft gewesen, die schon immer politisch aktiv gewesen sei, sich organisiert
und gegen institutionelle Ungleichbehandlung für Gleichberechtigung eingesetzt habe, aber
oft nur begrenzte Resonanzräume gehabt habe. Mit dem PartMigG sei die Rolle des Beirats
gestärkt worden; die rechtliche Verankerung ermögliche den gewählten Mitgliedern eine
stärkere Stellung in politischen Prozessen. Der Beirat setze sich aus von Migrantenselbst-
organisationen gewählten Vertreterinnen und Vertretern, zentralen Organisationen sowie
Vertreterinnen und Vertretern von Senatsverwaltungen und Bezirken zusammen und berate
den Senat u. a. zu politischer Repräsentation, Diskriminierungsschutz, interkultureller
Öffnung und institutioneller Teilhabe. Neben den regelmäßigen Sitzungen arbeite der Beirat
in Arbeitsgruppen und bemühe sich um Vernetzung mit bezirklichen Beiräten, etwa über den
Tag der Partizipation. Zur inhaltlichen Arbeit verwies Frau Türkmen exemplarisch auf
Beschlüsse unter anderem zu Bildungsgleichheit geflüchteter Kinder, zur Bezahlkarte, zu
antirassistischen Strategien und zu Landesaufnahmefragen.

Angesprochen auf die Auswirkungen eines Rechtsrucks auf Beteiligungsstrukturen beschrieb
Frau Türkmen eine akute Gefährdung migrantischer Partizipation: Im Zuge des
Bundestagswahlkampfs hätten sich Menschen an den Beirat gewandt, weil sie sich durch
politische Debatten und Beschlüsse bedroht fühlten, etwa durch Diskussionen über Entzug
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von Staatsbürgerschaft oder die Darstellung politischer Teilhabe als Zumutung. Diese
Verunsicherung halte an; viele Menschen wüssten nicht, ob erkämpfte Rechte wieder
rückgängig gemacht würden. Sie betonte, dass neben der AfD auch neue extrem rechte
Jugendstrukturen in Berlin eine erhebliche Gefahr darstellten, zugleich aber noch Chancen
bestünden, Demokratie und Rechtsstaat zu schützen und weiterzuentwickeln.

Den Rahmen der Beiratsarbeit beschrieb sie als „Demokratisierung der Demokratie“: Solange
Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit nicht gleichberechtigt wählen könnten, blieben
Beiräte wichtige gewählte Partizipationsformen. Danach gefragt, ob Beiräte ernst genommen
und ihre Beschlüsse umgesetzt würden, erklärte Frau Türkmen, die Umsetzung des PartMigG
habe Licht- und Schattenseiten. Insgesamt sei die Anerkennung und Einbindung des
Landesbeirats in Senatsverwaltungen und im parlamentarischen Raum aus ihrer Sicht noch zu
schwach, zugleich sehe sie in deliberativen Beteiligungsformen eine Modernisierung der
Verwaltung, die allen zugutekomme.

3. Antisemitismus

In ihrer vierten Sitzung am 13. Juni 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit dem Phänomenbereich des Antisemitismus. Insgesamt sieben Personen gaben im
Rahmen einer Anhörung zu zwei Tagesordnungspunkten Stellungnahmen zu diesen Aspekten
ab und standen den Mitgliedern der Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Herr Dr. Remko Leemhuis, American Jewish Committee Berlin,
 Herr Prof. Dr. Meron Mendel, Bildungsstätte Anne Frank,
 Herr Dr. Amir Theilhaber, New Israel Fund Deutschland e.V.,
 Herr Alexander Carstiuc, Programmschänke Bajszel und Verein Masiyot,
 Frau Prof. Dr. Friederike Lorenz-Sinai, Fachhochschule Potsdam,
 Frau Veronika Nahm, Koordinierungsstelle des Kooperationsverbunds gegen

Antisemitismus, sowie
 Herr Iven Saadi, BildungsBausteine e. V.

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte. Dabei wurde zwischen
Aspekten der Grundlagen und Strukturen der Arbeit gegen Antisemitismus auf der Grundlage
bzw. unter besonderer Berücksichtigung des Landeskonzeptes Antisemitismus auf der einen
Seite und der Betrachtung verschiedener Erscheinungsformen von Antisemitismus,
Empowerment und Präventionsstrukturen auf der anderen Seite unterschieden.

3.1. Grundlagen und Strukturen der Arbeit gegen Antisemitismus

a) Wesentliche Ausführungen von Herrn Dr. Remko Leemhuis, Direktor des American
Jewish Committee Berlin

Herr Dr. Leemhuis berichtete, die Einrichtung der Kommission sei aus Sicht des American
Jewish Committee (AJC) ein wichtiges Signal, weil dies anerkenne, wie dramatisch sich
Sicherheit und Lebensqualität von Jüdinnen und Juden in Berlin seit dem 7. Oktober 2023
verschlechtert hätten. Zugleich könne diese Kommission nur ein Schritt sein; entscheidend
sei, dass die nichtjüdische Mehrheitsgesellschaft ihre Indifferenz aufgebe und politische
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Verantwortungsträger deutlich handelten. Besonders kritisch verwies er auf Hochschul-
leitungen, die seit dem 7. Oktober 2023 nach seiner Wahrnehmung nicht konsequent genug
agiert hätten.

Herr Dr. Leemhuis illustrierte den gewalttätigen Ausdruck israelbezogenen Antisemitismus
anhand zweier Fälle aus den USA, um zu unterstreichen, dass Parolen und Forderungen, die
auch in Berlin verbreitet seien, in extremen Kontexten als Legitimation von Gewalt gegen
Juden fungierten. Er argumentierte, dass Slogans wie „From the River to the Sea“ oder
Aufrufe zur Intifada als Gewaltaufrufe verstanden werden müssten. Israelbezogenen
Antisemitismus ordnete er als dominante, seit dem 7. Oktober 2023 weiter verstärkte Form
des Judenhasses ein und unterstrich dies mit RIAS-Zahlen, wonach es in Deutschland im Jahr
2024 8.627 antisemitische Vorfälle gab, davon knapp 6.000 israelbezogen. Besonders
gefährlich sei die Integrationsfähigkeit dieser Ressentiments: In der Ablehnung des jüdischen
Staates fänden politische Milieus zueinander, die sonst kaum Gemeinsamkeiten hätten.

Vor diesem Hintergrund verteidigte Herr Dr. Leemhuis die Arbeitsdefinition der
International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA), an deren Erarbeitung das AJC
beteiligt gewesen sei. Angriffe auf die IHRA richteten sich aus seiner Sicht vor allem gegen
die Benennung israelbezogenen Antisemitismus; gerade das belege ihre Notwendigkeit. Trotz
Unschärfen sei die Definition in der Praxis hilfreich für Erkennung und Einordnung von
Vorfällen, auch bei Strafverfolgungsbehörden. Sie sei zwar nicht rechtlich bindend, stelle aber
einen praktikablen Maßstab dar. Die breite Adaption in Europa habe zudem Vergleichbarkeit
verbessert und liefere Hinweise für Prävention. Er ermutige das Abgeordnetenhaus, sich von
Angriffen auf die IHRA nicht irritieren zu lassen.

In der Beantwortung von Fragen äußerte sich Herr Dr. Leemhuis u. a. zum Thema Universi-
täten: Ausmaß und Radikalität der Proteste seit dem 7. Oktober 2023 hätten ihn überrascht;
besonders problematisch sei die offene Solidarisierung mit islamistischen Terrorgruppen.
Kurzfristig müssten Hochschulleitungen dafür sorgen, dass jüdische Studierende wieder
sicher studieren könnten; er kritisierte die Verharmlosung als „Konflikt“ und plädierte dafür,
Straftaten konsequent zu verfolgen und zu sanktionieren. Langfristig forderte er mehr
sozialwissenschaftliche Forschung zu Antisemitismus und eine bessere Datenlage.

Zum in weiteren Nachfragen angesprochenen Jewish-Turkish Roundtable erläuterte er, dass
dieser seit Jahren nicht mehr stattfinde, da Ansprechpartner weggebrochen seien und
politische Radikalisierung in der Türkei auf die Community ausstrahle. Gesprächsräume seien
zudem erschwert, weil Fakten teils nicht anerkannt würden. Er betonte, dass er weiterhin mit
Menschen spreche, mit denen er wenig teile, aber nach dem 7. Oktober 2023 sei es nicht
leichter geworden. Als rote Linie sehe er die Diskussion mit Personen, die das Existenzrecht
Israels als Staat nicht anerkennen würden.

Im Hinblick auf den Ausdruck der „Integrationsfähigkeit“ von israelbezogenem
Antisemitismus erklärte Herr Dr. Leemhuis, Israel fungiere als Projektionsfläche, über die
klassische antisemitische Bilder modernisiert würden. Israelbezogener Antisemitismus sei
gesellschaftlich anschlussfähig, weil er häufig als „Israelkritik“ heruntergespielt werde und so
auch in der Mitte der Gesellschaft Resonanz finde. Er widersprach auch Externalisierungs-
debatten: Viele Demonstrierende seien Deutsche; das Problem sei ein Problem dieser
Gesellschaft und nicht „abschiebbar“.
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Zum Verbot des Islamischen Zentrums Hamburg stellte Herr Dr. Leemhuis klar, es sei nicht
„eine Moschee“, sondern ein Trägerverein verboten worden; vorgehen müsse man gegen
islamistische Strukturen. Er kritisierte, dass solche Akteure teils trotz jahrzehntelanger
Verfassungsschutzbeobachtung als Ansprechpartner gegolten hätten. Mit Blick auf Iran
warnte er vor erhöhter Gefährdung jüdischer Einrichtungen und ergänzte, er erwarte ein
Hochfahren des Schutzes.

Umfragen zu Muslimen zeigten: Je häufiger eine Moschee besucht werde, desto höher sei die
Zustimmung zu antisemitischen Einstellungen – ein Feld, das in der Praxis noch zu wenig
bearbeitet werde. Gedenkreden seien wichtig, wirkten aber unglaubwürdig, wenn danach
Kontakte zu Regimevertretern gepflegt würden; Außen- und Innenpolitik müssten
zusammengedacht werden. Er unterstütze die Suche nach Lösungen zu Prüfungen an
Hochschulen an jüdischen Feiertagen. Neue, sehr junge und unstrukturierte Neonazi-Gruppen
sowie schnelle Online-Radikalisierung seien bedenklich. Prävention habe Grenzen: „harte“
Antisemiten seien kaum erreichbar. Er betonte außerdem, dass die Versagung von Förderung
nicht als Einschränkung von Kunst- oder Meinungsfreiheit zu sehen sei.

b) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Meron Mendel, Direktor der
Bildungsstätte Anne Frank

Herr Prof. Dr. Mendel beschrieb die Lage nach dem 7. Oktober 2023 als doppeltes Phänomen:
einen realen Anstieg von Antisemitismus und Rassismus sowie eine stark polarisierte Debatte
über diese Entwicklungen. Beide Ebenen verstärkten sich wechselseitig. Problematisch sei
insbesondere, dass Polarisierung weiter angeheizt werde, wenn Vorwürfe erhoben würden,
bestimmte Aussagen seien antisemitisch oder rassistisch. Dadurch werde die Debatte häufig
von der Sachebene weggezogen hin zur Bewertung des Vorwurfs selbst. Als Beispiel nannte
er den Genozid-Vorwurf gegenüber Israels Handeln in Gaza: Er könne sachlich diskutiert
werden, werde aber oft als antisemitisch etikettiert, wodurch die Diskussion kippe. Ähnlich
sei es bei Begriffen wie „Kolonialstaat“: Wer davon überzeugt sei, ändere seine Position nicht
dadurch, dass der Begriff als antisemitisch bezeichnet werde; nötig seien historische
Argumente.

Er plädierte deshalb für „Abrüstung“ in der Debatte und warnte vor inflationärer Nutzung von
Antisemitismus- und Rassismusvorwürfen, die in der Bildungsarbeit selten hilfreich seien.
Statt weiterer „Safe Spaces“ brauche es Räume, in denen gestritten werde – in Präsenz –,
argumentbasiert und in der Sache. Ziel sei, Diffamierungen und Gegendiffamierungen durch
Argumente und Gegenargumente zu ersetzen. Beispiele seien etwa Formate, die er mit Saba-
Nur Cheema in Berlin kuratiert habe, etwa bei den Berliner Festspielen und in der Neuen
Nationalgalerie, in denen Menschen mit stark konträren Positionen zum Nahostkonflikt
miteinander diskutierten. Seine Erfahrung sei, dass gerade solche kontroversen Räume die
Debattenform verändern könnten. Der Kampf gegen Antisemitismus und Rassismus werde
eher gewonnen, wenn mehr zugelassen und weniger boykottiert werde; dazu gehöre auch, mit
Menschen zu sprechen, die antisemitische oder rassistische Positionen verträten.

Auf Nachfragen zum muslimisch-jüdischen Dialog erläuterte Herr Prof. Dr. Mendel, dass
dieser schon vor dem 7. Oktober 2023 schwierig gewesen sei und sich aktuell auf einem
Tiefpunkt befinde; viele Gesprächsräume seien verloren gegangen. Man müsse investieren
und zugleich weniger naiv vorgehen: Der Dialog könne nicht nur über Gemeinsamkeiten
laufen, weil der „Elefant im Raum“, der Israel-Palästina-Konflikt, identitätsstiftend für viele
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jüdische und muslimische Kollektive geworden sei. Er beschrieb auch einen wachsenden
Konformitätsdruck in beiden Communitys und die Tendenz, Türen zu schließen; so gebe es
zum Beispiel wechselseitige Ausladungen mit den Vorwürfen, „zu proisraelisch“ bzw. „zu
propalästinensisch“ zu sein.

Im Hinblick auf „rote Linien“ erklärte Herr Prof. Dr. Mendel, das Hauptproblem sei oft nicht
das Setzen von Grenzen, sondern dass viele gar nicht miteinander sprechen wollten. Es sei
nach Kontext zu unterscheiden: Er sei nicht dafür, Gewaltverherrlichung auf große Bühnen zu
holen, betone aber, dass Gespräche im Alltag stattfinden müssten – in Schulen, auf dem
Campus, in Protestcamps. Dort müsse man auch mit Menschen sprechen, die Israels Existenz
infrage stellten, und Energie weniger in Ausschlussfragen als in gute Gegenargumente
investieren. Er warnte zudem, dass politische Instanzen Debatten regulierten, was bei vielen –
besonders im migrantischen Kontext – das Gefühl erzeuge, zu einer Staatsräson gezwungen
zu werden; das fördere Entfremdung. Man werde Jugendliche nicht durch Wiederholung von
Staatsräson erreichen, sondern durch offene Debatten über das Verhältnis zu Israel, gerade
angesichts einer rechtsradikal dominierten israelischen Regierung. Dafür brauche es
historische Wissensvermittlung und Räume, die mehrere Narrative vermittelten, ein
Mindestmaß an Empathie ermöglichten und eine Trennung einübten zwischen der Solidarität
mit Palästinensern und der Aversion gegen Juden. Insgesamt plädiere er dafür, im Gespräch
zu bleiben und Menschen nicht in radikale Milieus abdriften zu lassen.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Dr. Amir Theilhaber, Vorstandsvorsitzender
des New Israel Fund Deutschland e. V.

Der Vorsitzende des New Israel Fund Deutschland (NIF), Herr Dr. Theilhaber, stellte Auftrag
und Arbeit des NIF vor: Seit über 45 Jahren unterstütze der NIF die demokratische
Zivilgesellschaft in Israel, bislang über 900 Akteure aus Bereichen wie Bürger- und
Menschenrechte, religiöser Pluralismus sowie Rechte von Frauen und LGBTQ-Communitys.
Ein Teil der Förderung gehe an palästinensische zivilgesellschaftliche Organisationen in
Israel und an Initiativen für Teilhabe und Begegnung. In Deutschland betreibe der NIF
Fundraising und Informationsarbeit und führe seit fünf Jahren ein Bildungsprogramm durch,
das vor allem an Berliner Schulen aktiv sei. Schwerpunkt sei eine Israelbildung für Schulen,
die Geschichte, Gesellschaft und Politik Israels vermittele und Palästina zwingend einbeziehe.
Damit solle Verständnis geschaffen und Dynamiken der Entmenschlichung entgegengewirkt
werden, die sich als israelbezogener Antisemitismus, aber auch als Hass auf Palästinenser
bzw. Araber sowie Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus äußern könnten.

Seit Oktober 2023 habe der NIF mit dem Programm über 100 Einsätze an Berliner Schulen
durchgeführt, um bei Konfliktlagen Gesprächsräume zu ermöglichen, die Lehrkräfte allein oft
nicht herstellen könnten. Das könne kurzfristig den Schulfrieden stabilisieren, ändere aber
strukturell wenig, weil solche Interventionen extern blieben. Aus Sicht von Herrn
Dr. Theilhaber bestünden vier strukturelle Defizite: Im Rahmenlehrplan fehle häufig Platz;
teils werde fachfremd unterrichtet. Schulbücher seien weitgehend inadäquat, eine Doppelseite
zum Nahostkonflikt reiche nicht. Im Lehramtsstudium kämen Israel und Palästina kaum vor;
Israelstudien existierten nur an wenigen Standorten, Palästina sei eine Leerstelle.
Entsprechend seien Fortbildungsmöglichkeiten für Lehrkräfte begrenzt. Da Konflikte
wiederkehren und Sekundärkonflikte in Deutschland auslösen könnten, müsse Bildung mittel-
und langfristig strukturell gestärkt werden.
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Herr Dr. Theilhaber betonte zudem, dass in den letzten zwei Jahren viele Austauschforen
weggebrochen seien, zugleich aber neue, oft zunächst vertrauliche Kontakte entstanden seien.
Das schaffe nicht sofort Lösungen, ermögliche aber Problembewusstsein und neue
Kooperationswege. Dafür brauche es politische Rahmenbedingungen: Öffnung, Vertrauen,
Ermöglichung von Austauschformaten und „Streiträumen“ bzw. „Braver Spaces“, in denen
Auseinandersetzung möglich ist, ohne dass einzelne Sätze sofort skandalisiert und in sozialen
Medien ausgeschlachtet würden. Er warne vor einer Hermeneutik des Verdachts und vor
übermäßigen Backgroundchecks aus Reputationsangst.

Auf die entsprechende Nachfrage aus der Kommission erläuterte er, dass es Aussagen zu
Israel gebe, die eindeutig antisemitische Muster widerspiegelten; der NIF erhalte etwa
diffamierende Zuschriften, die bei Bedarf gemeldet würden. Pädagogisch sei es jedoch oft
kontraproduktiv, insbesondere Jugendliche direkt als Antisemiten zu etikettieren. Wirksamer
sei, Gespräche zu weiten, Hintergründe zu klären und so problematischen Äußerungen die
Grundlage zu entziehen. Zugleich müsse vermittelt werden, wie Aussagen beim Gegenüber
ankommen könnten; Lehrkräfte bräuchten ein breiteres Verständnis darüber, was
antisemitisch sein könne. Er verwies in diesem Zusammenhang auf einschlägige Materialien
und empfahl zur Vertiefung David Nirenbergs „Anti-Judaismus“. Er empfahl zudem
kurzfristig besser konzipierte Studienreisen für Lehrkräfte. Bestehende Reisen nach Israel
seien stark holocaustzentriert und behandelten den Nahostkonflikt nur randständig. Mittel-
und langfristig müsse Lehrkräftebildung bereits an Universitäten ansetzen, erst daraus folge
dann auch eine systematische Überarbeitung von Schulbüchern; das sei eine mehrjährige
Aufgabe.

Zum Topos des „importierten Antisemitismus“ meinte er, dass dieser seit 2015/16 ohne
belastbare Faktenbasis stark verbreitet worden sei und häufig über zugeschriebene
„islamische“ Identität funktioniere. Die Behauptung, Muslime seien per se antisemitischer als
andere Gruppen, sei nicht belegt. Gleichzeitig gebe es historische Prozesse, in denen
antisemitische Narrative auch in der Region verbreitet worden seien, etwa durch europäischen
Imperialismus und NS-Propaganda. Er kritisierte besonders die politisch wirkmächtige,
wissenschaftlich widerlegte Erzählung, Mufti Amin al-Husseini habe die „Endlösung“
beeinflusst; solche Narrative dienten oft dazu, Palästinenser als „Erben“ eines
eliminatorischen Antisemitismus zu markieren. Zugleich betonte er, dass in der Region
politische Konflikte lange als Konflikte „mit den Juden“ wahrgenommen worden seien; in
solche Konflikte konnten sich antisemitische Muster mischen, ohne identisch zu sein mit dem
europäischen Antijudaismus bzw. Antisemitismus mit Erlösungscharakter.

3.2. Erscheinungsformen von Antisemitismus, Empowerment und
Präventionsstrukturen

a) Wesentliche Ausführungen von Herrn Alexsander Carstiuc, Programmschänke
Bajszel und Mitglied im Verein Masiyot

Herr Carstiuc berichtete als Mitbetreiber der Programmschänke Bajszel sowie als
Gründungsmitglied des Vereins Masiyot über Erfahrungen mit Antisemitismus in Neukölln.
Er betonte, dass antisemitische Bedrohungen dort nicht erst seit dem 7. Oktober 2023
existierten; viele jüdische und israelische Bekannte hätten den Bezirk schon zuvor gemieden.
Bajszel und Masiyot hätten deshalb früh Veranstaltungsreihen gegen Antisemitismus geplant
und zugleich einen Ort für Exiliranerinnen und Exiliraner, Kurdinnen und Kurden sowie
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Menschen, die Islamismus und Antisemitismus kritisierten und unter antisemitischen
Strukturen im Kiez litten, schaffen wollen. Er hob die frühe Unterstützung durch die
bezirkliche Integrationsbeauftragte Güner Balcı und Bezirksbürgermeister Martin Hikel
hervor.

Er schilderte, dass die Programmschänke bereits vor dem 7. Oktober 2023 ins Visier geraten
sei, nachdem dort eine Veranstaltung zu einer von der Landeszentrale für politische Bildung
geförderten Broschüre zur Entstehung Israels stattgefunden habe. Die Veranstaltung habe nur
unter massivem Polizeischutz stattfinden können; anwesende Jüdinnen und Juden und Israelis
seien bedrängt worden. Es sei eine aus seiner Sicht beispiellose Schmutzkampagne gefolgt, u.
a. über Online-Bewertungen, bis hin zu persönlichen Drohungen. Nach dem 7. Oktober 2023
habe sich dies nochmals deutlich verschärft: Herr Carstiuc berichtete über Angriffe,
Beschmierungen und Markierungen mit so genannten „roten Dreiecken“, die als
Feindmarkierung verstanden würden. Er kritisierte, dass diese Dimension von den Behörden
zunächst nicht ausreichend ernst genommen worden sei. Die Entwicklung habe in Stein- und
Pflastersteinwürfen sowie einem Brandanschlag kulminiert; wegen verklebter Schlösser und
der Anwesenheit eines Kollegen im Laden habe man dies als versuchten Mord gewertet. Erst
durch starken öffentlichen Druck sei dauerhafter Polizeischutz erreicht worden; derzeit
bestehe seit Wochen 24-Stunden-Schutz.

Herr Carstiuc wies die Deutung zurück, es habe sich um „propalästinensische“ Taten
gehandelt; er bezeichnete die Angriffe ausdrücklich als antisemitisch und betonte, Hamas-
Verherrlichung habe nichts mit dem Schutz palästinensischer Interessen zu tun. Zugleich
widersprach er der These eines rein „importierten“ Antisemitismus: Er beschrieb Anti-
semitismus als ein Phänomen, dass in verschiedenen Milieus – rechts, links, islamistisch –
präsent sei sowie zunehmende türkisch-nationalistische Einflüsse; in Neukölln hätten
Anzeigen aus seiner Sicht kaum juristische Konsequenzen. Er warnte vor Radikalisierung,
dem Abbruch sozialer Brücken und einer Lage, in der jüdisches Leben im Bezirk nur noch
eingeschränkt möglich sei; viele israelische Bekannte seien weggezogen, was auch die
Aussagekraft von Fallzahlen beeinflusse.

Zugleich beschrieb Herr Carstiuc aber auch gelingende Kooperationen, etwa mit einer
deutsch-arabischen säkularen Sprachschule und mit Teilen der Nachbarschaft. Er nannte
Dialogformate, in denen arabische Israelis mit Menschen arabischer Herkunft aus Neukölln
zusammenkämen, sowie einen jüngeren israelisch-palästinensischen Austausch. Er kritisierte,
dass ein beteiligter palästinensischer Hamas-Kritiker trotz Engagement und Bedrohung von
Abschiebung betroffen sei. Ein zentrales Hindernis sehe er im Mangel an angstfreien Räumen
für Diskussionen: Schulen sowie Jugend- und Bildungszentren leisteten dies kaum;
Kiezspaziergänge gegen Antisemitismus seien in Tempelhof-Schöneberg erfolgreich, in
Neukölln aber aus Sicherheitsgründen derzeit nicht durchführbar. Zudem verwies er auf
Parallelen zu anderen Diskriminierungsfeldern, z. B. im Bereich Antiziganismus oder bei
Queer- und Transfeindlichkeit, und den Bedarf an sicheren Orten.

Zur von ihm bereits angesprochenen Broschüre „Mythos#Israel1948“ stellte er dar, dass diese
als Debattenbeitrag gedacht gewesen sei, nicht als Schulmaterial. Als Reaktion habe es
Versuche der Instrumentalisierung dieses Vorhabens, eine Petition und Proteste gegeben. Zur
aufgeworfenen Frage nach der Erwähnung der Nakba in jener Broschüre betonte er,
Vertreibungen hätten stattgefunden; strittig sei aus seiner Sicht jedoch, ob ein systematischer
Vertreibungsplan existierte. Zudem lege er Wert auf Verantwortungszuschreibungen im
Kontext des Kriegs von 1948.
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b) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Friederike Lorenz-Sinai,
Fachhochschule Potsdam

Frau Prof. Dr. Lorenz-Sinai beschrieb in ihrem Beitrag Antisemitismus als Gewalt- und
Diskriminierungsphänomen, das Menschen im Berliner Alltag unmittelbar treffe und neben
manifesten Übergriffen auch Teilhabe und Zukunftsperspektiven einschränke. Sie betonte,
dass Antisemitismus Partizipation, Wohlbefinden und gesellschaftlichen Zusammenhalt
beeinträchtige, was sich u. a. in den Zahlen von RIAS, den Berichten der communitybasierten
OFEK e. V. – Beratungsstelle bei antisemitischer Gewalt und Diskriminierung – sowie in
berlinbezogenen Studien zeige. Erscheinungsformen seien in der Realität nicht analytisch
getrennt, sondern verwoben und kontextspezifisch wirksam. Zur Beschreibung bzw.
Visualisierung nutzte sie die Metapher der Zwiebel: ältere Schichten des Antijudaismus und
des Antisemitismus wirkten fort und würden durch neue Schichten aktualisiert. In
Institutionen entstünden typische Reaktionsmuster, etwa in Schulen eine Relativierung als
pubertäre Provokation und an Hochschulen Legitimierungen über Wissenschaftsfreiheit oder
politische Meinung.

Frau Prof. Dr. Lorenz-Sinai plädierte dafür, Antisemitismus nicht als situatives Einzel-
ereignis, sondern als soziale Praxis zu begreifen, die im Zuge der Sozialisation erlernt und in
Wissensbeständen verinnerlicht werde. Kennzeichnend sei ein vernichtungsideologischer
Kern: Projektionen von Bedrohung und Beherrschung, die auf „das Jüdische“ gerichtet
würden und Jüdinnen und Juden real gefährdeten, ohne an tatsächliches jüdisches Verhalten
gebunden zu sein. Für den Berliner Kontext verwies sie auf die Studienreihe „Antisemitismus
im Kontext Schule“, die sie mit Marina Chernivsky durchgeführt habe. Lehrkräfte
beschrieben Antisemitismus häufig als schwer greifbar und abstrakt, was darauf hindeute,
dass jüdische Kinder, Familien und Kolleginnen und Kollegen in schulischen Konzepten oft
unsichtbar blieben. Die verbreitete Annahme, „wir haben kein Antisemitismusproblem, weil
wir keine jüdischen Schülerinnen und Schüler haben“, führe dazu, dass Antisemitismus nicht
als Professionalisierungsaufgabe der gesamten Institution verstanden werde. Interventionen
richteten sich dann eher auf die antisemitisch Handelnden statt betroffenenorientiert und
schützend zu reagieren. Zentral sei daher der Blick auf die Wirkung statt auf die vermutete
Intention: Gewalt- und Ausschlusswirkungen entstünden unabhängig von der Intention der
Handelnden.

Sie hob auch langfristige Folgen hervor: Eltern würden Schulwechsel erwägen, teils auch
Auswanderung. Parallel beobachte sie verstärktes innerjüdisches Empowerment und eine
stärkere Nutzung bzw. Neugründung communitybasierter Angebote. Institutionen müssten
Fachkräfte stärken, Rückhalt durch Leitung und Politik sichern und Zuständigkeit herstellen,
auch wenn jüdische Personen vor Ort nicht sichtbar seien. Daraus leitete sie die
Notwendigkeit des Ausbaus bestehender Strukturen statt der Schaffung weiterer
(Doppel-)Strukturen ab. Wichtig seien insoweit die Stärkung der Dokumentation durch RIAS,
die Sicherung der communitybasierten Beratung OFEK sowie berlinbezogene Erhebungen,
um institutionenspezifische Dynamiken besser zu verstehen.

Ein Unterschied sei zwischen Sensibilisierung und Professionalisierung zu sehen:
Sensibilisierung sei wichtig, aber zu schwach, wenn institutionelle Verantwortung fehle.
Nötig sei, dass Maßnahmen gegen Antisemitismus – analog zu Entwicklungen im Feld der
sexualisierten Gewalt – Teil des institutionellen Selbstverständnisses würden, inklusive
Beschwerdeverfahren, Schutzkonzepten und klarer Zuständigkeit. Aus ihren Studien nannte
Frau Prof. Dr. Lorenz-Sinai auch typische Formen von Antisemitismus: normalisierte
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antisemitische Sprache (z. B. „Du Jude!“), verschwörungsideologische Formen, NS-Bezüge
und Symboliken, Codes bzw. Andeutungen, Reinszenierungen in Spielen und Social Media
sowie Exotisierung und sogenanntes Othering. Sie betonte, dass auch das Kollegiale relevant
sei (z. B. antisemitische Inhalte in Lehrerchats), und unterstrich die Notwendigkeit lang-
fristiger Professionalisierung und entsprechender Dauerfinanzierung.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Veronika Nahm, Vertreterin der
Koordinierungsstelle des Kooperationsverbunds gegen Antisemitismus

Frau Nahm stellte ihre Arbeit als Koordinatorin des Kooperationsverbunds gegen
Antisemitismus vor und verortete sie im Berliner Landeskonzept zur Weiterentwicklung der
Antisemitismusprävention. Dieses bündele zentrale Handlungsfelder: Antisemitismus sichtbar
machen, Betroffene und betroffene Institutionen unterstützen, öffentliche Ächtung und
Solidarität, Analyse- und Handlungskompetenz stärken, diskriminierungssensible Kultur
fördern sowie Antisemitismusforschung im Dialog mit der Praxis. Der Kooperationsverbund
arbeite seit Beginn des Jahres 2025, knüpfe aber an das vorherige Kompetenznetzwerk an und
verstehe sich als Struktur intensiver Zusammenarbeit, in der Themen gemeinsam diskutiert
und auch konflikthaft ausgehandelt würden, jedoch auf einer gemeinsamen Basis. Die sechs
Partner arbeiteten bundesweit, zugleich seien die meisten organisatorisch stark in Berlin
verankert, was eine enge Kooperation ermögliche.

Der Verbund sei eine bewusst breit angelegte Struktur: Er umfasse historisch-politische und
antisemitismuskritische Bildung, Analyse von Antisemitismus in unterschiedlichen Milieus,
u. a. in Kultur, Hochschule und der „digitalen Welt“, systematische Erfassung und Monitoring
antisemitischer Vorfälle inkl. der Betroffenenperspektive, praxisbezogene Forschung und
Qualitätssicherung, Dialogformate sowie Empowerment und Begegnungsräume, die jüdische
Perspektiven im gesellschaftlichen Diskurs stärkten. Nach dem 7. Oktober 2023 sei es zu
einem „Tsunami“ an Anfragen gekommen. Das anhaltend hohe Niveau antisemitischer
Vorfälle zeige zugleich, dass institutionelle Strukturen und Ressourcen weiterhin zu schwach
seien; selbst ein bundesweiter Zusammenschluss könne das nicht kompensieren.

Begrifflich bevorzuge sie „antisemitismuskritische Bildung“ gegenüber „Antisemitismus-
prävention“, weil Antisemitismus als gesamtgesellschaftliches Phänomen nicht einfach
„verhindert“ werden könne, sondern Handlungskompetenz aufgebaut werden müsse. Der
Präventionsbegriff führe zudem häufig zu einem zu schwachen Blick auf institutionelle
Verankerung, zu geringer Betroffenenperspektive und zu starker Fokussierung auf Kinder und
Jugendliche statt auch auf Erwachsene. Frau Nahm kritisierte in diesem Zusammenhang die
Projektförmigkeit des Feldes: geringe Kontinuität und schwache Verortung in formellen
Strukturen, obwohl Antisemitismus tief verwurzelt sei. Antisemitismusbearbeitung müsse
deshalb Teil einer umfassenderen Strategie gegen Ideologien der Ungleichwertigkeit sein und
intersektional sowie vernetzt gedacht werden, um demokratische Alltags- und
Antidiskriminierungsstrukturen insgesamt zu stärken.

Frau Nahm griff auch Fragen nach den Bedingungen für das Gelingen der zuvor geschilderten
Ansätze auf: Bildungsarbeit solle biografisch und lebensweltbezogen ansetzen, um wirksam
Handlungsspielräume zu eröffnen und Biografien mit gesellschaftlichen und historischen
Zusammenhängen zu verknüpfen. Programme müssten Selbstwirksamkeit fördern und
diejenigen stärken, die sich verändern wollten. Gleichzeitig benannte sie ein Dilemma: In
heterogenen Gruppen werde Antisemitismus bei freier Themenwahl oft „abgewählt“, weil
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viele meinten, darüber bereits genug zu wissen. Daraus schlussfolgerte sie den Auftrag,
Antisemitismus so interessant und anschlussfähig zu vermitteln, dass echtes Lernen möglich
werde, etwa über biografische Zugänge und auch positive Perspektiven. Sie betonte die
Bedeutung von Vernetzung spezialisierter Akteure, etwa im Berliner Beratungsnetzwerk, um
Komplexität zu bewältigen.

Zudem unterstrich Frau Nahm die Bedeutung von Qualitätskriterien antisemitismuskritischer
Bildung und betonte die Notwendigkeit von Professionalisierung und Institutionalisierung:
weg von reiner Einzelfall- oder Motivdeutung hin zur Frage, wie Institutionen Zuständigkeit
übernehmen könnten. Dafür brauche es Leitlinien, Beschwerde- und Unterstützungs-
strukturen, begleitete Implementierung sowie fallbezogene Supervision, damit antisemitis-
muskritische Maßnahmen dauerhaft in Institutionen verankert werden könnten.

d) Wesentliche Ausführungen von Herrn Iven Saadi, BildungsBausteine e. V.

Der BildungsBausteine e. V. bestehe nach den Ausführungen von Herrn Saadi seit rund 20
Jahren und habe sich der Aufgabe verschrieben, antisemitismuskritische Bildung in Berlin
und bundesweit durchzuführen. Schwerpunkt sei dabei, bei Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren wie u. a. Lehrkräften, sozialpädagogischen Fachkräften sowie Jugendlichen
Analyse- und Handlungsfähigkeit gegen Antisemitismus zu stärken; im Verein arbeiteten
sowohl von Antisemitismus und/oder Rassismus betroffene als auch nicht betroffene
Mitarbeitende.

Er benannte zwei aus der aktuellen Praxis besonders relevante Punkte. Erstens sei die
Bekämpfung des israelbezogenen Antisemitismus seit dem 7. Oktober 2023 zwar zentral,
zugleich dürfe eine starke Fokussierung darauf nicht dazu führen, andere Antisemitis-
musformen zu vernachlässigen. In der Arbeit in verschiedenen Berliner Bezirken und darüber
hinaus zeige sich weiterhin eine hohe Verbreitung tradierter antisemitischer Weltanschau-
ungen und verschwörungsideologischer Konstruktionen, insbesondere in Milieus der „Neuen
Rechten“, deren Wirkmacht zuletzt auch in der Pandemie sichtbar geworden sei. Aus
Perspektive des Schutzes jüdischer Menschen dürfe man diese ideologischen Bestände nicht
aus dem Blick verlieren.

Zweitens forderte Herr Saadi, dass sich Rassismusprävention und -kritik stärker für Anti-
semitismus und seine Spezifika interessieren müsse, und umgekehrt Antisemitismusarbeit
Rassismus stärker mitdenken müsse. Er verwies dabei auf das Attentat von Halle als Beispiel
dafür, wie schnell Gewalt gegen Jüdinnen und Juden in Gewalt gegen als migrantisch wahr-
genommene Menschen umschlagen könne, und auf die Verkopplung antisemitischer und
rassistischer Ideologeme in gängigen Erzählungen.

Zugleich beschrieb er eine zusätzliche Belastung für die Bildungsarbeit: Wenn Anti-
semitismusbekämpfung öffentlich zur Legitimation rassistischer Politik instrumentalisiert
werde oder pauschale Antisemitismusvorwürfe gegen muslimisch oder arabisch
wahrgenommene Menschen erhoben würden, entstünde bei Adressatinnen und Adressaten der
Eindruck, beide Betroffenengruppen stünden in Konkurrenz. Das werde auch von jüdischen
Jugendlichen als Schulrealität geschildert. Dadurch verliere das Feld an Glaubwürdigkeit, und
Pädagogik müsse zunächst diese Wahrnehmungen bearbeiten. Er plädierte deshalb für ein
interdependenzbewussteres Arbeiten beider Felder und benannte Forschungs- und
Qualifizierungsbedarfe: Es müsse systematischer untersucht werden, wie verkürzte Ansätze
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der Rassismus- bzw. Antisemitismuskritik negative Effekte auf das jeweils andere Feld
hätten, und entsprechende Fortbildungen und Förderungen seien auszubauen.

Herr Saadi führte zudem aus, dass es viele Erfolgserfahrungen gebe: In widerständigen
Schulklassen steige die Lern- und Auseinandersetzungsbereitschaft, wenn Antisemitismus im
Kontext Israel/Palästina nicht isoliert behandelt, sondern zugleich Rassismus als relevante
Konfliktdynamik im deutschen Kontext thematisiert werde; das sei kein pädagogischer
„Trick“, sondern sachgerechte Bearbeitung beider Phänomene. Zur Frage von Empowerment
bei „Unsichtbarkeitsdynamiken“ verwies er auf bestehende Konzepte. Er betonte,
Antisemitismus und Rassismus seien nicht gleichzusetzen, forderte aber mehr Forschung zur
Mehrfachdiskriminierung jüdischer Menschen in Deutschland. Nötig sei spezialisierte Arbeit,
die Interdependenzen bewusst mitdenke. Er unterstich auch die Bedeutung politischer Bildung
als Schutzfaktor: Wenn Schule dies nicht systematisch leiste, blieben Jugendliche stärker auf
soziale Medien und potenziell extremistische Milieus angewiesen.

4. Muslimfeindlichkeit

In ihrer fünften Sitzung am 11. Juli 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher Sitzung
mit dem Phänomenbereich der Muslimfeindlichkeit. Insgesamt acht Personen gaben im
Rahmen einer Anhörung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den Mitgliedern
der Kommission für Fragen zur Verfügung.

Geladen waren
 Herr Prof. Dr. Karim Fereidooni, Ruhr Universität Bochum,
 Frau Rima Hanano, CLAIM –Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit gGmbH,
 Herr Prof. Dr. Gert Pickel, Universität Leipzig,
 Herr Prof. Dr. Levent Tezcan, Universität Münster,
 Frau Yasmine Amal, JUMA e. V.,
 Frau Prof. Dr. Naika Foroutan, Humboldt-Universität zu Berlin,
 Herr Murat Kayman, Alhambra Gesellschaft e. V. sowie
 Frau Yasemin Soylu, Muslimische Akademie Heidelberg.

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen Aspekten
der Grundlagen, Theorien und Strukturen von Muslimfeindlichkeit auf der einen Seite und der
Betrachtung von Strategien gegen Muslimfeindlichkeit, sowie Empowerment und Prävention
auf der anderen Seite unterschieden wurde.

Des Weiteren lagen zur Sitzung eine schriftliche Stellungnahme von Herrn Prof. Dr. Levent
Tezcan10, und Präsentationen von Herrn Prof. Dr. Karim Fereidooni11, Frau Rima Hanano12,
sowie von Herrn Prof. Dr. Gert Pickel13 vor.

10 Siehe Kommissionsvorgang 0024.
11 Siehe Kommissionsvorgang 0021.
12 Siehe Kommissionsvorgang 0022.
13 Siehe Kommissionsvorgang 0023.

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/enko/vorgang/en19-0024-st-an-Tezcan.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0021-pr-an-Fereidooni.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0022-pr-an-Hanano.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0023-pr-an-Pickel.pdf
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4.1. Grundlagen, Theorien und Strukturen von Muslimfeindlichkeit

a) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Karim Fereidooni, Ruhr-Universität
Bochum

Herr Prof. Dr. Fereidooni definierte antimuslimischen Rassismus als Zuschreibung
pauschaler, unveränderbarer, rückständiger und bedrohlicher Eigenschaften gegenüber
muslimischen Personen bzw. Personen, die als muslimisch wahrgenommen würden; das
tatsächliche religiöse Bekenntnis spiele keine Rolle, ausschlaggebend sei die Wahrnehmung,
etwa über Bart oder Kopftuch. Er stützte seine Ausführungen auf Einstellungsstudien und
Befunde aus der Arbeit des Unabhängigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit (UEM).

Anhand der Studie „Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme und demokratiegefährdende
Einstellungen in Deutschland 2022/2023“, herausgegeben für die Friedrich-Ebert-Stiftung,
nannte er Zustimmungswerte zur Forderung, Musliminnen und Muslimen die Zuwanderung
zu untersagen. Er verwies zudem auf den Religionsmonitor der Bertelsmann Stiftung, wonach
etwa jede zweite Person islamfeindlich eingestellt sei.

Antimuslimischer Rassismus sei „perfide“, weil er als Deutungsmuster in allen sozialen
Lagen funktioniere: Muslimische Menschen würden als „Sozialschmarotzer“, als Parallel-
gesellschaft oder als Fanatiker markiert; selbst ein muslimischer Bürgermeister werde von
großen Teilen der Bevölkerung abgelehnt. Er betonte, dass antimuslimischer Rassismus auch
bei Menschen mit Migrationshintergrund vorkomme und nicht als Konfliktlinie „mit vs. ohne
Migrationsgeschichte“ missverstanden werden dürfe.

Zum Bereich der Polizei zitierte Herr Prof. Dr. Feireidooni aus der MEGAVO-Studie der
Deutschen Hochschule der Polizei: Knapp die Hälfte der Befragten (ca. 40.000) stimme dem
Statement nicht zu, dass muslimische Kultur nach Deutschland passe; etwa 10 Prozent
äußerten sich deutlich negativ. Ergänzend präsentierte er eine nicht-repräsentative
Betroffenenbefragung des UEM unter 473 muslimischen Personen: Die Hälfte berichte von
Beleidigungen oder Belästigungen, fast jede dritte Person von körperlichen Übergriffen. 46
Prozent mieden bestimmte Orte, um antimuslimischen Rassismus zu vermeiden; etwa jede
zweite Person habe Auswanderungsgedanken, ein Drittel konkrete Pläne. Zugleich fühlten
sich zwei Drittel bis drei Viertel der Befragten Deutschland zugehörig. Besonders gravierend
sei die geringe Meldequote: Unter 1 Prozent wende sich an professionelle Stellen; tatsächliche
Fallzahlen lägen deutlich über der polizeilichen Statistik. Als beobachtete Bewältigungs-
strategien benannte er Religion als Ressource, Rückzug aus dem Kontakt zur Mehrheits-
gesellschaft zur Vermeidung weiterer Erfahrungen sowie Empowerment und Safe Spaces.

Herr Prof. Dr. Fereidooni verwies außerdem auf eine Analyse von 761 Schulbüchern zur
Darstellung muslimischen Lebens und kritisierte exemplarisch Darstellungen, die
muslimische Identität mit Kopftuch, Zwangsheirat und Frauenunterdrückung verbänden. Er
formulierte mehrere Handlungsempfehlungen: einen Berliner Sachverständigenrat und einen
Berliner Beauftragten gegen antimuslimischen Rassismus sowie eine Gesamtstrategie der
Landesregierung. Er forderte rassismuskritische, diversitäts- und religionssensible Aus- und
Weiterbildung in öffentlichen Einrichtungen, den Ausbau von Beschwerde-, Dokumentations-
und Meldestellen, Empowerment-Maßnahmen und eine Kommission zur Sichtung gängiger
Schulbücher.
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Zugleich plädierte er für eine eigenständige Förderpraxis, z. B. durch die Landeszentrale für
politische Bildung, für bessere Auseinandersetzung mit dem Phänomen und Empowerment,
Förderung muslimischer Akteure bzw. Organisationen, z. B. in Studienwerken oder
Akademien, die Beauftragung von Studien zur Erforschung antimuslimischen Rassismus,
Medienkompetenztrainings in Schulen sowie die systematische Dokumentation
antimuslimischer Einstellungen bei Polizei- und Sicherheitsbehörden. Auch Film- und
Theaterproduktionen sollten Vielfalt muslimischer Lebenswelten darstellen. Außerdem
forderte er, alle Parteien sollten die Repräsentanz muslimischer Politikerinnen und Politiker
erhöhen.

Auf eine Frage zu internalisiertem Rassismus in Parteien empfahl Herr Prof. Dr. Fereidooni
ehrliche Debatten, Nachwuchsförderung und Mentoringprogramme; Parteien müssten prüfen,
ob sie die Gesellschaft abbildeten. Er verwies auf eine deutliche Unterrepräsentation von
Personen mit internationaler Familiengeschichte im Bundestag. Zur Frage nach
Forschungslücken plädierte er u. a. für ethnografische Verhaltensforschung und benannte als
Beispiel Unterrichtsbeobachtung über längere Zeit und/oder die Begleitung von
Polizeistreifen. Hinsichtlich von Fremdzuschreibungen gegenüber Muslimen verwies er auf
Nachfrage auf eine Studie von Doris Weichselbaumer zur Bewerbungsdiskriminierung:
Kopftuch und Name wirken als Fremdmarkierung; Diskriminierung nehme zu, wenn Aufstieg
und anspruchsvollere Positionen angestrebt würden.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Rima Hanano, Leiterin der CLAIM – Allianz
gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit gGmbH

Die Leiterin der CLAIM gGmbH, Frau Hanano, gab einen Einblick in die Berliner Realität
antimuslimischer Anfeindungen aus ihrer Sicht. Sie beschrieb, dass antimuslimischer
Rassismus im öffentlichen Raum sichtbarer werde – etwa durch Schmierereien und
Hassbotschaften – und wertete dies als Ausdruck einer gesellschaftlichen Verschiebung nach
rechts und einer zunehmenden Enthemmung. Zugleich betonte sie, dass es nicht bei Worten
bleibe: Antimuslimischer Rassismus zeige sich in Gewalt, Diskriminierung und
institutionellen Ausschlüssen, etwa im Bildungsbereich oder am Arbeitsmarkt. Sie verwies
auf die Jahresbilanz zu antimuslimischem Rassismus in Berlin und benannte vier zentrale
Befunde: Erstens seien 644 antimuslimische Vorfälle dokumentiert worden, ein Anstieg um
mehr als 68 Prozent gegenüber dem Vorjahr, fast zwei Vorfälle täglich. Betroffenheit entstehe
häufig durch Zuschreibungen wie z. B. Name, Kopftuch, Sprache, Hautfarbe, unabhängig
davon, ob die Betroffenen tatsächlich muslimisch seien; besonders häufig seien Frauen
betroffen, oft in Begleitung ihrer Kinder. Zweitens sei antimuslimischer Rassismus strukturell
verortet und wirke in Schule, Arbeitswelt, Polizei und Behörden. Den größten Anteil machten
Diskriminierungen aus, direkt gefolgt von verbalen Angriffen; auffällig sei, dass
Diskriminierungen im Bildungsbereich häufig auch von Lehrkräften ausgingen. Drittens
werde antimuslimischer Rassismus brutaler: 2024 seien 48 Körperverletzungen dokumentiert
worden, darunter fünf gefährliche. Viertens betonte Frau Hanano die gesellschaftlichen
Folgen: Angst, Isolation, das Gefühl, nicht (mehr) dazuzugehören, und vor allem sinkendes
Vertrauen in Polizei, Politik und Institutionen. Sie unterstrich zudem die hohe Dunkelziffer,
weil viele Fälle nicht gemeldet und häufig nicht als antimuslimischer Rassismus erkannt
würden.

Aus den geschilderten Befunden leitete Frau Hanano konkreten Handlungsbedarf ab. Sie
forderte die Ernennung einer ressortübergreifend unterstützten Ansprechperson zur
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Bekämpfung antimuslimischen Rassismus und eine Handlungsstrategie des Berliner Senats.
Als zentrale Maßnahmen dafür nannte sie die bessere Erfassung antimuslimischer Vorfälle
online und offline durch Polizei und Zivilgesellschaft; dafür brauche es u. a. einheitliche
Definitionen, verpflichtende Schulungen für Polizei und Justiz sowie eine dauerhafte
Finanzierung zivilgesellschaftlichen Monitorings. Betroffene bräuchten spezialisierte
Beratung, die dauerhaft finanziert werden müsse. Es brauche unabhängige Anlauf- und
Beschwerdestellen bei Diskriminierung, insbesondere an Schulen, bei Polizei und in
Behörden. Freiwillige Workshops reichten nicht, stattdessen plädierte sie für regelmäßige
verpflichtende Fortbildungen zu antimuslimischem Rassismus für Bedienstete staatlicher und
öffentlicher Einrichtungen. Gesetze und Verordnungen müssten auf diskriminierende
Wirkung geprüft werden; das Berliner Neutralitätsgesetz müsse abgeschafft, Schulordnungen,
Lehrpläne und Bildungsmaterialien überarbeitet werden. Ergänzend verlangte sie
Informationsangebote, geschützte Räume für Betroffene und einen Rechtshilfefonds zur
Kostenabsicherung.

Nach entsprechenden Fragestellungen bzw. Wortbeiträgen aus der Kommission verteidigte
Frau Hanano das Konzept antimuslimischen Rassismus gegen Infragestellungen und betonte,
dass solche Zweifel aus ihrer Sicht wissenschaftliche Forschung, internationale Standards und
Betroffenenerfahrungen missachteten. Bezogen auf das Beispiel von Schmierereien an einem
arabischen Restaurant hob sie hervor, dass gerade dies exemplarisch die pauschale
Gleichsetzung von arabischer Identität mit Islamismus zeige. Dafür verwies sie auf
internationale Standards, u. a. der OSZE.

Für den Bildungsbereich ergänzte sie Berliner Studienbefunde der Jahre 2018-2020, wonach
ein erheblicher Anteil muslimischer Schülerinnen und Schüler Diskriminierung erlebt habe,
häufig durch Lehrkräfte; daraus folge die Notwendigkeit verpflichtender Fortbildungen und
unabhängiger Beschwerdestrukturen in Schulen sowie die Überprüfung von Schulordnungen,
Curricula und Materialien. Gefragt nach Handlungsempfehlungen benannte sie u. a. den
UEM-Bericht, Ergebnisse der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz
und den Fundamental Rights Report der EU.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Gert Pickel, Universität Leipzig

Herr Prof. Dr. Pickel führte anhand von Ergebnissen des Berlin-Monitors aus, dass
antimuslimische Einstellungen in Berlin weit verbreitet seien und sich in unterschiedlichen
Abstufungen zeigten. Grundlage seiner Aussagen seien einerseits regelmäßige repräsentative,
alle zwei Jahre stattfindende Befragungen in Berlin, andererseits eine Befragung unter
711 Musliminnen und Muslimen in Berlin sowie ergänzende Gruppendiskussionen und
Einzelinterviews. Er beschrieb ein insgesamt stark negativ geprägtes Islam-Bild: Bei etwa
50 bis 60 Prozent der Berlinerinnen und Berliner finde sich die Vorstellung, der Islam sei eine
rückständige Religion; daraus resultiere häufig eine ablehnende oder distanzierte Haltung
gegenüber Musliminnen und Muslimen. Zusätzlich gebe es bei etwa einem Drittel besonders
weitreichende Zuschreibungen, die er als Islamismuszuschreibungen einordne, etwa die
Annahme, Muslime wollten „den Westen islamisieren“ oder die Scharia durchsetzen.
Insgesamt entstehe so ein Klima, das antimuslimische und rassistische Einstellungen
begünstige.

Von der Seite der Betroffenen berichtete Herr Prof. Dr. Pickel, dass in der Befragung knapp
80 Prozent der in Berlin lebenden Musliminnen und Muslime in den letzten fünf Jahren
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Diskriminierungserfahrungen angeben würden. Als Hauptgründe würden Religion und
Herkunft genannt, was er als Hinweis auf rassistisch geprägte Diskriminierung interpretiere;
bei Frauen sei dies häufig zusätzlich intersektional mit sexistischen Diskriminierungen
verbunden. Hinsichtlich der Orte der Diskriminierung verwies er darauf, dass viele
Erfahrungen im öffentlichen Raum stattfänden, zugleich aber auch der Wohnungsmarkt und
das berufliche Umfeld zentrale Problemfelder seien. Besonders relevant für die Verwaltung
sei, dass Ämter und Behörden zu 28 Prozent als Diskriminierungsort genannt würden, was auf
institutionellen Rassismus hindeute. Aus einer weiteren, noch nicht veröffentlichten
bundesweiten Untersuchung zu Institutionen ergänzte er, dass Ungleichbehandlung dort
weniger aus formalen Regelwerken hervorgehe, sondern häufig aus kulturellen
Wahrnehmungen und routinisierten Praktiken, in denen bestimmte Gruppen nicht
gleichberechtigt behandelt würden.

Im Fazit betonte Herr Prof. Dr. Pickel, antimuslimischer Rassismus wirke in sozialen
Interaktionen, in medialen Repräsentationen und in Institutionen. Für eine Stadtverwaltung
müsse dies besonders besorgniserregend sein, weil daraus konkrete Einschränkungen von
Teilhabe und Handlungsspielräumen resultierten. Darüber hinaus stellte er Ergebnisse aus der
Radikalisierungsforschung dar: Diskriminierungserfahrungen könnten Radikalisierungs-
prozesse begünstigen; der Abbau von Diskriminierung sei deshalb auch präventiv relevant.
Neue Forderungen stellte er ausdrücklich nicht, sondern erklärte, die bereits von anderen
Anzuhörenden vorgetragenen Handlungsempfehlungen inhaltlich zu unterstützen.

Auf Nachfragen zur Erhebungsform und zu Definitionen der dargelegten Ergebnisse führte
Herr Prof. Dr. Pickel aus, er unterscheide antimuslimischen Rassismus von Muslimfeind-
lichkeit, betonte aber, beide Ansätze adressierten ähnliche Phänomene. Definitionen und
Theorien prägten zwar Fragen, dennoch seien die Ergebnisse nicht „vorgegeben“, da Befragte
auch widersprechen könnten; die hohen Zustimmungswerte zeigten, dass das Problem robust
sei und nicht nur auf einzelnen Items beruhe.

Zur Kritik der Subjektivität bei Diskriminierungsbefragungen stellte er klar, dass
Diskriminierungserfahrungen immer subjektiv berichtet würden, sich aber je nach Kontext in
unterschiedlichen Formen ausdifferenzierten: Im öffentlichen Raum eher Beschimpfungen
oder direkte Angriffe, in Behörden eher Zurücksetzung, Benachteiligung oder
Nichtbeachtung. Auch dies seien Diskriminierungsformen mit rassistischer Prägung.

Zum Aspekt des gesellschaftlichen Zusammenhalts erläuterte Herr Prof. Dr. Pickel,
antimuslimischer Rassismus sei hochgradig toxisch: Er fördere rechte Kräfte, was empirisch
gut belegt sei und reduziere zugleich soziales Vertrauen und Kohäsion in der
Gesamtgesellschaft. Im Hinblick auf den Befund von Diskriminierung in Institutionen
berichtete er aus teilnehmenden Beobachtungen und Interviews, dass nicht „die Institution“
als Ganze rassistisch sei, aber informelle Erzählungen und Praktiken weitergegeben würden.
Als Beispiel schilderte er, wie nach einer Antidiskriminierungsfortbildung ältere Kolleginnen
und Kollegen jüngeren im Jobcenter nach seiner Einschätzung rassistische Handlungs-
empfehlungen gegeben hätten, z. B. bestimmten Gruppen grundsätzlich zu misstrauen. Solche
Mechanismen gebe es auch gegenüber muslimisch gelesenen Personen, etwa durch
Herabstufung in vermeintlich „einfache“ Tätigkeiten unabhängig von Qualifikationen.
Außerdem bezeichnete er es als besonders alarmierend, dass in seinen Daten 52 Prozent der
Diskriminierten angäben, Behördengänge seien ohnehin sinnlos, und 28 Prozent befürchteten,
dort sogar weitere Diskriminierung zu erleben. Dies sei ein Befund, der auf erhebliche
Vertrauens- und Teilhabeprobleme hindeute.
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d) Wesentliche Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Levent Tezcan, Universität Münster

Herr Prof. Dr. Tezcan betonte, er wolle – bezogen auf den Oberbegriff der Muslimfeind-
lichkeit – zu einer differenzierteren Betrachtung beitragen, bestehende Forschung jedoch nicht
in Frage stellen. Ausgangspunkt seiner Überlegungen sei vielmehr, dass sehr unterschiedliche
Phänomene unter dem Begriff der Muslimfeindlichkeit subsumiert würden: von Angriffen auf
Moscheen und Übergriffen auf als muslimisch gelesene Personen bis hin zu negativen
Einstellungen über den Islam als Religion. Er halte es für analytisch wichtig, zwischen
sozialer Distanz, Angst, Misstrauen und Feindseligkeit zu unterscheiden. Pauschalisierungen
seien verbreitet und problematisch, aber nicht jede Pauschalisierung sei automatisch feindlich;
Feindlichkeit impliziere eher eine aktivere, potenziell handlungsorientierte Stufe. Seine Sorge
sei, dass Begriffe wie Rassismus, Diskriminierung und Feindlichkeit bei unspezifischem
Gebrauch an Trennschärfe verlieren und dadurch politisch wie wissenschaftlich an Nutzen
einbüßen würden.

Er führte zur begrifflichen Unterscheidung zwischen Muslimfeindlichkeit und antimus-
limischem Rassismus aus, das Erstere eher auf einem sozialpsychologischen und Letzterer
eher auf einem politisch-gesellschaftlichen Konzept beruhe. Er frage sich, ob der Begriff
antimuslimischer Rassismus über das Sichtbarmachen von Leid hinaus analytisch mehr leiste
oder ob es sich im Kern um eine konjunkturelle Ausprägung eines allgemeineren Rassismus
handele, der sich jeweils auf die gerade besonders markierte „Fremdgruppe“ richte. Er
verwies darauf, dass Islamkritik, Islamangst und Islamfeindlichkeit unterschiedliche
Intensitäten abbilden könnten, die nicht automatisch identisch seien mit Gewalt- oder
Vernichtungsabsichten. An Beispielen aus der Arbeitsdefinition des UEM erläuterte er, dass
dort mehrere negative Zuschreibungen – rückständig, gefährlich, schwer integrierbar,
patriarchal – gebündelt würden. Ob diese immer gleichermaßen zusammengehörten, sei
jedoch ungewiss. Er argumentierte, dass manche Urteile auch aus religionskritischen oder
modernisierungstheoretischen Vorstellungen erfolgen könnten, ohne dass daraus zwangs-
läufig Feindseligkeit im eigentlichen Sinne resultiere. Zur Erklärung besonders negativer
Bewertungen des Islam nannte er unter anderem historische Konfliktlinien, z. B. zwischen
Islam und Christentum, aktuelle politische Dynamiken, z. B. antiwestliche Ideologien und
Gewalt, sowie die soziale Lage, in denen Muslime in Deutschland häufig sichtbar seien,
wodurch im Alltag Islamkritik, Islam und Muslime oft nicht unterschieden würden.

Er stimme zu, dass rechtsextreme Akteure strategisch mit Kultur- statt Rassebegriffen
operierten, deute dies aber so, dass Rechtsextreme bei „Kultur“ letztlich weiterhin Rasse
meinten und „den Fremden“ markierten – auch phänotypisch –, weshalb es ihnen im Kern
egal sei, welche Gruppe konkret adressiert werde. Zugleich warnte er davor, jede Rede über
Kultur automatisch als Rassismus zu deuten; die Kulturrassismus-Debatte habe aus seiner
Sicht eher zu inflationärem Gebrauch beigetragen, statt den Begriff zu präzisieren.

Herr Prof. Dr. Tezcan problematisierte außerdem, dass Diskriminierungserfahrungen oft sehr
breit erhoben und dann unscharf als Diskriminierung etikettiert würden. Er plädierte für eine
stärkere Konkretisierung und verwies auf die eigene noch laufende qualitative Forschung mit
über 100 Gesprächen. Er schilderte ein Beispiel aus einer Handelsschule: Ein Lehrer habe
eine stereotype Bemerkung gemacht („meine Putzfrau ist auch Türkin“), die in einem
Abhängigkeitsverhältnis problematisch sei, die Betroffene reagierte jedoch mit Leistungs-
ambition und erhält am Ende als Einzige eine Eins. Daraus leite er nicht ab, dass Stereotype
harmlos seien, sondern dass man prüfen müsse, ob und wie sie im konkreten Handeln
wirksam würden. Er berichtete, die Bandbreite reiche von sehr harten Fällen, beispielsweise



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 62 Drucksache 19/3320

der Aussage „Verschwinde nach Anatolien“, bis zu ambivalenten Konstellationen, in denen
Personen mit abwertenden Aussagen zugleich in anderen Situationen solidarisch handelten,
zum Beispiel bei einer Spende für eine Moschee.

Gegenüber pauschalen Zusammenfassungen – Herr Prof. Dr. Tezcan nannte beispielhaft
Formulierungen wie „unfreundlich behandelt“, „nicht ernst genommen“, „angestarrt“ –
betonte er, dass solche Angaben interpretationsbedürftig seien; quantitative Forschung müsse
durch qualitative Forschung ergänzt werden. Insgesamt plädierte er dafür, stärker zu
unterscheiden, zu konkretisieren und die Wirksamkeit von Vorurteilen und Stereotypen in
konkreten Situationen zu prüfen, statt automatisch von der Äußerung auf eine eindeutige
Diskriminierungspraxis zu schließen.

4.2. Strategien gegen Muslimfeindlichkeit sowie Empowerment und Prävention

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Yasmine Amal, JUMA e. V.

Als Vorstandsmitglied von JUMA e. V. ordnete Frau Amal die Arbeit des Verbands als
Jugendverbandsarbeit für gesellschaftspolitische Teilhabe, Empowerment und Advocacy
muslimischer bzw. muslimisch gelesener Jugendlicher und junger Erwachsener in Berlin ein.
Sie betonte, antimuslimischer Rassismus sei kein Rand- oder rein wissenschaftliches Thema,
sondern präge konkrete Lebensrealitäten und sei in Politik, Community-Arbeit und im
Bereich der Kultur spürbar. Antimuslimischer Rassismus müsse als strukturelles Problem
verstanden werden; solange er als „Muslimfeindlichkeit“ individualisiert oder in Integrations-
debatten verschoben werde, werde Verantwortung bei Anpassungsleistungen Jugendlicher
gesucht statt bei Institutionen.

Für wirksame Prävention müsse das zugrunde liegende Feindbild abgebaut werden.
Frau Amal kritisierte, dass das Bild des „gefährlichen Muslims“ in öffentlichen Debatten und
Wahlkampfzusammenhängen instrumentalisiert werde und Musliminnen und Muslime dabei
pauschal in Täterrollen gerieten, unter anderem über den Topos des „importierten
Antisemitismus“. Dadurch würden Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus
gegeneinander ausgespielt, obwohl beide zusammen gedacht und gemeinsam bekämpft
werden müssten. Sie beschrieb, dass insbesondere junge muslimische Männer als gefährlich
oder defizitär markiert würden, was Entmenschlichung, Racial Profiling und Misstrauen in
Behörden begünstige. Notwendig seien daher Sensibilisierung und Weiterbildung in Ämtern
und Institutionen sowie ein intersektionaler Blick, weil muslimische Identitäten häufig
homogenisiert und stereotypisiert würden.

Als politische Strategien benannte sie: die Anerkennung antimuslimischen Rassismus als
strukturelle Rassismusform; die Einrichtung unabhängiger, auch anonym nutzbarer
Beschwerdestellen; die Etablierung einer zuständigen Ansprechperson auf Landesebene und
die Bekämpfung antimuslimischen Rassismus als langfristige Aufgabe zu fördern statt als
kurzatmige Projektlogik. Sie kritisierte in diesem Zusammenhang auch strukturelle
Förderprobleme in der Jugendarbeit: Träger, die unabhängig von religiösen Institutionen
arbeiteten, hätten es schwer, Mittel für Empowerment und gesellschaftlichen Zusammenhalt
zu erhalten; zudem gebe es keinen Mechanismus vergleichbar mit einem Fonds gegen
Antisemitismus. Muslimische Jugendverbandsarbeit müsse deshalb strukturell mit dem
Stellenwert anderer konfessioneller Jugendarbeit gefördert werden.
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Empowerment beschrieb Frau Amal als Stärkung von Selbstwirksamkeit und Handlungs-
macht ohne Anpassungszwang. Viele junge Musliminnen und Muslime erlebten Entmutigung
durch Diskriminierung, Repräsentationslücken und dauerndes Misstrauen; sie stünden unter
psychischem Druck, sich präventiv „harmlos“ darstellen zu müssen. Sie schilderte zudem
Selbstzensur in der Kunst, um nicht zur Projektionsfläche zu werden. Daraus leitete sie die
Frage ab, wie der Satz „Der Islam gehört zu Deutschland“ mit Zugehörigkeit, Anerkennung
und Teilhabe gefüllt werden könne – und nicht mit Integrationszwang oder Täter-Opfer-
Umkehr.

Frau Amal beschrieb weitere Risiken: muslimische Organisationen seien Projektionsflächen
politischer Polarisierung, starkem Prüf- und Kontaktschuld-Druck sowie Online-Hatespeech
ausgesetzt; bei Veranstaltungen bestehe erhöhter Sicherheitsbedarf. Dauerhafte Prekarität
durch Konkurrenz um wenige Mittel schwäche gerade die Selbstwirksamkeit, die gefördert
werden solle. Sie forderte daher, Prävention nicht nur als Radikalisierungsprävention zu
diskutieren, sondern ausdrücklich als Prävention gegen antimuslimischen Rassismus.
Empowerment müsse institutionell abgesichert werden, insbesondere durch längere
Förderlogiken, erweiterte Ressourcen und angepasste Kriterien, damit Mitgestaltung ohne
Existenzangst möglich werde.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Naika Foroutan, Humboldt-
Universität zu Berlin

Aus ihrer Perspektive als Wissenschaftlerin und Praktikerin der Präventions- und Deradikali-
sierungsarbeit, u. a. in Kooperation mit der Berliner Polizei, Landes- und Bundeskriminalamt,
sowie im Rahmen des Projektes „Monitoringsystem und Transferplattform Radikalisierung“
(kurz: MOTRA), führte Frau Prof. Dr. Foroutan aus, dass der Ausgangspunkt ihrer Arbeit die
Schnittstelle zwischen Muslimfeindlichkeit, antimuslimischem Rassismus und Antisemi-
tismus sei: Die Phänomene korrelierten stark, und die Lage habe sich verschärft. Sie warnte
vor neuen Dynamiken, die gezielt auf eine Querfront zwischen rechtsextremen Positionen und
palästinasolidarischen Milieus gerichtet seien und bei denen besonders junge Menschen in
Online-Netzwerken „gefisht“ würden.

Als dramatische aktuelle Trends nannte sie Formen, die in Schulen und Jugendkulturen viral
gingen: Holocaustleugnung in Meme-Formaten über die Zahl „271“ als codierte Behauptung,
es seien nicht 6 Millionen, sondern 271.000 Juden ermordet worden, die in scheinbar
harmlosen Posts eingebaut würden und sich rasant verbreiteten. Außerdem beschrieb sie den
„Agartha“-Trend, mit dem antijüdische und antimuslimische Feindbilder verbreitet würden.
Besonders gefährlich seien Akteure wie Nick Fuentes, der antisemitische Verschwörungs-
erzählungen aktuell mit einer Anknüpfung an Überwachung von Muslimen verbinde, um neue
Milieus zu erreichen.

In früherer Forschung zu Querfrontmechanismen habe man Deutungsmuster wie Kampf- und
Dystopie-Inszenierung, Antiimperialismus, Antimodernismus und Antiuniversalismus heraus-
gearbeitet. Für die aktuelle Präventionspraxis betonte Frau Prof. Dr. Foroutan: Diese
Strategien liefen über Grievances, also erlebte oder wahrgenommene Kränkungen und Leid
durch antimuslimischen Rassismus, gekoppelt an die Sehnsucht nach politischer und
religiöser Führung. Werde dieses Leid ignoriert, würden Radikalisierer Zeitvorteile gewinnen;
in TikTok-Formaten genügten wenige Sekunden Anerkennung, bevor Radikalisierung
einsetze. Daher müsse Prävention zuerst Grievances ernst nehmen, religiös gebildete
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Influencer stärken und vermeiden, neue ethnische, rassische oder religiöse Hierarchien
aufzubauen, weil genau diese Anerkennungskämpfe die Anfälligkeit erhöhten.

Auf eine Frage, ob denn nicht die Möglichkeit bestehe, zu vermeiden, Menschen in Gruppen
einzuteilen, verwies sie auf die Kontakthypothese: Individuelle Begegnung könne zwar
Stereotype reduzieren, dies sei aber nicht in allen Fällen erfolgreich. Zugleich sei
Gruppenzugehörigkeit ein realer Bestandteil von Identität; Abwertungen entstünden häufig
entlang solcher Gruppendimensionen, selbst wenn sie künstlich konstruiert seien. Deshalb
brauche es neben individuellen Begegnungsräumen auch Räume, die Gruppen in ihrer
Gleichwertigkeit anerkennen, Differenzen benennbar machen und strukturell unterstützen.

Im Hinblick auf die Gefahr der schnellen Pauschalisierung des Fehlverhaltens Einzelner in
einem ohnehin rassistischen Diskursfeld erläuterte Frau Prof. Dr. Foroutan, dass individuelles
Fehlverhalten nicht tabuisiert werden dürfe, zugleich müssten Diskursdynamiken mitgedacht
werden. Man solle sensibel sein, wie schnell Aussagen „Füße bekämen“. Sie hielte es oft für
sinnvoll, in geschützten Räumen Fehlverhalten zu adressieren. Ein früheres Format der
Bundeszentrale für politische Bildung, das innermuslimische Selbstkritik ermöglicht habe, sei
in dem Moment kollabiert, als es in die Logik „gute versus schlechte Muslime“ geraten sei.
Sie halte religiöse Ansprache für notwendig, weil die Online-Suche häufig mit religiösem Rat
beginne und schnell in islamistische Angebote kippe. Es brauche daher mehr kompetente
religiöse Stimmen, die ohne Abwertung anderer Gruppen arbeiteten, und mehr Prävention im
digitalen Raum.

Zu Fragen nach einer Art Fördermittelkonkurrenz stellte Frau Prof. Dr. Foroutan den
strukturellen Druck, der sich ergebe, dar: Wettbewerb um Mittel verschärfe Konflikte
zwischen Gruppen und das könne eine Enquete-Kommission kaum „wegmoderieren“. Umso
wichtiger seien Begegnungen und zugleich Räume für innermuslimische Auseinanderset-
zungen sowie das Sichtbarmachen von Ambivalenzen, etwa dort, wo Menschen gleichzeitig
Opfer und Täter seien; hier könne Intersektionalitätsforschung helfen.

Um weitere Erläuterungen zum Begriff des strukturellem Rassismus gebeten, nannte sie als
Beispiel eine Einstellungsprozedur an der eigenen Hochschule: Personen mit deutschen
Abschlüssen wurden aufgrund ihrer vermeintlich nichtdeutschen Namen automatisch so
behandelt wie Bewerbungen mit ausländischen Abschlüssen. Dies habe zu großen
Verzögerungen geführt, da die vermeintlich ausländischen Abschlüsse allesamt auf ihre
Anerkennbarkeit geprüft wurden. Dieses Vorgehen sei ein Hinweis auf strukturellen
Rassismus ohne Absicht.

Schließlich betonte Frau Prof. Dr. Foroutan, dass persönliche Erfahrungen auf strukturelle
Muster verweisen könnten; sie plädierte daher dafür, diese ernst zu nehmen und zugleich das
Konstruktive der Debatte innerhalb der Kommission als Grundlage für die weitere Arbeit
anzusehen.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Murat Kayman, Alhambra Gesellschaft e. V.

Als Vertreter der Alhambra Gesellschaft stellte Herr Kayman die These in den Mittelpunkt,
dass der Kampf gegen Muslimfeindlichkeit neben Aufklärung und Sensibilisierung in der
Mehrheitsgesellschaft, rechtlichen Schritten gegen Diskriminierung und der Stärkung
muslimischer Akteure eine weitere, bislang zu wenig beachtete Säule brauche: eine
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selbstkritische muslimische Binnenperspektive. Damit meine er nicht, Verantwortung zu
verschieben – diese liege bei Tätern und diskriminierenden Strukturen –, sondern die
Handlungsfähigkeit muslimischer Gemeinschaften zu stärken, indem interne Dynamiken
reflektiert würden, die Angriffsflächen vergrößern oder Entfremdung befördern könnten. Ziel
sei, ein partizipationsorientiertes Narrativ zu festigen und identitären, antidemokratischen
Glaubensvorstellungen vorzubeugen.

Konkret benannte Herr Kayman vier Elemente. Erstens müsse die Vielfalt muslimischer
Lebensweisen sichtbarer gemacht und nach außen kommuniziert werden, um
Homogenisierungen entgegenzutreten. Zugleich sollten Communitys innere Tendenzen
zurückdrängen, die Binnenvielfalt abwerten und selbstkritische Akteure ausgrenzen. Zweitens
plädierte er für einen offenen Dialog über problematische Praktiken und Interpretationen, die
in Konflikt mit liberal-demokratischen Normen geraten könnten; progressive Deutungen seien
zu fördern und von Positionen, die Diskriminierung legitimierten, müsse man sich
distanzieren. Drittens hob er den Stellenwert von Resilienz und Selbstreflexion als Mittel
gegen Rückzug in eine passive Opferrolle oder Isolation hervor. Viertens forderte er proaktive
Kommunikation nach innen und außen, die gesellschaftlichen Fliehkräften entgegenwirke.
Politisch leite er daraus ab, dass progressive muslimische Initiativen unterstützt werden
sollten; außerdem brauche es Plattformen für offene innermuslimische Dialogräume.

Im Hinblick auf die These von Begegnung als Lösungsansatz führte er aus, Begegnung könne
zwar wirken, er warne jedoch vor der „doppelten Ausnahme“: Der konkrete Muslim, dem
man begegnet, werde womöglich als Ausnahme von der negativen Schablone bewertet, was
Vorurteile stabilisieren könne. Solche Formate müssten dieses Risiko berücksichtigen.
Herr Kayman verwies zudem auf ein aus seiner Sicht oft übersehenes Problem:
innermuslimische Feindseligkeit gegen selbstkritische Stimmen. Wer intern Kritik äußere,
werde teils delegitimiert, z. B. als „Hausmuslim“, was gefährlich sei, weil extreme Ränder das
zur Gewaltlegitimation nutzen könnten. Den Vorwurf des drohenden „Applauses von der
falschen Seite“ beschrieb er als Abwägungsproblem: Selbstkritik könne immer
instrumentalisiert werden, ermögliche aber auch, dass die gesellschaftliche Mitte muslimische
Binnenvielfalt wahrnehme und stereotype Schablonen erschüttert würden.

Zu einer Nachfrage nach Evaluation der angesprochenen Aushandlungsprozesse erläuterte er,
dass dies ein zweiter Schritt sei; zunächst müssten Aushandlungsprozesse intensiver
stattfinden und öffentlich sichtbar werden. Zudem betonte er, sein vorangegangenes Plädoyer
für eben diese Aushandlungsprozesse sei kein Victim Blaming, sondern ein Hinweis auf
Selbstwirksamkeit: Muslimfeindlichkeit bleibe als gesellschaftliche Konstante bestehen;
entscheidend sei, wie man ihr gesamtgesellschaftlich begegne und sie eindämme.

d) Wesentliche Ausführungen von Frau Yasemin Soylu, Muslimische Akademie
Heidelberg

Frau Soylu stellte die Muslimische Akademie Heidelberg als Träger politischer Bildung vor,
die aus muslimischen Perspektiven Demokratieförderung betreibe und sich gegen jede Form
von Menschenfeindlichkeit – einschließlich Rassismus, Muslimfeindlichkeit und Antisemi-
tismus – positioniere. Sie ordnete die Akademie als Graswurzelinitiative muslimischer Einzel-
personen ein, die vor über zehn Jahren gegründet worden sei, heute bundes- und landesweit
sowie kommunal arbeite und ausschließlich projektfinanziert sei, u. a. über Mittel des
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Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der Bundeszentrale
für politische Bildung und des Landes Baden-Württemberg.

Seit 2019 sei die Akademie Mitglied im Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten; 2023 wurde
sie als erster muslimischer Träger von der Bundeszentrale für politische Bildung anerkannt.
Frau Soylu betonte, diese institutionelle Verortung sei selbst Teil einer Präventions- und
Empowermentstrategie, weil Musliminnen und Muslime damit nicht nur als Zielgruppe von
Prävention adressiert, sondern als verantwortliche Akteure der Zivilgesellschaft sichtbar
würden. Empowerment entstehe hier communitybasiert: durch Räume der Selbstwirksamkeit,
Verantwortungsübernahme und demokratischen Praxis, die nicht Top-down eingefordert
werden könnten, aber förderpolitisch langfristig gestützt werden müssten, damit
Nachhaltigkeit möglich bleibe. Als zweite zentrale Strategie beschrieb sie eine
gesamtgesellschaftliche Sensibilisierung: Angebote sollten sich nicht nur an
„Mehrheitsgesellschaft“ oder „Community“ richten, sondern an alle, um Polarisierungen
zwischen „wir“ und „die anderen“ bzw. „muslimisch“ und „nicht muslimisch“ aufzubrechen.
Die Irritation, dass eine muslimische Akademie Angebote für alle mache und umgekehrt, dass
Muslime dort nicht „nur“ religiöse Angebote erwarten sollten, sei gerade der Ausgangspunkt
für Bildungs- und Präventionsprozesse. Sie illustrierte dies mit Beispielen: multireligiöse
Ferienangebote für Grundschulkinder, in denen Vielfalt selbstverständlich gelebt und
Strategien gegen Abwertung pädagogisch bearbeitet würden oder Workshops für heterogene
Schulklassen, die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und antimuslimischen Rassismus
interdisziplinär behandelten.

Im Hinblick auf die Arbeit der Kommission skizzierte Frau Soylu vier Handlungs-
empfehlungen: die klare Benennung und Wissensaufbau zu Muslimfeindlichkeit und
antimuslimischem Rassismus; die Einrichtung bzw. den Erhalt geschützter, community-
basierter Räume zur Bearbeitung von Ohnmachtserfahrungen und zur Entwicklung von
Selbstwirksamkeit; die aktive Förderung muslimischer zivilgesellschaftlicher Einrichtungen
als Demokratieförderakteure; und ein multiperspektivischer, gesamtgesellschaftlicher
Schulterschluss gegen Muslimfeindlichkeit. Zur Relevanz von Empowerment und zur
Förderlandschaft führte Frau Soylu aus, dass es nicht um Parallelstrukturen gehe, sondern
darum, gesellschaftliche Vielfalt auch in Institutionen abzubilden und muslimische
Perspektiven als gestaltende Kraft langfristig in Diskurse einzubringen, wofür Einrichtungen
notwendig seien.

Sie beschrieb die muslimische zivilgesellschaftliche Bildungslandschaft als dynamisch: Eine
eigene Bestandsaufnahme von 2019 habe bereits über 20 Einrichtungen gezeigt, viele davon
weiterhin stark ehrenamtlich getragen; gleichzeitig scheiterten manche an
Ressourcenknappheit, während neue Akteure entstünden. Daraus folge die aktuelle
Schlüsselfrage, ob es gelinge, bestehende Strukturen zu stabilisieren, bevor Engagement
„kaputtgeht“. Als politisches Warnsignal benannte Frau Soylu zudem, dass muslimisches
Leben und muslimische Zivilgesellschaft im aktuellen Koalitionsvertrag auf Bundesebene
nicht mehr erwähnt würden, was in der Community als Rückschritt wahrgenommen werde.

Kooperationen seien für reale Begegnung zentral, aber anspruchsvoll: Die Akademie plane
Veranstaltungen fast immer mit staatlichen Trägern politischer Bildung, jüdischen und
migrantischen Selbstorganisationen; dabei entstehe Kritik aus unterschiedlichen Richtungen,
die auszuhalten sei. Zugleich ermögliche Multiperspektivität, dass verschiedene Zielgruppen
in denselben Raum kämen und trotz Belastung blieben, wenn sie ihre Perspektive durch
beteiligte Institutionen repräsentiert sähen. Frau Soylu betonte auch, dass Beratung von
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Betroffenen mit Bildungs- und Begegnungsformaten gekoppelt werden müsse, damit aus
Diskriminierungserfahrungen Handlungsoptionen und Teilhabe entstünden; viele Betroffene
wollten nicht auswandern, sondern Gestaltungsmöglichkeiten – dafür brauche es verlässliche,
gut ausgestattete Räume und Strukturen.

5. Rassismus

In ihrer sechsten Sitzung am 12. September 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit dem Phänomenbereich des Rassismus. Insgesamt sieben Personen gaben im
Rahmen einer Anhörung zu zwei Tagesordnungspunkten Stellungnahmen zu diesen Aspekten
ab und standen den Mitgliedern der Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Frau Dr. Elisabeth Kaneza, Büro für die Rechte von Menschen afrikanischer Herkunft,
 Frau Dr. Kimiko Suda, Humboldt-Universität zu Berlin,
 Frau Dotschy Reinhardt, Zentralrat Deutscher Sinti und Roma,
 Frau Dr. Jane Weiß, Humboldt-Universität zu Berlin,
 Frau Violetta Balog, Amaro Foro e. V.,
 Herr Jeff Kwasi Klein, Mitglied des Gleichstellungsbegleitgremiums zur Bekämpfung

von Anti-Schwarzem Rassismus, sowie
 Herr Christoph Leucht, Hildegard Lagrenne Stiftung.

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen Aspekten
der Grundlagen von Antischwarzem Rassismus, Antiasiatischem Rassismus und Rassismus
gegen Romn*ja und Sinti*zze sowie Strategien dagegen auf der einen Seite und der
Betrachtung von Prävention und Empowerment unterschieden wurde.

Zur Sitzung lagen des Weiteren je eine Präsentation von Frau Dr. Jane Weiß14 und
Herrn Christoph Leucht15 vor.

5.1. Grundlagen von Antischwarzem Rassismus, Antiasiatischem Rassismus und
Rassismus gegen Rom*nja und Sini*zze und Stragegien dagegen

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Elisabeth Kaneza, Leiterin des Büros für die
Rechte von Menschen afrikanischer Herkunft

Frau Dr. Kaneza ordnete Antischwarzen Rassismus historisch als Kolonialrassismus ein:
Versklavung und Kolonialisierung hätten der Unterdrückung und Ausbeutung gedient und
seien über die Konstruktion Schwarzer Menschen als „minderwertig“ legitimiert worden.
Hautfarbe sei als Marker vermeintlich geringerer Fähigkeiten festgeschrieben worden, was bis
zur Entmenschlichung im Alltag und der Rechtspraxis reichte. Für Deutschland und Berlin
betonte sie den spezifischen Bezug durch deutsche Beteiligung am transatlantischen
Sklavenhandel, die deutsche Kolonialmachtrolle und als Zäsur die Berliner Afrikakonferenz
1884/85. Sie verwies dabei auf Kontinuitäten: strukturelle Diskriminierung von Kindern
afrikanischer Kolonialsoldaten und deutscher Frauen nach dem Ersten Weltkrieg, Verfolgung
und Ermordung Schwarzer Menschen im Nationalsozialismus sowie kollektive

14 Siehe Kommissionsvorgang 0025.
15 Siehe Kommissionsvorgang 0026.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0025-pr-an-Wei%C3%9F.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0026-pr-an-Leucht.pdf
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Sterilisierungen. Für die Zeit nach 1945 benannte sie Zwangsadoptionen afrodeutscher Kinder
in der Bundesrepublik und die Segregation schwarzer Vertragsarbeiterinnen in der DDR. In
Bezug auf die Gegenwart beschrieb sie fortbestehende strukturelle Diskriminierung, etwa
Racial Profiling und nach ihrer Einschätzung Polizeibrutalität, aber auch Benachteiligungen in
zentralen Lebensbereichen.

Zur Einordnung zitierte Frau Dr. Kaneza die Durban-Erklärung aus dem Jahr 2001, die
Kolonialismus als Ursache von Rassismus benenne und fortdauernde Ungleichheiten als
Folge anerkenne. Den Begriff der strukturellen Diskriminierung erläuterte sie mittels der
Definition der Europäischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz als Vorschriften,
Normen, Routinen, Verhaltens- und Einstellungsmuster in Institutionen und gesellschaftlichen
Strukturen, die bewusst oder unbewusst Hürden erzeugten und für Betroffene zu schlechteren
Ergebnissen führten. Institutionellen Rassismus beschrieb sie unter Verweis auf den
Macpherson-Report als kollektives Versagen von Organisationen, Leistungen unabhängig von
Hautfarbe, Kultur oder Herkunft zu erbringen.

Als internationalen Rahmen stellte Frau Dr. Kaneza die erste UN-Dekade für Menschen
afrikanischer Herkunft dar, die 2015 startete und an die sich nun eine zweite Dekade
anschließe. Für diese hob sie die drei Schwerpunkte hervor: Anerkennung, also die
Sichtbarkeit von Geschichte, sowie die Anerkennung historischer Menschenrechtsverbrechen
und heutiger Kontinuitäten, Gerechtigkeit, also die Gleichheit vor dem Gesetz, die Prüfung
von Gesetzgebung und Rechtspraxis auf diskriminierende Wirkungen und Entwicklung, also
den Abbau von Diskriminierung in Beschäftigung, Bildung, Gesundheit und Wohnraum.

Daraus leitete sie Empfehlungen für Berlin ab: eine Senatsstrategie gegen Antischwarzen
Rassismus, eine Berliner Gesamtstrategie Antirassismus und Gleichberechtigung, die
Harmonisierung von Maßnahmen gegen verschiedene Diskriminierungsformen mit Fokus auf
Intersektionalität, die Benennung einer Beauftragtenperson für Antischwarzen Rassismus und
die Gleichstellung von Menschen afrikanischer Herkunft sowie die aktive Umsetzung der
zweiten UN-Dekade. Berlin habe bei der ersten Dekade eine Vorreiterrolle eingenommen, für
die zweite Dekade seien aber weitere Schritte erforderlich.

Nach entsprechenden Nachfragen unterstrich Frau Dr. Kaneza, dass die Bekämpfung
Antischwarzen Rassismus kein moralischer Appell, sondern vielmehr ein menschen-
rechtliches Erfordernis sei; der Abbau von Barrieren erhöhe Teilhabe und demokratische
Beteiligung. Hinsichtlich ihrer Forderung nach Meldestellen erläuterte sie, Berlin verfüge
nicht über ein ausreichend flächendeckendes Netz; es gebe punktuelle Monitoring- und
Beschwerdestrukturen in der Zivilgesellschaft, diese seien aber nicht hinreichend ausgestattet,
und bei staatlichen Stellen sei das Vertrauen oft gering. Bezüglich der Entwicklung einer
Senatsstrategie betonte sie die Notwendigkeit verbindlicher Planung und Zeitvorgaben, um
von punktuellem Handeln wegzukommen; sie verwies auf Hamburg als Beispiel und auf
internationale Vorbilder wie Kanada. Eine Beauftragte bzw. ein Beauftragter sei nötig, um die
Arbeit auf Senatsebene zu bündeln; bislang laste zu viel auf den Communitys, was weder
nachhaltig noch menschenrechtlich vertretbar sei.

Zum Begriff der „nachholenden Gerechtigkeit“ verwies Frau Dr. Kaneza auf das Aktivitäten-
programm der UN-Dekade und Empfehlungen des UN-Ausschusses gegen Rassendiskrimi-
nierung. Kolonialverbrechen müssten anerkannt und aufgearbeitet werden; sie benannte
exemplarisch den Genozid an Herero und Nama und forderte mehr sichtbare Marker und den
Ausbau der Erinnerungspolitik, gerade in Berlin als historischem Zentrum des deutschen
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Kolonialismus. Sie bilanzierte, dass ein Großteil der Empfehlungen der ersten UN-Dekade
bislang nicht umgesetzt sei: Anerkennung sei vorangekommen, Gerechtigkeit und
Entwicklung jedoch kaum. Dafür brauche es Daten, Studien und positive Maßnahmen zum
Nachteilsausgleich. Außerdem forderte sie ein politisches Bekenntnis gegen Antischwarzen
Rassismus; sonst entstehe angesichts des Rechtsrucks und Mittelrücknahmen der Eindruck,
Diskriminierungsformen würden nicht gleichwertig behandelt.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Kimiko Suda, Humboldt-Universität zu
Berlin

Frau Dr. Suda skizzierte antiasiatischen Rassismus in Berlin als relevantes, zugleich aber
bislang unzureichend erforschtes Phänomen. Sie verwies auf die Einwohnerregisterstatistik,
nach der 26,4 Prozent der Berlinerinnen und Berliner, also mehr als 250.000 Personen, mit
ausländischem Pass aus Asien stammten. Hinzu kämen weitere Generationen mit deutschem
Pass. Damit sei eine große Bevölkerungsgruppe potenziell von antiasiatischem Rassismus
betroffen, teils auch in Überschneidung mit antimuslimischem Rassismus. Die
wissenschaftliche Datenlage sei jedoch sehr lückenhaft; es brauche dringend mehr
quantitative und qualitative Erhebungen, auch wenn es seit Jahrzehnten kulturelle und
wissenschaftliche Auseinandersetzungen mit antiasiatischer Gewalt gebe.

Als bisher vorliegende Befunde benannte sie unter Verweis auf eine Kurzstudie aus dem Jahr
2020: In einer Online-Befragung mit 703 Teilnehmenden aus asiatisch-diasporischen
Communitys gaben 55 Prozent an, im Laufe des Jahres Rassismus erfahren zu haben. Häufig
waren nonverbale und verbale Entwertungen, teils auch physische Angriffe; besonders häufig
im öffentlichen Raum, im Nahverkehr und in Geschäften. Eine ergänzende Tagebuchstudie
zeige, dass Rassismus konsistent sei: wiederkehrend seien Hänseln wegen Augenform oder
Sprache, die Vermeidung von ÖPNV und Jugendeinrichtungen, Racial Profiling an
Bahnhöfen und in Zügen sowie sexualisierte Belästigungen asiatischer Frauen. Aus einer
noch nicht abgeschlossenen Studie zur Arbeit eines Jobcenters in Berlin leitete Frau Dr. Suda
vorläufig ab, dass im Behördenalltag regelmäßig rassistische Zuschreibungen gegenüber
vietnamesischen und vietdeutschen Berlinerinnen und Berlinern aufträten. Sie verwies
außerdem auf den Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitor am DeZIM, der auch
zu antiasiatischem Rassismus Daten bereitstelle.

Zudem begrüßte sie, dass antiasiatischer Rassismus inzwischen in der Berichterstattung der
Bundesbeauftragten für Antirassismus und perspektivisch auch im EU-Aktionsplan gegen
Rassismus auftauche, und folgerte, Berlin müsse diese spezifische Rassismusform künftig
systematisch berücksichtigen. Dafür forderte sie finanzielle Ressourcen für Forschung, u. a.
zu südasiatischen, muslimischen und Sikh-Communitys sowie genderspezifischen
Ausprägungen, und eine wissenschaftliche Begleitung der Anwerbung asiatischer
Arbeitskräfte, um früh strukturelle Diskriminierungen vermeiden zu helfen.

Für die Erforschung institutionellen Rassismus müsse der Zugang zu Institutionen für
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler grundsätzlich gewährleistet werden, statt vom
Ermessen einzelner Leitungen oder Betriebsräte abzuhängen. Für die Verwaltung forderte sie
verpflichtende Weiterbildungen zu verschiedenen Rassismusformen sowie klare intern
verankerte und extern überprüfbare Regeln zum Umgang mit institutionellem Rassismus.
Außerdem brauche es stabile Ressourcen für postmigrantische Selbstorganisationen als Träger
von Wissen, Netzwerken und Outreach. In Bildungsinstitutionen sollten
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Einwanderungsgeschichte aus Asien und deutscher Kolonialismus im Asien-Pazifik-Raum in
Curricula verankert werden; zudem forderte sie Aufarbeitung und offizielle Anerkennung
rassistischer Morde insbesondere in der Kolonial- und in der Nachwendezeit, sowie eine klare
Positionierung des Senats für eine Migrationsgesellschaft und gegen Remigrationsnarrative.

Hinsichtlich der aufgeworfenen Frage nach der möglichen Dunkelziffer schloss sich
Frau Dr. Suda der Einschätzung an, dass ein Großteil der Fälle nicht erfasst werde; ein Ansatz
zum Aufbau einer Meldestelle existiere, sei aber finanziell viel zu schwach, um Outreach und
Übersetzungen zu leisten. Zur von ihr aufgeworfenen „nachholenden Gerechtigkeit“ verwies
sie auf ein vom Senat beauftragtes Kolonialismus-Konzept unter Leitung von Ibou Diop und
betonte, dass nun entscheidend sei, ob daraus konkrete Orte und Ressourcen für
Lernmaterialien folgten. Aus ihrer Jobcenter-Forschung hob sie den dort beobachteten
massiven Widerwillen gegenüber Weiterbildung hervor und plädierte für verpflichtende
Fortbildung sowie bessere Verzahnung bereits bestehender Expertise in Berlin. Mit Blick auf
den Bildungsbereich plädierte sie für verpflichtende Materialien beziehungsweise die
verbindliche Einbindung bestehender NGO-Angebote und verwies beispielhaft auf Formate
von Frau Prof. Dr. Linda Juang, die für das Lehramtsstudium konzipiert seien.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Dotschy Reinhardt, stellvertretende Vorsitzende
des Zentralrates Deutscher Sinti und Roma

Frau Reinhardt stellte als stellvertretende Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und
Roma dar, dass die Ermordung von rund 500 000 Sinti und Roma im Nationalsozialismus
jahrzehntelang geleugnet und erst 1982 offiziell anerkannt worden sei. Während ehemalige
Täter wieder in Behörden und im Justizapparat tätig gewesen seien, hätten Überlebende und
Angehörige nach 1945 behördliche Schikanen erlebt. Entschädigungsanträge seien in einer
Täter-Opfer-Umkehr mit rassistischen Begründungen zurückgewiesen worden, was das
antiziganistische Bild in der Mehrheitsbevölkerung verfestigt habe und bis heute wirksam sei;
viele Menschen aus der Minderheit würden sich deshalb nicht offen zu ihrer Herkunft
bekennen. Exemplarisch verwies sie auf ein Urteil des Bundesgerichtshof von 1956, das die
Verfolgung nicht als rassenideologisch, sondern als Reaktion auf vorgebliche „asoziale
Eigenschaften“ der Betreffenden darstellte und so Entschädigungspraxis sowie
Rechtfertigungsstrategien ehemaliger Täter stützte.

Als Wendepunkt beschrieb Frau Reinhardt die Selbstorganisation der Betroffenen als
Bürgerrechtsbewegung, getragen von der Kinder-Generation der Opfer. Eine zentrale Station
sei der Hungerstreik in der Gedenkstätte Dachau 1980 gewesen, der sich gegen die
Sondererfassung bei Polizei und Justiz in Bayern auf Basis von NS-Aktenbeständen und teils
mit ehemaligem SS-Personal richtete und die Anerkennung des Holocaust an Sinti und Roma
forderte. 1982 sei die Anerkennung des Völkermords durch den damaligen Bundeskanzler
Helmut Schmidt erfolgt.

Sie skizzierte den Aufbau regionaler Landesbüros und die Gründung des Zentralrats im
gleichen Jahr. Als durchgesetzte politische Erfolge benannte Frau Reinhardt u. a. das
Denkmal für die im Nationalsozialismus ermordeten Sinti und Roma Europas, die
Unabhängige Kommission Antiziganismus, den Entschließungsantrag zur Umsetzung ihrer
Empfehlungen sowie die Melde- und Informationsstelle Antiziganismus. Sie verwies auch auf
die Ratifizierung der Europäischen Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten
1997 und betonte, dass deutsche Sinti und Roma seitdem als nationale Minderheit anerkannt
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seien. Daraus folge eine staatliche Verpflichtung zum Schutz vor Diskriminierung und zur
Wahrung von Grundrechten.

Gleichzeitig äußerte sie starke Sorge über den Anwuchs von Rechtsextremismus,
Nationalismus und Antisemitismus, der wieder in Gewalt gegen Minderheiten umschlage. Als
Beispiele nannte sie die Amokläufe in München 2016 und Hanau 2020 mit Todesopfern aus
der Minderheit. Sie zitierte Zahlen der Melde- und Informationsstelle Antiziganismus: 1.233
gemeldete Vorfälle 2023, 1.681 im Jahr 2024 und berichtete, dass der Anstieg Angst mache.

Frau Reinhardt ging zudem auf die Rolle von Medien und Behörden ein; Medien bildeten
öffentliche Meinung mit; es sei aus ihrer Sicht bedrohlich, wenn bei Berichten über
Tatverdächtige die „Abstammung“ herausgestellt und damit die deutsche Staatsbürgerschaft
faktisch ignoriert werde. Straftaten müssten ohne Ansehen der Person verfolgt werden;
rassistische Etikettierungen lieferten „Munition“ für rechtsextreme Gewalt und erinnerten vor
dem Hintergrund historischer Erfahrungen an gefährliche Propagandamuster.

Zum Begriffsverständnis erläuterte sie, dass sie den in der Anhörung behandelten
Themenkomplex ausdrücklich als Antiziganismus bezeichnet wissen wolle, weil es mehr als
„nur“ Rassismus sei. Sie betonte Bildung als entscheidenden Hebel: „authentisches Wissen“
über Vergangenheit und Gegenwart von Sinti und Roma müsse in Schulen und Institutionen
getragen werden. Der Zentralrat habe hierzu mit der Kultusministerkonferenz zwei
Empfehlungen verabschiedet, eine zur Implementierung von Wissen über Geschichte und
Gegenwart, eine zum Umgang mit Antiziganismus in Bildungseinrichtungen. Informationen
seien bisher uneinheitlich, häufig nicht antiziganismuskritisch und teils von latentem
Rassismus oder romantisierendem Halbwissen geprägt. Wenn Sinti und Roma thematisiert
würden, dann oft nur im Holocaust-Kontext. Sie betonte als Reaktion auf eine Anmerkung,
wonach die Zahlen zu ermordeten Sinti und Roma umstritten seien, es gehe nicht um
„Feilschen“ um Opferzahlen; der Zentralrat halte an der halben Million fest, auch weil viele
Roma im besetzten Europa außerhalb von Lagern erschossen und nicht erfasst worden seien.

Frau Reinhardt unterstrich, dass es dem Zentralrat nicht um Sonderrechte, sondern um
Gleichberechtigung gehe; Schutzrechte nationaler Minderheiten seien rechtlich geregelt und
deren Umsetzung müsse eingefordert werden. Zur Frage nach der Dunkelziffer
antiziganistischer Vorfälle stimmte sie zu, dass viele Betroffene sich nicht an Meldestellen
wendeten. Abschließend betonte sie die Notwendigkeit, antidemokratische Strömungen
differenziert zu analysieren und „Werkzeuge“ dagegen zu finden, idealerweise gemeinsam
mit den Communitys – die Hauptverantwortung liege jedoch beim Staat, hier konkret auch
beim Land Berlin, nicht bei den Betroffenen.

d) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Jane Weiß, Humboldt-Universität zu Berlin

Frau Dr. Weiß stellte als vormaliges Mitglied der Unabhängigen Kommission Antiziganismus
(UKA) zunächst die zentralen Befunde des Kommissionsberichts dar und verband diese mit
konkreten Anliegen an die Berliner Politik. Erstens beschrieb sie Antiziganismus als
strukturell angelegtes, vielschichtiges Gewalt- und Unrechtsverhältnis langer Dauer, dessen
Motive und Handlungsweisen historisch tief verankert seien und bis in die Gegenwart
fortwirkten. Zweitens hob sie als roten Faden der UKA-Arbeit die Folgen des
NS-Völkermords für Sintizze, Sinti, Romnja und Roma hervor: Leugnung, Schuldumkehr
sowie ein behördlich-politisches „Schweige- und Entlastungskartell“ nach 1945. Täterinnen
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und Täter seien vielfach nicht verurteilt worden und hätten Karrieren fortgesetzt;
Sondererfassungen, Segregation und Exklusion hätten sich wiederholt. Drittens betonte sie,
dass Rassismuserfahrungen der Communitys im öffentlichen Raum lange kaum präsent
waren; die Einrichtung von Meldestellen habe zwar etwas verbessert, sei aber nicht
ausreichend. Es gebe nach wie vor zu wenige valide rassismuskritische und forschungsethisch
fundierte Studien; zudem seien zivilgesellschaftliche Tätigkeiten und die von Barrieren
geprägten Arbeitsbedingungen von NGOs zu wenig bekannt, obwohl Wissenschaft historisch
selbst Verfolgung mit legitimiert habe.

Frau Dr. Weiß skizzierte zentrale Forderungen der UKA: die Schaffung unabhängiger
Strukturen, u. a. ein unabhängiges Amt und eine Bund-Länder-Kommission zur Umsetzung
der Empfehlungen, umfassende Anerkennung und Entschädigung für Überlebende und
Folgegenerationen, die Einrichtung einer Kommission zur Aufarbeitung des Unrechts nach
1945, die Anerkennung geflüchteter Romnja und Roma als besonders schutzwürdige Gruppe
sowie die Umsetzung und Verstetigung von Partizipationsstrukturen. Als übergreifende
Maximen benannte sie Partizipation („nothing about us without us“), communitybasierte
forschungsethische Standards in Wissenschaft und Forschung sowie wirksame
Interventionsoptionen und Diskriminierungsschutz.

Zudem stellte Frau Dr. Weiß einige Fragen in den Raum: Warum gibt es in Berlin keine
unabhängige Stelle analog zur Bundesbeauftragtenstelle, sondern eine Anbindung an die
Verwaltung? Warum ist die Ansprechperson nicht aus der Community, und warum wurde der
Beirat für Angelegenheiten von Romnja, Roma, Sintizze und Sinti bei der Berufung nicht
einbezogen? Welche Rolle spielt Berlin in der Bund-Länder-Kommission? Zur Anerkennung,
Entschädigung und „zweiten Verfolgung“ fragte sie nach geplanten Maßnahmen, nach
Hinweisen an Behörden zum Grundsatz der Kollektivverfolgung 1933-1945 und nach
Sensibilisierung für Folgegenerationen; zudem, ob Berlin sich für eine Aufarbeitungs-
kommission auf Bundesebene einsetze. Zum Bleiberecht geflüchteter Romnja und Roma
fragte sie nach Bewusstsein für historische Verantwortung, Anerkennung kumulativer
Fluchtgründe, Bestrebungen gegen Kettenduldungen und Abschiebungen, insbesondere von
in Deutschland aufgewachsenen Kindern und Jugendlichen. Zur Partizipation fragte sie nach
Einbindung und Entscheidungsbefugnissen des Beirats, Sicherung von Minderheitenrechten,
Maßnahmen gegen Diskriminierung im Schulbereich sowie nach Kulturförderung und
Communityräumen.

Hinsichtlich der Dunkelziffer schätzte Frau Dr. Weiß, dass ein sehr großer Anteil der Fälle
nicht erfasst werde, und betonte, dass unabhängige Beschwerdestellen nötig seien, aber
ebenso Strukturen, die es Betroffenen praktisch ermöglichen, Rechte wahrzunehmen. Sie griff
den Begriff einer „rassismuskritischen Infrastruktur“ auf und nannte als Beispiel den von der
Melde- und Informationsstelle Antiziganismus etablierten Rechtshilfefonds, der
Rechtsdurchsetzung und Begleitung erleichtern könne – ähnlich könne man auch in Berlin
denken. Im Hinblick auf nachholende Gerechtigkeit sprach sie sich klar für eine
Bundeskommission zur Aufarbeitung des Unrechts nach 1945 aus und regte an, auch Berlin
selbst solle prüfen, was nach 1945 in Behörden und Regierungen geschehen sei.

Zu Aspekten des Bleiberechts verwies sie auf von der UKA beauftragte Expertisen, aus denen
folge, dass für Romnja und Roma keine sicheren Herkunftsstaaten bestünden; kumulative
Verfolgung müsse anerkannt und Bleiberecht aus humanitärer und historischer Verantwortung
ermöglicht werden. Frau Dr. Weiß betonte zudem, dass Homogenisierung und
Generalverdacht historische Kontinuitäten hätten und durch Medien- und Politikdiskurse
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verstärkt würden; dies wirke sich in Behördenmechanismen aus. Außerdem unterstrich sie,
dass Partizipation und Demokratieförderung verlässliche zivilgesellschaftliche Strukturen und
Ressourcen erforderten, weil Zivilgesellschaft zentrale Themen überhaupt erst auf die Agenda
brächte.

5.2. Prävention von und Empowerment gegen Antischwarzen Rassismus,
Antiasiatischen Rassismus und Rassismus gegen Rom*nja und Sinti*zze

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Violetta Balog, Amaro Foro e. V.

Frau Balog stellte dar, dass Empowerment in ihrer Praxis zwar ein durchgängiger Bestandteil
ist, aber an Grenzen stößt, wenn grundlegende Schutz- und Teilhabebedingungen fehlten.
Deshalb hebe sie weniger Empowerment als Zielbegriff, sondern vorrangig das hervor, was
Betroffene von Antiziganismus zuerst bräuchten: wirksamen Diskriminierungsschutz und
gleichberechtigte Teilhabe.

Sie beschrieb die Arbeit der Dokumentationsstelle Antiziganismus (DOSTA), die seit 2014
antiziganistisch motivierte Vorfälle in nahezu allen Lebensbereichen, also den Feldern
Wohnen, Arbeit, Gesundheit, Bildung sowie Kontakt zu Ämtern und Behörden, erfasse. Für
2024 berichtete sie von 247 erfassten Vorfällen, was einer Steigerung zum Vorjahr um
20 Prozent entspricht, betonte aber ein deutlich höheres Dunkelfeld. In den dokumentierten
Fällen zeige sich ein Muster systematischer Ausschlüsse im Behördenkontakt: Romnja und
Roma würden pauschal kriminalisiert, Anträge oft unbegründet abgelehnt und irrelevante
Unterlagen angefordert. Diese Praxis stehe im Zusammenhang mit einer internen Arbeitshilfe
der Bundesagentur für Arbeit mit dem Titel „Bekämpfung von organisiertem Leistungs-
missbrauch durch EU-Bürger“ und habe häufig existenzbedrohliche Folgen; diese strukturelle
Benachteiligung müsse abgeschafft werden.

Im Hinblick auf den Bildungsbereich berichtete Frau Balog von aus ihrer Sicht zunehmendem
rassistischem Mobbing, das nicht nur von Mitschülerinnen und Mitschülern, sondern
vermehrt auch von Autoritätspersonen ausgehe. Kindern würde Kriminalität unterstellt, sie
würden kulturalisiert und mit rassistischen Fremdbezeichnungen beleidigt. Schulen reagierten
oft nicht oder kehrten Täter-Opfer-Verhältnisse um; Lehrkräften fehle es an Sensibilität und
Wissen zur adäquaten Bearbeitung. Die langjährige Forderung nach unabhängigen
Beschwerdestellen für Kitas und Schulen sei bislang nicht umgesetzt. Hinzu komme bei der
Schulplatzvergabe, dass schulpflichtige Kinder teils monatelang keinen Schulplatz erhielten;
Kindern aus Moldau ohne gesicherten Status werde Schule verwehrt, teils mit dem Hinweis
auf mögliche Abschiebung. Zum Bleiberecht kritisierte Frau Balog, dass Romnja und Roma
aus vermeintlich sicheren Herkunftsstaaten grundlegende Aufenthaltsperspektiven verwehrt
würden. Kumulative Diskriminierung in Herkunftsländern müsse als Asylgrund anerkannt
und ein gesetzliches Bleiberecht gesichert werden; Deutschland habe hier auch historische
Verantwortung.

Antiziganistische „Sündenbockmechanismen“ würden sich zudem in Krisen immer
wiederholen. Insgesamt müsse Antiziganismusbekämpfung über jährliche Empfehlungen
hinausgehen; es brauche politischen Willen zur Umsetzung. Sie verwies auf den DOSTA-
Zehnjahresbericht vom Herbst 2024 mit Handlungsempfehlungen und betonte die Bedeutung
des LADG, hielt aber auch eine Reform des AGG für dringend geboten, um gegen nach ihrer
Einschätzung auftretende behördliche Schikanen wirksamer vorgehen zu können. Angesichts
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eines von ihr genannten starken Anstiegs von Gewaltvorfällen um 85 Prozent sei zusätzliche
Unterstützung für Betroffene zwingend erforderlich; rechte Debatten machten Romnja, Roma,
Sintizze und Sinti zur Zielscheibe, auch für Gewalt.

Gefragt nach Voraussetzungen, die selbstorganisierte, zivilgesellschaftliche Arbeit nach ihrer
Auffassung brauche, schilderte Frau Balog, dass strukturelle Förderung wichtiger sei als
kurzfristige Projektförderung, da Projekte über Jahre aufgebaut würden und oft endeten,
sobald sie Wirkung entfalteten; unter solchen Bedingungen könne die verlangte
„Nachhaltigkeit“ nicht erreicht werden. Zudem reiche Dokumentation allein nicht mehr aus:
Betroffene bräuchten weiterführende, communitybasierte Beratung und Begleitung, weil
Diskriminierung meist mehrere Lebensbereiche gleichzeitig betreffe. Zum Aspekt des
Empowerments im Bildungsbereich betonte sie, dass Curricula und Anerkennung eine Rolle
spielten: Wenn Romnja, Roma, Sintizze und Sinti im Unterricht kaum vorkämen, gleichzeitig
aber Mobbing stattfände, entstünde keine identitätsstärkende, sichere Lernumgebung. Sie
unterstrich daher ihre Forderung nach einer vertraulichen und unabhängigen Beschwerdestelle
für Schulen und Kitas und verwies auf fehlende empowernde Projekte im Verantwortungs-
bereich der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie. Außerdem betonte sie das
Thema der psychischen Gesundheit: Viele Betroffene trügen Vorerfahrungen und erlebten
fortgesetzte Diskriminierung, zugleich fehlten niedrigschwellige und rassismussensible
Angebote – entsprechend steige der Handlungsbedarf. Sie hob zudem hervor, dass bei der
Erarbeitung von Antworten auf die in der Sitzung aufgeworfenen Fragen zunächst die
gemeinsame Grundlage geklärt werden müsse, da die Debatte über konkrete Maßnahmen
sonst ins Leere liefe.

b) Wesentliche Ausführungen von Herrn Jeff Kwasi Klein, Mitglied im Gleichstellungs-
begleitgremium zur Bekämpfung von Anti-Schwarzem Rassismus (GBG)

Als Mitglied des Gleichstellungsbegleitgremiums zur Bekämpfung von Antischwarzem
Rassismus in Berlin, das dokumentiere, analysiere und Empfehlungen entwickele, und
zugleich als Teil einer großen gesellschaftlichen Gruppe Schwarzer Menschen in
Deutschland, führte Herr Klein aus, dass Antischwarzer Rassismus nach seiner Auffassung
kein Partikularthema sei, sondern ein Demokratiedefizit beschreibe. Demokratie beruhe auf
Legitimation und Legitimation wiederum auf Zugehörigkeit und Vertrauen in Institutionen.
Wenn Menschen – auch über Generationen – wiederholt erfahren würden, dass sie nicht
wirklich dazugehörten, dass ihre Stimme nicht zähle oder dass sie bei Polizei, Behörden,
Wohnungs- und Jobsuche Misstrauen und Ausschluss erlebten, beschädige das nicht nur
Biografien, sondern das demokratische Gefüge insgesamt. Als Beispiel nannte er eine
hochqualifizierte junge Frau, die im öffentlichen Dienst erst dann eingeladen worden sei, als
sie anonymisierte Unterlagen ohne Name und Foto eingereicht habe; für ihn zeige das, dass
Vorurteile institutionell wirksam würden und das Leistungsversprechen der Demokratie
unterliefen.

Herr Klein erinnerte an die im vorherigen Tagesordnungspunkt erörterten Darstellungen zur
UN-Dekade für Menschen mit afrikanischer Herkunft und ergänzte, dass wirksames
Empowerment vor allem durch Initiativen und Leadership innerhalb der Community selbst
entstehe. Damit dieses Potenzial wirke, müsse es politisch anerkannt und von einem
„Nebenthema“ zu einem förderwürdigen Kriterium für Strukturförderung aufgewertet werden.
Er wende sich gegen die Vorstellung, spezifisches Empowerment widerspreche allgemeiner
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Gleichheit: Die Gleichstellung sei normativ erreicht, aber in der Realität noch nicht eingelöst;
gezielte Maßnahmen seien Wege, Gleichheit praktisch herzustellen.
Daraus leitete Herr Klein drei konkrete strukturelle Bedarfe ab: eine verbindliche Fortführung
und Verankerung der zweiten UN-Dekade mit parlamentarischer Anbindung, Ressourcen und
Planung jenseits einzelner Projekte, eine landesbeauftragte Person für Antischwarzen
Rassismus als Anlauf- und Koordinationsstelle sowie eine verbindliche Landesstrategie mit
Aktionsplan. Zudem stellte er die Frage, wann der Senat Verantwortung für das Demokratie-
defizit übernehme, das durch Antischwarzen Rassismus entstehe.

Angesprochen auf die Betonung des Individuums führte Herr Klein aus, dass Rassismus
Menschen gerade die Chance nehme, als Individuum wahrgenommen zu werden, weil sie
strukturell auf fremde Bilder reduziert würden. Unterschiede zu benennen sei notwendig, aber
ungleiche Behandlung – insbesondere durch Institutionen – dürfe daraus nicht folgen.
Rassismuskritik könne auch nicht selektiv betrieben werden; wer etwa Martin Luther King
zitiere, dürfe dessen klassismuskritische Perspektive nicht ausblenden. Klassismus und
Rassismus überlagerten sich, weil Ausschluss und Prekarität entlang rassifizierter Kategorien
organisiert würden; es reiche nicht, Korrelationen kulturell zu deuten, ohne die Funktions-
logik von Rassismus als Ordnungskategorie, also dem Zugang zu Ressourcen, mitzudenken.

Danach gefragt, wie Verwaltung Empowerment fördern könne, kritisierte Herr Klein
„Projektitis“: einjährige Projekte ohne Verstetigung führten dazu, dass Wissen verloren ginge
und Steuermittel ineffizient eingesetzt würden. Er forderte vielmehr Strukturförderung, die
Empowerment und Entwicklung zusammendenke, und verwies auf Best Practices in Berlin,
etwa den Studiengang Intersectional Black European Studies als Beispiel für nachhaltige
Wissensarchivierung. Im Hinblick auf den Begriff der „positiven Maßnahmen“ erläuterte er,
dass er lieber den Begriff der „ausgleichenden Maßnahmen“ verwende; Quoten seien nicht
die einzige Option, sollten aber fallbezogen geprüft werden. Er kritisierte in diesem
Zusammenhang auch, dass ein Versuch, Quoten in die Berliner Verwaltung einzubringen,
früh abgeblockt worden sei, ohne Instrumente ernsthaft zu testen.

Auf eine Nachfrage zur Partizipationsqualität Schwarzer Menschen verwies Herr Klein auf
das Gleichstellungsbegleitgremium als Struktur mit hoher Qualität, betonte jedoch, dass
Beteiligung auf Communityperspektiven basieren müsse; Allyship dürfe die Community nicht
übergehen. Communitywissen sei nicht nur „partikular“, sondern durch professionelle und
wissenschaftliche Expertise unterfüttert und müsse als Wissensressource anerkannt werden.

Entscheidend sei zudem nicht nur, dass man über Rassismus spreche, sondern wie: Wer
Beispiele anführe, dürfe dabei keine Rassismen reproduzieren – etwa durch das Aussprechen
rassistischer Begriffe. Unter Verweis auf Immanuel Kant verdeutlichte er, dass
Universalismus-Formeln der Aufklärung historisch nicht universal gemeint gewesen seien:
Als „vernunftbegabt“ galten faktisch weiße Männer; Schwarze Menschen, Indigene und
Frauen seien ausgeschlossen worden. Diese Logik habe sich in Rechts- und Verfassungs-
traditionen niedergeschlagen; deshalb solle man bei der Betrachtung von Universalismus kein
„Rosinenpicken“ betreiben, ohne Hierarchien mitzudenken.

Bezogen auf das aufgeworfene Beispiel vom vormaligen US-Präsidenten Barack Obama oder
der ehemaligen US-Vizepräsidentin Kamala Harris empfahl Herr Klein eine intersektionale
Betrachtung: Auch Schwarze Menschen könnten Privilegien haben, zugleich aber massiven
Rassismus erleben. Kern seiner Definition sei, dass Rassismus Vorurteil plus Macht sei – ein
System, das Zugänge zu Ressourcen ordne und historisch auch Ressourcenraub legitimiert
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habe. Weiße Menschen könnten benachteiligt werden, aber nicht Rassismus in diesem
systemischen Sinn erleben. In der Konsequenz brauche es daher ausgleichende Maßnahmen,
um gleiche Startbedingungen herzustellen, damit individuelle Unterschiede nicht durch
strukturelle Benachteiligungen verzerrt würden. Akzeptanz und Toleranz müssten dabei für
alle gelten – nicht nur rhetorisch.

c) Wesentliche Ausführungen von Herrn Christoph Leucht, Hildegard Lagrenne
Stiftung

Die Arbeit der Hildegard Lagrenne Stiftung stellte Herr Leucht als selbstorganisierten
Bildungsfonds für Bildung, Teilhabe und Inklusion von Roma und Sinti vor. Die Stiftung sei
2012 von Angehörigen der Minderheit gegründet worden, um Bildungsbeteiligung zu
verbessern. Er erläuterte, dass 2021 parallel zur Arbeit der UKA eine von ihm koordinierte
Studie durchgeführt worden sei, die gezielt Bildungsteilhabe in den Blick genommen habe:
Für gezielte Maßnahmen brauche es gezielte Datenerhebung, die aber politisch oft mit dem
Argument fehlender Daten blockiert werde. Er beschrieb als Leitprinzip für den Bereich der
Bildung, dass gezielte Fördermaßnahmen mit einem inklusiven Ansatz zu verbinden seien:
die Zielgruppe erreichen und Veränderung messen, ohne durch Umsetzung zu segregieren.
Berlin sei mit seinem Landesaktionsplan früh vorangegangen; bundesweit seien gezielte
Förderungen erst spät und begrenzt etabliert worden.

Zur Methodik betonte Herr Leucht, dass Datenerhebung auch ohne den sonst üblichen
Vergleich zu einer „Grundgesamtheit“ möglich sei und nicht an einer pauschalen
Unmöglichkeit ethnischer Erfassung scheitern müsse. Die Studie habe einen anderen Ansatz
als geografische EU-Erhebungen gewählt: Über 60 Interviewerinnen und Interviewer aus der
Minderheit wurden eingebunden; die Datenhoheit liege bei einer Selbstorganisation. So habe
man bundesweit sehr unterschiedliche Lebenslagen erfassen können. Als zentrale Befunde
benannte er, dass sich Schulabschlüsse zwar verbesserten, dies aber nicht so schnell wie in der
Gesamtgesellschaft erfolge. Die Diskriminierungswahrnehmung in der Schulzeit bleibe hoch
und bilde ein Plateau von etwa 60 Prozent. Ein Viertel dieser Gruppe benenne Lehrkräfte als
Beteiligte daran. Ein weiteres Problem sei in der beruflichen Bildung ersichtlich: Ein hoher
Anteil, ebenfalls um die 60 Prozent, verlasse den Bildungsweg ohne Abschluss. Als besonders
wirksam für Bildungsfortsetzung wirkten jedoch positive Erwartungen von Bezugspersonen
wie Eltern aber auch Lehrkräften: Wenn Vertrauen und Erwartungen gestärkt würden,
verbessere das Bildungswege, gerade auch in der beruflichen Bildung. Als zentralen Faktor
dafür nannte Herr Leucht die Einbindung von Angehörigen der Minderheit auf allen
Schulebenen, insbesondere als Bildungsberaterinnen und -berater, Schulmediatorinnen und
-mediatoren oder Bildungsbegleiterinnen und -begleiter. Berlin könne hier aus seiner Sicht
deutlich mehr tun.

Er hob hervor, dass sich alle gegen Rassismus engagieren müssten, zugleich aber das Prinzip
„nothing about us without us“ gelte: Communityperspektiven seien unverzichtbar, weil
Betroffene Erfahrungen und Kompetenz einbrächten, die Außenstehende nicht hätten.
Konkretisierend führte er dies am Beispiel der RomnoKher-Studie aus: Analyse und
Erhebung seien von Minderheitenorganisationen verantwortet, Interviewerinnen und
Interviewer stammten aus der Minderheit. Der Prozess der Datenerhebung müsse eine Debatte
in der Community ermöglichen und könne auch nicht sinnvoll von Außenstehenden
umgesetzt werden.



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 77 Drucksache 19/3320

Danach gefragt, was Empowerment für ihn bedeute, erläuterte Herr Leucht, dass dies aus
seiner Sicht eine Macht- und Teilhabefrage sei und insbesondere Mitentscheiden bedeute. Als
Beispiele benannte Herr Leucht partizipative Strukturen wie Beiräte, aber auch
Förderprogramme, die junge Menschen aus der Minderheit zur Mitentscheidung befähigten,
etwa ein Pilotprojekt eines Jugendbeirats bei der Stiftung in Kooperation mit der Jugend- und
Familienstiftung des Landes Berlin. Empowerment dürfe nicht bei Ermutigung und
Einzelmaßnahmen stehen bleiben, sondern müsse strukturelle Mitentscheidung einschließen.
Zu positiver Diskriminierung bzw. Affirmative Action argumentierte Herr Leucht, dass
unbewusste Mechanismen, also zum Beispiel Bauchgefühl, Netzwerke, aber auch rassistische
Sozialisierung, Ungleichgewichte perpetuierten. Deshalb seien ausgleichende Instrumente
notwendig, um Teilhabe tatsächlich zu erzeugen. Er halte es für legitim, auch über Quoten zu
sprechen und diese fallbezogen auszuprobieren, statt sie vorab auszuschließen. Zudem hob er
hervor, dass Bildungs- und Teilhabepolitik ohne Mitentscheidung und ohne strukturelle
Instrumente nicht die notwendige Wirkung entfalten würden.

Danach gefragt, ob der bisherige Umfang von Landesmitteln in Höhen von rund 1 Mio. Euro,
die in diesem Bereich ausgegeben würden, ausreiche, entgegnete Herr Leucht, dies lasse sich
mangels systematischem Monitoring, z. B. zu Schulleistungen, nur begrenzt beantworten.
Meldungen von Amoro Foro deuteten aber weiterhin auf einen gewissen Bedarf hin. Als
Vergleich benannte er ein Beratungsprogramm des Bundesministeriums für Arbeit und
Soziales für EU-Zugewanderte in prekären Sektoren: Dort gebe es Ansätze für Zielgruppen –
u. a. EU-Zugewanderte oder von Wohnungslosigkeit Betroffene – und zugleich das Ziel,
Verwaltungshandeln zu adressieren, weil rassifizierte Personen häufig Diskriminierung in
Behörden erlebten. Projekte sollten daher nicht nur beraten, sondern mit Jobcentern oder
Kommunen kooperieren und Fortbildungen durchführen – denn Diskriminierung und
Rassismus seien Exklusionsrisiken, denen man mit guter Qualifizierung begegnen könne.

Bessere Bildungsergebnisse für Minderheitenangehörige, Lehrkräfte, die mit
Kommunikationsschwierigkeiten professioneller umgehen, und mehr junge Menschen, die
erfolgreich in Ausbildung und Arbeit gelangen, seien aus seiner Sicht anzustreben. Zugleich
gehe es nicht nur um Optimierung oder die Logik des Arbeitsmarktes, sondern um die
Einlösung eines Gleichwertigkeitsversprechens: Wenn Teile der Gesellschaft sich dauerhaft
nicht gleichberechtigt fühlten, müsse man das ernst nehmen, darüber sprechen und
Konsequenzen ziehen. Als anschauliche Analogie verwies Herr Leucht auf Barrierefreiheit:
Eine Rampe werde heute selbstverständlich akzeptiert; Rassismus wirke ähnlich als
Benachteiligung, teils über mehrere Generationen hinweg. Wenn man sich über dessen
Ursachen und seine Überwindung verständige, sei man auf einem guten Weg.

6. Polizei, Justiz und Wohnen

In ihrer siebten Sitzung am 10. Oktober 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit den Politikbereichen Polizei, Justiz und Wohnen. Zwei Personen gaben im
Rahmen einer Anhörung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den Mitgliedern
der Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

˗ Herr Prof. Dr. Tobias Singelnstein, Goethe-Universität Frankfurt am Main und
˗ Frau Charlotte Weber, Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem

Wohnungsmarkt.
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Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen den
Bereichen Politik und Justiz auf der einen Seite und dem Komplex der Wohnungspolitik auf
der anderen Seite unterschieden wurde.

Zusätzlich lagen zur Sitzung die Beantwortung von im Vorfeld an den Senat gerichteten
Fragen der Fraktionen16 nebst einer Anlage17 vor. Nach der Sitzung erreichte die Kommission
die auf Veranlassung der Fraktion Die Linke übermittelte Stellungnahme von Herrn
Remzi Uyguner, Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt, zu
Tagesordnungspunkt 218.

Auf Bitten der Kommission nahmen an der Sitzung zudem u. a. Herr Dr. Alexander Oerke,
Bürger- und Polizeibeauftragter des Landes Berlin, die Staatssekretärinnen und
Staatssekretäre Herr Christian Hochgrebe, Frau Susanne Hoffmann, Herr
Max Landero Alvarado und Herr Stephan Machulik, sowie die Polizeipräsidentin Frau
Dr. Barbara Slowik Meisel teil. Ergänzt durch Ausführungen weiterer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verschiedener Senatsverwaltungen und nachgeordneter Behörden führten die
Genannten aus Sicht ihres jeweiligen Verantwortungs- bzw. Zuständigkeitsbereichs zu
bestehenden Maßnahmen und Strukturen in den Bereichen Polizei, Justiz und Wohnen aus
und standen den Mitglieder der Kommission für entsprechende Nachfragen zur Verfügung.

6.1. Polizei und Justiz: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen in Bezug auf gesellschaftlichen Zusammenhalt und Diskriminierung

Zu den Bereichen Politik und Justiz nahm als Anzuhörender Herr Prof. Dr. Tobias
Singelnstein, Goethe-Universität Frankfurt am Main, unter Punkt 1 der Tagesordnung an der
Sitzung teil. Er führte im Wesentlichen Folgendes aus:

Zum Forschungsstand zu Rassismus und Diskriminierung im Polizeikontakt erläuterte er, dass
Rassismus ein gesamtgesellschaftliches Problem sei, das sich in der Polizei jedoch besonders
stark auswirke, weil sie teils mit Grundrechtseingriffen gegenüber Einzelnen handele und ihr
Verhalten auch eine hohe Signalwirkung für gesellschaftliche Deutungen und
Wissensbestände habe. In der Forschung werde zwischen Einstellungen, diskriminierenden
Praxen und institutionellen Bedingungen unterschieden. Diskriminierung könne sowohl aus
bewussten menschenfeindlichen Einstellungen resultieren als auch aus unbewussten
Stereotypen, tradierter Organisationskultur, Ausbildungsinhalten, Bildungsmaterialien oder
Rechtsgrundlagen, die diskriminierende Praxis begünstigten. Zu diesen institutionellen
Strukturen bestehe allerdings weiterhin erheblicher Forschungsbedarf.

Zum Stand der Einstellungsforschung skizzierte Herr Prof. Dr. Singelnstein, dass Studien seit
den 1990er-Jahren problematische Einstellungen in der Polizei in etwa im ähnlichen Ausmaß
wie in der Gesamtgesellschaft fänden. Ein Panel mit Polizeianwärterinnen und -anwärtern in
Nordrhein-Westfalen zeige zwar, dass Ausbildung Einstellungen zunächst verbessere, dass
aber beim Eintritt in die Praxis eine Verschlechterung auftreten könne. Neuere Studien wie
MEGAVO und Länderuntersuchungen bestätigten nach seiner Darstellung, dass es nur eine
relativ kleine Gruppe mit geschlossen menschenfeindlichem bzw. rechtsextremem Weltbild

16 Siehe Kommissionsvorgang 0028.
17 Siehe Kommissionsvorgang 0029.
18 Siehe Kommissionsvorgang 0032.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0028-st-Senat.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0029-st-Senat.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0032-st-Uyguner.pdf
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gebe. Zugleich zeigten sich menschenfeindliche bzw. rassistische Einstellungen im weiteren
Sinne weiterhin in ähnlichem Ausmaß wie in der Gesellschaft. Auffällig sei zudem eine
größere Gruppe „Unentschlossener“, die sich nicht klar zu Demokratie, Rechtsstaat und gegen
Menschenfeindlichkeit positioniere.

Unter Racial Profiling verstehe er diskriminierende Personenauswahl bei polizeilichen
Maßnahmen, insbesondere bei verdachtsunabhängigen Kontrollen und bei Verdachts-
schöpfung in der Strafverfolgung, die People of Color und „fremd gelesene“ Personen
überproportional betreffe. Forschungsergebnisse seien für Deutschland mittlerweile gut
abgesichert. Die Auswahl erfolge oft nicht allein nach rassistischen Kriterien, sondern
innerhalb eines „Motivbündels“; rechtlich dürfe das Kriterium „rassisches Merkmal“ aber
grundsätzlich keine Rolle spielen. Für Betroffene bedeuteten diese Erfahrungen wiederholte
Stigmatisierung, Othering und psychische Belastung; teils würden sie als Gewalt erlebt. Auch
im Kontext polizeilicher Gewaltanwendung zeigten Studien diskriminierende Betroffenheit
von People of Color. Er führte weiter aus, dass verdachtsunabhängige Kontrollen eine
Struktur darstellten, die Diskriminierung begünstigen könne, weil sie die Auswahl an
situatives Erfahrungswissen einzelner Beamtinnen und Beamten delegiere. Als
Gegenmaßnahmen benannte Herr Prof. Dr. Singelnstein erstens Kontrollquittungen, die nur
wirkten, wenn sie verpflichtend für jede Kontrolle ausgestellt würden und eine Begründung
enthielten, sowie zweitens alternative Auswahlverfahren bis hin zur Zufallsauswahl; zudem
könne politisch diskutiert werden, ob solche Kontrollen überhaupt nötig seien.

Insgesamt forderte er eine professionelle rassismuskritische und diskriminierungssensible
Polizeiarbeit, gerade in einer postmigrantischen Gesellschaft. Die Polizei müsse sich
permanent selbst überprüfen; rassismuskritische Bildungsarbeit sei bislang weder flächend-
eckend noch regelmäßig und verpflichtend verankert, obwohl die Befunde dies nahelegten.

Zur Aussagekraft von Ombuds- und Beschwerdezahlen betonte Herr Prof. Dr. Singelnstein,
dass Zahlen nur den kleinen Teil widerspiegelten, der gemeldet werde; in Berlin komme
hinzu, dass die Stellen jung und wenig bekannt seien, was eine eigene Befragung zur
Bekanntheit gezeigt habe. Aussagen über das Ausmaß sollten daher vor allem mittels
repräsentativer Betroffenenbefragungen erfolgen, auch um das von ihm vermutete
diesbezügliche Dunkelfeld aufzuklären.

Hinsichtlich einer Nachfrage zur Diversität in der Polizei stellte er dar, dass Berlin bei
Auszubildenden auf einem vergleichsweise guten Weg sei. Zugleich sei Diversität allein kein
Garant für weniger diskriminierende Praxis, weil Institutionen Personen prägten und auch
Betroffene diskriminierend handeln könnten. Einen geäußerten Vergleich mit den USA
bewertete er als nur vorsichtig übertragbar, aber nicht irrelevant, weil bestimmte
Problemfelder westlicher Polizeien ähnlich gelagert seien.

Zum Umgang mit möglichen unbegründeten Rassismusvorwürfen empfahl Herr Prof.
Dr. Singelnstein professionelles Reagieren: In solchen Fällen sollten Einsatzkräfte ruhig
bleiben, Maßnahmen erklären, sich selbst reflektieren und die Perspektivdifferenz ernst
nehmen statt die Situation nur als individuellen Vorwurf zu verstehen; häufig liege keine
einfache Struktur von „wahr vs. falsch“ vor, sondern ein Zusammenspiel institutioneller
Praxis und Wahrnehmung. Zum Thema institutioneller Kontrolle betonte er die Bedeutung
unabhängiger Polizeibeauftragter als Element von Police Accountability, wies aber auf
begrenzte Befugnisse, Zuständigkeiten und Ausstattung hin. Im internationalen Vergleich
gebe es stärkere Modelle, zum Beispiel in Großbritannien. Bei internen Ermittlungen sehe er
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strukturelle Probleme, wenn Kolleginnen und Kollegen gegen Kolleginnen und Kollegen
ermittelten; andere Länder hätten dafür eigenständigere Ermittlungsstrukturen geschaffen.

Bezüglich des Vertrauens in die Polizei erklärte Herr Prof. Dr. Singelnstein, dass es insgesamt
hoch sei, aber in von Rassismus betroffenen Communitys mit negativen Erfahrungen sinke.
Das erschwere Polizeiarbeit und untergrabe Legitimität. Vertrauen schließe Kritik jedoch
nicht aus: Viele Menschen würden der Polizei grundsätzlich vertrauen und dennoch
Rassismus oder unberechtigte Gewalt als Problem benennen. Vertrauen könne durch dialog-
orientierte Formate wachsen, vor allem aber durch eine offenere, kritischere Auseinander-
setzung der Polizei mit Vorwürfen zu Rassismus, Diskriminierung und ungerechtfertigter
Gewalt. Zur Arbeit der Polizei mit Phänotypen als Beschreibung führte er aus, dass nicht
Phänotypen per se das Problem seien, sondern ihre Kopplung an rassistische Zuschreibungen.

Zu bisheriger Forschung zu Polizei und Rassismus erläuterte Herr Prof. Dr. Singelnstein, dass
sich diese aus seiner Sicht zu stark auf individuelle Einstellungen fokussiere und die
Strukturen zu wenig in den Blick nehme. Nötig sei eine systematische Untersuchung des
„polizeilichen Wissens“: Welche Erfahrungsbestände und Routinen würden in der
Organisation tradiert, wie prägten sie Handeln – und was stünde dazu in Ausbildungs-
unterlagen und Ausbildungspraxen? Um Maßnahmen wie Diversity-Trainings oder inter-
kulturelle Kompetenzprogramme nicht nur „gut gemeint“, sondern wirksam zu machen,
brauche es unabhängige Evaluationen, die Erfolg, Grenzen und Nebenwirkungen in der Praxis
prüften. In Aus- und Fortbildung solle eine rassismuskritische und rassismussensible
Qualifizierung deutlich mehr Raum einnehmen – nicht am Rande, sondern als
kontinuierlicher Bestandteil. Zudem seien regelmäßige, ggf. verpflichtende Fortbildungen
wichtig, damit nicht nur ohnehin sensibilisierte Personen teilnähmen.

Gefragt nach dem Forschungsstand zu Antisemitismus in der Polizei verwies Herr Prof.
Dr. Singelnstein darauf, dass es wenig Forschung gebe. Die MEGAVO-Studie habe sehr
niedrige Werte gezeigt, was er methodisch u. a. mit sozialer Erwünschtheit erklärte. Er
benannte auch weitere Forschungsbedarfe: Es müssten mehr Untersuchungen zu tradiertem
polizeilichen Wissen, Ausbildungsunterlagen und Ausbildungspraxen sowie unabhängige
Evaluationen von Trainings durchgeführt werden. Generell sei die Voraussetzung für gute
Forschung, dass Zugang zur Polizei gewährt werde, und die nötigen finanziellen Ressourcen
sowie Zeit zur Verfügung stünden.

6.2. Wohnen: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen in Bezug auf gesellschaftlichen Zusammenhalt und Diskriminierung

Zum Bereich der Wohnungspolitik nahm als Anzuhörende Frau Charlotte Weber, Berliner
Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt, unter Tagesordnungspunkt 2 an
der Sitzung teil. Sie führte im Wesentlichen Folgendes aus:

Die Diskriminierungslage im Berliner Wohnungsmarkt beschrieb sie als ambivalent: Es gebe
spürbare Fortschritte durch Sensibilisierung, Aufklärungsarbeit und verfahrensbezogene
Reformen, zugleich verschärfe die Wohnraumknappheit Ausschluss und begünstige neue,
teils ausbeuterische Praktiken. Zu den positiven Entwicklungen zähle sie, dass Teile der
Wohnungswirtschaft – insbesondere viele landeseigene Wohnungsunternehmen (LWU) – ihre
Vergabeprozesse inzwischen transparenter gestalteten und bei der Vergabe von
Besichtigungsterminen häufiger Zufalls- oder Losverfahren einsetzten. Auch das Leitbild
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„Berlin vermietet fair!“ sei ein wichtiger Rahmen. In der Beratungspraxis zeige sich jedoch
eine Verschiebung der Problemlagen: Von 187 Beratungsanfragen im Jahr 2024 bezogen sich
etwa ein Viertel auf Diskriminierung bei der Wohnungssuche, knapp drei Viertel auf
Diskriminierung im bestehenden Mietverhältnis. Bei Einrichtung der Fachstelle lag der Anteil
der Wohnungssuche-Fälle noch deutlich höher, nämlich bei gut 40 Prozent. Eine Deutung sei,
dass Losverfahren und Transparenz Diskriminierungsrisiken beim Zugang reduzieren könne.
Eine zweite, gleichzeitig wirksame Erklärung sei aber die Zuspitzung des Marktes: Viele
Menschen gelangten gar nicht mehr bis zur konkreten Bewerbung, weil geeignete
Wohnungen fehlten oder Anfragen schon in den ersten Schritten regelmäßig unbeantwortet
blieben.

Diese strukturelle Verknappung treffe benachteiligte Gruppen, u. a. große Familien,
Menschen in Not- oder Gemeinschaftsunterkünften und Personen mit Mehrfach-
diskriminierung, besonders hart. Frau Weber schilderte, dass genau diese Gruppen
zunehmend in informelle und ausbeuterische Arrangements gedrängt würden, die außerhalb
regulärer Vermietung liegen: überhöhte Vermittlungsgebühren, Untermiete ohne Vertrag zu
willkürlichen Preisen, Wohnen ohne Anmeldung sowie der Zwang zu Scheinanmeldungen.
Diese Dynamiken seien nicht neu, ihr Ausmaß aber vermutlich deutlich größer als bislang
angenommen; darauf deute eine qualitative Interviewerhebung hin.

Aus Sicht der Fachstelle sei die Antwort politisch und wohnungspolitisch im Kern klar: Es
brauche mehr bezahlbaren Wohnraum und einen diskriminierungsfreien Zugang dazu. Bis
dahin seien mehrere Bausteine nötig: Hürdenabbau in Verfahren, breit aufgestellte und
langfristig finanzierte Wohnraumberatung, Aufklärung sowohl für Betroffene als auch für
Behörden und Institutionen, ein bezirks- und ämterübergreifender Austausch sowie insgesamt
mehr Wissen über informelle Märkte, um wirksame Gegenmaßnahmen entwickeln zu können.

Dagegen grenzte Frau Weber ab, was aus ihrer Sicht nicht erfolgen sollte: die Abwälzung
sozialer Probleme auf bestimmte Bewohnergruppen und das Schüren von Ressentiments. Sie
kritisierte Diskurse über Obergrenzen, zum Beispiel für Sozialwohnungsanteile oder für
bestimmte Bevölkerungsgruppen, im Namen „sozialer Mischung“: Wenn Menschen in
bestimmte Quartiere zögen, weil sie nur dort noch bezahlbaren Wohnraum fänden, stelle sich
bei Zuzugsbeschränkungen die Grundfrage, wo die Menschen dann wohnen sollten. Solche
Debatten wirkten in die Haus- und Kiezgemeinschaften hinein.

Bei bestehenden Mietverhältnissen sehe die Fachstelle besonders häufig diskriminierende
Nachbarschaftskonflikte. Ratsuchende berichteten von rassistischen Beleidigungen, Angriffen
im Hausflur oder Drohungen. Seit etwa einem Jahr beobachte man eine neue Eskalationsstufe
mit verfassungsfeindlicher Symbolik, Remigrationsdrohungen und sogar Brandstiftung.
Gerade weil Wohnraum Schutzraum sein sollte, seien solche Vorfälle existenziell bedrohlich.

Vor diesem Hintergrund unterstrich Frau Weber dabei die Rolle der Fachstelle: Sie arbeite
AGG-basiert und adressiere primär das zivilrechtliche Verhältnis zwischen Vermietenden
oder Hausverwaltungen und Mietenden. Konflikte zwischen Mietparteien schlichte sie nicht.
Ihr Ansatz sei dann vielmehr, Vermietende in die Verantwortung zu bringen – auch wenn die
Rolle der Vermietenden in solchen Konstellationen im AGG nicht in jeder Hinsicht klar
geregelt sei. Erwartet würden dann diskriminierungssensible Reaktionen, klare
Positionierung, zum Beispiel Aushänge oder Kommunikation, wonach man so etwas nicht
dulde und Verfahren, die Betroffene schützten. Wichtig sei zudem, dass Hausverwaltungen
Beschwerden nicht einfach unreflektiert übernähmen, weil diskriminierende Motive häufig
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über vorgeschobene Gründe, zum Beispiel Lärm, verschleiert werden könnten; sonst würden
ausgerechnet Betroffene abgemahnt.

Mehrfach unterstrich Frau Weber die Bedeutung des AGG und verwies auch auf
Reformbedarf. Als Beispiel nannte sie den Fall eines rollstuhlnutzenden Ratsuchenden, der
11.000 Euro Schadensersatz wegen fortgesetzter Diskriminierung erhielt, nachdem ein LWU
den Bau einer Rampe verweigert hatte. Das Urteil sei ein Fortschritt, zugleich aber ein
Hinweis darauf, dass LWU ihre Vorbildfunktion konsequenter wahrnehmen müssten. Sie
machte außerdem deutlich, dass Einkommens- oder Sozialstatus beim Wohnen ein zentrales
Ausschlusskriterium sei, aber im AGG nicht als Merkmal geführt werde. Die Fachstelle
berate dennoch „progressiv“ auch dazu und dokumentierte 2024 etwa 14 Prozent Anfragen
mit Bezug auf sozialen Status; daraus leitete sie die Forderung ab, sozialen Status als
Merkmal im AGG zu ergänzen.

Hinsichtlich der Datenlage machte Frau Weber die Grenzen und Notwendigkeiten aus ihrer
Sicht deutlich: Das Dokumentationssystem erfasse, was Ratsuchende freiwillig mitteilten;
feingranulare statistische Aussagen zu einzelnen Gruppen seien deshalb kaum möglich.
Gleichwohl zeigten Beratungserfahrungen und Interviewstudien, dass Romnja, Roma,
Sintizze und Sinti besonders stark benachteiligt sein können – häufig im Zusammenspiel von
rassistischer Diskriminierung, Sprachbarrieren und weiteren Faktoren. Insgesamt spiele
Mehrfachdiskriminierung in rund 40 Prozent der Beratungsfälle eine Rolle.

Zum Aspekt der Fairness bei der Wohnungsvergabe hob Frau Weber Transparenz als zentral
hervor. Nachvollziehbare Kriterien und Begründungen seien entscheidend, um
Diskriminierung klären oder ausschließen zu können. Punktesysteme bewerte die Fachstelle
in dieser Hinsicht zurückhaltend, weil Gewichtungen schnell neue Ungerechtigkeiten
erzeugen könnten. Sie verwies eher auf die Möglichkeit positiver Maßnahmen zugunsten
benachteiligter Gruppen. In diesem Kontext kritisierte Frau Weber § 19 Absatz 3 AGG als
missbrauchsanfällige Ausnahme: Diese könne nur als Grundlage für positive Maßnahmen
verstanden werden, nicht als Legitimation, Menschen aus Quartieren auszuschließen; daher
sollte die Vorschrift aus ihrer Sicht ersatzlos gestrichen werden.

Die Anbindung der Fachstelle an die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen
Diskriminierung und die Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration,
Vielfalt und Antidiskriminierung sowie die Zusammenarbeit mit der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen im Fachbeirat bewertete sie positiv, zugleich wünschte
sie sich einen engeren, kontinuierlicheren Austausch – gerade weil LWU als Experimentier-
und Vorbildakteure dienen könnten. Frau Weber wies außerdem darauf hin, dass
Losverfahren meist nur in einem frühen Schritt bei Besichtigungsterminen greifen würden; in
späteren Stufen entschieden häufig weiterhin Sachbearbeitende, sodass
Diskriminierungsrisiken bestehen blieben. Daraus folge für sie der Anspruch, neue
Vergabeverfahren fortlaufend zu evaluieren, nachzusteuern und die Fachstelle dauerhaft in die
Prozessentwicklung einzubinden.

Zum Thema von Überbelegung bzw. der Wohnsituation von Familien führte Frau Weber
zudem noch aus, dass viele Familien aus Unterkünften heraus wollten und notgedrungen
Wohnungen akzeptierten, die nicht bedarfsgerecht seien. Das eigentliche strukturelle Problem
sei der Mangel an ausreichend großen Wohnungen. Reine Zugangssperren lösten dieses
Problem nicht; nötig seien realistische, menschenwürdige Lösungen, die Versorgung,
Antidiskriminierung und Wohnraumpolitik zusammendächten.
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7. Bildung und Wissenschaft

In ihrer achten Sitzung am 7. November 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit den Politikbereichen Bildung und Wissenschaft. Insgesamt sieben Personen
gaben im Rahmen einer Anhörung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den
Mitgliedern der Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Frau Prof. Dr. Yalız Akbaba, Philipps-Universität Marburg,
 Herr Ed Greve, Migrationsrat Berlin e. V.,
 Frau Deborah Hartmann, Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz,
 Frau Prof. Dr. Juliana Karakayali, Evangelische Hochschule Berlin,
 Herr Ron Dekel, Jüdische Studierendenunion Deutschland,
 Frau Dr. Alina Oloff, Technische Universität Berlin, sowie
 Frau Prof. Dr. Annabella Rauscher-Scheibe, Hochschule für Technik und Wirtschaft

Berlin.

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen dem
Politikbereich Bildung auf der einen Seite und dem Politikbereich Wissenschaft auf der
anderen Seite unterschieden wurde.

Zur Sitzung lagen des Weiteren eine Präsentation von Frau Prof. Dr. Juliana Karakayali19

sowie die Beantwortung von im Vorfeld an den Senat gerichteten Fragen der Fraktionen20

vor. Im Nachgang der Sitzung erreichte die Kommission noch eine ergänzende schriftliche
Stellungnahme21 nebst Anlage22 von Frau Dr. Aline Oloff.

Auf Bitten der Kommission nahmen an der Sitzung zudem u. a. Frau Senatorin
Katharina Günther-Wünsch und Herr Staatssekretär Dr. Henry Marx teil. Teilweise ergänzt
durch Ausführungen weiterer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der beiden
Senatsverwaltungen stellten beide aus Sicht ihres jeweiligen Verantwortungsbereichs
bestehende Maßnahmen und Strukturen für die Bereiche Bildung und Wissenschaft dar und
standen den Mitgliedern der Kommission für Fragen zur Verfügung. Ebenfalls zugegen war
Herr Prof. Dr. Samuel Salzborn, der in seiner Rolle als Ansprechpartner des Landes Berlin zu
Antisemitismus zu seiner Sicht auf das Phänomen des Antisemitismus insbesondere in den
Bereichen Bildung und Wissenschaft, aber auch insgesamt mit Blick auf die Stadtgesellschaft
ausführte.

19 Siehe Kommissionsvorgang 0034.
20 Siehe Kommissionsvorgang 0031.
21 Siehe Kommissionsvorgang 0046.
22 Siehe Kommissionsvorgang 0047.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0034-pr-an-Karakayali.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0031-st-Senat.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0046-st-an-Oloff.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0047-st-an-Oloff.pdf
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7.1. Bildung: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Yalız Akbaba, Philipps-Universität
Marburg

Frau Prof. Dr. Akbaba beschrieb Schule zugleich als Ort des Lernens und als Ort, an dem
gesellschaftliche Ausschlüsse produziert würden. Ob Schule als ermöglichend oder
ausgrenzend erlebt werde, hänge weniger von individueller Leistungsbereitschaft ab als von
sozialer Lage und natio-ethno-kulturell-religiöser Zugehörigkeit. Unter dem Begriff der
strukturellen Diskriminierung sei Benachteiligung zu verstehen, die nicht in einzelnen
Beziehungen aufgehe, sondern mit gesellschaftlichen Differenzordnungen zusammenhänge.
Sie betreffe also sozio-ökonomisch schlechter gestellte Familien, Schülerinnen und Schüler of
Color, Personen, die nicht in die zweigeschlechtliche Ordnung passten, sowie Schülerinnen
und Schüler mit körperlichen oder geistigen Behinderungen.

Diskriminierung wirke häufig mehrfach: Als Beispiel benannte sie, dass sonderpädagogischer
Förderbedarf überproportional Schülerinnen und Schülern mit anderer Muttersprache als
Deutsch attestiert werde, was wiederum zu einem höheren Anteil in Förderschulen mit
begrenzten Abschlussoptionen führe. Weitere Niederschläge seien die ungleiche Bewertung
gleicher Leistungen, ungünstigere Leistungsprognosen und Diagnosen für deprivilegierte
Gruppen sowie höhere Leistungsanforderungen für Schülerinnen und Schüler of Color beim
Übergang zum Gymnasium.

Wichtig sei ihr, dass diskriminierende Effekte nicht zwingend auf Absichten zurückgehen
müssten: struktureller Rassismus wirke auch ohne explizite Intentionen. Zusätzlich verknüpfte
Frau Prof. Dr. Akbaba schulische Diskriminierung mit öffentlichen Diskursen über Migration,
die dominant defizitär oder problematisierend liefen und Kategorien wie „Migrations-
hintergrund“ oft als Chiffre für Fremdheit meinten.

Die Lehrkräfteausbildung sei in diesem Zusammenhang zentral, weil Lehrerinnen und Lehrer
Bildungsbiografien wesentlich mitprägten und ihr Handeln strukturell in die Reproduktion
sozialer Ungleichheit verwickelt sei; Nichtwissen verstärke diese Effekte. Gleichzeitig sei
Wissen über strukturelle Diskriminierung im Lehramtsstudium bislang unzureichend
curricular verankert. Rassismus werde vielfach dethematisiert, der schulpädagogische Kanon
enthalte kaum Bezugnahmen. Auch der Zugang zum Lehrberuf sei rassistisch strukturiert:
Studien zeigten Hürden von Hochschulzugang über Praktika und Referendariat bis ins
Kollegium. Lehrkräfte of Color erlebten Double Binds, weil „Migrationshintergrund“
zugleich als Ressource eingefordert und als Anlass zur Diskreditierung genutzt werden könne.

Als Handlungsperspektiven formulierte Frau Prof. Dr. Akbaba erstens den Ausbau von
Reflexionswissen: Alle schulischen Akteurinnen und Akteure sowie Verwaltung und
Ausbildung bräuchten politische Literalität und Verstrickungsreflexion, um Schule als Ort
von Platzzuweisung, der Illusion von Chancengleichheit und der Einübung gesellschaftlicher
Ordnung zu verstehen. Zweitens skizzierte sie als konsequent, aber begrenzt umsetzbar ein
Loslösen von Lernen und Aufwachsen von permanenten Be- und Abwertungspraxen, weil
Bewertung Rangordnung stabilisiere und über Bildungsabschlüsse Zugänge steuere. Drittens
empfahl sie, schulische Räume des Sprechens und Handelns in der Postmigrationsgesellschaft
auszubauen, vor allem durch Kooperationen mit außerschulischen Bildungsinitiativen und
Vereinen.
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Frau Prof. Dr. Akbaba betonte, dass Antisemitismus- und Rassismusdiskurse derzeit oft
gegeneinander ausgespielt würden, was Polarisierung und Silencing verstärke. Sie plädierte
daher für Handlungsempfehlungen für Schule und Universität, die beide Felder als
institutionelle und gesellschaftliche Probleme zusammendächten und zugleich gegen
Vereinnahmung durch autoritäre Steuerungsansprüche und rechte Diskurse absichere. Sie
beschrieb in diesem Zusammenhang ein Klima an Hochschulen, in dem Studierende Angst
hätten, sich zu äußern. Multiperspektivischer Austausch werde erschwert, wenn Kritik an
israelischer Politik pauschal als antisemitisch eingeordnet werde und damit Israel mit
Jüdischsein gleichgesetzt werde. Sie verwies dabei auf den Bericht „Nicht in unserem
Namen“ des Jewish Solidarity Collective und darauf, dass Kriminalisierung und Polizeigewalt
auch jüdische Studierende treffen könnten.

Als strukturellen Weg zur Verbesserung nannte sie den Aufbau von Professuren,
Forschungszentren und Stellen, die Rassismuskritik und Antisemitismuskritik gemeinsam
bearbeiteten. Zum Thema der Erinnerungskultur berichtete sie aus einem Seminarbesuch an
einem Täterort und plädierte für multidirektionale, dezentrierende Vergleichsperspektiven
ohne Gleichsetzung. Zudem empfahl sie für Schulen das Konzept Translanguaging, wonach
Mehrsprachigkeit als Kompetenz genutzt werde, indem Lernende mit ihren Sprachregistern
im Zentrum stünden statt starre nationale Sprachschubladen zu reproduzieren.

b) Wesentliche Ausführungen von Herrn Ed Greve, Migrationsrat Berlin e. V.

Herr Greve beschrieb aus Sicht des Migrationsrat Berlin e. V., dass wirksame Antidiskrimi-
nierungsarbeit in Schule und Kita vier Voraussetzungen brauche: eine starke unabhängige
Anlauf- und Beschwerdestelle, verlässliche zivilgesellschaftliche Strukturen für Prävention
und Intervention, die Beratung und Begleitung ermöglichten, Räume für junge Menschen
sowie eine Demokratisierung der Verwaltung, um im Bildungsbereich die Menschenwürde zu
garantieren. Als Orientierung benannte er das Berliner Schulgesetz und hob dabei § 4 hervor.
Schulen sollten bestmögliche Abschlüsse ermöglichen, Benachteiligungen ausgleichen,
Chancengleichheit herstellen und Schülerinnen und Schüler vor Diskriminierung schützen. In
der Praxis sei entscheidend, dass die Institution Schule als Ganzes Antidiskriminierung
professionell umsetze, über Wissen und Handlungskompetenz verfüge und dafür Ressourcen
innerhalb und außerhalb des Systems bereitstünden.

Das LADG bewertete Herr Greve als wichtigen Schritt, insbesondere wegen der Beweislast-
erleichterung als Anerkennung ungleicher Machtverhältnisse. Zugleich betonte er einen
breiten fachlichen Konsens, wonach die Ombudsstelle und auch der Polizei- und
Bürgerbeauftragte eine unabhängige Anlauf- und Beschwerdestelle für Diskriminierung in
Schulen und Kitas nicht ersetzen könne. Die bestehende Ombudsstelle müsse jedoch zu einer
unabhängigen Anlauf- und Beschwerdestelle weiterentwickelt werden, mit gesetzlich
garantierten Befugnissen und Ressourcen ausgestattet werden, Prävention und Intervention
ermöglichen und in Synergie mit zivilgesellschaftlichen Beratungsstrukturen arbeiten können.
Um Vertrauen marginalisierter Gruppen zu gewinnen und die langfristige Existenz zu sichern,
müsse diese unabhängige Beschwerdestelle im Schulgesetz verankert werden. Herr Greve
erinnerte daran, dass dies unter der letzten Regierung nach langer Überzeugungsarbeit im
Koalitionsvertrag vorgesehen gewesen sei. Außerdem solle die Antidiskrimi-
nierungsbeauftragte der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie nicht primär
beraten, sondern Veränderungsprozesse in der Verwaltung planen, initiieren und deren
Umsetzung begleiten, gestützt durch klare Befugnisse und Einblick in Verwaltungsprozesse.
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Als strukturelle Problemfelder benannte er erstens das fehlende gemeinsame
Diskriminierungsverständnis: Es gebe keine den Schulen bekannte Antidiskriminierungs-
definition der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, weshalb Schulen häufig erst
im Rahmen externer Prozessbegleitungen eine gemeinsame Definition erarbeiteten. Zweitens
kritisierte er mangelnde Ressourcen und Verbindlichkeit durch Kürzungen und Streichungen
in der gesamten Infrastruktur, etwa bei außerschulischer Bildung, Nachhilfe, Ferienangeboten
oder Jugendclubs, und eine unzuverlässige Haushaltspolitik, die diskriminierungskritische
Prozesse immer wieder unterbreche. Drittens sehe er ineffektive Prozesse dort, wo
Antidiskriminierungsarbeit von einzelnen Engagierten abhänge und nicht strukturell
abgesichert sei: Fluktuation stoppe Vorhaben, Aufgaben würden „on top“ und ohne
Stundenuntersetzung verteilt und Beschwerdeprüfungen reduzierten sich oft auf Anhörungen,
die im Ergebnis bei „Aussage gegen Aussage“ landeten.

Herr Greve unterstrich auch den nach seiner Auffassung relevanten Unterschied zwischen
Einzelmaßnahmen und Strategie: Lernmittel-AGs lieferten beispielsweise schnell greifbare
Ergebnisse, ersetzten aber kein Beschwerdemanagement und keine Kompetenzentwicklung.
Externe Workshops blieben wirkungslos, wenn Lehrkräfte Folgefragen nicht auffangen
könnten. Antidiskriminierung müsse als Querschnittsaufgabe an Kernaufgaben von Schule,
Schulaufsicht und der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie gekoppelt werden
und dürfe nicht als Zusatzaufgabe laufen. Schulwechsel seien eine häufige Folge
fehlgeschlagener Beschwerdeverfahren. Wenn Betroffene wegen Machtasymmetrien keine
Belege sichern könnten und Verfahren in der Sackgasse endeten, landeten Fälle entweder in
der Öffentlichkeit oder Betroffene verließen die Schule.

Auf eine Nachfrage zur Qualifizierung von Verwaltung führte Herr Greve aus, dass es eine
verpflichtende Qualifizierung von Berliner Verwaltungsmitarbeitenden zu Diskriminierung
derzeit nicht gebe. Frühere Formate seien u. a. wegen Anfeindungen während der Fortbil-
dungen und mangelnder Fürsorge oder Schutz durch die Verwaltung abgebrochen worden.
Zudem warnte er vor Machtkonzentration und fehlender Rechenschaftspflicht in bestehenden
Beschwerdestrukturen: Wo Beschwerden nicht wirkten und Abhängigkeiten nicht aufge-
brochen würden, verfestigten sich Problemlagen, die Jahre später in Skandalisierungen und
Enthüllungsberichten wieder auftauchen könnten.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Deborah Hartmann, Direktorin der Gedenk-
und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz

Als Direktorin der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz erläuterte Frau
Hartmann aus der Perspektive der Gedenkstätten- und Erinnerungsarbeit Herausforderungen
im Bereich antisemitismuskritischer Bildung: Bildung dürfe nicht auf die Institution Schule
verengt werden. Sie finde in vielen gesellschaftlichen Bereichen statt, sei für alle Altersstufen
relevant und betreffe besonders den Kulturbereich, weil Kultureinrichtungen über
pädagogische Abteilungen verfügten und dort in den letzten Jahren Defizite – fehlende
Sensibilität, Bereitschaft, Kompetenzen und Wissen – sichtbar geworden seien. Deshalb
müsse man bisherige Bildungsansätze kritisch überprüfen, Fort- und Weiterbildung ausbauen
und vor allem die Fähigkeit von Institutionen zur kritischen Selbstreflexion stärken.

Sie beschrieb, dass das Haus der Wannsee-Konferenz seit Langem multiperspektivisches
Lernen in diversifizierten Gesellschaften verfolge und Inklusionsansätze entwickelt habe, die
Betroffenenperspektiven als Expertise einbezögen, ohne Menschen auf festgelegte Identitäten
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zu reduzieren. Angesichts gesellschaftspolitischer Entwicklungen habe die Frage des
Umgangs mit Antisemitismus stark an Bedeutung gewonnen. Deshalb sei ein antisemitismus-
kritischer Organisationsentwicklungsprozess angestoßen worden, der Mitarbeitende und
Angebote kritisch überprüft und teilweise neu ausgerichtet habe.

Anhand aktueller Beispiele führte Frau Hartmann aus, wie Erinnerung an den
Nationalsozialismus und Holocaust in gegenwärtigen antisemitischen Dynamiken angegriffen
oder instrumentalisiert würden. Seit dem 7. Oktober 2023 seien Proteste und Vorfälle im
Umfeld von Universitäten und Erinnerungsorten mit Symbolen, Parolen und Beschädigungen
verbunden gewesen, die den Holocaust verharmlosten, Schuldabwehr bedienten oder
Gedenkorte als Angriffsziel markierten. Sie verwies zudem auf Befunde, wonach NS-
Gedenkstätten oft als „jüdische Orte“ wahrgenommen würden, an denen jüdische
Mitarbeitende jüdische Themen vermitteln. Darin liege die Gefahr, die Auseinandersetzung
mit der Shoah auszulagern und zugleich in eine Täter-Opfer-Verkehrung zu kippen.
Gedenkkultur werde dann als „zionistisch“ oder als Legitimation israelischer Politik gedeutet
und moralisch angegriffen. Frau Hartmann illustrierte das mit Gästebucheinträgen, die Israel
als Henker darstellten oder NS-Begriffe mit aktuellen politischen Formeln parallelisierten, um
eigene Verstrickung in NS-Geschichte und Nachwirkungen abzustreifen.

Frau Hartmann stellte weiter dar, dass Gedenkstätten und Kultureinrichtungen meist zu
schlecht ausgestattet seien, um antisemitismuskritisches historisch-politisches Lernen
wirksam und zielgruppenorientiert zu leisten. Es fehle an nachhaltigen Strukturen, um schnell
auf Vorfälle reagieren zu können, Theorien und Methoden antisemitismus- und rassismus-
kritischer Bildungsarbeit kontinuierlich zu bearbeiten, intern Fort- und Weiterbildung zu
verankern und zugleich Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, Schülerinnen und Schüler
sowie die Öffentlichkeit zu erreichen. Sie schlug als konkreten ersten Schritt vor, in Kultur-
und Bildungseinrichtungen gezielt Stellen zu schaffen, die antisemitismuskritische und
diskriminierungssensible Arbeit institutionell moderieren und gestalten, analog zu
bestehenden Modellen in Berlin, bei denen Herausforderungen wie Outreach oder digitale
Transformation dauerhaft in Einrichtungen verankert worden seien. Voraussetzung sei die
gleichberechtigte Einbeziehung von Jüdinnen und Juden sowie Betroffenenperspektiven und
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit Antisemitismus statt Abwehr von Selbstkritik.

Frau Hartmann ergänzte, dass es hilfreich gewesen wäre, auch Lehrkräfte und Schülerinnen
und Schüler als Expertinnen und Experten in eigener Sache zu hören. Sie betonte,
Gedenkstätten seien nicht nur Wissensvermittlungsorte, sondern Orte der Auseinandersetzung
mit Vergangenheit und Gegenwart. Die Annahme, historische Wissensvermittlung wirke
automatisch gegen aktuellen Antisemitismus, habe sich nicht bestätigt. Sie hob Lücken zu
israelbezogenem Antisemitismus und zu Funktionen aktueller Erscheinungsformen hervor –
sowohl bei Lehrkräften als auch bei Mitarbeitenden von Gedenkstätten – und forderte deshalb
massive Fort- und Weiterbildung. Zudem kritisierte sie „Projektitis“: Viele Maßnahmen liefen
über befristete Projektstellen; selbst strukturorientierte Vorhaben seien zeitlich begrenzt,
sodass nach kurzer Zeit unklar bliebe, wer die Arbeit fortsetze.

d) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Juliane Karakayali, Evangelische
Hochschule Berlin

Frau Prof. Dr. Karakayali beschrieb Rassismus und Antisemitismus in der Schule als seit
Jahrzehnten erforschtes Feld mit einem deutlichen Umsetzungsdefizit: Viele in den 1990er-
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Jahren identifizierte Probleme seien weiterhin ungelöst, Schule bleibe institutionell
unzureichend auf Diversität und Migration vorbereitet. Entscheidend sei, dass es nicht primär
um individuell rassistisch oder antisemitisch eingestellte Lehrkräfte gehe, sondern um ein
institutionelles Problem, das sich auf den Ebenen von Normen, Werten, Regeln, Praktiken
und Wissen zeige. Zugleich wies sie darauf hin, dass viele jüdische Schülerinnen und Schüler
eine Migrationsgeschichte hätten und daher auch Rassismuserfahrungen machten. Außerdem
beträfen viele aus ihrer Sicht diskriminierende Strukturen des Berliner Schulsystems sowohl
von Rassismus als auch von Antisemitismus betroffene Kinder.

Zur Ebene von Normen und Werten kritisierte Frau Prof. Dr. Karakayali einen monolingualen
Habitus: Deutsch sei alleinige Verkehrssprache, obwohl die Schülerschaft mehrsprachig sei
und diese Mehrsprachigkeit würde als Defizit gerahmt. Schule vermittle so genanntes
nationales Wissen und lasse zentrale Themen pluraler Gesellschaften aus, etwa
Antiziganismus oder jüdische Gegenwart. Hinzu komme eine christliche Norm, die andere
Religionen zur Abweichung mache: Rituale und Praxen, wie z. B. Fasten, Kleidung – eine
Kippa oder Kopftuch – sowie Feiertagsregelungen würden problematisiert.

Hinsichtlich bestehender Regeln und Berliner Strukturen führte sie insbesondere zur
Segregation aus, dass Geflüchtete und neu Zugewanderte weiter in Willkommens- bzw.
Vorbereitungsklassen unterrichtet würden, obwohl Curricula und transparente
Übergangskriterien fehlten und Studien zeigten, dass Schülerinnen und Schüler dort
schlechter Deutsch lernten und langfristig fachliche Rückstände hätten. Die geplante stärkere
Beschulung in Sammelunterkünften verschärfe dies. Gleichzeitig bleibe Mehrsprachigkeit
defizitorientiert: Herkunftssprachen wie Türkisch, Arabisch oder Russisch seien nur selten als
dritte Fremdsprache wählbar. Das Merkmal der nichtdeutschen Herkunftssprache werde
weiterhin genutzt und wirke stigmatisierend und segregationsfördernd, obwohl es kritisch
reflektiert sei.

Frau Prof. Dr. Karakayali verwies auch auf aus ihrer Sicht fehlenden effektiven
Diskriminierungsschutz: Die Schulaufsicht sei nicht ausreichend qualifiziert und außer-
schulische Beschwerdestellen, wie z. B. eine Fachstelle in Friedrichshain-Kreuzberg, fielen
Sparmaßnahmen zum Opfer. Auf Einzelschulebene beobachte sie Normalisierung durch
Nichteingreifen bei rassistischem oder antisemitischem Mobbing, teils auch durch Lehrkräfte.
Diskriminierende Praxen überdauerten trotz überarbeiteter Schulordnungen und durch
rassistische oder antisemitische Diskriminierung betroffene Eltern würden häufig nicht in
Entscheidungen einbezogen.

Zur Ebene des Wissens verwies Frau Prof. Dr. Karakayali auf Studien des Georg-Eckert-
Instituts, die antimuslimische, antiziganistische und antisemitische Inhalte in Lehrplänen und
Schulbüchern nachwiesen. In der Lehrkräftebildung fehlten verbindliche Module zur
reflexiven Auseinandersetzung mit Rassismus und Antisemitismus. Letzterer werde oft
historisiert statt als Gegenwartsdiskriminierung vermittelt. Zudem gebe es Datenlücken, weil
Daten zum Migrationshintergrund nicht mit solchen zu Diskriminierung gekoppelt seien.
Bildungsbenachteiligung jüdischer oder Schwarzer Schülerinnen und Schüler werde kaum
erfasst.

Daraus leitete sie Empfehlungen ab: Regelhaft segregierte Beschulung in Vorbereitungs-
klassen solle auslaufen. Es brauche alltagsintegrierte Sprachförderung bei gleichzeitiger
Anerkennung von Mehrsprachigkeit in Verbindung mit der Einführung verschiedener
Herkunftssprachen als dritte Fremdsprache. Es müsse eine rechtlich verbindliche und
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finanzierte Antidiskriminierungsstruktur innerhalb und außerhalb der Schule geschaffen
werden. Zudem bedürfe es einer verbindlichen Verankerung von historischem und gegen-
wärtigem Rassismus und Antisemitismus in der Lehrkräftebildung sowie der Bereitstellung
von Ressourcen, die nicht an individuelle Merkmale gekoppelt sei.

Zur These, dass Lehrkräfte auf modernen bzw. israelbezogenen Antisemitismus kaum
vorbereitet seien, führte Frau Prof. Dr. Karakayali noch einmal aus, dass es große Wissens-
lücken und zugleich Angst vor moralischer Stigmatisierung gebe, was professionelle
Auseinandersetzung erschwere. Externe Kampagnen wie „Schule ohne Rassismus“ seien
zwar wichtig, weil sie den Begriff setzten, blieben aber oft an der Oberfläche und würden in
AGs ausgelagert. Ohne Veränderung von Abläufen und Hierarchien innerhalb der Schule
entfalte das keinen Automatismus.

Die Anerkennung von Kinderrechten und die tatsächliche Durchsetzung des Rechtsanspruchs
auf diskriminierungsfreies Lernen wären hilfreich, weil Schulen diesen Anspruch nach ihrer
Einschätzung bislang nicht als bindende Verpflichtung wahrnähmen. Zur Segregation bei der
Beschulung benannte sie Zahlen mit Stand Juni 2025: 11.637 Schülerinnen und Schüler in
Willkommensklassen, davon in Tegel 322. Sie kritisierte in dem Zusammenhang eine Art ad-
hoc-Steuerung ohne klare Curricula und mit problematischen Altersmischungen. Geflüchtete
müssten als regulärer Teil des Regelschulsystems bei Planungen berücksichtigt werden, auch
bei Standortentscheidungen und der Beschulung in Unterkünften.

7.2. Wissenschaft: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen

a) Wesentliche Ausführungen von Herrn Ron Dekel, Präsident der Jüdischen
Studierendenunion Deutschlands (JSUD)

Herr Dekel beschrieb die Lage jüdischer und antisemitismuskritischer Studierender an
deutschen Hochschulen als seit dem 7. Oktober 2023 massiv verschärft, zugleich aber als
Kontinuität: Antisemitismus an Hochschulen sei keine neue Erscheinung. Er verwies auf
aktuelle Entwicklungen, wie zum Beispiel Festnahmen mutmaßlicher Hamas-Akteure in
Berlin oder einen tödlichen Anschlag in Manchester und stellte die Erfahrung heraus, dass
Slogans wie die Forderung, die Intifada zu „globalisieren“, die an Universitäten skandiert
würden, reale Gewalt gegen Jüdinnen und Juden legitimierten. Nach dem Hamas-Massaker
vom 7. Oktober 2023 habe es an Hochschulen nicht mehr Solidarität gegeben, sondern mehr
Antisemitismus; jüdische Studierende hätten weder von Kommilitoninnen und Kommilitonen
noch von Hochschulen oder von der Mehrheitsgesellschaft ausreichende Rückendeckung
erhalten.

Herr Dekel berichtete von einem von der JSUD erarbeiteten Forderungskatalog und einer
vorangestellten Umfrage, die die Lebensrealität jüdischer Studierender abbilde. RIAS habe
für 2024 450 antisemitische Vorfälle an Hochschulen gezählt, ein erneuter gravierender
Anstieg gegenüber dem Vorjahr. In der JSUD-Umfrage gaben mehr als die Hälfte an,
Antisemitismus persönlich an der Universität erlebt zu haben. Anfeindungen gingen von
Kommilitoninnen und Kommilitonen, Studierendenvertretungen sowie auch von Lehrenden
aus. Die Kompetenz von Antidiskriminierungs- und Antisemitismusbeauftragten sowie der
Hochschulleitungen werde von Betroffenen unterdurchschnittlich bewertet: 78 Prozent
vergaben zur Frage konsequenten Handelns der Universität schlechte Noten, insgesamt
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bewerteten 56 Prozent die Strukturen gegen Antisemitismus mit der schlechtesten Note. Er
interpretiere dies als politisches Warnsignal: Hochschulen hätten jüdische Studierende im
Stich gelassen.

Als Folgen beschrieb Herr Dekel Rückzug und Unsichtbarmachung: Studierende zögen sich
aus dem Campusleben zurück, wählten Seminare nach Sicherheitslage statt Interesse,
wechselten Studienfächer oder brächen ab, pausierten oder gingen ins Ausland. Das sei ein
Angriff auf Wissenschaftsfreiheit, die nur ohne Angst und unabhängig von Religion oder
Herkunft realisiert werden könne. Er kritisierte fehlende klare Handlungspläne und
Überforderung der Hochschulen in Krisen: Es müsse eindeutig geregelt werden, wie
Universitäten zu reagieren hätten, wenn Hörsäle besetzt, Mobiliar zerstört, zur Intifada
aufgerufen oder Studierende tätlich angegriffen würden. Anzeigen dürften nicht zurückge-
zogen werden oder im Sande verlaufen. Nötig sei eine Dualität aus universitären und
rechtlichen Maßnahmen, flankiert durch politische Rückendeckung und juristische
Vorabprüfungen, damit Hochschulen schnell und rechtssicher handeln könnten.
Exmatrikulationen als Ultima Ratio seien in Berlin ermöglicht, müssten dann aber in Hoch-
schulverfassungen verankert werden. Abgestufte Instrumente wie präventive Hausverbote
müssten genutzt werden. Zudem brauche es einen regelmäßigen Austausch mit Betroffenen-
verbänden.

Herr Dekel benannte auch konkrete Bedarfe aus seiner Sicht: verpflichtende Verankerung von
Rassismus- und Antisemitismuskompetenz in Lehramtscurricula; systematische, hochschul-
interne Erhebungen zu Antisemitismus und Diskriminierung, weil RIAS nicht überall vor Ort
sein könne; fortgesetzte Förderung von Antisemitismusstudien, die Antisemitismus in all
seinen Milieus untersuchten. Zentral seien zudem Antisemitismusbeauftragte. Sie müssten
flächendeckend verpflichtend ernannt und qualifiziert werden. Unpassende Besetzungen oder
auch die zusätzliche, beiläufige Übertragung der Aufgaben eines oder einer solchen
Beauftragten seien angesichts der Komplexität des Phänomens nicht tragfähig, insbesondere
weil 90 Prozent der Hochschulvorfälle israelbezogen seien und entsprechende Anerkennung
und Kompetenz Voraussetzung für wirksame Unterstützung seien. Veranstaltungen wie „How
to Globalize the Intifada“ in Räumen der Freien Universität Berlin bewertete er als untragbar.
Trotz Hochschulautonomie brauche es rechtliche Regelungen, um solche Formate in
Hochschulgebäuden zu verhindern. Er benannte außerdem mangelnde Sichtbarkeit jüdischen
Lebens und strukturelle Probleme wie Staatsexamen-Termine im Oktober, die mit hohen
jüdischen Feiertagen kollidierten und Betroffene in unzumutbare Entscheidungslagen
brächten.

Herr Dekel unterstrich den Stellenwert externer Beratung, zum Beispiel durch OFEK, und
verbindliche Qualitätsstandards. Er warnte vor Gesprächen mit extremistischen Akteuren
ohne Mindestgesprächsbereitschaft und kritisierte, dass Debatten über Antisemitismus häufig
in Repräsentations- und Definitionsstreitigkeiten kippten, statt Vorfälle und Schutzmaß-
nahmen in den Mittelpunkt zu stellen. Wenn Hochschulen sich weiter wegduckten, müsse
politisch nachjustiert werden, um jüdisches Studium in Berlin und Deutschland wieder frei
und sicher zu ermöglichen.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Aline Oloff, Technische Universität Berlin

Frau Dr. Oloff berichtete aus der Perspektive der Wissenschafts- und Hochschulforschung mit
Schwerpunkt institutionelles Handeln im Feld Gleichstellung, Diversitätspolitiken und
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Antidiskriminierung. Ihre zentrale Argumentationslinie war dabei, dass Antisemitismus-
prävention notwendig und seit Oktober 2023 sichtbar ausgebaut worden sei, aber in Berlin in
ein ganzheitliches, horizontal angelegtes Antidiskriminierungskonzept integriert werden
müsse, das zugleich spezifische Diskriminierungslagen adressierbar halte. In einer
Bestandsaufnahme zeigte sie, dass an Berliner Hochschulen historisch die Gleichstellungs-
arbeit am stärksten abgesichert, jedoch weiterhin teils fragil, projektabhängig und in der
Fläche wenig anerkannt sei.

Für Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen existierten ebenfalls
rechtliche Vorgaben und in geringerem Maße Strukturen. Darüber hinaus – insbesondere für
Rassismus, migrationsbezogene Benachteiligung, soziale Herkunft/ökonomische Lage,
Sorgeverpflichtung und lange auch Antisemitismus – gebe es bislang keine vergleichbar
robusten, dauerhaft abgesicherten Zuständigkeiten. Mit dem AGG existiere zwar ein
Schutzauftrag, der sich aber lange oft in Einzelzuständigkeiten erschöpfe. Diversität sei seit
den 2010er-Jahren über Hochschulverträge adressiert worden, zunächst jedoch nur als
Repräsentationsfrage. Expliziter Diskriminierungsschutz sei verzögert hinzugekommen. Mit
neueren Berliner Rechtsgrundlagen bestehe nun ein deutlicher Auftrag, Antidiskriminierungs-
strukturen aufzubauen; das Bild sei aber weiterhin heterogen und Rassismus und
Antisemitismus blieben häufig in der Rubrik der Diversität unsichtbar oder würden nur
punktuell über Projekte behandelt. Den Ausbau der Antisemitismusprävention seit 2023
beschrieb sie aus ihrer Sicht als richtig. Zugleich müsse aber das Tempo und der politische
Wille jetzt auch breiter gelten und in robuste, dauerhaft verankerte Antidiskriminierungs-
architekturen überführt werden, die intersektionale Lagen erfassen und gleichzeitig
spezifische Konstellationen gezielt bearbeiten könnten.

Im Kern forderte Frau Dr. Oloff eine angemessene, nachhaltige Ausstattung und strukturelle
Verankerung. Gleichstellung und Inklusion dürften dabei nicht geschwächt werden, sondern
zusätzlich müsse mindestens bei Rassismus, Antisemitismus, migrationsbezogener Benach-
teiligung und sozialer Herkunft beziehungsweise ökonomischer Lage nachgezogen werden.

Weiter erläuterte Frau Dr. Oloff, dass es bereits Austauschstrukturen zwischen Hochschulen,
zum Beispiel ein Netzwerk operativer Antidiskriminierungs- und Diversitätsstellen, gebe. Es
dürfe keine Hierarchisierung von Schutzmerkmalen geben, spezifische Diskriminierungslagen
müssten klar adressierbar bleiben. Dafür müsse systematischer geklärt werden, welche
Beauftragten welche Aufgaben hätten und wie Stellen zusammenarbeiteten, um ein
Gegeneinander zu vermeiden. Sie betonte ebenfalls den Ressourcenbedarf: einzelne halbe
Stellen reichten nicht; Hochschulen bräuchten multiprofessionelle Teams, inklusive Rechts-
und psychosozialer Beratung mit Kenntnis hochschulspezifischer Abhängigkeiten. Als
zentrale Aufgabenfelder benannte sie Organisationsentwicklung, Monitoring und die
Erhebung von Daten, Fortbildung und Kommunikation, Beratung und transparente
Beschwerdeverfahren – Beratungs- und Beschwerdeaufgaben müssten dabei klar voneinander
getrennt werden, auch personell – sowie Unterstützung bei der Beantragung von Forschungs-
förderung. Es genüge zudem nicht, zentrale Einheiten aufzubauen; auch in Fachbereichen und
Fakultäten bräuchte es qualifizierte Akteurinnen und Akteure, weil dort Personal-
entscheidungen, Curricula und viele Konfliktklärungen stattfänden.
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c) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Annabella Rauscher-Scheibe, Präsidentin
der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin

Frau Prof. Dr. Rauscher-Scheibe beschrieb die an der Hochschule für Technik und Wirtschaft
Berlin (HTW) seit Juni 2024 besetzte Zentrale Antidiskriminierungsstelle (ZAD) als
Beschwerdestelle nach dem Berliner Hochschulgesetz, gestützt auf die HTW-Antidiskrimi-
nierungsrichtlinie und das Schutzkonzept zu sexualisierter Diskriminierung und Gewalt. Die
ZAD solle faire und transparente Verfahren sichern und die Hochschule, ausgehend von
konkreten Vorkommnissen, bei Prävention und Diversitätsförderung beraten. In der
Fallbearbeitung arbeite sie mit einem dreiköpfigen Vertrauensteam aus einem zwölfköpfigen
Pool. Flankiert werde dies durch ein niederschwelliges Netzwerk von Erst- und
Verweisberatungen, u. a. zu Fragen von Gleichstellung, Beratung zu Behinderung oder
chronischer Erkrankung, psychologischer Beratung, Familienberatung, sowie Peer-to-Peer-
Angeboten zu Rassismus, oder auch Antisemitismus, die parteilich beraten und Betroffene
auch im Verfahren unterstützen könnten.

Für 2024 legte die ZAD erstmals ein internes Monitoring vor. Es habe 54 Meldungen zu
Diskriminierung und Machtmissbrauch gegeben. In über 90 Prozent der Fälle sei
Diskriminierung festgestellt worden. Seit Besetzung der Stelle habe sich die durchschnittliche
Bearbeitungszeit von 47 auf 16 Tage verkürzt. Überwiegend meldeten Studierende, häufig
gemeldet wurden Professorinnen und Professoren. Frauen stellten die Mehrheit der
Meldenden. Am häufigsten sei es um Rassismus sowie Sexismus und sexualisierte
Belästigung oder Gewalt, oft als Mehrfachdiskriminierung, gegangen. Gleichzeitig bestünden
Leerstellen. Es gebe vergleichsweise wenige Meldungen internationaler Studierender und
einen Anteil von ca. 17 Prozent der Ratsuchenden, der aus Angst vor Konsequenzen auf ein
Beschwerdeverfahren verzichte. Um Vertrauen und Zugänglichkeit zu erhöhen, organisiere
die Stelle Workshops und Informationsveranstaltungen und nutze ein von Studierenden
entwickeltes Onlinemeldeportal für bei Bedarf auch anonyme Meldungen sowie
Kommunikationsmaterialien wie Poster oder Infografiken.

Frau Prof. Dr. Rauscher-Scheibe betonte, dass Beschwerdeverfahren nicht primär auf
Sanktionierung zielten, sondern auf Deeskalation, Schlichtung, Prävention und Betroffenen-
gerechtigkeit. In der Praxis werde das jedoch oft durch anwaltliche Eskalationen unterlaufen:
Wenn Beteiligte früh klagten oder anwaltlich aufträten, sei eine niederschwellige Bearbeitung
kaum noch möglich. Die juristischen Auseinandersetzungen würden erhebliche Ressourcen
binden. Zudem beobachte sie Angriffe auf die Personen in den Strukturen, zum Beispiel in
Form von Dienstaufsichtsbeschwerden oder Anwaltsschreiben, was Schutzbedarf erzeuge.
Als große Hürde beschrieb sie vage rechtliche Formulierungen und fehlende präzise
Definitionen sowie Aspekte des Datenschutzes. Für Fallanalysen wären Aktenzugriffe nötig,
die häufig nur einzelfallbezogen im Präsidium geklärt werden könnten. Budgetkürzungen
verschärften den Verteilungskampf und die Skepsis gegenüber zentralen Stellen.

Sie machte außerdem deutlich, dass an Hochschulleitungen hohe Professionalität in Feldern
erwartet werde, für die viele Präsidien nicht ausgebildet seien. Frau Prof. Dr. Rauscher-
Scheibe schilderte zwei Beispiele für Konfliktlagen: eine angekündigte Besetzung, bei der die
HTW kurzfristig einen Campus schloss und in den Onlinemodus ging, sowie die Zerstörung
des „Raums der Stille“. In beiden Fällen seien offene Runde Tische organisiert und die
Themen anschließend im Antidiskriminierungsrat mit externer Beratung in Handlungs-
optionen und Regeln übersetzt worden. Außerdem beschrieb sie die scharfe, hochschulinterne
Kontrolle in Berufungsverfahren durch den Akademischen Senat.
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8. Arbeitsmarkt und Gesundheit

In ihrer neunten Sitzung am 5. Dezember 2025 befasste sich die Kommission in öffentlicher
Sitzung mit den Politikbereichen Arbeitsmarkt und Gesundheit. Insgesamt acht Personen
gaben im Rahmen einer Anhörung Stellungnahmen zu diesen Aspekten ab und standen den
Mitgliedern der Kommission für Fragen zur Verfügung. Geladen waren

 Frau Svenja Ketelsen, Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg gGmbH,
 Frau Carina Knie-Nürnberg, Bundesagentur für Arbeit,
 Frau Leonie Riegger, Fachstelle Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung,
 Frau Pia Sombetzki, AlgorithmWatch gGmbH,
 Frau Prof. Dr. Theda Borde, Charité – Universitätsmedizin Berlin,
 Frau Carla Eysel, Charité – Universitätsmedizin Berlin,
 Frau Dr. Sidra Khan-Gökkaya, Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, sowie
 Frau Prof. Dr. Ulrike Kluge, Charité – Universitätsmedizin Berlin.

Die Anhörung erfolgte aufgeteilt auf zwei Tagesordnungspunkte, wobei zwischen dem
Politikbereich Arbeitsmarkt auf der einen Seite und dem Politikbereich Gesundheit auf der
anderen Seite unterschieden wurde.

Des Weiteren lagen zur Sitzung schriftliche Stellungnahmen von Frau Pia Sombetzki23 und
Frau Prof. Dr. Theda Borde24 sowie je eine Präsentation von Frau Prof. Dr. Theda Borde25,
Frau Prof. Dr. Ulrike Kluge26 und Frau Carina Knie-Nürnberg27 vor. Außerdem gingen erneut
Antworten auf die im Vorfeld an den Senat gerichteten Fragen der Fraktionen28 nebst zweier
Anlagen29 ein.

Auf Bitten der Kommission nahmen an der Sitzung zudem u. a. Frau Staatssekretärin
Ellen Haußdörfer (Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege) sowie Herr
Staatssekretär Max Landero Alvarado (Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung) teil. Ergänzt durch Ausführungen weiterer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihrer Verwaltungen und nachgeordneter Behörden führten
beide aus Sicht ihres jeweiligen Verantwortungsbereichs zu bestehenden Maßnahmen und
Strukturen in den Bereichen Arbeitsmarkt und Gesundheit aus und standen den Mitgliedern
der Kommission für entsprechende Nachfragen zur Verfügung.

8.1. Arbeitsmarkt: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Svenja Ketelsen, Fachbereichsleiterin Migration
und Gute Arbeit bei Arbeit und Leben Berlin-Brandenburg gGmbH

Aus 15 Jahren Beratungspraxis im Berliner Beratungszentrum für Migration und Gute Arbeit
beschrieb Frau Ketelsen, warum Migrantinnen und Migranten besonders häufig in prekäre
Beschäftigung und Ausbeutung gerieten. Der Einstieg liege oft schon im Herkunftsland:

23 Siehe Kommissionsvorgang 0048.
24 Siehe Kommissionsvorgang 0044.
25 Siehe Kommissionsvorgang 0043.
26 Siehe Kommissionsvorgang 0041.
27 Siehe Kommissionsvorgang 0042.
28 Siehe Kommissionsvorgang 0038.
29 Siehe Kommissionsvorgänge 0039 und 0040.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0048-st-an-Sombetzki.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0044-st-an-Borde.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0043-pr-an-Borde.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0041-pr-an-Kluge.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0042-pr-an-Knie-N%C3%BCrnberg.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0038-st-Senat.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0039-st-Senat.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0040-st-Senat.pdf
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Menschen würden für Gastronomie, Bau oder Pflege angeworben, mit Versprechen zu
Unterkunft, Lohn und verlässlicher Zahlung. Nach Ankunft kippe dies häufig in
Abhängigkeit: Anwerbeschulden, schlechte oder überteuerte Unterkünfte, gekürzte oder
ausbleibende Löhne. Wer widerspreche, riskiere Kündigung und verliere oft zugleich die
Unterkunft. Rechtsdurchsetzung werde so praktisch blockiert.

Sie skizzierte branchentypische Muster: In der Gastronomie werde der Mindestlohn über
Minijobs unterlaufen. In der Pflege beobachte sie vorgetäuschte Entsendung und Scheins-
elbstständigkeit mit starken Abhängigkeiten von Agenturen, verletzte Rechte, zum Beispiel
bei Urlaub, Entgeltfortzahlung, Mindestlohn oder Arbeitszeiten, und Krankenversicherung
über das Herkunftsland. In der Baubranche und bei Paket- und Lieferdiensten erschwerten
Subunternehmerketten, dass Beschäftigte überhaupt den Arbeitgeber kennen würden.
Ansprüche liefen ins Leere. Hinzu kämen fehlendes Rechtswissen, Sprachbarrieren und
fehlende Abführung an die Sozialversicherung.

Die Missstände träfen auf Strukturen, die für Betroffene schwer zugänglich seien:
Gewerkschaften erreichten prekär Beschäftigte oft nicht, Beratungsstellen oder -angebote
seien unbekannt, anwaltliche Vertretung sei finanziell kaum möglich. Vor dem Arbeitsgericht
trügen Ratsuchende häufig Anwalts- und Dolmetscherkosten selbst; Prozesskostenhilfe sei in
der Praxis schwierig und risikobehaftet. In der Folge würden Rechte nicht durchgesetzt und
Ausbeutung stabilisiert, während Arbeitgeber wenig Konsequenzen fürchten müssten.

Als Gegenmaßnahmen für Berlin forderte Frau Ketelsen flächendeckende mehrsprachige
Beratung und Informationsangebote, einen mehrsprachigen niedrigschwelligen und kosten-
freien Zugang zum Arbeitsgericht, eine Arbeitsinspektion nach internationalem Vorbild sowie
verlässliche Finanzierung der Beratungsangebote und mehr Kapazitäten für aufsuchende
Arbeit. Außerdem regte sie eine Arbeitnehmerkammer nach dem Vorbild Bremens an.

In der Pflege seien häufig rechtswidrige Vertragsklauseln zentral. Helfen könne hier frühe
Beratung vor der Kündigung. Zur Regulierung von Vermittlungsagenturen plädierte
Frau Ketelsen für Zertifizierung, gekoppelt an Rechte- und Arbeitsmarktschulungen im
Herkunftsland sowie Verpflichtungen und/oder Sanktionen bei Fehlverhalten. Als
Positivbeispiele benannte sie in diesem Zusammenhang digitale Vorab-Schulungen in Moldau
und Kooperationen mit Arbeitsinspektionen in Moldau und Bulgarien. Zudem hob sie hervor,
dass unsichere oder an Arbeitgeber gebundene Aufenthalte Abhängigkeit erhöhten. Zugleich
sei die größte Gruppe prekär Beschäftigter in ihrer Beratung trotzdem EU-freizügig.
Betriebsräte fehlten meist und Unternehmen umgingen kollektive Vertretung zunehmend
durch Ausgliederungen in Subunternehmen.

b) Wesentliche Ausführungen von Frau Carina Knie-Nürnberg, Geschäftsführerin der
Regionaldirektion Berlin-Brandenburg, Bundesagentur für Arbeit

Frau Knie-Nürnberg gab einen statistisch unterlegten Überblick über Beschäftigung und
Arbeitslosigkeit in Berlin und stellte daraus abgeleitet zentrale Integrations- und Förderhebel
dar. Berlin habe knapp 1,7 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Das
Beschäftigungswachstum der letzten Jahre sei ohne den Anteil ausländischer Beschäftigter
kaum möglich gewesen. Gleichzeitig habe sich die Struktur verändert: Der Helferanteil unter
ausländischen Beschäftigten liege inzwischen bei rund 43 Prozent, zugleich sei aber auch der
Anteil bei Fachkräften und Spezialisten in den letzten zehn Jahren deutlich gewachsen und
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liege mittlerweile bei etwa 20 Prozent. Sie unterstrich, dass internationale Beschäftigung nicht
nur „Helfermarkt“ bedeutee, sondern auch andere Qualifikationssegmente beinhalte.

Als große Herkunftsgruppen benannte sie eine Mischung aus Menschen, die EU-Freizügigkeit
genießen, und solchen aus Drittstaaten bzw. Geflüchteten. Neben den führenden
Asylherkunftsländern mit knapp 40.000 Beschäftigten folgten die Türkei, Polen, dann Indien,
Ukraine und Italien. Zudem verwies sie auf steigende Anteile im Nachwuchskräftesegment
aus dem Ausland. Auf der Seite der Arbeitssuchenden beschrieb Frau Knie-Nürnberg eine
allgemeine Zunahme der Arbeitslosigkeit, wobei Menschen aus dem Ausland in einer
ähnlichen Steigerungsrate lägen wie der Gesamtmarkt – als Spiegel aktueller Arbeitsmarkt-
lage. Gleichzeitig liege die Arbeitslosenquote in Berlin insgesamt bei knapp über 10 Prozent,
bei Menschen aus dem Ausland knapp unter 18 Prozent.

Ein strukturelles Problem sei aus ihrer Sicht der hohe Anteil von Arbeitssuchenden ohne
Berufsabschluss, verbunden mit der deutschen Logik eines abschlussorientierten Systems:
Deutschland ordne stark nach formalen Abschlüssen statt nach Kompetenzen. Daraus ergäben
sich für sie als zentrale Herausforderungen und zugleich Erfolgsfaktoren drei Bereiche:
Sprache, Qualifizierung und soziale bzw. kulturelle Integration. Beim Thema Sprache betonte
Frau Knie-Nürnberg, dass Berlin grundsätzlich viele Angebote und Trägerstrukturen habe.
Gleichzeitig gebe es – auch wegen veränderter Angebots- und Haushaltslagen beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – Defizite insbesondere im Bereich der Sprach-
niveaus A2 und B1 und in Richtung höherer Niveaus. Berlin habe hier gegengesteuert, unter
anderem über Unterstützung durch Volkshochschulen.

Integration sei zudem mehr als Arbeit. Sie beginne beim Wohnraum und reiche bis zur
Einbindung in betriebliche und städtische Netzwerke. Als institutionellen Beitrag stellte sie
heraus, dass über die Bundesagentur für Arbeit und die zwölf Berliner Jobcenter ein
Beratungszugang für alle bestehe, inklusive Dolmetschstrukturen in zuschaltbaren Sprachen.
Gleichzeitig sei das Ziel, auch bei Einstieg in Helfertätigkeiten möglichst mit begleitender
Qualifizierung weiterzuarbeiten, um nachhaltige Integration zu erreichen.

Auf entsprechende Nachfrage stellte Frau Knie-Nürnberg zur Beschäftigungsbeteiligung von
Frauen aus den führenden Asylherkunftsländern dar, dass die Beschäftigungsquote bei
Männern inzwischen bei knapp 60 Prozent, bei Frauen bei gut über 30 Prozent liege. Sie führe
das einerseits auf geschlechterspezifische Phänomene, wie zum Beispiel Familiengründung
zurück, andererseits auf Bildungs- und Qualifikationsverläufe und die Schwierigkeit,
Abschlüsse überhaupt anerkennen zu können. Als einen Erfolgsfaktor benannte sie Kinder-
betreuung und verwies auf die positive Entwicklung bei ukrainischen Frauen, die mit
Herkunftssystem, Schulbildung und Berufsausbildung zusammenhänge. Gleichzeitig betonte
sie, dass es Unterschiede bei den Asylherkunftsländern gebe und dass Antidiskriminierung
aus ihrer Sicht auch heiße, Vielfalt anzuerkennen und individuelle Wege zu ermöglichen.

Zum Spannungsverhältnis zwischen Abschlüssen und Kompetenz stellte sie dar, dass es
Berufe gebe, in denen Anerkennung gesetzlich zwingend sei, aber auch viele Tätigkeiten, bei
denen Unternehmen ohne formalen Abschluss einstellen könnten, wenn Kompetenzen,
Erfahrungen oder Praktika überzeugten. Auf eine Nachfrage zur Dolmetscher-Hotline
beschrieb sie eine technische Übersetzungslösung über einen Dienstleister in abgesichertem
Modus und ergänzte, dass die Bundesagentur für Arbeit zudem an einer eigenen
abgesicherten, internen KI mit Quellenangaben und Chatverläufen sowie Übersetzungs-
funktion arbeite. Zu ausländischen Studierenden führte sie aus, dass Beratung bereits in
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Auftaktwochen stattfinde und es Kooperationen mit Universitäten gebe, um Absolventinnen
und Absolventen in Berlin zu halten.

Hinsichtlich Fragen von Aufstieg und Qualifizierung bei Einstieg im Helfermarkt schilderte
Frau Knie-Nürnberg die konkrete Förderlogik: Unternehmen könnten Qualifizierungskosten
erstattet bekommen und Entgeltzuschüsse für Zeiten erhalten, in denen Beschäftigte nicht
arbeiteten, sondern qualifiziert würden. Damit solle der Weg zum Berufsabschluss während
Beschäftigung möglich werden.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Leoni Riegger, Projektleiterin bei der Fachstelle
Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung (FAMAD)

Frau Riegger stellte dar, dass die FAMAD, angesiedelt beim Türkischer Bund in Berlin-
Brandenburg, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie Beratungsstellen dabei unterstütze,
Diskriminierung ab- und wirksame Beschwerdestrukturen im Arbeitsleben aufzubauen.
Rechtliche Grundlage der Arbeit sei das AGG. Sie beschrieb eine ambivalente Entwicklung:
Einerseits seien Antidiskriminierung, Leitbilder, Codes of Conduct, Ansprechpersonen und
Schulungen in vielen Organisationen angekommen. Andererseits steige der Beratungsbedarf
deutlich. Sie verwies auf über 11.000 Anfragen bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
im Jahr 2024, was einer Verdoppelung gegenüber dem Jahr 2019 entspreche, und darauf, dass
etwa jeder dritte Fall das Arbeitsleben betreffe.

Sie betonte, dass Diskriminierung im Arbeitsleben zunehmend als strukturelles
Zusammenspiel sichtbar werde. Diskriminierende Einstellungsverfahren, Vertragsformen wie
Befristungen, Fragen der Arbeitsorganisation, wie beispielsweise fehlende flexible
Arbeitszeitmodelle oder fehlendes Homeoffice, und intransparente Entscheidungswege
spielten dabei eine Rolle. Besonders betroffen seien Menschen in prekären oder befristeten
Beschäftigungsverhältnissen, Personen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, Eltern kleiner
Kinder, Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, People of Color und queere
Personen. Für viele bedeute das weniger Schutz, höhere Armuts- und Krankheitsrisiken und
eine eingeschränkte Möglichkeit, sich zu wehren.

Als zentralen Hebel benannte Frau Riegger innerbetriebliche Beschwerdestrukturen. Diese
seien nach § 13 AGG vorgeschrieben, existierten in der Praxis aber häufig nur formal.
Zuständige Personen seien nicht bekannt, nicht geschult oder schwer erreichbar. Beschäftigte
wüssten nicht, wohin sie sich wenden könnten, oder hätten Angst. Führungskräfte seien oft
überfordert und es fehle an Ressourcen, Wissen und Mindeststandards. Aus der Best-Practice-
Arbeit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes leitete sie ab, dass eine parteiliche,
vertrauliche Anlaufstelle plus eine formalisierte Beschwerdestelle mit klarem Verfahren ideal
sei. Weil viele Betriebe das mangels Ressourcen nicht leisten könnten, müsse die
unabhängige Beratungslandschaft außerhalb der Betriebe verstärkt werden. Hierzu berichteten
Berliner Beratungsstellen von stark steigender Nachfrage bei gleichbleibenden oder sinkenden
Mitteln. Frau Riegger formulierte deshalb drei Bitten. Erstens solle erhoben werden, welche
Beschwerde- und Beratungsstrukturen Berliner Unternehmen und Organisationen tatsächlich
hätten und wie sie ausgestaltet seien. Zweitens müsse die unabhängige Beratungslandschaft in
Berlin finanziell und strukturell gesichert und insbesondere die juristische Qualität stärker
unterstützt werden. Drittens solle es Informationskampagnen für Unternehmen geben, wie
diese ihre Schutzpflichten nach dem AGG zeitgemäß erfüllen könnten.
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Hinsichtlich kleinerer Betriebe beschrieb Frau Riegger das Problem, Diskriminierungsfälle
dort intern vertraulich zu behandeln und benannte als Modell exkoBe als externe kollektive
Beschwerdestelle im Kulturbereich, die auf andere Branchen übertragbar sein könnte.
Hinsichtlich Betriebsräten und Gewerkschaften führte sie aus, dass diese zwar
Ansprechstellen sein sollten, es dort aber auch Sensibilisierung brauche. Es gebe
Rückmeldungen, dass Diskriminierungserfahrungen mitunter auch in Gewerkschaften
reproduziert würden.

Sie betonte, dass Unternehmen vielfältiger würden und Diversität als Erfolgsfaktor sähen,
aber Schutzstrukturen entscheidend seien, damit Diskriminierungserfahrungen nicht zu
Abwendung führten. Danach gefragt, ob Onlineportale Beratung ersetzen könnten, verwies
Frau Riegger auf den Bedarf an Präsenz und psychosozialer Beratung. Sie nannte als Vorbild
für stärker landesgeförderte juristische Anleitung von Beratungsstellen Projekte aus Bremen
und Nordrhein-Westfalen. Zum Hinweis, dass auch rassistisch markierte Menschen mit hohen
Abschlüssen von Armut betroffen sein könnten, erläuterte sie, dass sie dies als Zeichen
struktureller Diskriminierung jenseits reiner Bildungslogik sehe.

d) Wesentliche Ausführungen von Frau Pia Sombetzki, Senior Policy Manager bei
AlgorithmWatch gGmbH

Aus der Sicht der Menschenrechtsorganisation AlgorithmWatch beschrieb Frau Sombetzki,
wie der wachsende Einsatz von KI den Arbeitsmarkt bereits heute strukturiere und neue
Diskriminierungs- und Intransparenzrisiken erzeuge. Sie knüpfte an eine Analyse der
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin an, wonach bereits über die Hälfte der
Beschäftigten KI-Tools nutze, oft informell und nicht abgestimmt mit Arbeitgebern. Zugleich
zeigten Umfragen verbreitete Arbeitsplatzsorgen. Aus ihrer Sicht werde in der Debatte zu
wenig darüber gesprochen, welche menschenrechtlichen Fragen sich aus den konkreten
Anwendungen ergäben.

Erstens benannte sie KI-gestützte Ausspielung von Stellenanzeigen auf Jobportalen und
Plattformen wie LinkedIn und Facebook: Plattformen sortierten Informationszugänge
aufgrund der Nutzerprofile vor. In einem Test mit genderneutral formulierten Anzeigen seien
Anzeigen zum Beruf des Lkw-Fahrers bzw. der Lkw-Fahrerin dennoch zu über 90 Prozent
Männern und die Anzeigen zum Beruf des Erziehers oder der Erzieherin fast ausschließlich
Frauen ausgespielt worden, obwohl keine Zielgruppenansprache genutzt worden sei. Frau
Sombetzki verwies darauf, dass bestimmte sensible Datenkategorien stärker geschützt seien,
während Gender-Targeting faktisch weiterhin möglich bliebe, was den gleichen Zugang zu
Arbeitsmarktinformationen untergrabe. Auf eine entsprechende Nachfrage dazu präzisierte
sie, dass Plattformen Geschlecht oft aus Angaben oder Nutzungsverhalten ableiteten; der
Mythos, man werde „abgehört“, erkläre sich meist durch Profiling.

Zweitens beschrieb sie automatisierte Vorauswahl im Recruiting: Gerade große Unternehmen
setzten Software ein, die Bewerbungen scanne und Lebensläufe sortiere, teils mit
unmittelbaren Absagen. Das sei für Bewerbende absurd und intransparent, weil Kriterien und
Entscheidungslogik kaum nachvollziehbar seien. Risiken entstünden, wenn Firmen Software
einkauften, die sie selbst nicht verstünden, etwa Systeme, die auf US-Datensätzen trainiert
und nicht auf den hiesigen Arbeitsmarkt angepasst worden seien. Dadurch könne
unbeabsichtigte Diskriminierung auftreten – gleichzeitig könne das auch marktwirtschaftlich
nachteilig sein, wenn geeignete Kandidatinnen und Kandidaten aussortiert würden.
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Drittens thematisierte Frau Sombetzki den Einsatz von KI im Personalmanagement. Systeme
könnten Performance überwachen, sowie Hinweise geben, wen man fördern oder entlassen
sollte, oft ohne ausreichende Begründungen. Das könne Arbeit verdichten und Anforderungen
erhöhen, etwa durch durchgetaktete Aufträge in Lager- oder Logistikkontexten. In der
Plattformarbeit verschärfe sich das zusätzlich, weil Arbeitgeber teils schwer erreichbar seien
und Steuerung stark automatisiert erfolge.

Daraus leitete Frau Sombetzki ab, dass Berlin auf Landesebene Unterstützungs-,
Informations- und Qualifizierungsangebote für Unternehmen und Beschäftigte brauche und
dass Regeln, die auf EU-Ebene bereits beschlossen worden seien, auch durchgesetzt werden
müssten. Berlin könne mit gutem Beispiel vorangehen, indem KI-Einsätze in der
Landesverwaltung transparent nachvollziehbar gemacht würden und sich an Einschätzungen
beispielsweise des IT-Planungsrates orientierten. Für den Diskriminierungsschutz regte sie an,
über Instrumente wie Beweislastverschiebungen nachzudenken, weil Betroffene bei
intransparenten Systemen kaum Nachweise führen könnten. Zugleich müssten
Beratungsstellen stärker unterstützt werden, um sich auf diese neuen Falllagen vorzubereiten.

Hinsichtlich des Einsatzes von Bewerbungssoftware betonte Frau Sombetzki, dass die
Definition von Diskriminierung im AGG bezüglich der Auswirkungen von KI auf Arbeit
insgesamt oft zu eng gefasst sei, weil auch globale Ausbeutungsverhältnisse und ungleiche
Schutzstandards eine Rolle spielten. Sie unterstrich, dass nach der KI-Verordnung
Unternehmen Mitarbeitende, insbesondere Personalverantwortliche, qualifizieren müssten.
Maßgebliche Entscheidungen dürften nicht ohne menschliche Aufsicht erfolgen, KI sollte nur
vorbereiten. Entscheidend sei, dass Anwenderinnen und Anwender die entsprechenden
Grundprinzipien des Einsatzes von KI, also verwendete Trainingsdaten, durchgeführte
Fairness-Tests, Kennwerte und Grenzen verstünden. Das sei in der Breite noch lange nicht
erreicht. Beratungsstellen und Beschäftigte müssten wissen, welchen Systemen sie ausgesetzt
seien. Die Lösung könne nicht darin bestehen, dass Betroffene ihre Lebensläufe
„KI-optimieren“, um nicht durch das Raster zu fallen.

8.2. Gesundheit: Darstellung und Analyse von Maßnahmen, Strukturen und
Herausforderungen

a) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Theda Borde, Charité –
Universitätsmedizin Berlin und Projektleiterin bei „Empowerment für Diversität“

Frau Prof. Dr. Borde stellte das an der Charité angesiedelte, von der Stiftung Mercator
geförderte Programm „Empowerment für Diversität“ vor, das nicht als forschungs-, sondern
als handlungsorientiertes Vorhaben angelegt sei. Ausgangspunkt sei das Konzept der
Gesundheitsgerechtigkeit: Studien – unter anderem vom DeZIM-Institut – zeigten, dass
Diskriminierung auf gesellschaftlicher, institutioneller und interpersoneller Ebene die
Versorgungsqualität minderten, zu Fehlbehandlungen, Ausschlüssen und Vertrauensverlust
führten und Gesundheit insgesamt verschlechterten. Ob das Versorgungssystem
Ungleichheiten ausgleichen könne, hänge von politischen Vorgaben, Strukturen der
Einrichtungen, Qualifizierung des Personals und der Ausrichtung auf diverse Bedarfe ab. Das
Programm setze daher bei Institutionen, Qualifizierung und Öffentlichkeitsarbeit an, flankiert
durch Vernetzung und Kooperation.
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Ein Schwerpunkt sei die diversitätsorientierte Organisationsentwicklung in sieben Kliniken
für Gynäkologie und Geburtshilfe bundesweit: neben der Frauenklinik der Charité –
Universitätsmedizin Berlin arbeite das Programm u. a. mit dem Universitätsklinikum Leipzig,
dem Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, dem Universitätsklinikum Dresden sowie
Einrichtungen der GFO Kliniken Bonn und GFO Kliniken Rhein-Berg und dem Klinikum
Lippe. Dort seien Steuerungskreise mit Ist-Analysen und Zielen partizipativ tätig. Als
Problembereiche benannte Frau Prof. Dr. Borde Kommunikation und Sprache, ein nicht
diversitätssensibles, wenig transparentes Lob- und Beschwerdemanagement sowie einen
hohen Fortbildungsbedarf. Zusätzlich sei ein Forschungsprojekt zu Diskriminierungs-
erfahrungen von Mitarbeitenden initiiert worden, das in allen Partnerkliniken umgesetzt
werden solle.

Als zweite Säule beschrieb sie die Qualifizierung des aktuellen und zukünftigen
Gesundheitspersonals: Über eine Ausschreibung wurden zehn Partnerinstitutionen, u. a. die
Alice Salomon Hochschule Berlin, die Medizinische Hochschule Brandenburg und das
Gesundheitsamt Frankfurt am Main eingebunden. Es seien Module, Präsenz- und
Digitalformate, Lern-Apps, Podcasts und Videos entwickelt worden. Die Plattform solle frei
zugänglich sein und in einer Pressekonferenz gestartet werden. Als dritte Linie betonte
Frau Prof. Dr. Borde den Gedanken der Zusammenarbeit in einer Allianz: Um zu verhindern,
dass Kompetenzen nach Projektende wieder verschwinden, wolle das Programm Akteure
dauerhaft vernetzen. Dazu gebe es einen Praxisbeirat mit 33 Organisationen und einen
Projektbeirat mit 22 Entscheidungsträgern. Sie hob hervor, dass das Vorhaben nun in eine
dreijährige Verstetigungsphase gehe und regional erweitert werden solle.

Weiter beschrieb Frau Prof. Dr. Borde strukturelle Exklusionen in Forschung und
Versorgung. Unterrepräsentation entstehe durch Ein- und Ausschlusskriterien, wie
beispielsweise notwendige gute Deutschkenntnisse in Schriftform, durch fehlende Mittel für
mehrsprachige Kommunikation und dadurch, dass Study Nurses Migrantinnen und Migranten
teils gar nicht zur Teilnahme ansprächen. Das führe dazu, dass Forschung häufig vor allem
deutsche Mittelschichtspersonen erreiche, während u. a. Menschen mit Behinderung,
psychischen Erkrankungen oder neu zugewanderte Gruppen fehlten. An einem Beispiel aus
einer Studie zur Versorgung geflüchteter Frauen in Schwangerschaft und Geburt zeigte sie die
Verschränkung von strukturellen Bedingungen mit interpersoneller Vernachlässigung: Wenn
Personal wegen Verständigungsproblemen seltener ins Zimmer ginge, könne es zu
gravierenden Versorgungsdefiziten kommen. Sie berichtete von einem Fall in Berlin, in dem
eine Frau die Putzkraft bitten musste, einen Arzt zu holen, und das Kind vor Eintreffen des
Arztes geboren worden sei. Hieraus leitete sie den Bedarf struktureller Maßnahmen ab:
flächendeckende Sprachmittlung, Qualifizierung und ein Beschwerdemanagement, das
sichtbar, erreichbar und geschult sei.

Außerdem betonte Frau Prof. Dr. Borde die Bedeutung von Initiativen und Selbstorganisatio-
nen von Migrantinnen und Migranten im Gesundheitsbereich und nannte als positives
Beispiel die Berliner unabhängige Beschwerdestelle BuBS für Geflüchtete in Unterkünften.
Als Vorbild im Hinblick auf Beschwerdemanagement hob sie Hamburg hervor, wo Strukturen
sichtbar seien und Daten in Verbesserungen zurückfließen würden. Zugleich warnte sie vor
einer simplen „Kultursensibilität als Rezeptlogik“: Statt für „jede Kultur“ passende Lösungen
zu suchen, brauche es diskriminierungssensible, diversitätsorientierte Versorgung, die
unterschiedliche Bedarfe ernst nähme, ohne alles kulturell zu erklären.
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b) Wesentliche Ausführungen von Frau Carla Eysel, Vorstand Pflege und Personal der
Charité – Universitätsmedizin Berlin

Aus ihrer Sicht als Vorständin für Personal und Pflege an der Charité schilderte Frau Eysel,
dass die Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems ein zentraler Pfeiler für Vertrauen,
Verlässlichkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt sei, weil nahezu alle Menschen
regelmäßig mit dem Gesundheitswesen in Kontakt kämen und zugleich über
Beitragsfinanzierung Erwartungen an verlässliche Leistungen entstünden. Wenn Diagnosen
oder Behandlungen lange dauerten oder Eltern mit kranken Kindern stunden- bis tagelang
warten müssten, entstünde eine Lücke zwischen Erwartung und Leistungsfähigkeit, die
wiederum die Arbeitssituation für Mitarbeitende verschärfe. Ein gut zugängliches
Gesundheitswesen ermögliche Teilhabe überhaupt erst, weil Menschen dadurch arbeiten,
Kinder und Angehörige versorgen und am Alltag teilnehmen könnten. Ein schlechter Zugang
untergrabe diese Funktionen und damit auch Vertrauen.

Frau Eysel betonte zudem die Rolle der Gesundheitsberufe als Integrationsmotor in Berlin.
Allein an der Charité arbeiteten rund 25 000 Menschen in Versorgung, Forschung und Lehre
aus sehr unterschiedlichen Herkunftsländern. Angesichts des prognostizierten Mangels an
Hunderttausenden Beschäftigten brauche es Ausbildung, Attraktivität der Berufe und
Integration aus anderen Ländern, um Versorgung künftig aufrechtzuerhalten. Hinsichtlich der
Personalgewinnung etwa im Bereich der Pflege beschrieb sie, dass je ein Drittel des Bedarfs
aus eigener Ausbildung, über nationale und internationale Bewerbungen sowie über aktive
Anwerbung in Drittstaaten gedeckt werde. Sie hob hervor, dass die Charité ohne zwischen-
geschaltete Agenturen anwerbe und ein Team die Integration vor Ort begleite, inklusive
Wohnraumunterstützung und sozialer Einbindung. Zugleich sei Wohnraummangel auch für
national rekrutierte Beschäftigte und Auszubildende ein zentrales Integrationshindernis.

Als strukturelles Problem identifizierte Frau Eysel die Dauer der Verfahren zur Anerkennung
internationaler Abschlüsse: Formal seien dafür vier Monate vorgesehen, faktisch dauere es
häufig 11 bis 15 Monate. In dieser Zeit könnten Personen nur eingeschränkt eingesetzt
werden und zählten teils nicht auf Besetzungsquoten, obwohl sie fachlich häufig hoch
qualifiziert seien. Sie regte an, Sachbearbeitung durch Beispielkataloge und Vereinfachungen
zu unterstützen, um Verfahren zu beschleunigen.

Ein weiteres Belastungsfeld sehe sie in Notaufnahmen: Dort nehme Gewalt deutlich zu,
sowohl unter Wartenden als auch gegenüber Beschäftigten, getrieben durch Überfüllung,
Missverständnisse über Notaufnahmen als Orte der 24/7-Versorgung und bauliche Enge.
Vorfälle würden über Meldesysteme dokumentiert und deren Zahl steige erkennbar.

Frau Eysel skizzierte ergriffene Maßnahmen aus Sicht der Charité – Universitätsmedizin
Berlin: eine AG Antirassismus mit Formaten für Mitarbeitende sowie Patientinnen und
Patienten, psychosoziale Betreuung durch Psychologinnen und Psychologen in Notaufnahmen
und Intensivstationen und ein Steering Committee für Gleichstellung, Diversität und
Inklusion, das Aspekte von Antisemitismus und Geschlechtergerechtigkeit einbinde. Flankiert
werde das durch Projekte wie „Empowerment für Diversität“ und weitere.

Die Frage, ob es ein eigenes Vorstandsreferat für Antirassismus brauche, verneinte sie.
Entscheidend sei vielmehr, dass ein Vorstandsmitglied bzw. der Vorstand sich zuständig fühle
und Führungskräfte systematisch sensibilisiere. Dafür benannte Frau Eysel Instrumente wie



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 101 Drucksache 19/3320

strukturierte Mitarbeitendengespräche und ein geplantes anonymes 360-Grad-Feedback,
beginnend beim Vorstand.

Die Charité schule international angeworbene Pflegekräfte und die Durchmischung der Teams
erleichtere auch Sprachzugang für Patientinnen und Patienten. Zur Ursachenanalyse der
steigenden Gewaltbereitschaft erläuterte sie neben allgemeiner gesellschaftlicher Verhärtung
vor allem Fehlsteuerungen der Patientenströme, auch von außerhalb der Kliniken,
Überlastung und wechselseitige Dünnhäutigkeit. Als mögliche Maßnahmen benannte sie
strukturierte Deeskalationstrainings, zusätzlich Kameraüberwachung als Abschreckung zum
Schutz der Mitarbeitenden und eine bessere Steuerung der (Zu-)Flüsse von Patientinnen und
Patienten.

c) Wesentliche Ausführungen von Frau Dr. Sidra Khan-Gökkaya, Vorstandsbeauftragte
für Migration, Integration und Anti-Rassismus im Universitätsklinikum Hamburg-
Eppendorf (UKE)

Aus ihrer Praxis als Vorstandsbeauftragte für Migration, Integration und Anti-Rassismus am
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, einer bundesweit bislang selten
institutionalisierten Funktion, berichtete Frau Dr. Khan-Gökkaya, dass Antirassismus im
Gesundheitswesen aus ihrer Sicht ausdrücklich nicht als „weiches“ Gesellschaftsthema,
sondern als evidenzbasiertes Qualitäts- und Sicherheitsproblem zu sehen sei. Rassismus
beeinflusse Behandlungswege, Outcomes und Kosten, weil Betroffene Behandlungen
verzögert in Anspruch nehmen, abbrechen oder das System meiden würden. Zugleich
beeinträchtigten rassistische Kommentare, strukturelle Benachteiligung und fehlende
Schutzmechanismen gegenüber Mitarbeitenden die Versorgungssicherheit und erhöhten
Fehleranfälligkeit. Sie verwies zudem darauf, dass das deutsche Gesundheitswesen ohne
Fachkräfte mit Migrationsgeschichte an seine Grenzen käme und dass ausgerechnet zu
rassismusbezogenen Ungleichheiten kaum systematische Daten existierten. Ohne solche
Daten blieben Probleme unsichtbar und damit schwer steuerbar. In vielen Häusern fehlten
klare Handlungspläne bei möglicherweise rassistischen Vorfällen, systematische
Fortbildungen zu intersektionaler Diskriminierung und Patientenzentrierung sowie
Schutzmechanismen für Meldungen. Teams improvisierten, was zu Mehrbelastung und
inkonsistenten Entscheidungen führe. Gesellschaftliche Polarisierung wirke spürbar in den
Stationsalltag hinein. Politischer Rückenwind für Antirassismus könne Schutzräume schaffen,
die Einrichtungen handlungsfähiger machten.

Als Maßnahme beschrieb Frau Dr. Khan-Gökkaya den Ansatz des UKE für eine strukturelle
Organisationsentwicklung. Es seien transparente, institutionalisierte Beschwerdeverfahren,
klare Verantwortlichkeiten bis in den Vorstand, standardisierte Prozesse für mögliche
rassistische Vorfälle, regelmäßige Berichte, Verankerung in Qualitäts- und
Sicherheitsgremien sowie Einbindung zentraler Akteure etabliert worden. Auf dieser Basis
werde ein strategischer Antirassismusplan entwickelt. Charakteristisch sei die partizipative
Ausrichtung: Sie arbeite nicht „für“, sondern mit Betroffenen und mit den Berufsgruppen, die
Versorgung tatsächlich trügen. Akzeptanz und Wirksamkeit beruhten auf dieser
Zusammenarbeit. Fortbildungen für Mitarbeitende und vor allem Führungskräfte zu
rassismuskritischer Kommunikation, Deeskalation bei rassistischen Vorfällen und
strukturellen Ungleichheiten in Versorgungspfaden seien zentral.
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Danach gefragt, wie das UKE in konkreten Fällen vorgehe, erläuterte Frau. Dr. Khan-
Gökkaya, dass es mehrere Beschwerdewege gebe: ein bei Bedarf auch anonymes
Beschwerdemanagement; eine formale AGG-Beschwerdestelle mit zwei Juristen; eine
niedrigschwellige Beratung durch sie selbst. Ihr Beratungsangebot sei als bewertungsfreier
Raum gedacht – für Betroffene, Beobachtende und auch für Personen, denen Rassismus
vorgeworfen werde. Zuerst gehe es um Klärung, Verletzungen, Bedürfnisse und Strategien.
Sie setze dabei auf Fehlerfreundlichkeit, Lernen und Perspektivwechsel, weil Rassismuskritik
nicht in Ausbildung oder Studium selbstverständlich verankert gewesen sei. Bei
wiederholtem, absichtsvollem rassistischem Verhalten folgten arbeitsrechtliche Schritte nach
AGG, abgesichert durch die Juristen.

Gefragt nach der Notwendigkeit externer Beschwerdestellen betonte Frau Dr. Khan-Gökkaya
ein Sowohl-als-auch: Interne Wege plus Kooperation mit externen Stellen seien als
Kombination sinn- und wirkungsvoll. Eine eigene Antirassismusbeauftragtenstelle sei eher
ein Luxus. Idealerweise müsse Antirassismus Routine aller relevanten Bereiche sein. Der
Vorteil ihrer Position als Vorstandsbeauftragte sei Durchgriff und Beschleunigung, zugleich
gebe es große Leerstellen: Eine Person könne bei 16 000 Mitarbeitenden nicht „zaubern“. Es
fehle auch an gesetzlicher Verankerung solcher Stellen.

Der Vorstand im UKE habe Antisemitismus und Rassismus als Thema gesetzt. Daraus folgten
verpflichtende Schulungen für Führungskräfte zu Aspekten von Diversität, Diskriminierung
und Antirassismus, die Einbindung in den Medizinstudiengang sowie Empowerment-Gruppen
und -Workshops. Frau Dr. Khan-Gökkaya benannte mit Blick auf einen konkreten
Strukturgewinn, dass es im Krankenhaus für nahezu alles Verfahrensanweisungen gebe, aber
typischerweise nicht für den Umgang mit Diskriminierung. Solche Leitlinien seien
inzwischen entwickelt worden, um Mitarbeitenden Sicherheit zu geben. Als große Baustelle
betrachte sie die Perspektive der Patientinnen und Patienten. Viele erlebten möglicherweise
unsichtbare Gewalt, meldeten aber aus Abhängigkeit nicht. Hier brauche es deutlich mehr
Empowerment. Als Beispiel führte sie ein türkischsprachiges Onkolotsen-Projekt, um
Barrieren abzubauen und den Zugang zu Spitzenversorgung zu verbessern, an.

d) Wesentliche Ausführungen von Frau Prof. Dr. Ulrike Kluge, Leiterin des
Forschungsbereichs Interkulturelle Migrations- und Versorgungsforschung der
Charité – Universitätsmedizin Berlin

Aus der Perspektive eines Teams, das klinische Versorgung und transdisziplinäre Forschung
verbinde, berichtete Frau Prof. Kluge, dass der von ihr geleitete Forschungsbereich zum Ziel
habe, individuelle, strukturelle und institutionelle Rassismen im Gesundheitswesen
offenzulegen und gemeinsam mit Partnern aus der Praxis Infrastrukturen zu entwickeln, die
Barrieren abbauen und gleichwertige Teilhabe ermöglichten. Als Beispiel benannte sie das in
Berlin geförderte Netzwerk TransVer zur Öffnung der psychosozialen Versorgung für
Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte.

Zentrales Feld sei Sprachmittlung. Sprachbarrieren verschlechterten Zugang,
Behandlungsqualität und -erfolg, Zufriedenheit und Ressourcennutzung. Der Nutzen
professioneller, geschulter Sprachmittlerinnen und Sprachmittler sei empirisch belegt.
Trotzdem fehlten gesicherte Finanzierung, Infrastruktur und Qualitätsstandards. Mit dem
Bündnis für Sprachmittlung fordere sie seit 2022, die Kosten für Sprachmittlung in den
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen beziehungsweise ins SGB V aufzunehmen.
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Frau Prof. Dr. Kluge thematisierte auch aus ihrer Sicht rassistisches Wissen bei medizinischen
Fachkräften. Zu Befunden einer Umfrage des Forschungsverbundes Diskriminierung und
Rassismus (FoDiRa) aus dem Jahr 2023, einer Erhebung unter 1.231 Fachärztinnen und
Fachärzten der Inneren Medizin, berichtete sie von verbreiteten stereotypen Annahmen, etwa
dass bestimmte Patientengruppen Schmerzen übertrieben, Ärztinnen und Ärzte manipulierten
oder seltener ärztlichen Rat befolgten. Das schaffe Misstrauen, beeinträchtige Behandlung
und Zugang marginalisierter Gruppen und verfestige gesundheitliche Ungleichheiten.
Zugleich zeige die Studie des FoDiRa große Lücken in Aus- und Weiterbildung: Rassismus
und Diskriminierung seien für die meisten Befragten weder Teil der Ausbildung noch
aktueller Fortbildungen.

Drittens führte Frau Prof. Dr. Kluge als Psychotherapeutin zu gesundheitlichen Folgen
diskriminierender Erfahrungen und über Zugangsbarrieren zur Psychotherapie aus. Eine
Umfrage aus dem Jahr 2024 unter 388 Therapeutinnen und Therapeuten zeige, dass das
Adressieren von Rassismus nicht nur Wissen, sondern affektive Bereitschaft voraussetze.
Nötig seien kollegialer Austausch, Intervision, Selbsterfahrung und Selbstreflexion. Dazu sei
ein bundesweites Netzwerk für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im Umgang mit
Rassismus gegründet worden.

Konkrete Handlungsempfehlungen, die sie darstellte, waren die gesetzliche Stärkung der
Barrierefreiheit, beispielsweise durch barrierefreie Informationsmaterialien und
Einrichtungen, finanziell und rechtlich eindeutig geregelte Sprachmittlung, der Ausbau von
Curricula und Fortbildungen in Medizin und Psychotherapie zu Rassismus und Diversität,
sowie die Stärkung von interdisziplinärer Forschung und interprofessioneller Vernetzung.

Frau Prof. Dr. Kluge betonte zudem, dass die Darstellung von Migration als Bedrohung
Zugehörigkeit und Wohlbefinden Betroffener schwächten und sich im Gesundheitswesen
fortsetzen würden. Hinsichtlich von Sprachmittlung beschrieb sie ein Umsetzungs- und
Lobbyproblem: Ausbau bzw. Stärkung seien volkswirtschaftlich sinnvoll, aber politisch nicht
durchgesetzt. Gebärdendolmetschen sei zwar finanziert, Sprachmittlung jedoch nicht. Sie
ordne das als strukturellen Rassismus ein, weil die fehlende Regelung nicht auf individuelle
Entscheidungen zurückgehe, sondern auf dauerhafte Strukturen. Sie betonte, dass fehlende
Verständigung besonders in Rettungsstellen Eskalationen und Arbeitsdruck verstärkten .

Sie schilderte zudem, dass es im Koalitionsvertrag zur 20. Wahlperiode auf Bundesebene
bereits die Übereinkunft gegeben habe, digitale Sprachmittlungslösungen ins SGB V
aufzunehmen und sogar ein Gesetzentwurf auf den Weg gebracht worden sei. Durch die
vorgezogenen Neuwahlen seien diese aus ihrer Sicht wichtigen Bemühungen jedoch im Sande
verlaufen. Für Sie und ihr Team sei es zudem insgesamt sehr mühsam, politische
Entscheidungsprozesse zu beobachten und zu begleiten, da die dafür eigentlich nötigen
personellen Ressourcen in Forschungseinrichtungen und Kliniken nur unzureichend
vorhanden seien. Angesprochen auf das Thema Antisemitismus ergänzte Frau Prof. Dr.
Kluge, dass sie dazu keine eigene Forschung vorgenommen habe. In der Klinik habe man eine
Sprechstunde für Betroffene eingerichtet und im Austausch mit OFEK festgestellt, dass
spezialisierte Expertise und Versorgungsstrukturen weiterhin fehlten, besonders im Kinder-
und Jugendbereich.
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II. Zusammenfassende Darstellung der geäußerten Vorschläge und Empfehlungen an
die Kommission

Im Verlaufe von insgesamt acht Sitzungen sind im Rahmen verschiedener Anhörungen eine
Vielzahl an Vorschlägen, Empfehlungen und Forderungen zu allen von der Kommission
bearbeiteten Politikfeldern geäußert worden. Zum Zwecke der Übersichtlichkeit sollen diese
hier noch einmal stichpunktartig je Sitzung bzw. Themenfeld zusammenfassend dargestellt
werden.

Die im folgenden Abschnitt dargestellten Vorschläge und Empfehlungen beruhen auf den
Beiträgen der Anzuhörenden in den öffentlichen Sitzungen der Kommission. Die
Zusammenstellung erfolgte redaktionell durch das Kommissionsbüro und dient der Übersicht
über die im Verlauf der Anhörungen geäußerten Positionen. Sie stellt keine Bewertung oder
Priorisierung durch die Kommission dar.

1. Zu gesetzlichen Grundlagen aus der 2. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Dr. Lino Agbalaka,
Migrationsrat Berlin e. V.

 Ergreifen politischer Initiativen, u. a. über den
Bundesrat, zur Reaktivierung der 5. EU-
Antidiskriminierungs-Richtlinie

 Einbeziehung staatlichen Handelns in den
Anwendungsbereich des AGG

 rechtliche Nutzung und Anwendung positiver
Maßnahmen zum Ausgleich von
Diskriminierung

 systematische Integration
antidiskriminierungsrechtlicher Vorgaben in
Verwaltungsstrukturen

Ferda Ataman,
Unabhängige Bundesbeauftragte
für Antidiskriminierung

 Reform des AGG: Verlängerung der
Klagefristen, Aufnahme staatlichen Handelns
in den Anwendungsbereich, Einführung von
Verbandsklagen und Prozessstandschaft

 Ergreifen von Bundesrats- und
Fachministerinitiativen zur Beförderung der
Umsetzung der 5. EU-Antidiskriminierungs-
Richtlinie

 Erhaltung und Weiterentwicklung von Berliner
Antidiskriminierungsstandards

Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz,
Universität Fulda

 rechtliche Anerkennung und Anwendung
positiver Maßnahmen zur Förderung strukturell
diskriminierungsgefährdeter Gruppen

 Berücksichtigung
antidiskriminierungsrechtlicher Maßstäbe im
Strafrecht

 Durchsetzung antidiskriminierungsrechtlicher
Schutzpflichten auch im Zivil- und
Arbeitsrecht
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 Polizeibeschwerdestellen
 alternative Streitbeilegungen

Safter Çınar,
Türkischer Bund in Berlin-
Brandenburg e. V.

 weiterer Ausbau der Repräsentanz von
Menschen mit Migrationshintergrund in der
Berliner Verwaltung, dazu auch gezielte
Ansprache migrantischer Communitys

 Prüfung bzw. Rücknahme der Verschärfung
der Zugangsregelungen zum Gymnasium, um
so u. a. chancengleichen Zugang zum
öffentlichen Dienst zu ermöglichen

Soraia Da Costa Batista,
Gesellschaft für
Freiheitsrechte e. V.

 Weiterentwicklung des LADG: Erweiterung
oder Öffnung des
Diskriminierungsmerkmalskatalogs,
Verankerung EU-rechtlicher Vorgaben zu
wirksamen, verhältnismäßigen und
abschreckenden Entschädigungen, Präzisierung
des Rechtfertigungsmaßstabs bei
Ungleichbehandlungen

 Einführung eines Initiativ- und
Befassungsrechts für die Ombudsstelle und
Stärkung der dortigen Ressourcen

 Überprüfung des LADG auf Schutzlücken bei
digitaler und algorithmischer Diskriminierung

 Integration von Antidiskriminierungsrecht in
die juristische Ausbildung

 bessere finanzielle Ausstattung der
Antidiskriminierungsverbände und
Beratungsstellen

Dr. Felix Klein,
Beauftragter der Bundesregierung
für jüdisches Leben und
Bekämpfung von Antisemitismus

 Weiterentwicklung des Strafrechts: Strafbarkeit
der Billigung von Straftaten ausländischer
Terrororganisationen, Strafbarkeit des Aufrufs
zur Vernichtung anderer Staaten, klarere
Fassung von § 130 StGB

 konsequente Anwendung von § 46 Absatz 2
StGB um antisemitische Tatmotivation
strafschärfend zu berücksichtigen

 Etablierung transparenter Statistiken zu
Ermittlungen, Anklagen und Urteilen bei
antisemitischen Straftaten

 Verbesserung des Opferschutzes bei
antisemitischen Straftaten

 antisemitismuskritische Inhalte als verbindliche
Inhalte in der Lehrkräfteausbildung

 Einsetzung von wirksam ausgestatteten
Antisemitismusbeauftragten an Berliner
Hochschulen

Dr. Sandra Kostner,
Pädagogische Hochschule
Schwäbisch-Gmünd

 Vermeidung von Quotierungs- oder
quotenähnlicher Regelungen im öffentlichen
Dienst
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2. Zu handelnden Akteuren der Zivilgesellschaft sowie Gremien und Organisationen im
Bereich Teilhabe aus der 3. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Jana Adam,
Berliner Register

 Verstetigung und ausreichende Finanzierung
der zivilgesellschaftlichen Dokumentations-
und Analysearbeit

 Stärkung und dauerhafte Unterstützung von
Beratungs-, Beschwerde- und Meldestrukturen
durch die Landespolitik

 Ausbau von Empowerment-, Präventions- und
Unterstützungsstrukturen für Betroffene sowie
politische Rückendeckung für
zivilgesellschaftliches Engagement

Emily Barnickel,
Flüchtlingsrat Berlin e. V.

 Verzicht auf Bezahlkarte/Bezahlschein-Logik
 Verbesserung des Zugangs zur

Einwanderungsverwaltung: mehrsprachige
Kommunikation, Telefonsprechstunde,
Ombudsstelle, Antidiskriminierungsberatung
vor Ort

 Wiederaufnahme des
Landesaufnahmeprogramms und Bearbeitung
fristgerecht eingereichter Anträge

 Prüfung/Ermöglichung humanitärer
Aufnahmen von Angehörigen (u. a.
Libanon/Gaza/Westbank)

 Einführung von Schutzkonzepten für
queere/trans Geflüchtete in Großunterkünften

 Anwendung der Istanbul-Konvention
Susanne Buss,
Volksolidarität Berlin e. V.

 Stärkung der Verbandsarbeit z. B. durch
Verstetigung von Förderung

 „Finden Sie Ihre gemeinsame Mitte, und
machen Sie bitte keine politischen Reden zu
Statements, sondern finden Sie die
Kompromisse, damit wir diese dann auch
umsetzen können!“

Nicolay Büttner,
Berliner Netzwerk für besonders
schutzbedürftige geflüchtete
Menschen

 systematische Stärkung der Zivilgesellschaft
 Gewährung von Zugängen für Zivilgesellschaft

zur Unterstützung Geflüchteter
 Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen

Verwaltung und Zivilgesellschaft
 Verstetigung und Ausbau der Finanzierung

psychosozialer Zentren
Diana Crăciun,
Arbeiterwohlfahrt Landesverband
Berlin e. V.

 verbindliche mehrsprachige Kommunikation,
Diversitykompetenz und rassismuskritischer
Ansatz in allen Behörden als kontinuierlicher
Prozess

 flächendeckende Dolmetschdienste auch
kurzfristig
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 barrierefreie digitale Angebote (auch in leichter
Sprache) und Mehrsprachigkeit bei
Digitalisierung

 dauerhafte und auskömmliche Finanzierung
von Programmen (MSD/MBE/JMD, etc.)

 Systematisierung struktureller Beteiligung
migrantischer Perspektiven/Organisationen

 Gestaltung von Schnittstellen Bund/Land so,
dass kein Zuständigkeits-„Ping-Pong“ entsteht

Thomas Härtel,
Landessportbund Berlin e. V.

 Stärkung des Ehrenamts, z. B. durch Abbau
bürokratischer Hemmnisse und verbesserte
Fördermöglichkeiten

Saskia Hildebrand,
Geschäftsstelle des Beirates für
Migration bei der
Senatsverwaltung für Inneres und
Sport

-

Dr. Özgür Özvatan,
Berliner Fußball-Verband e. V.

 Schaffung steuerrechtlicher Lösungen, damit
Öffentlichkeitskampagnen zu
Diskriminierungsfällen ohne Umsatzsteuerlast
umsetzbar sind

 Aufbau von Ressourcen/Strukturen für
Kommunikation und Plattformen/Netzwerke
zur Sichtbarmachung und Prävention

 ressourcenstarker Ausbau und Sicherung
bestehender Kapazitäten in der
Betroffenenarbeit/Kooperationslandschaft (v. a.
Rassismus/antimuslimischer/Antischwarzer
Rassismus)

Milan Raković,
Beirat für Angelegenheiten von
Rom*nja und Sinti*zze bei der
Senatsverwaltung für Arbeit,
Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung

 Einrichtung eines selbstverwalteten
Kulturzentrums

 didaktische Aufarbeitung des Genozids an
Sinti, Sintizze, Roma und Romnja

 inklusive Bildung statt Sonderklassen
 diskriminierungsfreier Wohnungs- &

Gesundheitszugang (z. B. durch
Anonymisierung)

 bessere Einbindung der Community in
Beiratsstrukturen, z.B. durch einen ständigen
Sitz im bei SenInnSport angedockten Beirat

 dauerhafter Aufenthalt für geflüchtete Roma
und Romnja

 Anerkennung kumulativer Verfolgungsgründe
 Beendigung der Instrumentalisierung

sogenannter sicherer Herkunftsstaaten
 Einbürgerungsperpektive für in Deutschland

Geborene und Aufgewachsene
 Garantie gegen Staatenlosigkeit
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 Schutz vor antiziganistischer Hetzte und
Gewalt

 konsequente Verfolgung antiziganistischer
Straftaten

 Kriterienkatalog für die Erkennung und
Einordnung solcher Delikte

 systematische Erfassung dieser Delikte
 langfristige Finanzierung der

Selbstorganisationen
 unbeschränkter Zugang zum

Gesundheitswegen unabhängig von
Aufenthaltsstatus

 aktive Arbeitsförderung und Qualifizierung,
Umschulung und kostenfreie Sprach- und
Weiterbildung mit Kinderbetreuung

Prof. Dr. Patrick Sensburg,
Verband der Reservisten der
Deutschen Bundeswehr e. V.

 Wahrnehmung und Einbeziehung von
Reserve/Blaulichtorganisationen als Teil
zivilgesellschaftlichen Engagements

 Förderpraxis ohne Mikromanagement, mehr
Vertrauen/Zutrauen ins Ehrenamt

Alaleh Shafie-Sabet,
Antidiskriminierungsnetzwerk
Berlin beim Türkischen Bund in
Berlin-Brandenburg e. V.

 Ausbau von Antidiskriminierungsstrukturen
und langfristige Absicherung von
Beratungsstellen

 Reduzierung von Bürokratie bei Beantragung
und Bereitstellung ausreichender
politischer/finanzieller Ressourcen

 Schließung von Schutzlücken im AGG/LADG
bzw. Adressierung von AGG-Reformbedarf

 nachhaltige Förderung einer Kultur der
Gleichstellung und Gleichbehandlung

Ceren Türkmen,
Landesbeirat für Partizipation bei
der Senatsverwaltung für Arbeit,
Soziales, Gleichstellung,
Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung

 strukturelle Verankerung und politisch-
kulturelle Etablierung der Expertise
Betroffener

 Verbesserung der Anerkennung/Einbindung
des Landesbeirats für Partizipation in
Senatsverwaltungen und darüber hinaus

 Einbeziehung des Landesbeirates für
Partizipation in themenrelevante
Entwicklungen von
Gesetzen/Maßnahmen/Programmen durch
Senatsverwaltungen

Martin Vogel,
Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische
Oberlausitz

 Anstoßen einer Imagekampagne zur
Sichtbarmachung der Stärke des deutschen
Religionsverfassungsrechts

 weniger kurzlaufende Sonderprojekte,
stattdessen langfristige
Verlässlichkeit/Berechenbarkeit in
Kooperationen und Vereinbarungen
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Serdar Yazar,
BQN – Zentrum für
Diversitätskompetenz

 Ausbau eines differenzierten
Fortbildungsangebots und nachhaltiger
Transfer-/Reflexionsstrukturen in der
Verwaltung

 Code of Conduct: politische
Debatten/Wahlkampf nicht auf dem Rücken
marginalisierter Personen führen

 Ausbau längerfristiger Förder-
/Verstetigungsstrukturen

 Nutzung von Einstellungsquoten bzw.
diversitätsbezogenen Instrumenten (inkl.
Vergabe) als Hebel zur Umsetzung des
PartMigG

 Vorantreiben des flächendeckenden Ausbaus
von AGG-Beschwerdestellen und des Aufbaus
von LADG-Beschwerdestrukturen

 LADG nicht schwächen

3. Zu Antisemitismus aus der 4. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Alexander Carstiuc,
Programmschänke Bajszel und
Verein Masiyot

 Beendigung von
Abschiebungen/aufenthaltsrechtlichen
Gefährdungen von palästinensischen Hamas-
Kritikern, die öffentlich auftreten und bedroht
werden bzw. Sicherstellung von Schutz

 Schaffung bzw. Absicherung angstfreier
Räume für Austausch/Diskussion

Dr. Remko Leemhuis,
American Jewish Committee
Berlin

 unbeirrte Nutzung der IHRA-Arbeitsdefinition
Antisemitismus als Arbeitsgrundlage in
Abgrenzung politischer Angriffe auf diese

 konsequente Sanktionierung antisemitischer
Straftaten an Hochschulen durch Leitungen,
um so kurzfristig für Sicherheit jüdischer
Studierender sorgen

 Aufbau weiterer sozialwissenschaftlich
ausgerichteter Antisemitismusforschung an
Hochschulen, z. B. durch Einrichtung
entsprechender Lehrstühle

 konsequenteres Vorgehen gegen Vertreterinnen
und Vertreter des iranischen Regimes in
Deutschland

 Beendigung der Kooperation mit vom
Verfassungsschutz beobachteten Akteuren

 Prüfung, ob die Durchführung von
Hochschulprüfungen an jüdischen Feiertagen
nicht unterlassen werden kann



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 110 Drucksache 19/3320

Prof. Dr. Friederike Lorenz-Sinai,
Fachhochschule Potsdam

 Ausbau/Stärkung der Erfassung und
Dokumentation durch RIAS

 Ausbau und Sicherung der communitybasierten
Opfer- und Antidiskriminierungsberatung
OFEK

 Durchführung Berlin-spezifischer
Datenerhebungen/Studien zu
Antisemitismusdynamiken in Institutionen

 institutionelle Professionalisierung:
Antisemitismusmaßnahmen als Teil des
institutionellen Selbstverständnisses verankern,
inkl. Beschwerdeverfahren/Schutzkonzepten

Prof. Dr. Meron Mendel,
Bildungsstätte Anne Frank

 Schaffung kontroverser Diskursräume, in
denen argumentbasiert gestritten wird (statt
wechselseitiger Abschottung)

 in muslimisch-jüdischen Dialog gezielt
investieren und ihn so gestalten, dass der
Israel-Palästina-Konflikt offen thematisiert
wird

 Berücksichtigung verschiedener Perspektiven
bei politischer Bildung und Vermittlung
historischen Wissens

Veronika Nahm,
Koordinierungsstelle des
Kooperationsverbundes gegen
Antisemitismus

 mehr Kontinuität, formelle Verankerung und
Ressourcen für bestehende
Strukturen/Netzwerke: Herausführung
antisemitismuskritischer Bildung aus der
Projektförmigkeit

 dauerhafte Begleitung von Fachkräften:
antisemitismuskritische Leitlinien, Supervision,
mehrstufige Unterstützung

Dr. Amir Theilhaber,
New Israel Fund Deutschland

 strukturelle Stärkung im Bildungsbereich: mehr
Raum im Rahmenlehrplan für Israel/Palästina

 Verbesserung von Schulbüchern zu
Israel/Palästina/Nahostkonflikt

 Ausbau Israel- und Palästinabezogener Inhalte
im Lehramtsstudium/Universitätsbereich (inkl.
Lehrstühle/Zentren)

Iven Saadi,
BildungsBausteine e. V.

 gezielte Förderung und Qualifizierung
interdependenzbewusster Ansätze in
Antisemitismus- und Rassismusarbeit, auch in
der Forschung und Qualifizierung

 systematische Stärkung politischer Bildung und
diskriminierungskritischen Wissens in der
Schule

 systematische Untersuchung der negativen
Effekte der verkürzten Ansätze der Rassismus-
bzw. Antisemitismuskritik

 mehr Forschung zur Mehrfachdiskriminierung
jüdischer Menschen in Deutschland
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4. Zu Muslimfeindlichkeit aus der 5. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Yasmine Amal,
JUMA e. V.

 Durchführung von Diversitäts- und
Inklusionsweiterbildungen in Ämtern und
Institutionen

 Anerkennung von antimuslimischem
Rassismus als strukturelle Rassismusform

 Einrichtung unabhängiger Beschwerdestelle
und eines/einer Landesbeauftragten

 strukturelle Förderung muslimischer
Jugendverbandsarbeit wie andere
konfessionelle Jugendarbeit

 Schaffung eines Förderinstruments/Fonds
analog zu Antisemitismus-Fonds für
antimuslimischen Rassismus

 Zusammendenken von Antisemitismus und
antimuslimischem Rassismus sowie des
Kampfes dagegen

 ganzheitliche Förderung der Bekämpfung von
antimuslimischem Rassismus

 Abbau des starken Prüf- und Kontaktschuld-
Drucks

 Maßnahmen gegen Online-Hatespeech
 Konzipierung von Prävention als Prävention

von Rassismus und nicht nur als
Radikalisierungsprävention

 Absicherung der Institutionalisierung von
Empowerment

Prof. Dr. Karim Fereidooni;
Ruhr-Universität Bochum

 Einrichtung bzw. Etablierung eines
Sachverständigenrates sowie eines oder einer
Beauftragten gegen antimuslimischen
Rassismus in Verbindung mit einer
Gesamtstrategie des Landes Berlin

 Umsetzung rassismuskritischer/diversitäts- und
religionssensibler Aus- und Weiterbildung in
allen öffentlichen Einrichtungen

 Auf- und Ausbau von Beschwerde-,
Dokumentations- und Meldestellen begleitet
von Empowermentmaßnahmen

 Sichtung gängiger Schulbücher auf
antimuslimischen Rassismus

 eigenständige Förderpraxis (z. B. bei
Landeszentrale für politische Bildung) für
Auseinandersetzung/Empowerment

 Teilhabe muslimischer Akteure/Organisationen
auf Landesebene fördern (z. B.
Studienwerke/Akademien)

 Studien/Forschung zu antimuslimischem
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Rassismus anstoßen
 Durchführung von

Medienkompetenzschulungen in Schulen zu
antimuslimischem Rassismus

 Ausbau systematischer Dokumentation
antimuslimischer Einstellungen in
Polizei/Sicherheitsbehörden/anderen Behörden

 Erhöhung der Repräsentanz muslimischer
Politikerinnen und Politiker in Parteien

 Unterlassung antimuslimischer Narrative im
Wahlkampf

Prof. Dr. Naika Foroutan,
Humboldt-Universität zu Berlin

 Berücksichtigung und Anerkennung der
Erfahrungen von antimuslimischem Rassismus
bei Präventionsarbeit

 Stärkung religiös gebildeter Influencer und
Ausbau digitaler Präventionsräume im Internet

Rima Hanano,
CLAIM –Allianz gegen Islam-
und Muslimfeindlichkeit gGmbH

 Ernennung einer Ansprechperson zur
Bekämpfung antimuslimischen Rassismus und
Umsetzung einer Handlungsstrategie des
Senats

 bessere Erfassung von antimuslimischen
Vorfällen durch Polizei und Zivilgesellschaft
dafür: einheitliche Definition von Rassismus
und antimuslimischem Rassismus

 verpflichtende Schulungen zu
antimuslimischem Rassismus für Polizei und
Justiz

 dauerhafte Finanzierung zivilgesellschaftlichen
Monitorings

 dauerhafte Finanzierung spezialisierter
Beratung für Betroffene

 Einrichtung einer unabhängigen Beschwerde-
/Anlaufstelle (bezogen auf Schule, Polizei,
Behörden/Verwaltungen)

 Abschaffung des Berliner Neutralitätsgesetzes
 Überprüfung bzw. Überarbeitung von

Schulordnungen, Lehrplänen und
Bildungsmaterialien

 Informationsangebote, geschützte Räume und
Rechtshilfefonds für Betroffene

 diskriminierungskritische Überarbeitung von
Gesetzen und Verordnungen

Murat Kayman,
Alhambra Gesellschaft e. V.

 Förderung bzw. Unterstützung progressiver
muslimischer Initiativen/Stimmen, die
freiheitsförderndes, pluralistisches
Glaubensverständnis vertreten

 Förderung innermuslimischer
Dialogräume/Plattformen und Verankerung
dieser als dauerhaftes religionspolitisches
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Element im Austausch mit muslimischen
Organisationen

Prof. Dr. Gert Pickel,
Universität Leipzig

[Prof. Dr. Pickel erklärte ausdrücklich, die
Empfehlungen und Forderungen von
Herrn Prof. Dr. Karim Fereidooni und Frau Rima
Hanano zu teilen.]

Yasemin Soylu,
Muslimische Akademie
Heidelberg

 Etablierung geschützter Räume/Orte für
communitybasiertes Empowerment

 Förderung muslimischer zivilgesellschaftlicher
Einrichtungen als Akteure der
Demokratieförderung

 Förderung gesamtgesellschaftlicher,
multiperspektivischer Kooperationen gegen
Muslimfeindlichkeit

 Stabilisierung bzw. Erhaltung bestehender
muslimischer zivilgesellschaftlicher Strukturen
(statt Abbruch durch Ressourcenknappheit)

Prof. Dr. Levent Tezcan,
Universität Münster

 Gesellschaftliche Ungleichheiten und Konflikte
sollten nicht vorschnell ausschließlich als
Ausdruck von Diskriminierung interpretiert
werden, sondern stärker auch sozialstrukturelle
Faktoren berücksichtigen

 trennscharfe Verwendung von Begriffen wie
Rassismus, Diskriminierung und Feindlichkeit,
da ein unspezifischer Gebrauch ihren
analytischen und politischen Nutzen mindere

 stärkere Konkretisierung quantitative
Erhebungen zu Diskriminierungserfahrungen
und Ergänzung dieser durch qualitative
Forschung, um besser beurteilen zu können, ob
und wie Vorurteile in konkreten Situationen
handlungswirksam werden.

 begriffliche Differenzierung zwischen
Islamkritik, Islamangst, Islamfeindlichkeit und
antimuslimischem Rassismus, da diese
unterschiedliche Intensitätsstufen abbildeten
und nicht gleichgesetzt werden sollten

5. Zu den Diskriminierungsformen Antischwarzer Rassismus, Antiasiatiascher
Rassismus und Rassismus gegen Rom*nja und Sinti*zze aus der 6. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Violette Balog,
Amarp Foro e. V.

 wirksamer Diskriminierungsschutz
 gleichberechtigte Teilhabe
 Abschaffung der internen Arbeitshilfen

„Bekämpfung von organisiertem
Leistungsmissbrauch durch EU-Bürger“ der
Bundesagentur für Arbeit
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 Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen
für Kitas und Schulen

 Gleichberechtigung bei Schulplatzvergabe
 Anerkennung kumulativer Diskriminierung in

Herkunftsländern als Asylgrund
 gesetzliche Sicherung des Bleiberechts

Dr. Elisabeth Kaneza,
Büro für die Rechte von
Menschen afrikanischer Herkunft

 Entwicklung einer Senatsstrategie gegen
Antischwarzen Rassismus mit klaren
Zeitvorgaben/klarer Planung

 Etablierung einer Beauftragtenperson für
Antischwarzen Rassismus und Gleichstellung
von Menschen afrikanischer Herkunft

 Umsetzung der zweiten UN-Dekade für
Menschen afrikanischer Herkunft in Berlin

 Entwicklung eines Konzepts zur Umsetzung
positiver Maßnahmen (Nachteilsausgleich) für
strukturelle Diskriminierung

 Ausbau der Erinnerungspolitik zur
Kolonialgeschichte in Berlin

 Bekenntnis zur Relevanz der Bekämpfung von
Antischwarzem Rassismus als politisches
Signal

Jeff Kwasi Klein,
Gleichstellungsbegleitgremium
zur Bekämpfung von Anti-
Schwarzem Rassismus

 Verankerung der zweiten UN-Dekade für
Menschen afrikanischer Herkunft

 Einsetzung eines bzw. einer
Landesbeauftragte/-n für Antischwarzen
Rassismus als Koordinations-/Anlaufstelle

 Beschluss einer verbindlichen Landesstrategie
mit Aktionsplan

 Strukturförderung statt „Projektitis“
 Empowerment als förderwürdiges Kriterium
 Erprobung ausgleichender Maßnahmen inkl.

Prüfung von Quoten als Instrument
 Unterlassung der Reproduktion von Rassismus

bei Debatten über Rassismus
Christoph Leucht,
Hildegard Lagrenne Stiftung

 systematische Einbindung von Angehörigen
der Minderheit der Sinti, Sinzizze, Roma und
Romnja in Schulen durch die
Bildungsverwaltung (z. B. als
Bildungsberater/-innen/Schulmediatoren/-
innen/Bildungsbegleiter/-innen)

 strukturelle Stärkung von Empowerment als
Mitentscheidungs-/Teilhabeinstrument (z. B.
als Jugendbeirat)

 Prüfung von ausgleichenden
Maßnahmen/Affirmative Action als
Instrumente zur Teilhabe
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Dr. Kimiko Suda,
Humboldt-Universität zu Berlin

 Aufbau und Ausbau der intersektionalen
empirischen Forschung zu antiasiatischem
Rassismus aus einer Community Perspektive
Verpflichtung zu Weiterbildungen zu
Rassismusformen in der Verwaltung begleitet
von klaren intern verankerten, extern
überprüfbaren Regeln gegen institutionellen
Rassismus

 Aufnahme von Einwanderungsgeschichte aus
Asien und deutschem Kolonialismus im Asien-
Pazifik-Raum in Curricula

 Aufarbeitung bzw. offizielle Anerkennung
rassistischer Morde im Kontext von
antiasiatischem Rassismus

 Verbesserung der Meldestrukturen bzw.
Einrichtung einer Meldestelle für
antiasiatischen Rassismus so, dass
Outreach/Übersetzungen möglich sind

 Sicherstellung der Umsetzung eines
Kolonialismus-Konzepts (Ort, Mittel,
Lernmaterialien)

 grundsätzliche Gewährleistung des Zugangs zu
Institutionen für Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler

 Sicherstellung von finanziellen Ressourcen für
postmigrantische Selbstorganisationen, die
antirassistische Arbeit betreiben

 öffentliche und eindeutige Positionierung für
eine Migrationsgesellschaft und gegen das
Remigrationsnarrativ

 klares Bekenntnis von der Berliner Regierung,
zukünftig die Bekämpfung von antiasiatischem
Rassismus in ihrer Antidiskriminierungsarbeit
mit zu berücksichtigen

Dotschy Reinhardt,
Zentralrat Deutscher Sinti und
Roma

 Etablierung des Begriffs Antiziganismus
explizit als Phänomen

 Umsetzung der bereits an die KMK gegebenen
Empfehlungen, wonach Wissen über
Geschichte und Gegenwart von Sinti und Roma
sowie Umgang mit Antiziganismus verbindlich
in Bildungseinrichtungen implementiert
werden soll

 Unterlassung der Minderheitenkennzeichnung
über „Abstammung“ in behördlichen
Pressemitteilungen/Medienberichten

Dr. Jane Weiß,
Humboldt-Universität zu Berlin

 Aufbau unabhängiger, nicht
weisungsgebundener Beschwerde-
/Anlaufstrukturen für Rassismus (u. a. mit
Bezug Kita/Schule/Behörden)
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 Prüfung bzw. Aufbau eines Rechtshilfefonds/
einer Unterstützungsstruktur für
Rechtsdurchsetzung nach Vorbild MIA

 Unterlassung der Antastung des Denkmals für
die im NS ermordeten Sinti und Roma Europas

 Einsatz Berlins für eine Bundeskommission zur
Aufarbeitung des nach 1945 verübten Unrechts

 Unterstützung Berlins für die Anerkennung
kumulativer Verfolgung und Gewährung von
Bleiberecht für geflüchtete Romnja und Roma
aus historischer Verantwortung

 Vermeidung von Abschiebungen von in
Deutschland aufgewachsenen
Kindern/Jugendlichen

6. Zu den Themenfeldern Polizei und Justiz aus der 7. Sitzung

Anzuhörender geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Prof. Dr. Tobias Singelnstein,
Goethe-Universität Frankfurt am
Main

 regelmäßiger und verpflichtender Ausbau
rassismuskritischer, diskriminierungssensibler
Aus- und Fortbildung

 Kontrollquittungen mit Begründung als
Instrument gegen Racial Profiling

 Umstellung der Personenauswahl bei
verdachtsunabhängigen Kontrollen auf
Zufallsauswahl (z. B. „jeden Fünften/Zehnten“)

 Weiterentwicklung unabhängiger
Polizeibeauftragten-Strukturen mit mehr
Befugnissen, Zuständigkeiten und Ausstattung

 Schaffung eigenständiger, stärker
polizeiunabhängiger Ermittlungsstrukturen für
Strafverfahren (statt „Kolleginnen und
Kollegen ermitteln gegen Kolleginnen und
Kollegen“)

 Initiierung weiterer wissenschaftlicher
Untersuchungen zu
Rassismus/Polizeistrukturen in Deutschland
und Berlin

 Forschung zu institutionellem Rassismus:
Untersuchung des tradierten polizeilichen
Wissens/Erfahrungswissens sowie der
Ausbildungsunterlagen und Ausbildungspraxis

 unabhängige Evaluation von Diversity-
/interkulturellen Trainings

 professionelle, rassismuskritische und
diskriminierungsensible Polizeiarbeit in ihrer
Gesamtheit
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7. Zum Themenfeld Wohnen aus der 7. Sitzung

Anzuhörende geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Charlotte Weber,
Berliner Fachstelle gegen
Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt

 Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum
und diskriminierungsfreien Zugang sichern; bis
dahin: Abbau von Hürden, breites langfristiges
Wohnraumberatungsangebot, Aufklärung
(Betroffene sowie Behörden/Institutionen) und
Ausbau bezirks-/ämterübergreifenden
Austauschs

 Verstärkung der ämterübergreifenden
Zusammenarbeit (u. a. Soziale
Wohnhilfe/Jobcenter) um gegen
informelle/ausbeuterische Praktiken vorgehen
zu können

 diskriminierungssensibles Agieren von
Vermietern/Hausverwaltungen, Unterstützung
von Betroffenen und klare Positionierung (z. B.
Aushänge/Null-Toleranz-Signale; Umgang mit
vorgeschobenen Beschwerden wie „Lärm“)

 Reform des AGG zur Schließung von
Schutzlücken im Wohnkontext, Aufnahme des
sozialen Status als Diskriminierungsmerkmal
und Streichung des § 19 Absatz 3

 transparente Kriterien als Standard bei
Vergaben

 systematische Weiterentwicklung positiver
Maßnahmen zur Versorgung benachteiligter
Gruppen

 Stärkung und Ausbau von
Beratung/Antidiskriminierungs- und
Wohnraumberatung (Planbarkeit,
Verstetigung)

 Austausch/Kooperation zwischen
SenStadtWohn und LWU zur
Evaluation/Weiterentwicklung der Verfahren
(z. B. Losverfahren nicht nur bei Besichtigung,
Prozesse insgesamt prüfen)

8. Zum Themenfeld Bildung aus der 8. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Prof. Dr. Yalız Akbaba,
Philipps-Universität Marburg

 systematische Stärkung des Wissens zu
struktureller Diskriminierung für alle
schulischen Akteurinnen und Akteure sowie
Verwaltung und Aus-/Fortbildung
Institutionalisierung der Kooperationen von
Schulen mit außerschulischen
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Bildungsinitiativen/Vereinen zum Ausbau von
Räumen des Sprechens/Handelns

 Aufbau von
Professuren/Lehrstühlen/Forschungszentren/
Stellen, die Rassismus- und
Antisemitismuskritik gemeinsam bearbeiten

 Loslösen von Be- und Abwertungspraxen
 Abwehr gegen Vereinnahmung von autoritären

Steuerungsansprüchen
Ed Greve,
Migrationsrat Berlin e. V.

 Schaffung einer unabhängigen Anlauf- und
Beschwerdestelle für Diskriminierung in
Schulen und Kitas mit gesetzlich garantierten
Befugnissen/Ressourcen und dauerhafte
Verankerung dieser im Schulgesetz

 Weiterentwicklung der
Antidiskriminierungsstrategie der
Bildungsverwaltung als zusammenhängende
Strategie (statt Maßnahmenpakete) und
Koppelung dieser an
Schule/Schulaufsicht/Bildungsverwaltung

 Ausstattung der
Antidiskriminierungsbeauftragten der
Bildungsverwaltung mit Befugnissen für das
Initiieren, Planen, Durchsetzen und Begleiten
von Veränderungsprozessen

Deborah Hartmann,
Gedenk- und Bildungsstätte Haus
der Wannsee-Konferenz

 Schaffung nachhaltiger Strukturen für
antisemitismuskritisches und
diskriminierungssensibles historisch-
politisches Lernen in
Gedenkstätten/Kultureinrichtungen

 Schaffung dauerhafter Stellen in Kultur- und
Bildungseinrichtungen für
antisemitismuskritische/diskriminierungs-
sensible Organisationsentwicklung und
Fortbildung

 Ausbau von Fort- und Weiterbildung zu
aktuellen Erscheinungsformen, insbesondere
israelbezogenem Antisemitismus

 dauerhafte Absicherung struktureller Arbeit
statt befristeter Projektstellen

Prof. Dr. Juliane Karakayali,
Evangelische Hochschule Berlin

 Aufgabe der regelhaft segregierten Beschulung
in Vorbereitungsklassen

 Ausbau alltagsintegrierter
Sprachentwicklungsbegleitung und
Anerkennung von Mehrsprachigkeit (u. a.
Herkunftssprachen als dritte Fremdsprache)

 Schaffung einer rechtlich verbindlichen und
finanzierten Antidiskriminierungsstruktur
innerhalb und außerhalb der Schule
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 verbindliche Verankerung historischer und
gegenwärtiger Rassismus- und
Antisemitismuskritik in der Lehrkräftebildung

 Durchsetzung des Rechtsanspruchs auf
diskriminierungsfreies Lernen als bindende
Verpflichtung in Schulen

 verbindliche Regelung von klarem Curriculum,
transparenten Übergangskriterien und
strukturelle Organisation in
Vorbereitungsklassen

9. Zum Themenfeld Wissenschaft aus der 8. Sitzung

Anzuhörende/-r geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Ron Dekel,
Jüdische Studierendenunion
Deutschland

 Festlegung verbindlicher Handlungspläne und
rechtssicherer Verfahren für Besetzungen,
Gewalt, Intifada-Aufrufe, Sachbeschädigungen
und tätliche Angriffe in Hochschulen

 Verankerung von Exmatrikulationen als Ultima
Ratio in Hochschulverfassungen und
Ermöglichung abgestufter Maßnahmen wie
(präventive) Hausverbote

 Institutionalisierung von regelmäßigem
Austausch mit Betroffenenverbänden

 Verankerung verpflichtender
Auseinandersetzung mit Rassismus und
Antisemitismus in Curricula des
Lehramtsstudiums

 Institutionalisierung eigener
Erhebungen/Monitoring zu Antisemitismus
und Diskriminierung an Hochschulen

 Verpflichtung zur Ernennung und
Qualifizierung von Antisemitismusbeauftragten

 Schaffung rechtlicher Regelungen, damit
Veranstaltungen mit Intifada-/Gewaltbezug
nicht in Hochschulgebäuden stattfinden können

 Berücksichtigung jüdischer Feiertage bei
Prüfungs-/Staatsexamensplanung

Dr. Aline Oloff,
Technische Universität Berlin

 Integration von Antisemitismusprävention in
eine dauerhaft robuste, horizontal organisierte
Antidiskriminierungsarchitektur der
Hochschulen

 nachhaltige und angemessene personelle und
finanzielle Ausstattung von
Antidiskriminierungsarbeit

 systematische Klärung von Rollen und Status
von Beauftragungen und Schnittstellen, um
Kooperation statt Gegeneinander zu sichern
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 Aufbau multiprofessioneller Teams für
Beratung/Unterstützung mit rechtlicher und
psychosozialer Expertise

 Entwicklung hochschulübergreifender
Antidiskriminierungs- und
Gleichstellungsdaten samt standardisierter
Falldokumentation

 Organisatorische und personelle Trennung von
Beratung und Beschwerde

 Professionalisierung und Qualifizierung
dezentraler Strukturen

Prof. Dr. Annabella Rauscher-
Scheibe,
Hochschule für Technik und
Wirtschaft Berlin

 Schaffung präziserer Definitionen und klarer
Hinweise zur praktischen Umsetzung von
LADG/BerlHG/AGG im Hochschulkontext

 rechtliche Regelung von Status und
Befugnissen von
Antidiskriminierungsbeauftragten (analog klar
geregelter Gleichstellungsbeauftragter)

 Erhöhung personeller und finanzieller
Ressourcen für Diskriminierungsschutz an
Hochschulen

 Ausbau von Schutz- und
Rechtsunterstützungsstrukturen für
Beratende/Beschwerdestellen

10. Zum Themenfeld Arbeitsmarkt aus der 9. Sitzung

Anzuhörende geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Svenja Ketelsen,
Migration und Gute Arbeit bei
Arbeit und Leben Berlin-
Brandenburg gGmbH

 Ausbau flächendeckender, mehrsprachiger
Beratungsangebote und Informationen zum
Unterstützungssystem

 Sicherstellung von mehrsprachigem,
niedrigschwelligem und kostenfreiem Zugang
zur Arbeitsgerichtsbarkeit

 Einführung einer Arbeitsinspektion nach
internationalem Vorbild zur Kontrolle von
Arbeitnehmerrechten

 verlässliche Finanzierung von
Beratungsangeboten und Erhöhung der
Kapazitäten für aufsuchende Arbeit

 Prüfung der Einführung einer
Arbeitnehmerkammer nach Vorbild Bremens

 Zertifizierung/Regulierung von
Vermittlungsagenturen: möglichst nur
zertifizierte Agenturen zulassen, Zertifizierung
an Rechte-/Arbeitsmarktinfo und Vorbereitung
im Herkunftsland knüpfen; ggf.
Verpflichtungen/Sanktionsmöglichkeiten bei
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Fehlverhalten von Arbeitgebern/Agenturen
schaffen

 Aufbau präventiver Schulungen über Rechte
vor Einreise und Ausbau von Kooperationen
mit Behörden/Arbeitsinspektionen in
Herkunftsländern

Carina Knie-Nürnberg,
Bundesagentur für Arbeit

-

Leoni Riegger,
Fachstelle Arbeitsmarkt und
Antidiskriminierung

 Durchführung einer Berliner
Bestandsaufnahme/Erhebung zur Erfassung,
welche innerbetrieblichen Beschwerde- und
Beratungsstrukturen Berliner
Unternehmen/Organisationen tatsächlich haben
und wie sie ausgestaltet sind

 finanzielle und strukturelle Stärkung der
Beratungslandschaft in Berlin (inkl. Stärkung
juristischer Qualität)

 Durchführung von Informationskampagnen für
Berliner Unternehmen zur Umsetzung der
Schutzpflichten nach § 13 AGG

 Weiterentwicklung des Modells
externer/kollektiver Beschwerdestellen für
kleine Betriebe als übertragbarer Ansatz

Pia Sombetzki,
AlgorithmWatch gGmbH

 Aufbau von Unterstützungs-, Hilfs- und
Informationsangeboten zu KI-Systemeinsatz
für Unternehmen und Beschäftigte auf
Landesebene

 konsequente Durchsetzung von EU-Regeln zur
KI (Folgenabschätzungen, Audits,
organisatorische Maßnahmen) und Herstellung
von Transparenz über den Einsatz von KI in
der Landesverwaltung

 Stärkung des Diskriminierungsschutzes bei
intransparenten KI-Einsätzen, u. a. durch
Beweislast-/Nachweismechanismen zulasten
der Unternehmen

 Stärkung von Beratungsstellen, sowohl
fachlich als auch finanziell, um neue Falllagen
bearbeiten zu können.

 strukturelle Gewährleistung, dass maßgebliche
Entscheidungen nicht ohne menschliche
Aufsicht erfolgen

 Fortbildungen/Einführung der Grundprinzipien
des Einsatzes von KI, u. a. verwendete
Trainingsdaten, durchgeführte Fairness-Tests,
Kennwerte und Grenzen



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 122 Drucksache 19/3320

11. Zum Themenfeld Gesundheit aus der 9. Sitzung

Anzuhörende geäußerte Empfehlungen/Vorschläge
Prof. Dr. Theda Borde,
Charité -
Universitätsmedizin Berlin

-

Carla Eysel,
Charité -
Universitätsmedizin Berlin

 Beschleunigung/Vereinfachung von
Anerkennungsverfahren internationaler
Abschlüsse (z. B. durch Beispielkataloge/
Prozesshilfen für Sachbearbeitung)

 Ausbau strukturierter Deeskalationstrainings
zum besseren Umgang mit Gewaltvorfällen in
Notaufnahmen

 Ausbau bzw. Einführung von
Kameraüberwachung in
Gesundheitseinrichtungen als Schutz-
/Abschreckungsmaßnahme

 bessere Steuerung der Ströme von Patientinnen
und Patienten, um Überfüllung und
Eskalationen zu reduzieren

Dr. Sidra Khan-Gökkaya,
Universitätsklinikum Hamburg-
Eppedorf

 verbindliche Verankerung von Antirassismus
in Qualität, Patientensicherheit und
Governance

 Finanzierung struktureller Maßnahmen
(Beschwerdestrukturen, Schutzstandards,
Dateninfrastruktur, Tools wie digitale
Sprachlösungen)

 transparente, institutionalisierte
Beschwerdeverfahren für interne und externe
Prozesse verbindliche Einführung von
Verfahrensanweisungen/Standards zum
Umgang mit Diskriminierung um
Mitarbeitenden Handlungssicherheit zu geben

 Ausbau von Empowerment von Patientinnen
und Patienten und niedrigschwelliger
Meldemöglichkeiten

 Standardisierung bzw. rechtliche Verankerung
von Antirassismusstrukturen/Beauftragungen;
ggf. Schließung bestehender rechtlicher
Lücken

Prof. Dr. Ulrike Kluge,
Charité -
Universitätsmedizin Berlin

 rechtliche und finanzielle Absicherung von
Sprachmittlung: Kostenübernahme in den
Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung bzw. ins SGB V
aufnehmen oder Finanzierung durch die
Länder; dabei Ausbau settingabhängiger Vor-
Ort- oder Hybridmodelle

 Stärkung der gesetzlichen Verankerung von
Barrierefreiheit
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 systematische Erweiterung der Curricula und
Fortbildungen in Medizin und Psychotherapie
zu Rassismus/Diversität und Etablierung von
Reflexionsformaten
(Intervision/Selbsterfahrung) als Bestandteil
der Professionalisierung

 Ausbau interdisziplinärer Forschung und
interprofessioneller Vernetzung
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C. Stellungnahmen der in der Kommission vertretenen Fraktionen

I. Stellungnahme der Fraktion der CDU

1. Einleitung: Anspruch und Wirklichkeit der Kommissionsarbeit

Infolge des Überfalls der HAMAS auf Israel am 7. Oktober 2023 und des drastischen
Anstiegs zum Teil gewaltsamer antisemitischer Vorfälle auf den Straßen Berlins beschlossen
die Spitzen der Berliner Regierungskoalition aus CDU und SPD die Einsetzung der Enquete-
Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus, Rassismus,
Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“. Bereits im Aushandlungsprozess
des am 19. Dezember 2024 vom Abgeordnetenhaus Berlin verabschiedeten Einsetzungs-
beschlusses war klar, dass die im Titel der Kommission genannten Problemlagen nicht erst
seit Kurzem bestehen. Ganz bewusst stellte die Kommission daher den „gesellschaftlichen
Zusammenhalt“ als gemeinsame zu stärkende Klammer an den Anfang der Bezeichnung der
Kommission.

Schon in der Präambel des Einsetzungsbeschlusses heißt es: „Unser gesellschaftlicher
Zusammenhalt und das freiheitliche und friedliche Zusammenleben in einer offenen
Gesellschaft sind gefährdet.“30 An gleicher Stelle ist aber auch festgehalten, dass
Ausgangspunkt für die Kommission die gemeinsame Wertebasis der in unserem Grundgesetz
niedergelegten freiheitlichen demokratischen Grundordnung (fdGO) sein solle. Als „Symbol
der Freiheit“31 steht Berlin wie keine andere Stadt in Deutschland für die historische
Wirkmächtigkeit dieser Werteordnung.

Die Fraktion der CDU verstand es somit von Anfang an als vorrangige Aufgabe, sich sowohl
den gemeinsamen Grundlagen unseres demokratischen Gemeinwesens als auch den
extremistischen Rändern, denen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und weitere
Formen von Diskriminierung zu eigen sind, zu widmen. Getreu dem Motto, eine offene und
breite Debatte zu führen, sollten in den öffentlichen Sitzungen gemeinsame normative
Grundlagen und empirische Befunde erarbeitet werden. Die Kommission bot das Potenzial,
ein Schaufenster der Demokratie und einer kontroversen pluralistischen Debatte zu sein.
Entsprechend dem Einsetzungsbeschluss sollte die Kommission auf Basis der gewonnenen
Erkenntnisse am Ende der aktuellen Wahlperiode einen gemeinsamen Abschlussbericht
vorlegen.

Die Enquete-Kommission konnte ihren Auftrag, gemeinsame Grundlagen zu erarbeiten und
gemeinsame Handlungsempfehlungen zu entwickeln, nicht erfüllen. Während die anderen
Fraktionen ihren Schwerpunkt auf die institutionelle Absicherung bestehender
Förderstrukturen legten, verfolgte die CDU-Fraktion einen anderen Ansatz. Sie legt daher ihre
Positionen und Empfehlungen als eigenständigen Teil vor.

Mit Blick auf die Debattenverläufe der vergangenen Sitzungen muss festgehalten werden,
dass es in der Kommission an grundlegenden Gemeinsamkeiten fehlte, die eine gemeinsame
inhaltliche Positionierung ermöglicht hätten.

30 Oben, A. I. 1., S. 10.
31 Ebd.
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 Der von der CDU verfolgte Ansatz, die Themen der Kommission auf Basis der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung und des mit ihr verbundenen
Verständnisses von Menschenwürde zu bearbeiten, wurde von den anderen Fraktionen
grundlegend anders bewertet.

 Es gab keine Einigung bei der Definition zentraler Begriffe, so dass sich auch keine
einheitlichen Anknüpfungspunkte für die politische Umsetzung von geeigneten
Antidiskriminierungsmaßnahmen ergaben. Die fehlende Einigung auf ein einheitliches
Verständnis reichte von der Begriffsbestimmung von Antisemitismus über Rassismus
bis hin zu weiteren Diskriminierungsformen. Auch eine gemeinsame Vorstellung von
„gesellschaftlichem Zusammenhalt“ und einem „Wir-Gefühl“ ließ sich nicht
erarbeiten.

 Auch bestand Uneinigkeit hinsichtlich der Rolle und Aufgabenwahrnehmung
zivilgesellschaftlicher Organisationen.

 Eine strukturierte Betrachtung von Programmen, Maßnahmen und deren Finanzierung
im Sinne des Einsetzungsantrages fand nicht statt. Die Debatte war stattdessen stark
auf die Forderung nach institutioneller Dauerfinanzierung bestehender Träger
ausgerichtet, ohne dass deren Wirksamkeit systematisch geprüft wurde.

 Die inhaltliche Auseinandersetzung blieb in wesentlichen Bereichen hinter dem
Anspruch einer ergebnisoffenen Debatte zurück.

 Abweichenden Positionen wurde regelmäßig fehlende Wissenschaftlichkeit und oft
fehlende Sensibilität gegenüber Diskriminierungserfahrungen unterstellt und die
eigene Sichtweise auf Basis angeblicher wissenschaftlicher Evidenz und eines
vorgeblichen wissenschaftlichen Deutungskonsenses der demokratischen Debatte
entzogen.

 Das Thema „Wir-Gefühl und gesellschaftlicher Zusammenhalt“ sowie die Betrachtung
der Wirksamkeit der bestehenden Programme wurden im Rahmen der Kommissions-
arbeit nicht bearbeitet.

In der Kommission waren keine Mitglieder der AfD-Fraktion vertreten, wodurch ein Teil der
Berliner Wähler unrepräsentiert blieb und eine Auseinandersetzung mit deren Positionen
kaum möglich war. So konnte die Kommissionsarbeit die in der Gesellschaft vorhandene
Vielfalt nicht vollständig abbilden und für den Erkenntnisgewinn fruchtbar machen.

Gerade die grundlegende Arbeit an gemeinsamen Werten, Handlungsnotwendigkeiten und
Spielräumen zum Erhalt des gesellschaftlichen Zusammenhalts und zur wirksamen
Überwindung von Diskriminierung und Rassismus bedarf der größtmöglichen
gesellschaftlichen Breite im Diskurs. Ein wesentlicher Teil der Berliner Bevölkerung und
noch deutlich mehr in den angrenzenden Bundesländern sympathisiert mit Positionen der
AfD, die aber hier auf Druck der anderen Fraktionen bewusst ausgeschlossen wurden. Die
CDU-Fraktion ist davon überzeugt, dass die inhaltliche Auseinandersetzung und die daraus
resultierende Überprüfung radikaler Positionen Teil eines demokratischen Prozesses sein
sollte.

Trotz dieser Differenzen und der Grenzen der Kommissionsarbeit bietet ihr Ausgang
gleichwohl die Möglichkeit, die unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Positionen
deutlicher herauszuarbeiten. Die CDU-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus analysiert im
nachfolgenden Teil dieses Abschlussberichts ausgehend vom eigenen Selbstverständnis die
Untersuchungsgegenstände und Erkenntnisse der Enquete-Kommission.
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1.1. Politischer Rahmen und Selbstverständnis der CDU-Fraktion

Die CDU leitet ihr Menschenbild aus drei zentralen Prinzipien ab: Erstens wird jeder Mensch
als Individuum mit unantastbarer Würde und ausgestattet mit individuellen Fähigkeiten
betrachtet. Zweitens verbindet sie die Freiheit des Einzelnen mit der Verantwortung für sich
selbst und für die Gesellschaft. Drittens folgert sie aus der Fehlbarkeit des Menschen, dass
niemand die Wahrheit für sich beanspruchen kann, sondern wir uns ständig um sie bemühen
müssen – denn Wahrheit ist kein Zustand, sondern ein Prozess, der fortwährender Suche,
Selbsthinterfragung und im politisch-gesellschaftlichen Bereich gemeinsamer Aushandlung
bedarf.
Diese Überzeugungen sind Ergebnis sowohl der Errungenschaften der europäischen Geistes-
geschichte als auch der historischen Lehren zweier Weltkriege und zweier Diktaturen auf
deutschem Boden, einschließlich der katastrophalen Erfahrung der Shoah. Sie finden Eingang
in die freiheitliche demokratische Grundordnung unseres Grundgesetzes. Die Unantastbarkeit
der Menschenwürde bildet den fundamentalen Ausgangspunkt unserer Rechts- und
Werteordnung32 und ist eine unmittelbare Konsequenz aus diesen Erfahrungen. Das freie
Individuum mit seiner Menschenwürde steht im Mittelpunkt aller politischen Überlegungen.
Der Achtung und dem Schutz der Würde des Menschen hat alle staatliche Gewalt zu dienen33.

Das daraus abgeleitete Gesellschaftsmodell hat zum Ziel, zunächst gegenstrebig
Erscheinendes in eine Balance zu bringen: individuelle Freiheit und gesellschaftliche
Solidarität, Eigenverantwortung und Sozialstaatlichkeit, Leistungsbereitschaft und
Unterstützung bei fehlender Leistungsfähigkeit. Im Mittelpunkt dieses Gesellschaftsmodells
steht der mündige Bürger. Die CDU-Fraktion glaubt an ihn – an seine Fähigkeit,
Verantwortung für sich selbst und das Gemeinwesen zu übernehmen, sich unserem Land und
seinen Werten zugehörig zu fühlen und seinen Teil zum Gelingen des Zusammenlebens
beizutragen. Weil die freiheitliche Demokratie auf ihre Bürger setzt, beschränkt das die Rolle
des Staates. Hauptsinn und -zweck des Staates ist die Gewährleistung der individuellen
Freiheit. Ausgehend von der Achtung der Menschenwürde muss er gleiche Rechte und faire
Chancen für alle gewährleisten und jenen freien Raum sichern, innerhalb dessen bürgerliches
Leben und demokratische Mitwirkung stattfinden können. Er hat nicht die Funktion eines
Allesversorgers oder alleinigen Problemlösers. Individuelle Freiheit und Verantwortung sind
zwei Seiten derselben Medaille.

Diesem Gesellschaftsmodell steht das von der CDU-Fraktion ausdrücklich abgelehnte Modell
der Identitätspolitik entgegen. Identitätspolitische Ansätze teilen die Gesellschaft in Täter-
und Opferkollektive ein, weisen den einen eine zweifelsfrei erwiesene Schuld, den anderen
eine ebenso unzweifelhafte Leidensgeschichte zu und fordern von der als „Mehrheits-
gesellschaft“ titulierten Gemeinschaft Entschädigungen in vielfältiger Art und Weise für das
vermeintlich erlittene Unrecht der als solche identifizierten Opferkollektive. Dieser Ansatz
widerspricht in mehrfacher Hinsicht dem liberalen Menschenbild und dem Ideal einer
pluralistischen Gesellschaft. Erstens gibt es keine Kollektivschuld, sondern nur
Verantwortung und Verfehlungen von Menschen, die sich zwar in Gruppen organisieren
können, aber trotzdem als Individuen Verantwortung tragen. Zweitens ist es ebenso
rassistisch, den Angehörigen eines Kollektivs (in diesem Fall: den Weißen) aufgrund ihrer
Hautfarbe sozusagen genetisch begründete unveränderliche Verhaltensweisen zu unterstellen.

32 Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG.
33 Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG.
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Drittens zementiert der identitätspolitische Ansatz reale oder vermeintliche Gegensätze und
Unterschiede in der Gesellschaft und verhindert so ein pluralistisches Miteinander, das
Unterschiede nicht per se als Unrecht deklariert, sondern aus ihnen dann, wenn sie begründet
und zuträglich sind, einen Mehrwert für die Gemeinschaft zieht. Dabei geht es keineswegs
darum, Diskriminierung zu leugnen oder nicht gegen sie vorzugehen. Die Herabwürdigung
von Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, ihrer Religionszugehörigkeit, ihres Geschlechts,
ihrer Herkunft usw. ist nicht hinnehmbar. Es geht um den richtigen Weg, Diskriminierung zu
überwinden und der führt über die Beseitigung der Hindernisse, die einer Teilhabe im Wege
stehen, nicht über die Fixierung auf Diskriminierungstatbestände.

Aus dem skizzierten Menschenbild folgt für die politische Entscheidungsfindung in der
liberalen Demokratie, dass sie Ergebnis eines offenen und freien Diskurses auf Basis einer
geteilten Wertegrundlage sein muss. Technologische, gesellschaftliche oder weltpolitische
Veränderungen erfordern immer wieder neue Lösungen, sodass die Problemlösungsaufgabe
nie zu Ende sein kann. Wie in der Wissenschaft gilt dabei auch im politischen
Entscheidungsprozess das Falsifikationsprinzip. Demokratische Politik bedeutet nicht, sich im
Besitz der Wahrheit zu wähnen und diese nur noch in die Praxis überführen zu wollen,
sondern im Bewusstsein der Fehlbarkeit des eigenen Urteils mit den anderen demokratischen
Kräften stets aufs Neue um die beste Lösung zu ringen. Repräsentative Demokratie zieht ihre
Fähigkeit zur Selbstkorrektur und Anpassung an Veränderungen aus dieser Bescheidenheit
gegenüber dem Menschen und der Welt.

1.2. Die Situation in Berlin

Berlin ist eine historisch gewachsene Weltstadt. Sie ist Stadt der Freiheit, Stadt der Vielfalt
und Heimat von Menschen sehr unterschiedlicher soziokultureller Hintergründe. Diese
Vielfalt birgt große Potenziale, wenn sie gewinnbringend für das Gemeinwesen in das
Zusammenleben eingebracht wird. Dort, wo unterschiedliche Identitäten und Lebensmodelle
aufeinanderstoßen, können aber auch Konflikte entstehen und Abgrenzung gegeneinander
erfolgen. Insofern erfordert eine solche Vielfalt an kulturellen Prägungen und Lebensstilen,
wie sie in Berlin vorkommt, von allen ein hohes Maß an Toleranz und Offenheit füreinander.
Das ist zunächst einmal die Aufgabe jedes Einzelnen, eine Aufgabe, die ihm auch zugemutet
werden kann. Denn der mündige Bürger, den unser Grundgesetz voraussetzt und der die
Grundlage unserer liberalen Demokratie bildet, trägt die Mitverantwortung für das Gelingen
des Zusammenlebens und das Gedeihen des Gemeinwesens. Er muss wissen, dass die
individuelle Freiheit ihre Grenze in der Freiheit des anderen findet und dass dem anderen
dieselbe Menschenwürde zukommt, die er auch für sich in Anspruch nimmt. Alle, die in
Berlin leben, sind also dazu angehalten, einen friedlichen, den anderen als seinesgleichen
achtenden Weg des Zusammenlebens zu suchen.

Welche Aufgaben hat nun der Staat zu übernehmen? Ganz allgemein gesprochen, muss er dort
eingreifen, wo geltendes Recht verletzt wird, und er kann subsidiär tätig werden, wenn
bürgerschaftliches Engagement und bürgerschaftliche Verantwortung allein nicht zum
gewünschten Ziel führen. Dabei darf er aber nicht entmündigend vorgehen. Eine
paternalistisch-bevormundende Fürsorge ist mit der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung und auch mit dem christdemokratischen Menschenbild nicht vereinbar.

Eine Verletzung geltenden Rechts liegt zweifelsfrei dann vor, wenn Konflikte zwischen
Lebensformen und Kulturen mit Gewalt ausgetragen werden. In diesem Zusammenhang ist



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 128 Drucksache 19/3320

das erschreckende Anwachsen antisemitischer Übergriffe in Berlin zu nennen. Gewalt ist
gegenüber keiner gesellschaftlichen Gruppe hinnehmbar. Angesichts der besonderen
Verantwortung Deutschlands für jüdisches Leben muss dieses aber auch besonders geschützt
werden, zumal Antisemitismus ein vielfältig verbreitetes Phänomen ist. Er findet sich im
Rechtsextremismus, im Linksextremismus, im Islamismus und auch in Teilen der
gesellschaftlichen Mitte. Keine andere gesellschaftliche Gruppe sieht sich mit so vielen
Feinden zugleich konfrontiert. Übergriffe gegen Juden müssen deshalb mit besonderer
Konsequenz verfolgt und geahndet werden.

Eine Schutzmaßnahme gegen Antisemitismus, aber auch gegen jede andere Form von
Diskriminierung von gesellschaftlichen Minderheiten ist die Prävention durch Bildungsarbeit.
Diese ist ein Beispiel für Bereiche, in denen der Staat – durch eigene Einrichtungen oder die
Mitfinanzierung nicht-staatlicher Institutionen – unterstützend tätig werden kann, um den
gesellschaftlichen Zusammenhalt mittels der Überwindung von Vorurteilen zu stärken. Bei
der Vielfalt nicht-staatlicher Träger, die Bildungsarbeit anbieten, ist allerdings eine sorgfältige
qualitative Auswahl nötig. Schließlich werden hier Steuergelder verausgabt. Gerade in Berlin
ist darauf zu achten, keine ideologisch ausgerichteten Einrichtungen zu finanzieren, die
Ressentiments eher verstärken als abbauen, indem sie gesellschaftliche Gruppen identitäts-
politisch gegeneinander in Stellung bringen.

Ein weiteres Feld möglicher staatlicher Tätigkeit ist das aktive Vorgehen gegen tatsächliche
Diskriminierungsvorkommnisse oder -verhältnisse. Wirksames Handeln setzt dabei
begriffliche Klarheit voraus: Nicht jede faktisch feststellbare Ungleichheit ist Ergebnis von
Diskriminierung. Es gibt unterschiedliche Begabungen, unterschiedliche Leistungs-
bereitschaft oder -fähigkeit, unterschiedliche Interessen, die auch zu unterschiedlichen
Resultaten führen. Staatlicherseits kann nur nach Chancengleichheit gestrebt, nicht für
Ergebnisgleichheit gesorgt werden.

Das Gesetz sieht für die verschiedenen Geschlechter, die Angehörigen verschiedener Ethnien
und Religionsgemeinschaften, für Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierung und
weiterer Merkmale Gleichberechtigung vor. Gleichberechtigung bedeutet gleiche Rechte,
nicht gleiche Ergebnisse. Gleichstellung zu erzwingen würde nicht nur individuelle
Freiheitsrechte verletzen, sondern offenkundig bestehende Unterschiede leugnen, anstatt
einen sachgerechten Umgang mit ihnen zu finden. Ungleichheit als solche ist kein Unrecht.
Sie ist in einer freien Gesellschaft die notwendige Folge unterschiedlicher Entscheidungen,
Fähigkeiten und Lebensverläufe. Ungleichheit wird daher erst dann zum Problem, wenn sie
das Ergebnis einer Diskriminierung darstellt, also einer ungerechtfertigten Ungleich-
behandlung im öffentlich-rechtlich geprägten Raum.

Diskriminierung muss begrifflich möglichst eindeutig bestimmt werden. Die CDU-Fraktion
versteht darunter Folgendes: Diskriminierung liegt vor, wenn ein Mensch aufgrund ihm
zugeschriebener oder tatsächlich vorhandener Eigenschaften abwertend beurteilt und
behandelt wird, sodass damit die Grenzen von Artikel 3 GG verletzt werden. Formen der
Ungleichbehandlung unterhalb dieser Schwelle sind zwar rechtlich zulässig, häufig aber aus
politischen Gründen ebenfalls abzulehnen, wenn sie in Verdacht stehen, auf Vorurteilen oder
Ressentiments zu beruhen. Solche Fälle fallen begrifflich unter Benachteiligung oder
Ungleichbehandlung. Eine präzise Unterscheidung ist notwendig, um politische Maßnahmen
zielgenau ausrichten zu können. Diskriminierung objektiv festzustellen ist oft schwierig, weil
sie stark mit subjektiven Wahrnehmungen verbunden ist. Trotzdem muss man sich um
objektive Kriterien bemühen. Das rein subjektive Diskriminierungsempfinden reicht



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 129 Drucksache 19/3320

jedenfalls nicht aus, weil man denjenigen, denen man Diskriminierungsabsicht unterstellt,
damit Unrecht tun könnte. Die entsprechenden Grenzverläufe sind im politischen und
gesellschaftlichen Diskurs auszuhandeln und dürfen nicht durch einseitige Deutungsrahmen
vorentschieden werden. Von den abzulehnenden Ungleichbehandlungen sind solche zu
unterscheiden, die auf sachlichen Gründen beruhen und daher gerechtfertigt sind. Diese sind
in einer freien Gesellschaft nicht nur zulässig, sondern auch notwendig. Auch das ist Teil von
Gerechtigkeit.

Unter Beachtung der genannten Gesichtspunkte müssen alle gesellschaftspolitischen
Maßnahmen des Landes Berlin dem Ziel dienen, Vorurteile abzubauen, Toleranz und Respekt
zu fördern und ressentiments-begründete Ungleichbehandlungen festzustellen und zu
beseitigen. Dazu kann eine Vielzahl von Maßnahmen beitragen: die Einrichtung von
Beratungsstellen, die Berufung spezieller Beauftragter, Schulungen von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern und vieles andere mehr. Entscheidend ist dabei nicht die Zahl der Maßnahmen,
sondern ihre Wirksamkeit. Diese Anforderung gilt für bestehende wie neue Förderstrukturen
gleichermaßen.

1.3. Differenzen in der Kommission und Konsequenzen seitens der CDU-Fraktion

Dass die Beratungen der Enquete-Kommission zu keinem gemeinsamen Ergebnis führten,
hatte über die unter 1. angeführten Gründe hinaus noch zwei weitere Ursachen: einen
grundlegenden Dissens über die Frage einer „strukturellen“ Diskriminierung und über den
richtigen Ansatz zur Bekämpfung von Diskriminierung.

Seitens der Fraktionen der SPD, der Grünen und der Linken wurde immer wieder die
Auffassung vertreten, es gebe „strukturellen“ Rassismus, Sexismus etc. in der Berliner
Verwaltung und der Berliner Gesellschaft. Die CDU-Fraktion teilt diese Auffassung aus
mehreren Gründen nicht.

Erstens wird der Begriff der „strukturellen“ Diskriminierung dogmatisch gesetzt, ohne zu
erklären, was damit gemeint und wie eine derartige Diskriminierung zu belegen ist. Wenn
damit rechtliche Strukturen angesprochen sind, dürfte es angesichts unserer Rechtsstaat-
lichkeit und des Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz schwerfallen, den Nachweis
strukturell angelegter Diskriminierung zu erbringen.

Zweitens ist ein empirischer Nachweis für die Richtigkeit des Begriffs nicht möglich, wenn
damit gesellschaftliche Strukturen gemeint sein sollen. Wie sollte man beweisen, dass jedes
persönliche Verhalten Ergebnis von zugrundeliegenden Strukturen ist? Die dogmatische
Behauptung ist eine Strategie, sich gegen Kritik zu immunisieren.

Drittens erscheint der Begriff seinerseits diskriminierend, denn er geht per definitionem davon
aus, dass Rassismus so tief in den das Zusammenleben bestimmenden Strukturen verankert
ist, dass er das Verhalten der Menschen automatisch bestimmt. Es kommt also gar nicht auf
die Absichten der Individuen an – sie können ihrer Prägung nicht entrinnen. Das ist eine
Abwertung der individuellen Haltung und Entscheidung.

Viertens ist bei der Behauptung einer „strukturellen“ Diskriminierung nicht zu erklären,
woher sie kommen soll. Schließlich soll sie nicht dem Willen von Individuen entsprungen
sein, sondern eben in den Strukturen liegen. Weil ihr Ursprung nicht erklärbar ist, kann auch
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niemand für sie verantwortlich gemacht werden – mit der fatalen Konsequenz, dass man für
eine Haltung, die man ablehnt, niemanden wirklich zur Rechenschaft ziehen kann.

Dagegen betont die CDU-Fraktion die Verantwortung jedes Einzelnen bei der Überwindung
von Diskriminierung und die Bereitschaft, auch politisch gegen sie vorzugehen. Welches
dabei der richtige Ansatz ist, war der zweite zentrale Dissens in der Kommission.

Die CDU-Fraktion befürwortet Antidiskriminierungsmaßnahmen, sieht in ihnen aber nur ein
Mittel und nicht den zentralen Ansatz für ein gedeihliches Miteinander. Denn die Fixierung
auf vermeintliche oder reale Diskriminierungserfahrung vertieft die Gräben zwischen den
gesellschaftlichen Gruppen. Die CDU-Fraktion verfolgt vielmehr einen positiven Ansatz: Die
Aufhebung der Gegensätze muss vor allem durch Teilhabe geschehen: durch gesellschaftliche
und politische Teilhabe. Zu dieser muss ermutigt, diese muss ermöglicht werden. Deshalb
muss das Augenmerk auf die Hindernisse gerichtet werden, die einer Teilhabe im Wege stehen
könnten.

Das hat viele Facetten, wird aber besonders virulent bei den Menschen, die aus anderen
Ländern nach Deutschland gekommen sind und etwa mit der Sprachbarriere zu kämpfen
haben. Damit sich diese Zugewanderten und ihre Kinder möglichst bald als aktiven Teil der
Gesellschaft sehen können, bedarf es zunächst dringend der (am besten frühkindlich
einsetzenden) Sprachförderung. Neben der Sprache ist die Arbeit der wichtigste Integrations-
faktor. Da die Nicht-Erwerbsquote bei zugewanderten Frauen besonders hoch ist, sollte hier
auch in besonderem Maß investiert werden.

Über solche Alternativen zur Antidiskriminierungspolitik konnte in der Kommission aber
kaum gesprochen werden, weil die Ausrichtung der Mehrheit in ihr grundlegend verschieden
war. Die unausgesprochene Grundhaltung war, der deutschen Gesellschaft kollektiv Schuld
für abwertendes Verhalten gegenüber Migranten und anderen Minderheiten zuzuschreiben
und deshalb allein die Gesellschaft respektive die ressourcenverteilende Politik in der Pflicht
zu sehen. Die CDU-Fraktion sieht Mehrheit und Minderheiten in der Pflicht, um ein
konstruktives Miteinander zu ermöglichen. Minderheiten nur als Opfer und Empfänger
ausgleichender Kompensationen zu betrachten, ist paternalistisch-entmündigend und nimmt
ihnen ihre Würde. Sie sind vielmehr gleichberechtigte Partner und sollen sich auch als solche
wahrnehmen, indem sie ihren Teil zum Gelingen des Zusammenlebens beitragen.

Aus der Uneinigkeit über gemeinsame Grundlagen und Definitionen in der Enquete-
Kommission ergibt sich unmittelbar, dass auch die Folgerungen und Empfehlungen der
Fraktionen voneinander abweichen. An dieser Stelle spricht die CDU-Fraktion vier generelle
Folgerungen aus den Beratungen aus, die in den nächsten Abschnitten weiter ausgebreitet
werden:

1) Gesellschaftlicher Zusammenhalt wird dort gestärkt, wo Gemeinsamkeit erlebt oder auch
erarbeitet werden kann. Das gilt für die Berufsarbeit, aber auch für das Ehrenamt. Sich
für eine gemeinsame Sache, ein gemeinsames Ziel einzusetzen, sei es im Sportverein, in
der Religionsgemeinschaft oder in der Nachbarschaft, lässt die Individuen erkennen, dass
es gemeinsame Grundwerte gibt und geben muss, um zusammen etwas zu erreichen. Das
Ehrenamt, egal, ob institutionell organisiert oder in loser Verbundenheit, muss daher
wertgeschätzt und als wesentlicher Faktor bei der Entwicklung von gemeinsamen Werten
und Überzeugungen unterstützt werden.
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2) Die freiheitliche demokratische Grundordnung basiert auf der Würde jedes einzelnen
Menschen, jedes Individuums. Individuelle Unterschiede und Entscheidungen können
aber zu Ungleichheit führen. Daher ist nicht jede Ungleichheit schon ungerecht. Vielmehr
bedarf es vielfach sogar der Ungleichheit, um sicherzustellen, dass frei getroffene
Entscheidungen auch Relevanz entfalten können. Ohne die Möglichkeit, Ungleichheiten
zuzulassen oder herzustellen, ist individuelle Freiheit nichts wert. Nicht die Ungleichheit
an sich ist daher das Problem, sondern gegebenenfalls bestehende Ungerechtigkeiten und
deren Entstehung oder Aufrechterhaltung. Ungleichheiten und Ungleichbehandlung sind
erst dann Ausdruck von Ungerechtigkeit, von Diskriminierung, wenn es für sie keine
sachlichen Gründe gibt. Deshalb ist bei der Feststellung von Diskriminierung zu prüfen,
ob die Ungleichbehandlung auf solchen sachlichen Gründen oder auf Ressentiments und
Voreingenommenheiten beruht. Die subjektive Einschätzung der Betroffenen ist dabei
ernst zu nehmen, kann aber nicht alleiniger Maßstab sein. Es ist eine offene und
respektvolle Debatte nötig, um herauszuarbeiten, ab wann die sachlich gerechtfertigte
Unterscheidung zwischen Ungleichem in nichtlegitime Diskriminierung umschlägt. Erst
dann kann darüber diskutiert werden, welche Gegenmaßnahmen ergriffen werden
müssen.

3) Zivilgesellschaft ist ein wichtiges Element unseres Gemeinwesens. Sie bezeichnet jenen
Bereich der Gesellschaft, der zwischen Staat, Wirtschaft und privater Sphäre angesiedelt
und von bürgerlichem Engagement gekennzeichnet ist. Dieses umfasst Initiativen,
Bewegungen, Vereine sowie weitere Formen bürgerschaftlichen Engagements, aber auch
Nichtregierungsorganisationen, welche unterschiedliche Interessen und Anliegen
abbilden. Aufgrund der Vielfalt zivilgesellschaftlichen Engagements und der ihm
zugrundliegenden Interessen und Zielsetzungen ist es unzutreffend, von „der
Zivilgesellschaft“ als homogenem Wissens- und Meinungsträger zu sprechen. Vielmehr
ist die Zivilgesellschaft ebenso plural wie die Gesellschaft insgesamt.

4) Bei der Förderung von Antidiskriminierungsmaßnahmen muss nicht nur eine politisch
einseitige Vergabepraxis verhindert werden, sondern die Mittelvergabe muss auch an
Effizienz gebunden werden. In den Sitzungen der Enquete-Kommission wurde eine
Vielzahl von Projekten und Maßnahmen vorgestellt. Zudem hat sich die Kommission
vom Senat Übersichten über Träger, Einzelmaßnahmen und deren Kosten zuliefern
lassen. Es ist nicht gelungen, diese sehr zahlreichen Maßnahmen strukturiert zu
betrachten und einer Aufgabenkritik zu unterwerfen. Allein aus Effizienzgründen ist es
notwendig, eine umfassende inhaltliche Betrachtung wie auch eine Diskussion über deren
Wirksamkeit durchzuführen. Unter den Trägern und Maßnahmen gibt es sicherlich eine
Vielzahl von nicht nur sinnvollen, sondern auch absolut notwendigen Projekten. Es muss
aber auch geprüft werden, welche Maßnahmen zwar sinnvoll sind, aber nicht unbedingt
staatlich finanziert werden müssen, welche Maßnahmen allein Partikularinteressen dienen
oder eindeutig der Agenda einzelner politischer Parteien, und schließlich muss
ausgeschlossen werden, dass Organisationen gefördert werden, die nachweislich
extremistischen Positionen anhängen.

Auf Basis der hier dargelegten Grundposition der CDU-Fraktion sowie der aus den
Erkenntnissen in der Enquete-Kommission gewonnenen Folgerungen werden sich die
nächsten Gliederungsabschnitte vertieft einzelnen Teilaspekten widmen. Dabei soll die
Position der CDU-Fraktion zu den entsprechenden Themen für sich, aber auch im Kontrast zu
den in der Kommission sichtbar gewordenen Positionen der anderen Fraktionen dargestellt
werden. Dies muss Grundlage des weiteren demokratischen Erkenntnisprozesses auch nach
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Beendigung der Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen
Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ sein.

2. Wissenschaftsfreiheit, Pluralität und politische Deutungshoheit

Die vorangegangenen Ausführungen zum politischen Selbstverständnis der CDU-Fraktion
haben deutlich gemacht, dass die freiheitliche demokratische Grundordnung und das auf
individueller Würde beruhende Menschenbild den Ausgangspunkt aller politischen
Überlegungen bilden. Dieses Fundament hat unmittelbare Konsequenzen für das Verhältnis
zwischen Wissenschaft, Politik und öffentlichem Diskurs.

Eine zentrale Konsequenz ist das Bekenntnis der CDU-Fraktion zur Freiheit der Wissenschaft,
wie sie in Artikel 5 Absatz 3 GG verankert ist. Wissenschaftsfreiheit bedeutet, dass Forschung
ergebnisoffen und methodisch plural angelegt sein muss. Es gibt in einer liberalen Demokratie
keine privilegierten Wahrheitsansprüche einzelner Denkschulen und keine Deutungs-
monopole. Dies gilt auch und gerade für politisch aufgeladene Forschungsfelder wie die
Rassismus- und Diskriminierungsforschung.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt war das zentrale Anliegen, mit dem die CDU-Fraktion in
die Enquete-Kommission gegangen ist. Zusammenhalt entsteht jedoch nicht durch verordnete
Einigkeit oder begriffliche Verengung, sondern durch die Fähigkeit einer Gesellschaft, auf der
Grundlage geteilter Regeln, klarer Begriffe und gegenseitiger Anerkennung produktiv zu
streiten. Wissenschaftsfreiheit und wissenschaftliche Pluralität sind dafür keine Nebenaspekte,
sondern zentrale Voraussetzungen wie auch Bestandteile dieser Auseinandersetzung.

Gerade in einer Enquete-Kommission, die sich mit politisch derart aufgeladenen Feldern
befasst, hätte die Wissenschaftsfreiheit Orientierung geben müssen: Nicht politische Laut-
stärke, moralische Selbstvergewisserung oder aktivistische Zuspitzung dürfen darüber
entscheiden, welche Positionen sagbar sind, sondern die Kraft des besseren Arguments, die
methodische Nachprüfbarkeit und die Bereitschaft, Widerspruch auszuhalten (Ambiguitäts-
toleranz). Dass dieser Anspruch in der Kommissionsarbeit immer wieder unter Druck geraten
ist, gehört zu den prägenden Erfahrungen aus Sicht der CDU-Fraktion. Im Folgenden wird
dargelegt, welche Spannungen sich in der Kommissionsarbeit zwischen wissenschaftlicher
Pluralität und dem Anspruch auf normative Deutungshoheit ergeben haben und welche
Konsequenzen die CDU-Fraktion daraus zieht.

2.1. Wissenschaftliche Pluralität als Grundprinzip

In einer offenen Gesellschaft kommt der Wissenschaft eine zentrale Rolle bei der
Beschreibung und Erklärung gesellschaftlicher Phänomene zu. Dies gilt in besonderem Maße
für die Analyse von Diskriminierung, Rassismus und Antisemitismus, da hier empirische
Befunde unmittelbar politische Konsequenzen nach sich ziehen können. Umso wichtiger ist
es, dass wissenschaftliche Erkenntnisse nicht als unangreifbare Wahrheiten behandelt werden,
sondern als vorläufige, methodisch gebundene und prinzipiell revidierbare Aussagen.

Die Sachverständige Prof. Dr. Barbara Zehnpfennig hat in der Kommission mit Nachdruck
darauf hingewiesen, dass Wissenschaft nicht mit einer Stimme spricht. Aufgrund
ergebnisoffener Forschung könne es zu unterschiedlichen Deutungen desselben Phänomens
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kommen. Sie warnte ausdrücklich davor, politische Diskussionen mit dem Verweis auf „die
Wissenschaft“ zu beenden. Wissenschaft sei zwar dem Objektivitätsideal verpflichtet, doch
durch die Auswahl von Methoden, Fragestellungen und theoretischen Prämissen entstünden
zwangsläufig unterschiedliche Ergebnisse. Wissenschaftlicher Sachverstand informiere
politische Entscheidungen, ersetze sie aber nicht. Politische Debatten müssten trotz der
Hinzuziehung wissenschaftlicher Expertise plural und offen bleiben.

Der Sachverständige Prof. Dr. Stephan Grigat hat in diesem Zusammenhang betont, dass über
zentrale Begriffe wie Antisemitismus und Rassismus kein abschließender wissenschaftlicher
Konsens bestehe. Politische und akademische Debatten über diese Begriffe seien nicht nur
legitim, sondern notwendig.

Diese Positionen entsprechen dem Wissenschaftsverständnis der CDU-Fraktion, das
unmittelbar aus dem in der Einleitung dargelegten Falsifikationsprinzip folgt. Wenn politische
Lösungen stets vorläufige und revisionsoffene Annäherungen an komplexe Probleme sind,
dann kann auch die wissenschaftliche Grundlage, auf der sie beruhen, keinen Absolutheits-
anspruch erheben. Es wäre der demokratischen Debatte abträglich, wenn bestimmte
begriffliche und theoretische Positionen als alternativlos und damit als nicht mehr
verhandelbar dargestellt würden, obwohl in der Forschung selbst erhebliche Kontroversen
bestehen. Die Enquete-Kommission hätte gerade deshalb ein Forum sein können, in dem
unterschiedliche wissenschaftliche Perspektiven in einen produktiven Austausch gebracht
werden. Dass dies nur eingeschränkt gelungen ist, ist einer der zentralen Befunde der CDU-
Fraktion.

2.2. Spannungen zwischen wissenschaftlichen Ansätzen in der Kommissionsarbeit

Die Arbeit der Enquete-Kommission war durchgängig von einer Spannung zwischen zwei
grundlegend verschiedenen Perspektiven auf Diskriminierung und Rassismus geprägt. Diese
Spannung ist keine bloße akademische Kontroverse, sondern hat unmittelbare politische
Konsequenzen, da aus der jeweiligen Perspektive grundlegend unterschiedliche Maßnahmen
abgeleitet werden können.

Ein Teil der Mitglieder verstand Rassismus und Diskriminierung primär als strukturelle, in
gesellschaftlichen Institutionen und kulturellen Praktiken verankerte Phänomene.
Diskriminierung sei nicht allein das Ergebnis individueller Vorurteile oder bewusster
Handlungen, sondern werde in den Strukturen und Routinen staatlicher und gesellschaftlicher
Institutionen reproduziert. Individuelle Diskriminierungserfahrungen seien Ausdruck
tieferliegender struktureller Ungleichheiten und eine Beschränkung auf individuelle
Verantwortung blende die systemischen Ursachen von Diskriminierung aus. Daraus wurden in
der Regel von Teilen der Mitglieder weitreichende institutionelle Reformen abgeleitet, etwa
die Einführung von Quoten, die Umgestaltung von Lehrplänen, die Schaffung neuer
Beschwerdestellen oder die grundlegende Veränderung von Einstellungsverfahren.

Der Sachverständige Prof. Dr. Hendrik Hansen hat dem in der Kommission grundsätzlich
widersprochen. Der Begriff des strukturellen Rassismus relativiere individuelle
Verantwortung und verschiebe Fehlverhalten auf abstrakte Strukturen. Zugleich warnte er vor
ideologischen Deutungsmustern, die gesellschaftliche Konflikte entlang fixer Täter-Opfer-
Schemata strukturieren und eine rationale Auseinandersetzung erschweren. Die CDU-Fraktion
teilt diese Position und hat sie durchgängig in den Beratungen der Enquete-Kommission
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vertreten. Diskriminierung ist primär als individuelles Fehlverhalten zu begreifen, wobei die
Bedeutung persönlicher Verantwortung, rechtsstaatlicher Verfahren und empirisch
überprüfbarer Befunde im Zentrum steht. Daraus folgt ein anderer politischer Ansatz: die
Durchsetzung bestehender Rechte, Bildung und Aufklärung sowie die Stärkung individueller
Handlungsfähigkeit.

Diese Kritik hat einen grundsätzlichen methodischen Kern. Wer gesellschaftliche Strukturen
als Ausgangshypothese setzt, macht den konkreten empirischen Nachweis von Diskrimi-
nierung tendenziell überflüssig – die Struktur selbst wird zum Erklärungsgrund. Zugleich
immunisiert sich eine solche Theorie gegen Widerspruch: Wer die Existenz rassistischer
Strukturen bezweifelt, wird nicht widerlegt, sondern als blind gegenüber der Struktur oder gar
als deren Verteidiger dargestellt. Eine Theorie, die ihre eigene Falsifizierung ausschließt,
verliert nach Überzeugung der CDU-Fraktion ihren wissenschaftlichen Charakter.

Diese fundamentale Differenz konnte in der Kommission zu keinem Zeitpunkt überbrückt
werden. Sie durchzog die Beratungen zu nahezu allen Themenbereichen und trug maßgeblich
dazu bei, dass eine Grundlage für die Erarbeitung gemeinsamer Empfehlungen nicht gefunden
werden konnte.

2.3. Wenn Begriffe Politik machen

Eine der folgenreichsten Entwicklungen, die in der Kommissionsarbeit sichtbar wurde,
betrifft die zunehmende Politisierung zentraler Begriffe der Diskriminierungs- und
Rassismusdebatte. Die CDU-Fraktion und ein Teil der Sachverständigen haben während der
gesamten Arbeit der Kommission darauf hingewiesen, dass eine begriffsklare und
differenzierte Analyse die Voraussetzung für jede seriöse politische Debatte ist. Wo Begriffe
ihre analytische Schärfe verlieren und zu politischen Kampfinstrumenten werden, ist eine
sachliche Verständigung nicht mehr möglich.

Deutlich wurde diese Spannung bei der Sitzung zu Muslimfeindlichkeit. Der Anzuhörende
Prof. Dr. Levent Tezcan plädierte für eine begriffliche Differenzierung zwischen
Muslimfeindlichkeit, „antimuslimischem Rassismus“ und Islamkritik und warnte vor einer
unspezifischen Verwendung von Rassismus- und Feindlichkeitsbegriffen. Er betonte die
Notwendigkeit, zwischen negativen Einstellungen, sozialer Distanz und tatsächlicher
Feindseligkeit zu unterscheiden. Auch der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die
Kommission gewählte Sachverständige Dr. Marcus Funck warnte in der gleichen Sitzung vor
einer inflationären Verwendung des Begriffs „antimuslimischer Rassismus“, insbesondere
durch seine kulturalistische Erweiterung, wodurch Prägnanz und Erklärungskraft verloren
gehen könnten. Eine Differenzierung ist notwendig, um die Phänomene adäquat zu
beschreiben und eine Vermengung mit politischen Interessen zu vermeiden.

Am Begriff der Diskriminierung zeigte sich die begriffliche Differenzierung ebenfalls
deutlich. Prof. Dr. Levent Tezcan kritisierte auch hier eine Verwässerung des
Diskriminierungsbegriffs, die er darin sah, dass objektivierbare Benachteiligungen, etwa auf
dem Arbeitsmarkt, mit subjektiv wahrgenommenen Alltagsinteraktionen vermischt würden.
Er wies darauf hin, dass Erfahrungen wie „unfreundlich behandelt“ oder „angestarrt werden“
nicht ohne Weiteres als Diskriminierung gewertet werden könnten. Diese Position wurde
durch seine Analyse qualitativer Fallbeispiele untermauert, welche zeigten, dass
Diskriminierungserfahrungen sehr unterschiedlich verlaufen und nicht ohne Weiteres als
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Beleg für strukturelle Benachteiligung herangezogen werden können. Hinzu kommt, dass
Strukturtheorien eine inhärente Tendenz zur Ausweitung tragen: Da die bloße Wiederholung
der These keinen Erkenntnisgewinn bringt, müssen immer neue Formen struktureller
Diskriminierung identifiziert werden – was die von Prof. Dr. Tezcan kritisierte begriffliche
Inflation zusätzlich antreibt.

In diesem Zusammenhang zeigt sich auch, dass historisch belastete Begrifflichkeiten, die
teilweise weiterhin im alltäglichen Sprachgebrauch vorkommen, einer differenzierten
Betrachtung bedürfen. Ihr Gebrauch kann problematische Konnotationen haben, ohne dass
damit automatisch eine rassistische Intention verbunden ist. Eine pauschale moralische
Verurteilung oder gesellschaftliche Stigmatisierung der Verwender greift daher zu kurz.
Notwendig ist vielmehr eine Sensibilisierung für historische Hintergründe und Kontexte, die
Aufklärung ermöglicht, ohne Debatten vorschnell zu verengen.

Der CDU-Abgeordnete Stephan Lenz warnte in der Kommission vor einem Anspruch auf
alleinige Definitionsmacht über Begriffe mit dem wichtigen Hinweis, dass das Ergebnis in der
Debatte nicht vorweggenommen werden dürfe. Aus Sicht der CDU-Fraktion hat sich diese
Warnung bestätigt. Ein Teil der Sachverständigen und der Vertreter anderer Fraktionen stellte
eine bestimmte theoretische Perspektive auf Rassismus und Diskriminierung als
wissenschaftlich gesichert und damit als nicht mehr verhandelbar dar. Dem widersprechenden
Positionen wurde die Wissenschaftlichkeit abgesprochen, und sie wurden zum Teil mit
Rassismusvorwürfen belegt. Wenn aber wissenschaftliche Positionen als unangreifbar
dargestellt werden und jede abweichende Meinung dem Verdacht des Rassismus ausgesetzt
wird, entsteht ein Klima, in dem eine offene Debatte nicht mehr möglich ist. Dabei wurde
sichtbar, dass kontroverse Sachfragen vorschnell in moralische Verdachtskategorien überführt
werden. Statt über strittige Inhalte zu sprechen, wurde häufig der Vorwurf selbst zum
Gegenstand der Auseinandersetzung. Nötig wären jedoch sachliche Argumente, nicht bloß
Etikettierungen.

2.4. Warum Begriffe präzise sein müssen

Die Forderung nach begrifflicher Klarheit war ein durchgängiges Anliegen der CDU-Fraktion
und der auf ihren Vorschlag in die Kommission gewählten Sachverständigen. Es handelt sich
dabei nicht um akademische Spitzfindigkeit, sondern um eine politische Notwendigkeit. Denn
die Art und Weise, wie Diskriminierung und Rassismus definiert werden, bestimmt
unmittelbar, welche Phänomene als problematisch identifiziert werden, welche Maßnahmen
als angemessen gelten und wohin öffentliche Mittel letztlich fließen.

Diese Sichtweise verdeutlicht, dass eine differenzierte Begriffsarbeit nicht der Relativierung
von Diskriminierung dient, sondern im Gegenteil die Voraussetzung für deren wirksame
Bekämpfung darstellt. Dr. Marcus Funck plädierte in diesem Zusammenhang für eine
vorgelagerte Klärung von Definitionen und Kategorisierungen, da unterschiedliche Begriffe
unterschiedliche theoretische Konzepte transportieren und das Verständnis des Phänomens
prägen. Wer alle negativen Erfahrungen unterschiedslos als Rassismus oder Diskriminierung
einordnet, verliert die Fähigkeit, zwischen unterschiedlichen Phänomenen zu unterscheiden
und jeweils angemessene Gegenmaßnahmen zu entwickeln.
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2.5. Konsequenzen für das Verhältnis von Wissenschaft und Politik

Die vorangegangenen Abschnitte haben gezeigt, dass die Arbeit der Enquete-Kommission von
grundlegenden Spannungen zwischen wissenschaftlichen Ansätzen geprägt war, dass zentrale
Begriffe der Debatte absolut gesetzt und einer sachlichen Klärung entzogen wurden, und dass
die fehlende begriffliche Differenzierung die Handlungsfähigkeit der Kommission
beeinträchtigt hat. Aus diesen Erfahrungen zieht die CDU-Fraktion fünf Konsequenzen:

1) Die CDU-Fraktion bekräftigt, dass wissenschaftliche Erkenntnisse eine wichtige
Grundlage politischer Entscheidungen sind, diese aber nicht determinieren. Wissenschaft
liefert Analysen, Daten und Interpretationsangebote. Die Gewichtung dieser Erkenntnisse
und die Ableitung konkreter Maßnahmen ist eine politische Aufgabe, die in
demokratischen Verfahren entschieden werden muss. Kein wissenschaftliches Paradigma
kann für sich in Anspruch nehmen, die einzig richtige Grundlage politischen Handelns zu
sein.

2) Die CDU-Fraktion betont die Notwendigkeit wissenschaftlicher Pluralität in der
politischen Beratung. In den Beratungen der CDU-Fraktion mit den auf ihren Vorschlag
gewählten Sachverständigen hat sich gezeigt, dass die Berufung von Expertinnen und
Experten aus unterschiedlichen wissenschaftlichen Richtungen zu einem produktiven
Austausch führte. Die CDU-Fraktion hat bewusst Sachverständige vorgeschlagen, die
verschiedene Perspektiven einbrachten und nicht einer einheitlichen Denkschule folgten.
Diese Pluralität war gewollt und notwendig, um die Komplexität der verhandelten
Themen angemessen abzubilden.

3) Die CDU-Fraktion wendet sich gegen jede Form von Deutungsmonopolen in der
wissenschaftlichen und politischen Debatte. In der Kommissionsarbeit wurde wiederholt
der Versuch unternommen, bestimmte theoretische Ansätze – insbesondere solche, die
strukturellen Rassismus als Grundannahme setzen – als wissenschaftlichen Konsens
darzustellen und abweichende Positionen als unwissenschaftlich oder gar rassistisch zu
diskreditieren. Die CDU-Fraktion hält dem entgegen, dass wissenschaftlicher Dissens
kein Defizit, sondern ein Qualitätsmerkmal ist.

4) Die CDU-Fraktion zieht aus den Erfahrungen in der Kommission die Schlussfolgerung,
dass politische Entscheidungen über Begriffsdefinitionen und Theorien zu struktureller
Diskriminierung nicht an wissenschaftliche Expertengremien delegiert werden dürfen,
sondern demokratisch zu verhandeln sind. Begriffsdefinitionen und Theorien zu
struktureller Diskriminierung sind politisch wirksam und bedürfen daher der
demokratischen Legitimation. Die CDU-Fraktion bringt in diese Debatte die klare
Überzeugung ein, dass die freiheitliche Rechts- und Werteordnung in Deutschland und
Berlin nicht strukturell antisemitisch oder rassistisch ist. Fehlentwicklungen sind zu
bekämpfen, aber ohne pauschale Delegitimierung staatlicher Institutionen oder von Teilen
der Gesellschaft.

5) Aus Sicht der CDU-Fraktion ist ein Wissenschaftsverständnis zurückzuweisen, das
politische Vorentscheidungen als wissenschaftlich alternativlos ausgibt. Wissenschaft lebt
von Hypothesen, Kritik, Präzisierung und gegebenenfalls Korrektur. Sie verliert ihren
Charakter, wenn sie zur moralisch aufgeladenen Letztinstanz zur Entscheidung
gesellschaftlicher Konflikte umgebaut wird. Gerade die Kommissionsarbeit hat gezeigt,
wie schnell die Grenze zwischen wissenschaftlicher Expertise und politischem
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Aktivismus verschwimmen kann. Wo dies geschieht, gerät die notwendige
Unterscheidung zwischen Erkenntnisanspruch und politischer Interessenvertretung in
Gefahr. Das Parlament muss Expertise anhören, darf aber politische Entscheidungen nicht
mit dem Verweis auf wissenschaftliche Gewissheiten der demokratischen Auseinander-
setzung entziehen.

Die Lehre aus der Enquete-Kommission ist daher für die CDU-Fraktion eindeutig:
Wissenschaftsfreiheit muss gegen Einschüchterung und politischen Druck verteidigt werden.
Zugleich muss wissenschaftliche Pluralität gegen moralische Verengung, hegemoniale
Begriffsinterpretation und aktivistische Deutungshoheit geschützt werden. Offene
Gesellschaften halten Dissens aus. Wer Andersdenkende nicht politisch ausschließen kann,
darf dies nicht auf dem Umweg wissenschaftlicher Deutungshoheit tun. Offener Streit
verlangt begründungsfähige Argumente, nicht akademische Ausgrenzung. Gerade bei
politisch und emotional hoch aufgeladenen Themen wie Antisemitismus, Rassismus und
Diskriminierung ist dies keine Schwäche, sondern eine Voraussetzung rechtsstaatlicher und
demokratischer Urteilsbildung. Wer gesellschaftlichen Zusammenhalt will, muss Widerspruch
als produktiv begreifen. Zusammenhalt, der auf begrifflicher Verengung und moralischer
Einschüchterung beruht, ist keiner.

Die CDU-Fraktion ist sich bewusst, dass diese Positionsbestimmung in der Kommission nicht
von allen geteilt wurde. Gerade deshalb hält sie es für notwendig, diese Grundsätze im
Rahmen des vorliegenden Berichts klar zu formulieren. Sie bilden den Rahmen, in dem die
CDU-Fraktion die einzelnen Themenbereiche der Enquete-Kommission in diesem Bericht
einordnet und bewertet.

3. Zentrale politische Konfliktlinien und Grenzen der Kommissionsarbeit

Die in den vorangegangenen Abschnitten dargestellte Grundposition der CDU-Fraktion und
ihr Wissenschaftsverständnis bildeten den Rahmen, in dem die Fraktion an der Arbeit der
Enquete-Kommission teilgenommen hat. Im Verlauf der Beratungen sind dabei Konfliktlinien
sichtbar geworden, die weit über einzelne Sachfragen hinausgehen und fundamentale
Differenzen im Verständnis von Zusammenhalt und Diskriminierung in Gesellschaft und Staat
offenbaren. Diese grundlegenden Konfliktlinien haben die Kommissionsarbeit durchgängig
geprägt und waren letztlich ursächlich dafür, dass die Erstellung gemeinsamer
Handlungsempfehlungen nicht zustande kommen konnte.

Im Folgenden werden die zentralen Konfliktlinien systematisch dargestellt. Es handelt sich
dabei nicht um eine Wiedergabe einzelner Sitzungsverläufe, sondern um eine verdichtete
Analyse der grundlegenden Differenzen, die sich quer durch alle Themenbereiche zogen. Die
CDU-Fraktion legt dabei ihre eigene Position dar und benennt die Gegenposition, soweit dies
für das Verständnis der Konflikte erforderlich ist.

3.1. Grundsatzdifferenzen im Gesellschaftsverständnis

Die grundlegendste Konfliktlinie der gesamten Kommissionsarbeit betraf die Frage, wie
Gesellschaft zu verstehen ist und welche Rolle Diskriminierung in ihr spielt. Hinter den
konkreten Sachdebatten zu Antisemitismus, Rassismus oder Diskriminierung standen zwei
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fundamental verschiedene Gesellschaftsbilder, die sich in nahezu jeder Sitzung gegenüber-
standen.

Die CDU-Fraktion geht von einem Gesellschaftsverständnis aus, welches das Individuum in
den Mittelpunkt stellt. Menschen sind zuerst Individuen mit unantastbarer Würde und
persönlicher Verantwortung, nicht Angehörige von Gruppen, die durch zugeschriebene
Identitäten definiert werden. Diskriminierung ist in diesem Verständnis ein reales Phänomen,
das aber primär als individuelles Fehlverhalten verstanden wird. Die bestehende Rechts- und
Werteordnung der Bundesrepublik ist nicht strukturell diskriminierend, sondern bietet die
Instrumente, um Diskriminierung zu bekämpfen. Ungleichheiten können vielfältige Ursachen
haben und nicht jede Ungleichheit ist automatisch Ausdruck von Diskriminierung.

Die Gegenposition, die von den Fraktionen der SPD, Grünen und Linken sowie einem
erheblichen Teil der auf deren Vorschlag gewählten Sachverständigen und Anzuhörenden
vertreten wurde, ging von einer grundlegend anderen Annahme aus: Diskriminierung sei nicht
primär individuelles Fehlverhalten, sondern in den Strukturen, Institutionen und kulturellen
Praktiken der Gesellschaft verankert. Die bestehende Ordnung reproduziere Ungleichheit,
auch wenn dies nicht bewusst oder absichtsvoll geschehe. Aufgabe der Kommission sei es
daher, diese strukturellen Muster zu identifizieren und Gegenmaßnahmen zu entwickeln.

Diese Grundsatzdifferenz hatte unmittelbare Konsequenzen für die gesamte Kommissions-
arbeit. Denn wer von strukturellem Rassismus ausgeht, fordert in der Regel tiefgreifende
institutionelle Reformen, veränderte Einstellungsverfahren, neue Beschwerdestellen, Quoten,
verpflichtende Sensibilisierungsmaßnahmen und eine Umgestaltung von Lehrplänen. Wer
hingegen Diskriminierung als individuelles Fehlverhalten versteht, setzt auf die Durchsetzung
bestehender Rechte, auf Bildung, auf Eigenverantwortung und auf die Stärkung individueller
Handlungsfähigkeit. Beide Ansätze führen zu völlig unterschiedlichen Handlungs-
empfehlungen. Das Erarbeiten von gemeinsamen Positionen war daher von Beginn an nur
möglich, wenn eine Verständigung über diese Grundannahmen gelungen wäre. Diese
Verständigung ist nicht gelungen.

Aus Sicht der CDU-Fraktion liegt ein wesentlicher Grund für die ausgebliebene
Verständigung darin, dass die These des strukturellen Rassismus von den anderen Fraktionen
nicht als eine von mehreren möglichen Perspektiven behandelt wurde, sondern als
feststehende Tatsache, deren Infragestellung bereits als Ausdruck von Rassismus gewertet
wurde. Diese Dynamik machte eine offene und ergebnisorientierte Debatte unmöglich. Die
CDU-Fraktion hat stets betont, dass sie die Realität von Diskriminierung nicht leugnet. Sie
bestreitet aber, dass die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland und ihre Institutionen
strukturell rassistisch sind. Diese Position ist eine legitime politische Überzeugung, die durch
gewichtige wissenschaftliche Argumente gestützt wird. Bemerkenswert ist in diesem
Zusammenhang, dass sämtliche in den Kommissionssitzungen anwesenden Senats-
verwaltungen – einschließlich der von der SPD geführten – auf direkte Nachfrage erklärten,
dass ihre Verfahren, Dienstanweisungen und Verwaltungsabläufe nicht so angelegt seien, dass
sie automatisch zu einer strukturellen Benachteiligung von Personengruppen führten.
Diskriminierung in der Verwaltung entsteht nicht durch die Institution als solche, sondern
durch das individuelle Verhalten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Dieser Befund
bestätigt die CDU-Position: Nicht der Staat ist strukturell rassistisch, sondern Individuen
können in seinem Rahmen diskriminierend handeln.
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3.2. Individuum und Gruppe: Ein Grundsatzkonflikt

Eng verbunden mit der Grundsatzfrage war ein zweiter Konflikt, der das Verhältnis von
Individuum und Gruppe betraf. Die CDU-Fraktion vertritt ein universalistisches Verständnis,
in dem der Staat allen Bürgerinnen und Bürgern gleiche Rechte und Pflichten zuerkennt, ohne
nach Gruppenmerkmalen zu differenzieren. Staatliches Handeln soll sich an allgemein-
gültigen Maßstäben orientieren, nicht an einer immer weiter fortschreitenden Ausdifferen-
zierung nach Gruppenmerkmalen.

Die Gegenposition betonte die Notwendigkeit, die spezifischen Erfahrungen und Bedürfnisse
einzelner Gruppen in den Mittelpunkt zu stellen. Minderheitenschutz erfordere demnach nicht
nur formale Gleichbehandlung, sondern gezielte Maßnahmen, die die besondere Lage
einzelner Gruppen berücksichtigen bis hin zu positiver Diskriminierung, also der bewussten
Bevorzugung bislang benachteiligter Gruppen.

Die CDU-Fraktion sieht in einer zu starken Ausdifferenzierung nach Gruppenidentitäten
mehrere Gefahren. Erstens droht eine Fragmentierung der Gesellschaft, wenn politische
Maßnahmen nicht mehr am Individuum, sondern an Gruppenzugehörigkeiten ausgerichtet
werden. Zweitens können gruppenbezogene Privilegierungen neue Ungerechtigkeiten
schaffen und die gesellschaftliche Akzeptanz von Antidiskriminierungspolitik untergraben.
Drittens steht eine quotenorientierte Repräsentationslogik in einem Spannungsverhältnis zum
Leistungsprinzip und zur Chancengerechtigkeit – beides Maßstäbe, an denen die CDU-
Fraktion politische Entscheidungen misst.

Aus Sicht der CDU-Fraktion führt der Weg über Integration und aktive Teilhabe: Menschen,
die von Diskriminierung betroffen sind, sollen möglichst vollständig in alle gesellschaftlichen
Zusammenhänge einbezogen werden, um so Vorurteile abzubauen und gemeinsame
Erfahrungsräume zu schaffen. Das Primat liegt auf dem Gemeinsamen, nicht auf der
Betonung von Unterschieden. Dies bedeutet nicht, dass Diskriminierung geleugnet oder ihre
Überwindung abgelehnt wird. Es bedeutet aber, dass die CDU-Fraktion einen Ansatz
bevorzugt, der gesellschaftlichen Zusammenhalt durch Integration stärkt, statt ihn durch eine
Instrumentalisierung von Gruppenidentitäten zu gefährden.

In den Beratungen wurde diese Position von anderen Fraktionen wiederholt als Ausdruck
mangelnder Sensibilität gegenüber Diskriminierungserfahrungen kritisiert. Die CDU-Fraktion
weist diese Kritik zurück. Die Anerkennung von Diskriminierungserfahrungen steht nicht im
Widerspruch zu einem universalistischen Ansatz. Im Gegenteil: Gerade weil die CDU-
Fraktion die Würde jedes Einzelnen in den Mittelpunkt stellt, nimmt sie Diskriminierung
ernst, als Verletzung individueller Rechte, nicht als Ausdruck einer strukturell defizitären
Gesellschaft.

3.3. Der Dissens über die Grundbegriffe

Eine dritte zentrale Konfliktlinie betraf die Frage, was unter den Schlüsselbegriffen der
Kommissionsarbeit – Gesellschaftlicher Zusammenhalt, Diskriminierung und Rassismus –
jeweils zu verstehen ist. Diese Begriffsdebatten waren keine akademischen Nebenschauplätze,
sondern der Kern des politischen Dissenses. Denn die Definition eines Problems bestimmt
unmittelbar, welche Lösungen als angemessen gelten. Erschwerend kam hinzu, dass die
zugrunde gelegten Begriffsdefinitionen häufig nicht offengelegt, sondern stillschweigend
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vorausgesetzt wurden. Kritik an einer bestimmten Begriffsverwendung wurde so nicht als
methodische Frage behandelt, sondern als inhaltliche Positionierung gewertet.

Im Bereich der Diskriminierung stand eine enge, rechtlich orientierte Definition einer weiten,
soziologisch geprägten gegenüber. Die CDU-Fraktion vertritt die Auffassung, dass
Diskriminierung als objektivierbare Benachteiligung verstanden werden muss, die einer
sachlichen Überprüfung standhält. Nicht jede als unangenehm empfundene Alltagsinteraktion
ist Diskriminierung. Die Unterscheidung zwischen subjektiver Wahrnehmung und objektiv
feststellbarer Ungleichbehandlung ist für jede seriöse Antidiskriminierungspolitik
unverzichtbar.

Auf der anderen Seite stand ein erweiterter Diskriminierungsbegriff, der auch subjektive
Erfahrungen, alltägliche „Mikroaggressionen“ und unbewusste Vorurteile umfasst. Dass
alltägliche Zurückweisungen und Vorurteile für Betroffene belastend sind, wird damit nicht
bestritten. Entscheidend ist jedoch die Unterscheidung zwischen solchen Erfahrungen und
einer objektivierbaren Diskriminierung, die staatliches Handeln erfordert und rechtlich fassbar
ist. In der Ausweitung des Diskriminierungsbegriffs sieht die CDU-Fraktion die Gefahr, dass
er seine analytische Schärfe verliert und zu einem politischen Instrument wird, mit dem
letztlich jede negative Erfahrung im Zusammenleben als Diskriminierung etikettiert werden
kann.

Ähnliche Spannungen zeigten sich beim Begriff des Rassismus. Die in Abschnitt 3.1.
dargestellten Grundsatzdifferenzen schlugen hier unmittelbar auf die Begriffsarbeit durch: Die
CDU-Fraktion lehnt den Begriff des „strukturellen Rassismus“ in seiner verbreiteten
Verwendung ab, weil er aus ihrer Sicht individuelle Verantwortung relativiert und
Fehlverhalten auf abstrakte Strukturen verschiebt. Dies bedeutet nicht, dass die CDU-Fraktion
die Existenz rassistischer Einstellungen und Handlungen bestreitet. Sie bestreitet aber, dass
die auf der freiheitlichen demokratischen Grundordnung basierenden Institutionen der
Bundesrepublik – Polizei, Justiz, Bildungssystem, Verwaltung – strukturell rassistisch sind.
Ein Rassismusbegriff, der institutionelle Strukturen, unbewusste Einstellungen und
statistische Ungleichheiten gleichermaßen umfasst, lässt sich kaum noch von Vorurteilen,
sozialer Distanz oder individueller Benachteiligung abgrenzen und verliert damit genau die
analytische Schärfe, die für eine zielgerichtete Bekämpfung von Diskriminierung erforderlich
wäre.

Bei der Debatte über Muslimfeindlichkeit war die begriffliche Auseinandersetzung besonders
ausgeprägt. Die Kommission konnte sich nicht einmal darauf verständigen, ob das zu
behandelnde Phänomen als Muslimfeindlichkeit, als „antimuslimischer Rassismus“ oder als
Islamkritik zu fassen sei. Hinter diesen Begriffen stehen jeweils unterschiedliche theoretische
Konzepte mit unterschiedlichen politischen Implikationen. Die CDU-Fraktion hält eine klare
Differenzierung für unverzichtbar: Zwischen negativen Einstellungen, sozialer Distanz und
tatsächlicher Feindseligkeit bestehen erhebliche Unterschiede. Ebenso muss zwischen
legitimer Religionskritik und der Diskriminierung von Menschen unterschieden werden. Die
Verwendung des Begriffs „antimuslimischer Rassismus“ verwischt diese Unterscheidungen
und erschwert sowohl die Analyse als auch die Entwicklung zielgenauer Maßnahmen. Zudem
wird der Rassismusbegriff durch eine kulturalistische Aufladung seines ursprünglichen Sinns
beraubt und ist damit bei der Bekämpfung des biologistischen Rassismus nur noch bedingt
brauchbar.
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Auch der Begriff des Antiziganismus war Gegenstand einer begrifflichen Auseinandersetzung.
Strittig war, ob das Phänomen – von manchen als „Rassismus gegen Roma und Sinti“
bezeichnet – als eigenständige, historisch gewachsene Ideologie oder als spezifische Form
von Rassismus zu fassen sei. Die CDU-Fraktion erkennt die besondere historische
Verantwortung Deutschlands gegenüber Sinti und Roma ausdrücklich an und hält eine
eigenständige Benennung des Phänomens für sachlich gerechtfertigt, da Antiziganismus eine
spezifische Struktur und Geschichte aufweist, die in einem allgemeinen Rassismusbegriff
nicht aufgeht. Die begrifflichen Auseinandersetzungen in der Kommission – von der
Diskriminierungsdefinition über den Rassismusbegriff bis zum Antiziganismus – machen
deutlich: Differenzierte Begriffsverwendung dient nicht der Relativierung von
Diskriminierung, sondern ist Voraussetzung für eine angemessene Analyse. Sie schützt
zugleich davor, dass legitime politische Positionen durch begriffliche Unschärfe vorschnell
delegitimiert werden.

3.4. Grenzen staatlicher Steuerung

Eine vierte Konfliktlinie betraf die Frage, welche Rolle der Staat bei der Bekämpfung von
Diskriminierung spielen soll und wo die Grenzen staatlicher Steuerung liegen. Die CDU-
Fraktion vertritt den Grundsatz, dass der Staat den Rahmen für ein freiheitliches und
gerechtes Zusammenleben setzt, aber nicht jeden Aspekt des gesellschaftlichen Lebens
regulieren kann und soll.

In den Beratungen der Kommission wurde eine Fülle von Maßnahmen vorgestellt und
diskutiert, die von neuen Beratungsstellen über veränderte Einstellungsverfahren, über
Schulungen bis hin zu umfassenden Förderprogrammen reichten. Die CDU-Fraktion hat diese
Vorschläge stets unter dem Gesichtspunkt des tatsächlichen Handlungsbedarfs, der
Verhältnismäßigkeit, der Wirksamkeit und der Finanzierbarkeit betrachtet. Nicht jedes
Problem, das in der Kommission benannt wurde, erfordert eine neue staatliche Maßnahme.
Und nicht jede bestehende Maßnahme ist wirksam oder effizient.

Mehrere grundlegende Bedenken leiten die Position der CDU-Fraktion:

1) Berlin wendet bereits erhebliche Mittel für Antidiskriminierungsarbeit auf. Eine bloße
Erhöhung finanzieller Mittel führt nicht automatisch zu besseren Ergebnissen. Es bedarf
vielmehr einer ganzheitlichen Betrachtung bestehender Programme und einer
Aufgabenkritik, die klärt, welche Maßnahmen wirksam sind, welche zwar sinnvoll, aber
nicht zwingend staatlich finanziert werden müssen, und welche möglicherweise
Partikularinteressen dienen oder der Agenda einzelner politischer Parteien entsprechen.

2) Staatliche Förderung muss subsidiär, strategisch koordiniert und bürokratiearm sowie auf
Grundlage klarer, verbindlicher Kriterien erfolgen, zu denen die Verfassungstreue der
geförderten Organisationen ausdrücklich gehört. Ehrenamtliche Strukturen, die einen
erheblichen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt leisten, dürfen nicht durch
staatliches Mikromanagement ersetzt oder durch bürokratische Förderverfahren entmutigt
werden. Vielmehr gilt es, das enorme zivilgesellschaftliche Engagement in Sportvereinen,
Religionsgemeinschaften, Nachbarschaften, im Zivil- und Katastrophenschutz sowie in
Wohlfahrtsverbänden zu stärken, ohne es an den Staat zu binden.
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3) Der Staat darf keine Maßnahmen fördern oder dulden, die extremistischen Positionen
Vorschub leisten. Die Kommissionsarbeit hat gezeigt, dass im Bereich der
Antidiskriminierungsarbeit eine Vielzahl von Trägern und Organisationen aktiv ist. Unter
ihnen gibt es zweifellos viele, die wertvolle und notwendige Arbeit leisten. Unabhängig
davon muss sichergestellt werden, dass keine Organisationen gefördert werden, die
nachweislich extremistischen Positionen anhängen.

Die CDU-Fraktion hat diese Positionen durchgängig in der Kommission vertreten. Sie stießen
bei den anderen Fraktionen auf erheblichen Widerstand. Bereits die Forderung nach einer
Überprüfung bestehender Förderstrukturen wurde als Angriff auf die Zivilgesellschaft
interpretiert, und das Bestehen auf Haushaltseffizienz als mangelndes Engagement gegen
Diskriminierung. Die CDU-Fraktion weist diese Interpretation zurück. Eine
verantwortungsvolle Haushaltspolitik und eine wirksame Antidiskriminierungspolitik sind
keine Gegensätze, sie bedingen einander.

3.5. Postkolonialismus und Antisemitismus

Eine besondere Konfliktlinie, die in der Kommissionsarbeit immer wieder aufbrach, betraf
das Verhältnis von Antisemitismusbekämpfung und postkolonialer Theorie. Die CDU-
Fraktion sieht mit großer Sorge, dass in bestimmten akademischen und aktivistischen Milieus
eine Tendenz besteht, Antisemitismus durch die Brille postkolonialer Kategorien zu deuten
und damit in seiner Spezifik zu relativieren.

In der internationalen wissenschaftlichen Debatte hat sich in den letzten Jahren eine Strömung
verstärkt, die den israelisch-palästinensischen Konflikt primär als koloniales Verhältnis deutet
und den Staat Israel in die Kategorie der „Siedlerkolonialstaaten“ einordnet. Diese
Perspektive führt in der politischen Praxis dazu, dass Parolen wie „From the River to the Sea“
oder die offene Solidarisierung mit der Terrororganisation HAMAS nicht als Antisemitismus
erkannt, sondern als legitimer antikolonialer Widerstand interpretiert werden. Die
Eskalationen auf Berlins Straßen oder an Berliner Hochschulen seit dem 7. Oktober 2023
haben die politische Brisanz dieser Entwicklung eindrücklich belegt.

Die CDU-Fraktion hält die IHRA-Arbeitsdefinition für eine international anerkannte und
praktikable Grundlage zur Einordnung antisemitischer Vorfälle, insbesondere auch in ihrer
israelbezogenen Dimension. Angriffe auf diese Definition, die gerade von Vertretern
postkolonialer Ansätze vorgebracht werden, schwächen die Prävention und dienen faktisch
der Relativierung von Antisemitismus. Die CDU-Fraktion stellt unmissverständlich klar: Der
Kampf gegen Antisemitismus darf nicht gegen den Kampf gegen andere Formen von
Diskriminierung ausgespielt werden. Aber ebenso wenig darf Antisemitismus durch seine
Einordnung in übergeordnete Diskriminierungsnarrative seiner Spezifik beraubt werden.

In der Kommissionsarbeit hat sich gezeigt, dass diese Differenzierung nicht von allen geteilt
wurde. Für die Berliner Antisemitismusprävention hat das unmittelbare Konsequenzen: Wenn
die theoretischen Grundlagen, auf denen Präventionsprogramme aufbauen, den
israelbezogenen Antisemitismus systematisch ausblenden oder als legitime Israelkritik
umdefinieren, dann verfehlen diese Programme genau diejenigen Formen, die gegenwärtig
am stärksten zunehmen.
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3.6. NGOs und staatliche Neutralität

Eine weitere Konfliktlinie betraf die Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen und ihr
Verhältnis zum Staat. Wie dargelegt, ist Zivilgesellschaft plural. Sie umfasst Initiativen,
Vereine, Religionsgemeinschaften und Nichtregierungsorganisationen oder auch informelle
Personenzusammenschlüsse mit sehr unterschiedlichen Interessen und Zielsetzungen. In der
Kommissionsarbeit entstand wiederholt der Eindruck, dass der organisierte und häufig
staatlich finanzierte Teil der Zivilgesellschaft als Repräsentant „der Zivilgesellschaft“
insgesamt auftrat – eine Gleichsetzung, die dem tatsächlichen Pluralismus der Zivilgesell-
schaft nicht gerecht wird.

Die CDU-Fraktion erkennt ausdrücklich an, dass viele Nichtregierungsorganisationen
wertvolle Arbeit im Bereich der Antidiskriminierung, der Prävention und der Beratung leisten.
Gleichzeitig besteht die Notwendigkeit einer kritischen Differenzierung. Nicht jede
Organisation, die sich als zivilgesellschaftlich bezeichnet, vertritt automatisch gesamt-
gesellschaftliche Interessen. Organisationen, die sich primär als politische Interessen-
vertretungen verstehen und deren Arbeit auf bestimmten ideologischen Prämissen beruht,
können nicht mit dem Anspruch auftreten, für die Gesellschaft als Ganzes zu sprechen – dies
widerspräche einem pluralen Ansatz.

Besonders kritisch sieht die CDU-Fraktion die zunehmende Verwischung der Grenzen
zwischen zivilgesellschaftlichem Engagement, politischem Aktivismus und wissenschaftlicher
Expertise. In der Kommissionsarbeit traten wiederholt Sachverständige und Anzuhörende auf,
die gleichzeitig als Wissenschaftler, als Vertreter bestimmter Bevölkerungsgruppen und als
politische Aktivisten agierten. Die CDU-Fraktion erkennt an, dass Mehrfachrollen in einer
offenen Gesellschaft legitim sind. Sie weist aber darauf hin, dass die Vermischung dieser
Rollen in einem parlamentarischen Gremium zu Intransparenz führt und die sachliche
Bewertung von Expertise erschwert. Dies wiegt umso schwerer, wenn die betreffenden
Organisationen öffentliche Mittel für die Bearbeitung bestimmter Diskriminierungs-
phänomene erhalten und damit ein institutionelles Eigeninteresse an deren Darstellung und
Bewertung haben.

Der Grundsatz staatlicher Neutralität verlangt, dass der Staat Antidiskriminierungsarbeit nicht
an politische Akteure delegiert, deren Arbeit auf ideologischen Vorannahmen beruht, die in
der Gesellschaft nicht konsensfähig sind. Grundsätzlich besteht kein Rechtsanspruch auf
öffentliche Zuwendung. Staatliche Förderentscheidungen sind politisch zu verantworten und
setzen voraus, dass geförderte Organisationen die freiheitliche demokratische Grundordnung
achten. Staatliche Förderung darf keine antisemitischen oder anderweitig extremistischen
Inhalte legitimieren. Die CDU-Fraktion sieht hier erheblichen Handlungsbedarf für das Land
Berlin und wird im Abschnitt zu den Handlungsempfehlungen entsprechende Vorschläge
unterbreiten.

3.7. Sitzung zur Zwischenbilanz: Grundsatzdifferenzen brechen auf

Die in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Konfliktlinien traten in besonderer
Deutlichkeit in der nichtöffentlichen Zwischenbilanz-Sitzung vom 5. Dezember 2025 hervor.
Diese Sitzung wurde einberufen, um nach Abschluss der Anhörungsphase eine Verständigung
über das weitere Vorgehen der Kommission zu erreichen. Der Verlauf dieser Sitzung machte
deutlich, dass eine Verständigung auf gemeinsame Grundlagen nicht gelungen war.
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Die Sitzung legte offen, dass die anderen Fraktionen nicht an einer ergebnisoffenen
Verständigung interessiert waren, sondern die Anerkennung bestimmter Prämissen zur
Voraussetzung für die weitere Zusammenarbeit erklärten. Der CDU-Fraktion wurde pauschal
vorgeworfen, wissenschaftliche Erkenntnisse zu ignorieren – ein Vorwurf, der eine sachliche
Auseinandersetzung mit den tatsächlichen Differenzen verhinderte, statt sie zu befördern.

Die Sachverständige Prof. Dr. Barbara Zehnpfennig legte die eigentliche Ursache dieses
Befundes offen: In der Kommission seien faktisch nur zwei Positionen vertreten gewesen: die
der CDU und die aller anderen Fraktionen. Die normale Parteienvielfalt sei nicht abgebildet
worden. Statt Sachargumenten seien Vorwürfe der Wissenschaftsfeindlichkeit und des
Rassismus als Mittel der Auseinandersetzung eingesetzt worden.

Prof. Dr. Stephan Grigat benannte das methodische Kernproblem: In der Kommission sei mit
einem feststehenden Begriff von Wissenschaft argumentiert worden, obwohl zu keinem der
diskutierten Begriffe – von Antisemitismus über Rassismus bis zu Diskriminierung – ein
abschließender wissenschaftlicher Konsens bestehe. Wer die Anerkennung eines bestimmten
Forschungsstandes zur Geschäftsgrundlage erkläre, schließe damit legitime wissenschaftliche
Positionen aus.

Statt auf diese differenzierten Positionen einzugehen, verschärften die anderen Fraktionen die
Polarisierung. Mehrere Sachverständige erklärten, ihre Arbeit nicht fortsetzen zu können,
wenn sich die Arbeitsweise nicht grundlegend ändere. Es wurde ein verbindlicher
Kommunikationskodex gefordert, der die Anerkennung bestimmter wissenschaftlicher
Befunde zur Voraussetzung für die weitere Arbeit machen sollte. Die CDU-Fraktion hat diese
Forderungen als Versuch gewertet, die Debatte zu beenden und bestimmte politische
Positionen als nicht verhandelbar zu setzen.

Der Sachverständige Dr. Marcus Funck stellte zudem treffend fest, dass die permanente
Öffentlichkeit der Sitzungen dazu geführt habe, dass politische Grundüberzeugungen
performativ auf die Bühne gebracht und wiederholt worden seien, statt eine konstruktive
Auseinandersetzung mit den Sachfragen zu suchen. Sein Fazit: Die Kommission sei ihrem
Auftrag nicht ansatzweise gerecht geworden.

Die CDU-Fraktion hat sich gleichwohl konstruktiv an der Diskussion beteiligt. Die
Abgeordnete Katharina Senge warb um gegenseitiges Verständnis und machte deutlich, dass
die CDU die Existenz von Diskriminierung nicht leugne, sondern andere Antworten auf die
Frage habe, wie ihr zu begegnen sei. Ihr Vorschlag, vor dem Übergang zu konkreten
Maßnahmen eine grundlegende Begriffsklärung vorzunehmen – eine Klärung, die eigentlich
am Anfang der Kommissionsarbeit hätte stehen müssen – blieb ohne Resonanz.

3.8. Nicht behandelte Schwerpunkte

Die CDU-Fraktion muss an dieser Stelle auf einen Umstand hinweisen, der für die Bewertung
der Kommissionsarbeit von Bedeutung ist. Im gemeinsam vereinbarten Arbeitsplan der
Enquete-Kommission waren zwei weitere Sitzungen vorgesehen, die sich den Themen „Wir-
Gefühl und gesellschaftlicher Zusammenhalt“ sowie „Betrachtung der Wirksamkeit
bestehender Programme“ widmen sollten. Beide Sitzungen fanden nicht statt, weil die
inhaltliche Arbeit der Kommission nicht mehr fortgeführt wurde.
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Dieser Umstand wiegt schwer, weil es sich bei beiden Themen um zentrale Anliegen der
CDU-Fraktion handelte. Die Frage, was die Berliner Stadtgesellschaft zusammenhält und wie
ein gemeinsames „Wir-Gefühl“ jenseits von Gruppenidentitäten entstehen kann, war für die
CDU-Fraktion der eigentliche Kern des Kommissionsauftrags. Die Betrachtung bestehender
Programme wiederum hätte die Möglichkeit eröffnet, die Vielzahl an Maßnahmen und
Förderstrukturen genauer zu durchleuchten. Eine Aufgabe, die der Einsetzungsbeschluss
ausdrücklich vorsah und die die CDU-Fraktion von Beginn an eingefordert hatte.

Die Schwerpunktsetzungen und der damit verbundene Arbeitsplan der Kommission beruhte
auf einem Kompromiss: Die CDU-Fraktion ließ sich auf die thematischen Anhörungen zu den
einzelnen Diskriminierungsformen in Handlungsfeldern ein, obwohl sie die einseitige
Schwerpunktsetzung auf Phänomenbeschreibungen kritisch sah. Im Gegenzug sollten die
beiden genannten Sitzungen die Möglichkeit bieten, die für die CDU-Fraktion zentralen
Fragen des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der Wirksamkeit staatlicher Maßnahmen
vertieft zu behandeln. Dieser vereinbarte Ausgleich wurde nicht mehr eingelöst.

Die CDU-Fraktion stellt fest, dass das vorzeitige Ende der inhaltlichen Arbeit genau
diejenigen Sitzungen betraf, die für eine wirksame Bewältigung der gesellschaftlichen
Herausforderungen besonders bedeutsam gewesen wären. Die Anhörungen zu den einzelnen
Diskriminierungsformen, die den Schwerpunkten der anderen Fraktionen entsprachen, waren
zu diesem Zeitpunkt bereits vollständig abgeschlossen. Die CDU-Fraktion enthält sich einer
Bewertung der Umstände, die dazu führten, dass die Kommissionsarbeit nicht fortgeführt
wurde. Sie hält aber fest, dass das Ergebnis – die vollständige Behandlung der von den
anderen Fraktionen priorisierten Themen bei gleichzeitigem Ausfall der CDU-Schwerpunkte
– eine erhebliche Unausgewogenheit darstellt, die bei der Bewertung des Gesamtberichts
berücksichtigt werden muss.

Das Fehlen einer strukturierten Wirksamkeitsbetrachtung sowie die Prüfung auf mögliche
Doppelstrukturen der bestehenden Programme ist aus Sicht der CDU-Fraktion besonders
bedauerlich. In den Anhörungen wurde eine Vielzahl von Projekten und Maßnahmen
vorgestellt, ohne dass eine systematische Analyse ihrer Wirksamkeit stattfand. Die CDU-
Fraktion hatte bereits in der Einleitung darauf hingewiesen, dass allein aus Effizienzgründen
eine umfassende inhaltliche Betrachtung und eine Diskussion über die zahlreichen
Maßnahmen notwendig gewesen wäre. Diese Aufgabe bleibt nach dem Ende der Kommission
unerledigt und muss in der parlamentarischen Arbeit nachgeholt werden.

Die CDU-Fraktion betont dabei ausdrücklich, dass eine Wirksamkeitsbetrachtung keine
Sparmaßnahme ist. Eine ehrliche Überprüfung bestehender Programme dient dem Ziel, Mittel
klüger einzusetzen. Programme, die nachweislich wirken und Menschen erreichen, verdienen
nicht nur eine Fortsetzung, sondern möglicherweise auch eine Aufstockung. Programme,
deren Wirkung nicht belegbar ist oder die primär Strukturen finanzieren statt Menschen zu
erreichen, müssen kritisch hinterfragt werden. Eine konsequente Wirksamkeitsorientierung
stärkt die Legitimität staatlicher Antidiskriminierungsarbeit insgesamt und bietet den besten
Schutz für diejenigen Programme, die tatsächlich einen Unterschied machen.

3.9. Fazit: Warum gemeinsame Empfehlungen ausblieben

Die in diesem Abschnitt dargestellten Konfliktlinien betreffen keine Randaspekte der
Kommissionsarbeit, sondern deren Fundament. Die Unterschiede in den Grundannahmen über



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 146 Drucksache 19/3320

das Wesen von Diskriminierung und Rassismus, in der Frage des Verhältnisses von
Individuum und Gruppe, in den Begriffsverständnissen, in der Bewertung staatlicher
Steuerungsfähigkeit und in der Rolle der Zivilgesellschaft waren so tiefgreifend, dass sie eine
gemeinsame Erarbeitung von Empfehlungen unmöglich machten. Die Folgen zeigten sich
unmittelbar in der Arbeitspraxis: Diskussionen konnten häufig nicht zu Ende geführt werden,
weil unterschiedliche Ausgangsannahmen nicht geklärt waren. Handlungsempfehlungen
ließen sich nicht konsensfähig formulieren.

Die CDU-Fraktion hat über die gesamte Dauer der Kommissionsarbeit den Versuch
unternommen, auf Basis der freiheitlichen demokratischen Grundordnung eine gemeinsame
Verständigungsgrundlage zu finden. Sie hat die Debatte gesucht, unterschiedliche
wissenschaftliche Perspektiven eingebracht und konkrete Vorschläge für die weitere Arbeit
gemacht. Die Grundannahmen der CDU-Fraktion wurden von anderen Fraktionen nicht als
legitime politische Position anerkannt, sondern als Ausdruck mangelnder Sensibilität, als
unwissenschaftlich oder gar als rassistisch bewertet.

Die CDU-Fraktion bedauert dies, weil die drängenden Fragen des gesellschaftlichen
Zusammenhalts, der Bekämpfung von Antisemitismus und Rassismus und der Stärkung einer
offenen und toleranten Stadtgesellschaft eine konstruktive parlamentarische Auseinander-
setzung verdient hätten. Die vorliegende Stellungnahme der Fraktion zum Bericht ist der
Versuch, die eigene Position und die aus der Kommissionsarbeit gewonnenen Erkenntnisse
gleichwohl in eine kohärente Form zu bringen und damit einen Beitrag zum Erkenntnis-
prozess über die Dauer der Kommission hinaus zu leisten.

Im folgenden Abschnitt werden die einzelnen Themenbereiche der Enquete-Kommission –
von den rechtlichen Grundlagen und Akteuren über Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit und
Rassismus bis hin zu Polizei, Justiz, Wohnen, Bildung, Wissenschaft, Arbeitsmarkt und
Gesundheit – aus Sicht der CDU-Fraktion kommentierend eingeordnet. Dabei wird Bezug auf
den Verfahrens- und Dokumentationsteil des Abschlussberichts genommen, der die
Anhörungen dokumentiert, und die dort dargestellten Befunde werden politisch bewertet.

4. Einordnung der Themen und Sitzungen der Enquete-Kommission

4.1. Gesetzliche Grundlagen und institutionelle Strukturen

Die zweite Sitzung der Enquete-Kommission am 11. April 2025, die erste inhaltliche Sitzung
nach der Konstituierung, befasste sich mit den gesetzlichen Grundlagen und den
Antidiskriminierungs- und Teilhabestrukturen in den Senatsverwaltungen des Landes Berlin.
Sieben Anzuhörende gaben Stellungnahmen ab. Ergänzt wurde die Sitzung durch Berichte
dreier Staatssekretäre zu den Verwaltungsstrukturen im Bereich Antidiskriminierung und
Teilhabe. Aus Sicht der CDU-Fraktion war diese Sitzung von besonderer Bedeutung, weil sie
den rechtlichen Rahmen absteckte, innerhalb dessen alle weiteren Beratungen stattfanden und
dabei grundlegende Fragen zum Verhältnis von Diskriminierungsschutz und freiheitlicher
demokratischer Grundordnung aufwarf. Die zentrale Frage, die sich durch die gesamte
Sitzung zog und die nachfolgende Kommissionsarbeit prägen sollte, war die nach dem
Gleichheitsverständnis: Soll der Staat Diskriminierung als individuelles Unrecht bekämpfen
und gleiche Zugangschancen sicherstellen oder soll er strukturelle Ungleichverteilungen
durch gruppenbezogene Maßnahmen aktiv korrigieren?
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a) Gleichheitsverständnis und Diskriminierungsbegriff

Die Anhörung offenbarte eine tiefgreifende Grundsatzdifferenz im Verständnis von Gleichheit
und Diskriminierung. Teile der geladenen Sachverständigen – namentlich Prof. Dr. Cengiz
Barskanmaz, die Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung Ferda Ataman, Frau Soraia Da
Costa Batista und Dr. Lino Agbalaka – vertraten ein Verständnis, das Diskriminierung
vorrangig als strukturelles Phänomen begreift: Institutionelle Verfahren könnten auch ohne
diskriminierende Absicht systematisch zu benachteiligenden Effekten führen, statistische
Unterrepräsentation sei ein hinreichendes Indiz für strukturelle Diskriminierung und der Staat
sei verpflichtet, durch positive Maßnahmen aktiv gegenzusteuern. Prof. Dr. Barskanmaz
verwies dabei auf den Begriff der „strukturell diskriminierungsgefährdeten Gruppen“ in der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und leitete daraus eine weitreichende
staatliche Handlungspflicht ab. Er betonte, dass das Bundesverfassungsgericht Menschen-
würde und Diskriminierungsverbot mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
verknüpfe und rassistische oder antisemitische Konzepte damit unvereinbar seien.

Die CDU-Fraktion teilt diese Sichtweise nicht. Die CDU-benannte Anzuhörende Dr. Sandra
Kostner stellte dar, dass Artikel 3 Absatz 3 GG ausdrücklich sowohl Benachteiligung als auch
Bevorzugung untersagt, mit der einzigen Ausnahme der Behinderung, bei der allein das
Benachteiligungsverbot gilt. Diese symmetrische Anlage des Grundgesetzes ist kein
redaktionelles Versehen, sondern Ausdruck eines bewussten verfassungsrechtlichen
Gleichheitsverständnisses: Der Staat soll Menschen als Individuen behandeln, nicht als
Angehörige von Kollektiven, deren Gruppenmerkmale ausgeglichen werden müssen.

Dr. Kostner warnte zutreffend davor, dass eine Politik der gruppenbezogenen Bevorzugung
zwangsläufig mit einer Benachteiligung anderer einhergehe und Frustration, Verbitterung und
Leistungsdemotivation hervorrufen könne. Reaktionen, die den gesellschaftlichen
Zusammenhalt nicht stärken, sondern untergraben. Anhand von Bildungsstudien legte sie dar,
dass sich Leistungsunterschiede zwischen Bevölkerungsgruppen relativieren oder sogar
umkehren, wenn der sozio-ökonomische Status berücksichtigt wird. Das Problem ist in vielen
Fällen soziale Ungleichheit, nicht ethnische Diskriminierung und die politischen
Konsequenzen sind grundverschieden.

Die CDU-Fraktion sieht hierin eine Schlüsselfrage für den gesellschaftlichen Zusammenhalt.
Wenn der Staat beginnt, bestimmte Gruppen systematisch zu bevorzugen, um statistische
Repräsentationslücken zu schließen, greift er in das verfassungsrechtliche Gleichheits-
verständnis ein. Gesellschaftliche Teilhabe ist das Ergebnis individueller Befähigung und
gleicher Zugangschancen, nicht das Ergebnis gruppenspezifischer Bevorzugung.

Der CDU-Abgeordnete Stephan Lenz verdeutlichte die verfassungsrechtliche Einordnung in
drei wesentlichen Punkten: Erstens sei nicht jede Ungleichbehandlung verfassungswidrig.
Entscheidend sei, ob eine sachliche Rechtfertigung vorliege oder nicht. Zweitens sei
bestehendes Antidiskriminierungsrecht (wie zum Beispiel das Berliner Landesantidiskrimi-
nierungsgesetz) nicht in seiner Gesamtheit reine Konkretisierung der Menschenwürdegarantie
nach Artikel 1 GG. Es handele sich vielmehr um demokratisch veränderbare Gesetzgebung.
Drittens bestehe im privatrechtlichen Bereich ein Spannungsverhältnis zwischen
Antidiskriminierungsnormen und Freiheitsrechten wie Privatautonomie und Vertragsfreiheit,
das nicht einseitig zugunsten des Diskriminierungsschutzes aufgelöst werden dürfe. Diese
Klarstellungen sind von grundsätzlicher Bedeutung für die gesamte Kommissionsarbeit: Sie
begrenzen den Geltungsanspruch jener Positionen, die aus dem Grundgesetz einen
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umfassenden und stetig zu erweiternden Antidiskriminierungsauftrag ableiten wollen und
diesen nicht für politisch verhandelbar halten.

Die CDU-benannte Sachverständige Prof. Dr. Barbara Zehnpfennig ergänzte zwei rechtsstaat-
lich bedeutsame Warnungen: Die Verlagerung des Diskriminierungsbegriffs ins subjektive
Empfinden berge erhebliche Risiken, da sie den Tatbestand der Diskriminierung von
nachprüfbaren Kriterien löse. Wenn bereits das subjektive Gefühl, diskriminiert worden zu
sein, als ausreichender Indikator gilt, gerät die rechtsstaatliche Bestimmtheit des Diskrimi-
nierungstatbestands in Gefahr. Zudem könnten die im LADG vorgesehenen Beweis-
erleichterungen in der Praxis zu einer faktischen Beweislastumkehr führen, die mit dem
rechtsstaatlichen Grundsatz der Unschuldsvermutung in Spannung stehe. Diese Beobachtung
ist umso relevanter, als mehrere Anzuhörende eine weitere Ausweitung genau dieser
Instrumente forderten.

Dass die Gegenposition nicht auf schwachem Fundament steht, verkennt die CDU-Fraktion
nicht. Prof. Dr. Barskanmaz bezeichnete den Hinweis des Bundesverfassungsgerichts auf
„strukturell diskriminierungsgefährdete Gruppen“ als gesicherten Rechtsbestand, auf den die
Debatte aufbauen müsse. Die CDU-Fraktion hält dem entgegen, dass die Anerkennung
struktureller Gefährdungslagen durch das Gericht nicht gleichbedeutend ist mit einem
verfassungsrechtlichen Auftrag zur Einführung quotenähnlicher Instrumente. Die
Schutzpflichtdimension des Grundgesetzes verlangt zunächst den Abbau konkreter
Diskriminierungsbarrieren, nicht die pauschale Korrektur statistischer Verteilungen

b) Antidiskriminierungsrecht: AGG, LADG und europäischer Rahmen

Ein zweiter Schwerpunkt der Anhörung galt dem geltenden Antidiskriminierungsrecht und
seinem Reformbedarf. Die Bundesbeauftragte Ataman und Dr. Agbalaka bewerteten den
deutschen Diskriminierungsschutz im europäischen Vergleich als unzureichend: kurze Fristen
im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG), keine Erfassung staatlichen Handelns und
fehlende Verbandsklagerechte auf Bundesebene. Ataman bewertete das Berliner
Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) als Vorbild, weil es Schutzlücken schließe, die das
AGG offenlasse. Frau Da Costa Batista forderte darüber hinaus eine Erweiterung des
Merkmalskatalogs um Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus, Elternschaft, familiäre
Fürsorgeverantwortung und Gewichtsdiskriminierung.

Die CDU-Fraktion nimmt diese Darstellungen zur Kenntnis, zieht daraus aber andere
politische Schlussfolgerungen. Der europäische Vergleich, den Ataman und Dr. Agbalaka
anstellen, bildet nur eine Seite ab: den Grad der Regulierungsdichte, er sagt nichts aus über
die Wirksamkeit der Diskriminierungsbekämpfung in der Praxis. Ein Land kann umfangreiche
Antidiskriminierungsgesetze haben und dennoch erhebliche Diskriminierungsrealitäten
aufweisen. Umgekehrt kann ein zurückhaltenderer Rechtsrahmen, der auf funktionierende
Institutionen, eine wache Zivilgesellschaft und individuelle Rechtsdurchsetzung setzt,
wirksamer sein als ein Netz von Sonderregeln, das die Eigenverantwortung der Beteiligten
schwächt.

Auch das LADG muss sich an seiner praktischen Wirksamkeit messen lassen. Die von Frau
Da Costa Batista selbst eingeräumten Schwächen – unklare Rechtfertigungsmaßstäbe, sehr
niedrige Entschädigungshöhen – zeigen, dass das Gesetz Nachbesserungsbedarf in der
Anwendungspraxis hat, nicht zwingend in der Ausweitung seines Geltungsbereichs. Dass
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viele Betroffene laut Da Costa Batista vor allem Anerkennung und Unterstützung suchen und
nicht den Klageweg, unterstreicht diesen Befund: Das Problem liegt nicht im fehlenden
Rechtsrahmen, sondern in der Qualität seiner Anwendung. Die CDU-Fraktion lehnt eine
beliebige Erweiterung des Merkmalskatalogs ab, da dies die Gefahr einer Rechtszersplitterung
birgt und den Grundsatz der Rechtssicherheit gefährdet. Statt die Anzahl geschützter
Merkmale beliebig zu erweitern, sollte der bestehende Schutz konsequent durchgesetzt
werden.

c) Positive Maßnahmen und Beweislast – die Grenze des Zumutbaren

In der Debatte um positive Maßnahmen und Beweiserleichterungen zeigten sich die
Grundsatzdifferenzen besonders deutlich. Prof. Dr. Barskanmaz und Frau Da Costa Batista
argumentierten, dass positive Maßnahmen europarechtlich ausdrücklich zulässig seien und
keinen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz darstellten, sondern dem Ausgleich strukturell
gewachsener Nachteile dienten. Prof. Barskanmaz verwies darauf, dass positive Maßnahmen
nach europäischem und deutschem Recht bei Frauenförderung und Behinderung bereits
anerkannt seien und die Übertragbarkeit auf rassismusbezogene Konstellationen aktuell
diskutiert werde. Dr. Agbalaka ergänzte, die Antirassismusrichtlinie erlaube spezifische
Maßnahmen zum Ausgleich bestehender Benachteiligungen, ohne einen automatischen
Vorrang bestimmter Gruppen zu begründen. Die Beweiserleichterung im LADG sei
unionsrechtlicher Standard und keine vollständige Beweislastumkehr, Betroffene müssten
weiterhin belastbare Indizien darlegen.

Die CDU-Fraktion erkennt die europarechtliche Zulässigkeit positiver Maßnahmen in
bestimmten Konstellationen an, warnt aber vor deren unkritischer Ausweitung. Dr. Kostner
machte den entscheidenden Punkt: Je größer die Eingriffstiefe positiver Maßnahmen, desto
höher müssen Nachweis- und Begründungspflichten sein. Wenn statistische Repräsentations-
lücken – die methodisch häufig schwer belastbar sind, insbesondere bei dynamischen
Merkmalen wie dem Migrationshintergrund – als hinreichende Grundlage für eingriffs-
intensive Maßnahmen dienen, gerät das Verhältnismäßigkeitsprinzip unter Druck. Kostner
legte überzeugend dar, dass statistische Repräsentationslücken als Grundlage für eingriffs-
intensive Maßnahmen methodisch häufig nicht belastbar sind, weil sie die tatsächlichen
Ursachen von Unterrepräsentation – soziale, biografische und individuelle Faktoren –
ausblenden. Positive Maßnahmen, die auf feste Zielquoten hinausliefen, könnten
unrealistische Erwartungen erzeugen und soziale Nebenfolgen hervorrufen, die den
gesellschaftlichen Zusammenhalt beeinträchtigten.

Hinsichtlich der Beweiserleichterung teilt die CDU-Fraktion die Einschätzung, dass
Betroffene von Diskriminierung nicht übermäßig hohe Nachweishürden tragen sollten.
Zugleich muss das rechtsstaatliche Prinzip gewahrt bleiben, dass eine bloße Behauptung von
Diskriminierung nicht bereits deren Nachweis ersetzt. Prof. Dr. Zehnpfennig wies darauf hin,
dass Beweiserleichterungen faktisch zu einer problematischen Beweislastumkehr führen
können. Eine Beobachtung, die durch die von Frau Da Costa Batista berichtete Praxis
bestätigt wird: Entschädigungsklagen scheiterten häufig nicht an fehlenden Instrumenten,
sondern an unklaren Rechtfertigungsmaßstäben und niedrigen Entschädigungshöhen. Das
deutet darauf hin, dass das Problem weniger in fehlenden gesetzlichen Instrumenten als in der
Qualität der Rechtsanwendung liegt.
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d) Repräsentanz in der Verwaltung

Safter Çınar vom Türkischen Bund in Berlin-Brandenburg berichtete über die Ergebnisse
einer zwischen Januar und März 2024 durchgeführten Beschäftigtenbefragung, wonach
21 Prozent der befragten Beschäftigten in der Berliner Verwaltung angegeben hätten, einen
Migrationshintergrund zu haben. Diese Zahl sei vorsichtig zu interpretieren, da nicht alle
Betroffenen an der Befragung teilgenommen hätten; er bewerte das Ergebnis insgesamt als 
ausbaufähig. Er stellte einen engen Zusammenhang zwischen Bildungssystem, sozialer
Herkunft und Zugang zum öffentlichen Dienst her: Das deutsche Bildungssystem setze
faktisch voraus, dass Eltern ihre Kinder intensiv unterstützen könnten, was eine soziale Frage
sei. Migrantische Familien seien in sozial benachteiligten Milieus überproportional vertreten,
was sich in Bildungsbiografien niederschlage. Kritisch äußerte er sich zur Verschärfung des
Zugangs zum Gymnasium, da diese insbesondere Kinder aus sozial benachteiligten Familien
treffe.

Die CDU-Fraktion nimmt die Befragungsergebnisse zur Kenntnis und teilt die Einschätzung,
dass der öffentliche Dienst die Vielfalt der Berliner Stadtgesellschaft widerspiegeln sollte.
Zugleich macht sie sich die von Dr. Kostner vorgebrachte methodische Kritik zu eigen:
Repräsentationsvergleiche zwischen Gesamtbevölkerung und Institutionen sind dann
verkürzt, wenn sie Faktoren wie Altersstruktur, Qualifikationen und Berufspräferenzen nicht
berücksichtigen. Der Weg zu mehr Vielfalt im öffentlichen Dienst führt über Bildung und
gezielte Ansprache – Çınar selbst nannte hier die Werbung in migrantischen Medien und
Organisationen – nicht über Zielvorgaben, die im Ergebnis quotenähnliche Wirkung entfalten.
Der Abgeordnete Dr. Husein wies zu Recht darauf hin, dass solche Repräsentationslogiken im
Spannungsverhältnis zum Leistungsprinzip stehen, das für den öffentlichen Dienst
verfassungsrechtlich in Artikel 33 Absatz 2 GG verankert ist.

Dass Herr Çınar die Gymnasialzugangsreform als faktisch diskriminierend bewertet, weist die
CDU-Fraktion zurück. Bildungsstandards dienen der Qualitätssicherung und der Vorbereitung
auf die Anforderungen des Gymnasiums. Der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und
Bildungserfolg ist unbestritten, er muss aber durch gezielte Förderung von der Kita an
adressiert werden, nicht durch die Absenkung von Leistungsanforderungen. Die
Schlussfolgerung, eine Verschärfung des Gymnasialzugangs sei unabhängig von der
politischen Intention diskriminierend, verwechselt Ergebnis mit Ursache und illustriert die im
Abschnitt „Konfliktlinien“ beschriebene Tendenz, jede ungleiche Verteilung als Ausdruck von
Diskriminierung zu deuten.

e) Strafrecht und Antisemitismusbekämpfung

Dr. Felix Klein, Beauftragter der Bundesregierung für jüdisches Leben und die Bekämpfung
von Antisemitismus, legte eine nüchterne und zugleich alarmierende Lagebewertung vor. Seit
dem 7. Oktober 2023 habe sich die Lebensrealität jüdischer Menschen in Deutschland massiv
verschlechtert. Der Fall des schwer verletzten jüdischen Studenten Lahav Shapira sei
exemplarisch für eine Lage, in der antisemitischer Hass aggressiv, häufig gewaltbereit und oft
israelbezogen auftrete.

Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung uneingeschränkt. Kleins Verweis auf die zentrale
Bedeutung des § 46 Absatz 2 StGB, der die antisemitische Tatmotivation als strafschärfendes
Merkmal verankert, und seine Forderung nach einer differenzierten Strafverfolgungsstatistik
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trifft einen Nerv: Die antisemitische Tatmotivation ist bereits gesetzlich verankert,
entscheidend ist nun ihre konsequente Anwendung. Der Anteil antisemitischer Straftaten, die
tatsächlich zu Anklage oder Verurteilung führen, ist erschreckend gering. Eine transparente
Statistik, die nicht nur Fallzahlen, sondern auch Ermittlungsverläufe und Urteile abbildet, ist
notwendig, um das Vertrauen der Betroffenen in den Rechtsstaat zu stärken. Die bestehende
Lücke zwischen der strafrechtlichen Verankerung und der tatsächlichen
Strafverfolgungspraxis muss geschlossen werden.

Darüber hinaus wurden in der Sitzung konkrete Gesetzesvorschläge diskutiert. Klein hob eine
Klarstellung des in § 130 StGB geregelten Straftatbestands der Volksverhetzung hervor,
wonach die Strafbarkeit der Billigung von Straftaten ausländischer Terrororganisationen wie
der HAMAS sowie der Aufruf zur Vernichtung anderer Staaten geregelt werden sollen. Prof.
Dr. Grigat ergänzte als auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählter
Sachverständiger, dass die Strafbarkeit des Aufrufs zur Vernichtung eines Staates präzise
formuliert werden müsse, um Überdehnung und rechtsstaatliche Unklarheiten zu vermeiden.
Klein selbst stellte klar, dass entsprechende Regelungen allgemein und grundrechtskonform
ausgestaltet sein müssten und verwies auf die bereits bestehende Strafbarkeit der
Fahnenverbrennung als Präzedenz. Dr. Funck als auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die
Kommission gewählter Sachverständiger machte zudem darauf aufmerksam, dass die
gerichtsfeste Feststellung antisemitischer Intentionalität schwierig bleibe und klare
Bewertungskriterien notwendig seien. Die CDU-Fraktion unterstützt die strafrechtliche
Klarstellung und hält zugleich fest: Wirksamer Schutz entsteht dort, wo konsequente
Strafverfolgung durch Prävention und zivilgesellschaftliches Engagement ergänzt wird.

Dr. Klein lobte zudem den Einsatz der Berliner Polizei gegen antisemitische und
israelfeindliche Hetze im öffentlichen Raum und verwies auf die Bedeutung des Berliner
Versammlungsfreiheitsgesetzes als Instrument gegen antisemitische Kundgebungen. Diese
Einordnung durch den Bundesbeauftragten bestätigt den Kurs der CDU-geführten Berliner
Regierung und widerspricht jenen Stimmen, die den Sicherheitsbehörden pauschal mangelnde
Sensibilität vorwerfen.

Die CDU-Fraktion unterstreicht darüber hinaus Dr. Kleins Position, dass der Kampf gegen
Antisemitismus nicht gegen den Kampf gegen Muslimfeindlichkeit oder gegen Rassismus
insgesamt ausgespielt werden dürfe. Diskriminierungsbekämpfung darf nicht in eine
Hierarchie gebracht oder gegeneinander aufgerechnet werden. Klein verwies zudem auf die
Notwendigkeit, Erinnerungskultur stärker migrationsgesellschaftlich zu kontextualisieren, ein
verpflichtendes Modul zu Antisemitismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in
der Lehrkräfteausbildung einzuführen und an Berliner Hochschulen zentrale
Antisemitismusbeauftragte mit klaren Mandaten zu benennen. Die CDU-Fraktion unterstützt
insbesondere die Forderungen nach Antisemitismusprävention.

f) Verwaltungsstrukturen und Steuerung

Die Sitzung umfasste auch Berichte der Staatssekretäre zu den Verwaltungsstrukturen im
Bereich Antidiskriminierung und Teilhabe. Staatssekretär Oliver Friederici stellte das
Landeskonzept zur Antisemitismusprävention vor, das die Bereiche Bildung, Kultur, Justiz,
Wissenschaft und Innere Sicherheit umfasst. Staatssekretär Falko Liecke machte zugleich auf
ein grundlegendes Steuerungsdefizit aufmerksam: Es fehle eine gesamtstädtische Strategie; 
parallele Förderstrukturen bestünden zwischen mehreren Senatsverwaltungen. Die
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Abgeordneten Katharina Senge und Dennis Haustein bestätigten diesen Befund und forderten
eine Klärung der Zuständigkeitsabgrenzung sowie die konsequente Wirksamkeitsbetrachtung
aller Projekte. Die CDU-Fraktion sieht hier eine zentrale Schwachstelle der Berliner
Antidiskriminierungspolitik, auf die im Abschnitt 5. „Viel Geld, offene Fragen“ näher
eingegangen wird.

4.2. Handelnde Akteure

Die dritte Sitzung der Enquete-Kommission am 23. Mai 2025 widmete sich den handelnden
Akteuren in den Bereichen gesellschaftlicher Zusammenhalt und Antidiskriminierung.
Vierzehn Anzuhörende aus zivilgesellschaftlichen Organisationen, Gremien und
Teilhabestrukturen gaben Stellungnahmen ab. Die Sitzung machte deutlich, dass
zivilgesellschaftliche Organisationen in ihrer Breite und ihrem Engagement eine wesentliche
Ressource für den gesellschaftlichen Zusammenhalt darstellen. Zugleich ergaben sich aber
erhebliche Differenzen darüber, welche Rolle der Staat dabei einnehmen soll, wie Förderung
ausgestaltet werden muss und wo die Grenzen zivilgesellschaftlicher Mitsprache verlaufen.
Aus Sicht der CDU-Fraktion bestätigte die Sitzung eine grundlegende Einsicht:
Zivilgesellschaftliche Akteure in Sport, Wohlfahrt, Kirche und im Zivil- und
Katastrophenschutz tragen erheblich zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei. Die politische
Frage ist nicht, ob sie unterstützt werden sollen, sondern wie.

a) Zivilgesellschaftliche Organisationen als Fundament – nicht als Ersatzstaat

Der Landessportbund Berlin (LSB), vertreten durch seinen Präsidenten Thomas Härtel,
illustrierte in seiner Anhörung auf eindrucksvolle Weise, was gelingende zivilgesellschaftliche
Arbeit bedeutet: 809.000 Mitglieder, darunter 250.000 Kinder und Jugendliche, rund 60.000
ehrenamtlich Engagierte, die jährlich über 1,6 Millionen Stunden Arbeit leisten. Der LSB hat
sich ein verbindliches Leitbild gegeben, das Diskriminierung, Extremismus, Gewalt und
Missbrauch klar benennt und dessen Standards über Fortbildung und Ausbildung bis in die
Vereine hineinwirken. Härtel machte dabei deutlich, dass Sport Konflikte nicht verhindert,
aber einen Rahmen schafft, in dem sie nach gemeinsam akzeptierten Regeln bearbeitet
werden können. Rund 46 Prozent der Kinder zwischen 7 und 14 Jahren seien in Sportvereinen
aktiv, rund 12.000 Übungsleiterinnen und Übungsleiter seien regelmäßig mit Konflikten wie
Diskriminierung, sexualisierter Gewalt oder politisch aufgeladenen Spannungen konfrontiert
und müssten dafür qualifiziert werden.

Zugleich verwies Härtel auf ein konkretes Problem, das die CDU-Fraktion ausdrücklich
aufgreift: Bürokratische Förderverfahren und administrative Hemmnisse erschweren
ehrenamtliches Engagement erheblich. Wer von den Vereinen Leistungen erwartet, muss die
entsprechenden Voraussetzungen dafür schaffen, nicht durch immer neue Auflagen, sondern
durch spürbare Erleichterungen. Der Abgeordnete Dr. Timur Husein ergänzte in diesem
Zusammenhang die Forderung nach einem Abbau finanzieller Barrieren für Kinder aus
einkommensschwachen Familien im Sport. Ein konkreter Beitrag zur Teilhabe, der nicht auf
gruppenspezifische Bevorzugung, sondern auf soziale Befähigung setzt.

Auch Susanne Buss von der Volkssolidarität Berlin berichtete aus der Praxis und sprach dabei
offen über eine unangenehme Realität: gesellschaftliche Konflikte und Polarisierung seien im
Vereins- und Arbeitsalltag unmittelbar spürbar. Demokratiefeindliche Positionen,
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antisemitische Haltungen und politisch aufgeladene Distanzierungen existierten nicht am
Rand, sondern in Belegschaften, Nachbarschaften und Vereinsstrukturen. Die Volkssolidarität
habe darauf mit einem konsequenten Top-down-Ansatz reagiert: verpflichtende Schulungen
zu Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit für alle Verwaltungsmitarbeitenden,
verbindliches Vielfältigkeitsprogramm als Voraussetzung für Beförderungen, arbeitsrechtliche
Konsequenzen bei Diskriminierung, die bewusst transparent gemacht würden. Dass diese
klare Linie dazu führe, dass sich einzelne Ehrenamtliche aus der Arbeit zurückzögen, nehme
der Verband in Kauf. Gleichzeitig würden neue Engagierte gewonnen, die sich ernst
genommen fühlten. Die Feststellung von Frau Buss, dass diskriminierte Gruppen sich
durchaus gegenseitig diskriminieren könnten und dass es fatal wäre, diese Realität zu
ignorieren, verdient aus Sicht der CDU-Fraktion besondere Hervorhebung: Wirksame
Antidiskriminierungsarbeit beruht auf organisatorischer Konsequenz, nicht auf ideologischer
Grundsatzerklärung.

Prof. Dr. Patrick Sensburg stellte den Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr als
zivilgesellschaftlichen Akteur vor, der auf dem Prinzip der Kameradschaft aufbaut:
Verlässlichkeit über Unterschiede hinweg, Achtung von Würde und Rechten, Beistand in Not
und Gefahr. Kameradschaft sei mehr als Freundschaft oder Kollegialität, weil sie gerade in
angespannten Situationen trägt. Sensburg erinnerte zudem an den Gründungsgedanken des
Reservistenverbandes: Soldaten sollten nach dem aktiven Dienst in den Streitkräften einen
Verband vorfinden, der fest auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
stehe und nahe am Parlament angebunden sei, um demokratiegefährdende Strukturen zu
verhindern. Auch Sensburg plädierte für Subsidiarität: Was ehrenamtlich gut geleistet werden
könne, müsse der Staat nicht übernehmen. Der Gegenwert ehrenamtlicher Stunden übersteige
die staatliche Förderung deutlich. Zuwendungen seien daher in der Regel gut angelegtes Geld,
sofern der Staat dem Engagement vertraue. Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung:
Zivilgesellschaftliches Engagement braucht Vertrauen und Handlungsspielraum, nicht immer
mehr bürokratische Steuerung.

Martin Vogel von der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
brachte eine Perspektive ein, die in der Debatte häufig zu kurz kommt: das deutsche
Religionsverfassungsrecht als Stärke, nicht als Problem. Es ermögliche das Zusammenleben
unterschiedlich religiös oder weltanschaulich geprägter Menschen, biete Rechtssicherheit und
Beteiligungsrechte und bleibe auch für eine heterogener werdende Gesellschaft belastbar. Die
CDU-Fraktion teilt Vogels Einschätzung, dass diese Stärke des deutschen
Religionsverfassungsrechts stärker sichtbar gemacht werden sollte. Sein Bericht über die
interreligiöse Gedenkarbeit nach dem 7. Oktober 2023 – eine Gedenkandacht in der Kaiser-
Wilhelm-Gedächtniskirche und ein Gedenkweg zur Fasanenstraße in Abstimmung mit der
Jüdischen Gemeinde – zeigt, was möglich ist, wenn religiöse Gemeinschaften Verantwortung
übernehmen und der Staat sie dabei nicht bevormundet, sondern ermöglicht. Vogels Appell,
weniger kurzlaufende Sonderprojekte und mehr Verlässlichkeit und Berechenbarkeit in
Kooperationen sicherzustellen, verdient aus Sicht der CDU-Fraktion Beachtung.

b) Der Schutzraum Schule, Symbolpolitik und Antisemitismus

Emily Barnickel vom Flüchtlingsrat Berlin kritisierte in der Anhörung das Schreiben der
Senatsverwaltung für Bildung nach dem 7. Oktober 2023, in dem unter anderem das Tragen
einer Kufiya als mögliche Störung des Schulfriedens bewertet wurde. Sie bezeichnete das
Schreiben als Bruch mit der Berliner Verfassung und dem LADG und warf der
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Bildungsverwaltung vor, Kindern mit familiären Bezügen zu den Kriegsgebieten in Gaza, der
Westbank und im Libanon keine Schutzräume geboten zu haben.

Die CDU-Fraktion hält diese Darstellung für einseitig und in zentralen Punkten für politisch
motiviert. Das Schreiben war eine Orientierungshilfe für Schulen in einer hochpolarisierten
Situation unmittelbar nach dem schlimmsten antisemitischen Massaker seit der Shoah. Die
Aufgabe der Schule ist es, einen sicheren Lernraum für alle Kinder zu schaffen: jüdische,
israelische, muslimische, palästinensische und alle anderen. In einer Situation, in der Symbole
zum Ausdruck politischer Positionierung werden, die bei Mitschülerinnen und Mitschülern –
insbesondere jüdischen Kindern – Angst auslösen können, ist eine solche Orientierung nicht
nur zulässig, sondern geboten. Die pauschale Gleichsetzung pädagogischer
Schutzmaßnahmen mit einer Verletzung der Berliner Verfassung verkennt die Verantwortung
des Staates für den Schutz aller Kinder.

Dass Antisemitismus, Extremismus und ideologische Polarisierung zunehmend über soziale
Medien und symbolpolitische Konflikte in Vereine, Schulen und Institutionen hineinwirken,
wurde in der Sitzung über den konkreten Fall hinaus deutlich. Der auf Vorschlag der CDU-
Fraktion in die Kommission gewählte stellvertretende Sachverständige Sigmount Königsberg
berichtete von einer massiven Verunsicherung jüdischer Lehrkräfte und einer faktischen
Einschränkung jüdischen Lebens und warnte insbesondere vor der Verbreitung antisemitischer
Ideologien über soziale Medien als besonderes Risiko für junge Menschen. Diese
Einschätzung korrespondiert mit den Befunden, die Dr. Klein in der vorherigen Sitzung
vorgetragen hatte, und verdeutlicht, dass die Bedrohungslage nicht abstrakt, sondern im
Berliner Schulalltag konkret erfahrbar ist.

Der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte Sachverständige Ahmad
Mansour positionierte sich in dieser Frage klar: Schulen müssten emotionale Dialogräume
schaffen und zugleich klare rote Linien gegen Antisemitismus ziehen. Konfliktträchtige
Symbole können demnach im Schutzraum Schule untersagt werden. Prof. Dr. Grigat ordnete
zudem die Kufiya als historisch und aktuell antisemitisch aufgeladenes Symbol ein. Mansours
und Prof. Dr. Grigats fachliche Einordnungen stützen die Position der CDU-Fraktion und
geben ihr eine fundierte Grundlage.

c) Begriffliche und statistische Klarheit

Prävention braucht klare normative Leitlinien, Qualifizierung ehrenamtlicher Strukturen und
praxistaugliche Unterstützungsangebote, aber auch begriffliche und statistische Klarheit bei
der Erfassung und Bewertung von Vorfällen. Jana Adam vom Berliner Register berichtete von
7.720 dokumentierten Vorfällen im Jahr 2024, einem Anstieg von 46 Prozent gegenüber dem
Vorjahr, mit besonders deutlichem Zuwachs im Bereich Antisemitismus, in dem sich die
Vorfälle auf rund 2.200 verdoppelt hätten. Rassistische Gewalt bleibe auf konstant hohem
Niveau. Dr. Özgür Özvatan vom Berliner Fußball-Verband ergänzte die Perspektive aus dem
organisierten Sport: Diskriminierungsfälle würden zwar gemeldet, es fehle aber an
Kapazitäten für die Betroffenenarbeit. Besonders problematisch sei es, wenn Fälle gemeldet,
dann aber mangels Kapazität unbearbeitet blieben.

Die CDU-Fraktion nimmt diese Zahlen ernst. Der dramatische Anstieg antisemitischer
Vorfälle nach dem 7. Oktober 2023 bestätigt die Lagebewertung, die in der gesamten
Kommissionsarbeit deutlich wurde. Zugleich ist eine differenzierte Bewertung geboten.
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Steigende Dokumentationszahlen können Ausdruck einer tatsächlichen Zunahme von
Vorfällen sein, aber auch einer verbesserten Erfassungsinfrastruktur und einer gestiegenen
Meldebereitschaft. Mehrere CDU-Kommissionsmitglieder stellten in der Sitzung Nachfragen
zur Methodik und Begrifflichkeit.

Der Abgeordnete Haustein fragte nach den Kriterien zur Erfassung und Bewertung
extremistischer Vorfälle im Register und problematisierte den Begriff „strukturelle
Diskriminierung“ im Kontext sozialer Engpässe: Wenn Wohnungsmangel alle betrifft, ist die
Erfahrung einer migrantischen Familie, keine Wohnung zu finden, nicht automatisch
Ausdruck von Diskriminierung. Sie kann auch Ausdruck eines Marktes sein, der für
niemanden funktioniert. Die Abgeordnete Senge forderte eine Präzisierung der Definition und
Abgrenzung extremistischer Vorfälle – rechts, links, antisemitisch –, um die Erfassungsarbeit
auf eine belastbare konzeptionelle Grundlage zu stellen. Der Abgeordnete Dr. Husein machte
auf die Notwendigkeit einer klaren begrifflichen Trennung zwischen „rechts“ und
„rechtsextrem“ sowie zwischen „links“ und „linksextrem“ aufmerksam. Diese
Unterscheidung ist für die politische Legitimität und gesellschaftliche Akzeptanz der
Dokumentationsarbeit entscheidend: Wer konservative Positionen mit rechtsextremistischen
in einen Topf wirft, delegitimiert die eigene Arbeit. Auf entsprechende Nachfrage beschrieb
Frau Adam die „extreme Rechte“ als Ideologie der Ungleichwertigkeit, die auf rassistischen,
nationalistischen, völkischen und autoritären Vorstellungen beruhe. Die CDU-Fraktion hält
fest, dass eine solche Definition analytisch brauchbar ist, aber politisch Trennschärfe
erfordert: Konservative oder migrationskritische Positionen fallen nicht unter diese Kategorie,
und die Vermischung berechtigter politischer Debatten mit extremistischen Positionen schadet
dem gesellschaftlichen Zusammenhalt mehr, als sie ihm nützt.

Der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte Sachverständige Dr. Funck
ergänzte zwei wichtige analytische Differenzierungen. Erstens sei Zivilgesellschaft kein per
se demokratischer Begriff, auch extremistische Akteure könnten darunter fallen. Die
pauschale Überhöhung der „Zivilgesellschaft“ als Trägerin des Guten sei daher irreführend
und politisch problematisch. Zweitens sollten unterschiedliche Schweregrade von Vorfällen –
etwa Aufkleber im öffentlichen Raum gegenüber körperlicher Gewalt – getrennt ausgewiesen
werden, um politische Schlussfolgerungen auf einer belastbaren Grundlage ziehen zu können.
Die CDU-Fraktion hält diese begriffliche und statistische Klarheit für eine Voraussetzung
dafür, dass die Dokumentationsarbeit politische Wirksamkeit entfaltet, statt durch Unschärfe
Angriffsflächen zu bieten.

d) Maximale Ansprüche und die Grenzen staatlicher Verantwortung

Neben den praxisorientierten Beiträgen brachten andere Anzuhörende Positionen vor, die die
CDU-Fraktion in wesentlichen Punkten nicht teilt. Emily Barnickel vom Flüchtlingsrat Berlin
zeichnete – über die bereits angesprochene Kufiya-Debatte hinaus – ein Bild systematischer
staatlicher Versäumnisse: segregierte Beschulung in Großeinrichtungen, Nichtbeschulung von
Kindern mit vermeintlich schlechter Bleibeperspektive, Verstöße gegen die UN-
Behindertenrechts- und Kinderrechtskonvention, fehlende Schutzkonzepte für queere und
trans Geflüchtete, Nichtanwendung der Istanbul-Konvention bei von Gewalt betroffenen
Frauen. Barnickel kritisierte zudem das Aussetzen von Landesaufnahmeprogrammen und die
fehlende Bereitschaft, humanitäre Aufnahmen aus Gaza, dem Libanon oder der Westbank zu
prüfen.
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In eine ähnliche Richtung argumentierte Nicolay Büttner vom Berliner Netzwerk für
besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen. Er beschrieb ein systematisches
Abweichen des Staates von menschenrechtlichen Prinzipien im Umgang mit Geflüchteten:
monatelanger Ausschluss von medizinischer Versorgung, fehlender Zugang zu Wohnraum und
Arbeit, langjährige Unterbringung in Sammelunterkünften. Er verortete dies nicht als Folge
objektiver Überforderung, sondern als politische Entscheidungen, die Geflüchtete zunehmend
als Sicherheitsrisiko und nicht als Rechtssubjekte behandelten. Die Bezahlkarte kritisierte er
als Beschneidung von Schutzräumen, insbesondere für queere Geflüchtete. Dass Barnickel
den satzungsgemäßen Auftrag des Flüchtlingsrats – die vollständige soziale und rechtliche
Gleichstellung geflüchteter Menschen – ausdrücklich als Rahmen ihres Engagements in der
Enquete-Kommission beschrieb, unterstreicht, dass es sich bei den Beiträgen der
flüchtlingspolitischen Akteure in dieser Sitzung nicht um neutrale Fachperspektiven handelt,
sondern um politische Positionen, die als solche einzuordnen sind.

Die CDU-Fraktion weist den Vorwurf zurück, politische Entscheidungen zur Steuerung von
Migration seien per se menschenrechtswidrig. Das Asylrecht ist ein individuelles Schutzrecht,
kein Instrument zur Gestaltung von Einwanderungspolitik. Die Bezahlkarte ist ein legitimes
Steuerungsinstrument, das der Zweckbindung öffentlicher Mittel dient. Die CDU-Fraktion
teilt die Forderung nach humanitären Aufnahmen aus spezifischen Konfliktgebieten nicht. Es
handelt sich dabei um eine politische Position, nicht um eine menschenrechtliche
Verpflichtung des Landes Berlin.

e) Förderstrukturen und ihre Grenzen

Eine Reihe von Anzuhörenden – Diana Crăciun von der AWO, Alaleh Shafie-Sabet vom
Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin und Serdar Yazar vom BQN – forderte einen
erheblichen Ausbau staatlicher Antidiskriminierungsstrukturen: dauerhafte Regelfinanzierung,
flächendeckende Beratungsangebote angesichts steigender Fallzahlen, Verstetigung von
Diversitätskompetenz in der Verwaltung und Stärkung des LADG.

Die Vielzahl an Projekten und Trägern ist historisch gewachsen, aber nicht strategisch
gesteuert. Es bestehen parallele Förderungen durch mehrere Senatsverwaltungen bei unklarer
Steuerungslogik. Bereits in der zweiten Sitzung hatten Staatssekretär Liecke und die CDU-
Abgeordneten Senge und Haustein auf dieses Defizit hingewiesen. Die CDU-Fraktion fordert:
Effizienz statt Ausweitung, Transparenz bei der Projektförderung, strukturierte Betrachtung
aller Programme, eindeutige Zuständigkeitsverteilung und bessere strategische Koordination.
Die Vielzahl an Projekten im Bereich Antidiskriminierung und Prävention benötigt eine klare
Gesamtstrategie, nicht immer neue Einzelmaßnahmen. Haushaltsdisziplin erfordert
Priorisierung und Wirksamkeitsprüfung. Ombudsstellen sollten Fälle differenziert ausweisen,
um eine belastbare Grundlage für politische Entscheidungen zu schaffen.

Die CDU-Fraktion erkennt den Wert niedrigschwelliger Beratungsangebote und
professioneller Antidiskriminierungsarbeit an. Sie hält es aber für politisch notwendig, drei
kritische Fragen zu stellen, die in der Anhörung weitgehend unbeantwortet blieben. Erstens
die Frage der Wirksamkeit: Steigende Beratungszahlen allein sagen nichts darüber aus, ob
Diskriminierung tatsächlich zunimmt. Wenn der Erfolg von Antidiskriminierungsstrukturen
allein an der Menge der Beratungsfälle gemessen wird, entsteht eine Anreizstruktur, die den
eigenen Fortbestand sichert, aber nicht zwingend das Problem löst. Zweitens die Frage der
Neutralität: Organisationen wie das ADNB verstehen sich ausdrücklich als parteilich für
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Betroffene. Frau Shafie-Sabet betonte, viele Ratsuchende bräuchten zunächst einen
geschützten Raum, in dem ihre Erfahrungen nicht relativiert oder infrage gestellt würden. Das
ist für eine Beratungsstelle verständlich, stellt aber die Frage, ob öffentlich finanzierte
Strukturen, die sich als parteilich definieren, noch die Rolle eines neutralen Korrektivs spielen
können. Drittens die Frage der Priorisierung: In einer angespannten Haushaltslage kann nicht
jede Forderung nach Ausbau und Verstetigung erfüllt werden. Die CDU-Fraktion plädiert
dafür, bestehende Strukturen dort zu stärken, wo sie nachweislich wirken und dort Mittel
umzuschichten, wo Doppelstrukturen vorhanden sind oder Wirksamkeitsnachweise fehlen.
Staatliche Förderung muss subsidiär, strategisch koordiniert und bürokratiearm erfolgen, nicht
um mehr Bürokratie als Schutz zu produzieren.

Der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte stellvertretende
Sachverständige Prof. Dr. Hendrik Hansen machte darüber hinaus auf einen Aspekt
aufmerksam, der in der übrigen Debatte weitgehend ausgeblendet blieb:
Antidiskriminierungsdiskurse werden teils strategisch von Akteuren mit Nähe zur
Muslimbruderschaft instrumentalisiert. Diese Warnung ist politisch von erheblicher
Tragweite. Wenn Organisationen, die die freiheitliche demokratische Grundordnung nicht
achten, den Antidiskriminierungsdiskurs strategisch nutzen, um eigene politische Agenden zu
verfolgen und Zugang zu öffentlichen Fördermitteln zu erlangen, entsteht ein
Legitimationsproblem für die gesamte Antidiskriminierungsarbeit. Die CDU-Fraktion hält
eine klare Trennlinie zwischen legitimer Antidiskriminierungsarbeit und Akteuren außerhalb
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung für unerlässlich. Kooperation mit den
Sicherheitsbehörden ist in diesem Bereich notwendig. Die Finanzierung politisch-
extremistischer Strukturen aus öffentlichen Mitteln muss ausgeschlossen werden. Diese
Position ist keine Einschränkung der Antidiskriminierungsarbeit, sondern eine Voraussetzung
für deren Glaubwürdigkeit. Wer den Antidiskriminierungsdiskurs glaubwürdig führen will,
muss akzeptieren, dass er gegen Missbrauch geschützt werden muss, auch und gerade von
innen.

f) Teilhabestrukturen und Beiräte

Die Sitzung bot auch Einblicke in die institutionellen Teilhabestrukturen des Landes Berlin.
Frau Hildebrandt berichtete für die Geschäftsstelle des Beirats für Migration über eine
Struktur, die grundsätzlich funktioniert: quartalsweise Sitzungen, themenspezifische Expertise
und hohe Annahmequoten bei Empfehlungen. Milan Raković vom Beirat für Angelegenheiten
von Roma und Sinti stellte einen umfangreichen Forderungskatalog vor: dauerhaften
Aufenthalt für geflüchtete Roma und Romnja, Verankerung der Geschichte von Sinti und
Roma in Lehrplänen, Abschaffung von Segregation in Förderklassen und unbeschränkten
Zugang zum Gesundheitssystem unabhängig vom Aufenthaltsstatus. Ceren Türkmen vom
Landesbeirat für Partizipation ging über konkrete Forderungen hinaus und rahmte die
Beiratsarbeit grundsätzlich als „Demokratisierung der Demokratie“.

Die CDU-Fraktion unterstützt das Instrument der Beiräte als beratende Gremien, die
Erfahrungswissen und zivilgesellschaftliche Perspektiven in die Verwaltung einbringen. Die
hohen Annahmequoten, die Hildebrandt darlegte, zeigen, dass diese Strukturen funktionsfähig
sind und ernst genommen werden. Die CDU-Fraktion wendet sich aber gegen eine
Überhöhung dieser Gremien zu quasi-parlamentarischen Instanzen. Wenn Frau Türkmen die
Arbeit als „Demokratisierung der Demokratie“ beschreibt, setzt sie einen Anspruch, den die
gewählte Volksvertretung nicht stillschweigend akzeptieren kann. Demokratische
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Legitimation entsteht durch Wahlen, nicht durch die Besetzung von Beratungsgremien. Das
Wahlrecht an die Staatsangehörigkeit zu knüpfen, ist keine Diskriminierung, sondern ein
verfassungsrechtlich begründetes Ordnungsprinzip.

g) Zwischenbilanz: Gesetzliche Grundlagen und Akteure

Die Anhörungen zu gesetzlichen Grundlagen und handelnden Akteuren legten die Basis für
eine Auseinandersetzung, die sich als zentrale Spannungslinie durch die gesamte weitere
Arbeit ziehen sollte. Auf der einen Seite stehen jene, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt
vorrangig durch den Ausbau staatlicher Schutz- und Förderstrukturen stärken wollen: mehr
Gesetze, mehr Merkmale, mehr Beratungsstellen, mehr Regelfinanzierung, mehr
institutionelle Verankerung. Auf der anderen Seite steht die Position der CDU-Fraktion, die
den gesellschaftlichen Zusammenhalt als Ergebnis individueller Verantwortung,
funktionierender Institutionen und einer Zivilgesellschaft begreift, die aus eigenem Antrieb
handelt, nicht als verlängerter Arm des Staates. Dabei ist bereits die Vorfrage umstritten, ob
Instrumente wie das LADG zwingender Verfassungsauftrag sind oder politisch veränderbare
Gesetzgebung.

Der Abgeordnete Lenz stellte den entscheidenden Grundsatz klar: Unverhandelbare
Verfassungsprinzipien wie Art. 1 GG seien von politisch veränderbaren Gesetzen wie dem
LADG strikt zu unterscheiden. Der Begriff „Antidiskriminierung“ sei normativ nicht
eindeutig geklärt; seine politische Ausgestaltung sei Gegenstand demokratischer
Willensbildung, nicht vorgegebene Verfassungspflicht. Diese Klarstellung ist von
grundsätzlicher Bedeutung, weil sie den Rahmen absteckt, innerhalb dessen die Kommission
operiert: Es geht nicht darum, einen vermeintlich zwingenden Verfassungsauftrag
umzusetzen, sondern darum, politische Entscheidungen über das angemessene Maß und die
geeigneten Instrumente des Diskriminierungsschutzes zu treffen.

Die CDU-Fraktion nimmt die geschilderten Diskriminierungserfahrungen ernst und verkennt
nicht den Bedarf an professionellen Beratungs- und Unterstützungsstrukturen. Sie hält aber
daran fest, dass der Weg zu einer diskriminierungsfreieren Gesellschaft über Bildung,
Integration und individuelle Rechtsdurchsetzung führt, nicht über eine immer weiter
ausgreifende staatliche Regulierung, die am Ende mehr Bürokratie als Schutz produziert. Die
Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts beginnt dort, wo Menschen einander als
Individuen begegnen, nicht als Vertreter von Gruppen, deren Merkmale der Staat verwaltet.

4.3. Antisemitismus

In ihrer vierten Sitzung am 13. Juni 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit dem
Thema des Antisemitismus. Für die CDU-Fraktion war diese Sitzung von herausragender
Bedeutung. Antisemitismus ist keine abstrakte Bedrohung und kein historischer Restbestand,
sondern eine unmittelbare politische Herausforderung, die das Leben jüdischer Menschen in
Berlin täglich berührt. Seit dem terroristischen Massaker der HAMAS vom 7. Oktober 2023
hat sich die Lage in einer Weise zugespitzt, die eine nüchterne, politisch konsequente Antwort
verlangt. Sie hat aber auch deutlich gemacht, dass in zentralen Fragen grundlegende
Differenzen bestehen, die die CDU-Fraktion in der nachfolgenden Kommentierung benennen
und bewerten wird.
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a) Lagebewertung: Eine dramatische Zäsur

Die erste und unabweisliche Botschaft der Sitzung war: Die Sicherheitslage jüdischer
Menschen in Berlin hat sich seit dem 7. Oktober 2023 massiv verschlechtert. Die Zahlen
bestätigen diese Einschätzung. Laut der Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus
(RIAS) wurden im Jahr 2024 in Deutschland 8.627 antisemitische Vorfälle registriert, 2.521
davon in Berlin. Knapp 6.000 der bundesweiten Fälle, darunter 1.797 in Berlin, wiesen
Israelbezug auf. Diese Zahlen sind nicht als statistischer Anstieg zu verharmlosen. Sie sind
Ausdruck einer tiefgreifenden Verschiebung im gesellschaftlichen Klima. Der auf Vorschlag
der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte stellvertretende Sachverständige Sigmount
Königsberg ergänzte aus unmittelbarer Anschauung: Viele Jüdinnen und Juden zögen sich aus
dem öffentlichen Raum zurück. Sichtbarkeit sei für sie zu einem Risiko geworden. Der
Anzuhörende Alexander Carstiuc schilderte aus seiner unmittelbaren Erfahrung als
Mitbetreiber der Programmschänke Bajszel in Neukölln, was diese Zäsur im Alltag bedeutet:
systematische Einschüchterung, Sachbeschädigung, Brandanschläge, 24-Stunden-
Polizeischutz als Dauerzustand. Er betonte dabei, dass antisemitische Bedrohungen in
Neukölln nicht erst seit dem 7. Oktober 2023 existierten. Die jüdische und israelische
Community habe den Bezirk schon zuvor gemieden. Carstiuc wies zudem auf ein erhebliches
Dunkelfeld hin: Viele Betroffene erstatteten keine Anzeige mehr, weil sie keine juristische
Konsequenz erwarteten. Andere verließen die betroffenen Stadtteile, was die registrierten
Fallzahlen systematisch nach unten verzerrt.

Die CDU-Fraktion teilt diese Lagebewertung ohne Einschränkung. Das Dunkelfeld
antisemitischer Vorfälle ist erheblich. Die Statistiken bilden die tatsächliche Bedrohungslage
systematisch zu niedrig ab. Antisemitismus ist kein Problem, das die jüdische Gemeinschaft
allein trifft. Er ist eine Anforderung an die Gesellschaft als Ganzes, deren teilweise
Gleichgültigkeit Teil des Problems ist.

b) IHRA-Definition: Festhalten statt Nachgeben

Eine in der Anhörung wiederkehrende Frage war die nach der Arbeitsdefinition der IHRA.
Der Anzuhörende Dr. Remko Leemhuis, Direktor des American Jewish Committee Berlin, trat
für eine konsequente Beibehaltung der Arbeitsdefinition der IHRA ein. Angriffe auf die
IHRA-Definition richteten sich aus seiner Sicht vor allem gegen die Benennung des
israelbezogenen Antisemitismus und gerade das belege ihre Notwendigkeit. Trotz
konzeptioneller Unschärfen sei sie in der Praxis hilfreich: bei der Einordnung von Vorfällen,
bei der Arbeit der Strafverfolgungsbehörden und im europäischen Vergleich. Prof. Dr. Stephan
Lehnstaedt ergänzte als auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählter
stellvertretender Sachverständiger, dass jüdische Organisationen bei der Definition von
Antisemitismus maßgeblich einzubeziehen seien. Die IHRA-Definition erfüllt genau diese
Anforderung: Sie wurde unter maßgeblicher Beteiligung jüdischer Organisationen erarbeitet,
wie Dr. Leemhuis bestätigte. Eine Selbstverständlichkeit, die in Teilen der akademischen
Debatte erstaunlicherweise umstritten geblieben ist.

Die Debatte um die IHRA-Definition ist eingebettet in eine breitere Diskussion darüber, wie
der Antisemitismusbegriff angewendet werden soll. In der Anhörung wurde die IHRA-
Definition nicht offen abgelehnt. In einzelnen Beiträgen zeigte sich jedoch eine Tendenz, den
Einsatz des Antisemitismusbegriffs stärker zu begrenzen. Prof. Dr. Meron Mendel,
Bildungsstätte Anne Frank, plädierte für Zurückhaltung beim Einsatz des
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Antisemitismusvorwurfs generell und warnte vor inflationärer Nutzung, die in der
Bildungsarbeit selten hilfreich sei. Dr. Amir Theilhaber vom New Israel Fund Deutschland
e.V. betonte, dass es pädagogisch oft kontraproduktiv sei, Jugendliche direkt als Antisemiten
zu etikettieren. Die CDU-Fraktion teilt diese Zurückhaltung nicht als politischen Grundsatz.
Die Forderung, Antisemitismusvorwürfe dosierter einzusetzen, mag pädagogisch begründbar
sein. Als politischer Grundsatz bedeutete sie aber, weniger Antisemitismus als solchen zu
benennen, nicht weniger Antisemitismus zu bekämpfen. Die CDU-Fraktion bekennt sich zur
IHRA-Definition und erwartet, dass das Abgeordnetenhaus an ihr festhält.

c) Israelbezogener Antisemitismus: Die dominierende Erscheinungsform

Alle Anhörenden stimmten darin überein, dass israelbezogener Antisemitismus seit dem
7. Oktober 2023 die quantitativ wie qualitativ dominierende Erscheinungsform des
Antisemitismus in Berlin darstellt. Dr. Leemhuis ordnete dies analytisch ein: Israel fungiere
als Projektionsfläche, über die klassische antisemitische Bilder modernisiert und
gesellschaftlich anschlussfähig gemacht würden. Was früher als expliziter Judenhass
aufgetreten sei, erscheine heute als politische „Israelkritik“ und finde so auch in der
gesellschaftlichen Mitte Resonanz. Besonders gefährlich ist, dass dieses Ressentiment
politische Milieus verbindet, die sonst nichts gemeinsam haben. Die Ablehnung des jüdischen
Staates wirkt als ideologisches Bindemittel zwischen linksextremen und islamistischen
Akteuren.

Diese Analyse fand in der Anhörung breite Bestätigung. Prof. Dr. Stephan Grigat und Ahmad
Mansour vertieften diese Einschätzung und beschrieben die religiös-theologische Aufladung
des Nahostkonflikts durch islamistische Akteure als aktuell prägend: auf Demonstrationen
würden antisemitische Parolen gerufen und die Terrororganisation HAMAS offen
verherrlicht. Carstiuc schilderte aus Neukölln die praktische Dimension: Bündnisse zwischen
islamistischen und linksradikalen Gruppen, verstärkt durch türkisch-nationalistische
Netzwerke wie die Grauen Wölfe, seien unmittelbar beobachtbar und entfalteten eine
gemeinsame antisemitische Mobilisierungswirkung. Der Berliner Verfassungsschutzbericht
2024 bestätigt dies auf behördlicher Ebene: Die Volksfront für die Befreiung Palästinas
(PFLP) habe in Berlin eine Scharnierfunktion zwischen islamistischen und säkularen
israelfeindlichen Verfassungsfeinden eingenommen und dabei eng mit dogmatischen
Linksextremisten kooperiert.

Prof. Dr. Mendel brachte eine abweichende Meinung ein. Er mahnte, dass der
Antisemitismusvorwurf die Debatte oft blockiere, statt sie zu klären: Wenn der
Antisemitismusvorwurf erhoben werde, kippe die Diskussion häufig von der Sachebene weg
hin zur Bewertung des Vorwurfs selbst. Er plädierte für Abrüstung und dafür, auch mit
Menschen im Gespräch zu bleiben, die israelfeindliche Positionen vertreten. Die CDU-
Fraktion erkennt den pädagogischen Impuls dahinter an, widerspricht aber der
Schlussfolgerung. Dass die Benennung von Antisemitismus unbequeme Debatten auslöst, ist
kein Argument gegen die Benennung. Es ist ein Argument für mehr Klarheit. Dr. Leemhuis
hat Parolen wie „From the River to the Sea“ oder Aufrufe zur Intifada als das benannt, was sie
sind: Legitimation von Gewalt gegen Juden. Wer diese Einordnung als inflationär
zurückweist, trägt zur Normalisierung dessen bei, was er bekämpfen will.
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d) Herkunft des Antisemitismus: Differenzierung statt Externalisierung

Dr. Theilhaber bezog in der Frage nach dem „importierten Antisemitismus“ eine
demonstrative Gegenposition: Der Begriff sei seit 2015/16 ohne belastbare Faktenbasis
verbreitet worden und funktioniere häufig über zugeschriebene islamische Identität. Die
Behauptung, Muslime seien per se antisemitischer als andere Gesellschaftsgruppen, sei
empirisch nicht belegt. Er kritisierte zudem bestimmte historische Narrative, die Palästinenser
pauschal als „Erben“ eines eliminatorischen Antisemitismus markierten, als wissenschaftlich
widerlegt und politisch instrumentalisiert.

Die CDU-Fraktion nimmt die empirische Differenzierung zur Kenntnis. Sie teilt aber nicht die
politischen Schlussfolgerungen. Prof. Dr. Grigat hat klargestellt, dass islamistisch geprägter
Antisemitismus eigenständige ideologische Wurzeln habe, die sich nicht auf soziale
Benachteiligung oder Reaktionen auf den Nahostkonflikt reduzieren lassen. Ein Befund, der
ernst genommen werden müsse, ohne pauschal alle muslimischen Gläubigen zu
diskreditieren.

Die CDU-Fraktion hält an folgender Linie fest; Ahmad Mansour hat es präzise formuliert:
Antisemitismus sei herkunftsübergreifend und unterschiedliche Ausprägungen erforderten
differenzierte Strategien. Es gibt milieuspezifische Ausprägungen von Antisemitismus, die
unterschiedliche politische Reaktionen erfordern. Eine Strategie, die alle Erscheinungsformen
unter denselben Präventionsansatz subsumiert, wird keiner davon gerecht. Wer
Antisemitismus als importiertes Phänomen behandelt, entlastet große Teile der Gesellschaft
zu Unrecht. Dr. Leemhuis hat klargestellt, dass viele der Demonstrierenden, die antisemitische
Parolen riefen, deutsche Staatsangehörige seien. Das Problem lässt sich nicht abschieben.
Zugleich bleibt es analytisch notwendig, islamistisch geprägten Antisemitismus beim Namen
zu nennen. Nicht als Diskreditierung einer Religionsgemeinschaft, sondern als notwendige
Beschreibung einer ideologischen Strömung, die staatlich bekämpft werden muss.

e) Sicherheit und islamistische Strukturen

Die Anhörung machte deutlich, dass islamisch geprägter Antisemitismus nicht nur ein
gesellschaftliches, sondern auch ein sicherheitspolitisches Problem ist, das staatliches
Handeln verlangt. Dr. Leemhuis und Prof. Dr. Grigat thematisierten übereinstimmend die
Bedrohung durch organisierte islamistische Strukturen. Das Verbot des Islamischen Zentrums
Hamburg bewertete Dr. Leemhuis als richtiges Signal, versah es aber mit einer wichtigen
Einordnung: Verboten worden sei nicht ein Religionsort, sondern ein Trägerverein, der als
Knotenpunkt islamistischer Netzwerke fungiert habe. Kritisch merkte er an, dass solche
Akteure teils trotz jahrzehntelanger Beobachtung durch die Verfassungsschutzbehörden als
staatliche Ansprechpartner behandelt worden seien. Prof. Dr. Grigat verwies auf regimenahe
iranische Strukturen als konkrete sicherheitspolitische Bedrohung, die weit über
propagandistische Aktivitäten hinausgehe. Dr. Leemhuis ergänzte, er erwarte bei Eskalationen
im Nahen Osten ein Hochfahren des staatlichen Schutzes jüdischer Einrichtungen in Berlin.

Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung. Islamistische Strukturen, die über Jahrzehnte
geduldet wurden, obwohl ihre extremistischen Grundlagen und Verbindungen bekannt waren,
stellen eine staatliche Versagensgeschichte dar. Die Konsequenz ist klar: Religionsfreiheit und
die Förderung extremistischer Strukturen aus öffentlichen Mitteln müssen strikt getrennt
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werden. Dr. Leemhuis Formel ist präzise und politisch leitend: Nicht Religionsorte pauschal,
sondern extremistische Trägerstrukturen müssen konsequent adressiert werden.

f) Die Hochschule als Ort des Versagens

Ein eigenständiges Thema der Sitzung war die Lage an Berliner Hochschulen. Dr. Leemhuis
sprach von einer offenen Solidarisierung mit islamistischen Terrorgruppen auf dem Campus,
die in Ausmaß und Radikalität überraschend gewesen sei. Er kritisierte Hochschulleitungen,
die seit dem 7. Oktober 2023 nicht durchgehend klar reagiert und strafbare Handlungen nicht
konsequent zur Anzeige gebracht hätten. Er wies zudem darauf hin, dass die Verharmlosung
dieser Vorgänge als „Konflikt“ – statt als antisemitische Angriffe auf jüdische Studierende –
Teil des Problems sei. Prof. Dr. Lehnstaedt vertiefte die analytische Dimension: Universitäten
könnten antisemitischen Positionen durch akademische Rahmung gesellschaftliche
Legitimität verleihen. Das sei ein Mechanismus, der besonders gefährlich sei, weil er dem
Antisemitismus den Anschein wissenschaftlicher Seriosität verleihe.

Der Berliner Verfassungsschutzbericht 2024 bestätigt diesen Befund. Er dokumentiert, dass
treibende Kräfte hinter den anti-israelischen Aktionen an nahezu allen Berliner Hochschulen
dogmatische Linksextremisten waren. Bei der Besetzung des Instituts für Sozialwissen-
schaften der Humboldt-Universität waren die Innenräume mit antisemitischen, HAMAS-
verherrlichenden und gewaltbefürwortenden Schmierereien übersät.

Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung. Der Schutz jüdischer Studierender ist keine Frage
politischen Ermessens, sondern eine rechtliche und moralische Verpflichtung der Hochschul-
leitungen. Wer zulässt, dass jüdische Kommilitonen auf dem Campus bedroht werden, und
dies als Ausdruck des akademischen Diskurses einordnet, hat die Grenze zwischen freier
Debatte und Einschüchterung verloren. Die von Dr. Leemhuis genannten kurzfristigen
Maßnahmen – konsequenter Schutz, Anzeige strafbarer Handlungen, alternative Prüfungs-
regelungen an jüdischen Feiertagen – setzen keinen Gesetzgeber voraus. Sie erfordern
institutionellen Willen. Dass dieser Wille an zu vielen Berliner Hochschulen gefehlt hat, ist
kein Randproblem. Es ist ein institutionelles Defizit, das Konsequenzen haben muss.

g) Prävention: Strukturen, keine Projekte – und klare Förderkriterien

Einen breiten Raum nahmen Fragen der Präventionsarbeit ein. Veronika Nahm vom
Kooperationsverbund gegen Antisemitismus beschrieb das Berliner Landeskonzept als
wichtigen Rahmen, der aber nach dem 7. Oktober 2023 an seine Grenzen gestoßen sei: Die
Anfragen hätten sprunghaft zugenommen, während die bestehenden Strukturen auf
kurzfristige Projektförderung statt auf dauerhafte institutionelle Verankerung ausgerichtet
seien. Iven Saadi von BildungsBausteine e.V. plädierte dafür, Antisemitismusbekämpfung und
Rassismusbekämpfung stärker zusammenzudenken.

Die CDU-Fraktion widerspricht dieser Verknüpfung. Antisemitismus ist ein eigenständiges
Phänomen mit einer eigenen ideologischen Geschichte und einer eigenen Vernichtungslogik.
Eine konzeptionelle Verschmelzung mit anderen Diskriminierungsformen nimmt ihm diese
Einzigartigkeit. Nur indem man ihm diese Einzigartigkeit belässt, stärkt man die Grundlage
seiner Bekämpfung.
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Die CDU-Fraktion teilt die Beobachtung, dass bestehende Strukturen auf Kontinuität
angewiesen sind. Steigende Beratungszahlen belegen, dass Strukturen ausgelastet sind. Sie
belegen nicht, ob Prävention tatsächlich wirkt. Welche Programme tatsächlich wirken, muss
erkennbar sein. Das ist keine Kritik an der Präventionsarbeit als solcher, sondern eine
Anforderung an ihre Steuerung.

Prof. Dr. Grigat hat in diesem Zusammenhang eine Einschätzung vorgebracht, der die CDU-
Fraktion ausdrücklich zustimmt: Die Programmschänke Bajszel und der Verein Masiyot
leisteten qualitativ hochwertige antisemitismuskritische Arbeit aus einem explizit klaren
Selbstverständnis heraus und stünden dabei unter Polizeischutz, während sie um
Strukturfinanzierung kämpften. Einrichtungen, die unter erheblichem Sicherheitsrisiko aktiv
sind und dabei gelingende Brückenarbeit zwischen säkular-arabischen und jüdischen
Akteuren leisten, wie Carstiuc selbst beschrieb, sind ein Beleg dafür, was wirksame
Präventionsarbeit bedeuten kann. Das Missverhältnis zwischen ihrer Leistung und ihrer
Förderung muss die Berliner Förderpolitik in den Blick nehmen.

h) Zwischenbilanz: Antisemitismus

Die Anhörung zum Phänomenbereich Antisemitismus hat einige der klarsten Befunde der
gesamten Kommissionsarbeit erbracht und zugleich einige der tiefsten konzeptionellen
Differenzen sichtbar gemacht. Bei der Lagebeschreibung bestand weitgehend Einigkeit: Die
Situation ist ernst, sie hat sich seit dem 7. Oktober 2023 dramatisch zugespitzt und die
Antwort staatlicher und institutioneller Akteure war in wesentlichen Bereichen unzureichend.
Bei Ursachenanalyse, Begrifflichkeit und Präventionsstrategie traten die Differenzen dagegen
deutlich hervor.

Die CDU-Fraktion hält an drei Grundsätzen fest. Erstens: Antisemitismus ist in jeder
Erscheinungsform und aus jedem Milieu heraus unbedingt zu bekämpfen: rechtsextrem,
islamistisch, linksextrem. Die analytische Unterscheidung zwischen diesen Formen dient
differenzierten Strategien, nicht der Relativierung einzelner Erscheinungsformen. Zweitens:
Israelbezogener Antisemitismus ist keine legitime Meinungsäußerung, die durch
Dialogangebote allein einhegbar wäre. Er erfordert klare rechtliche Grenzen, konsequente
Strafverfolgung und den entschiedenen Schutz jüdischer Einrichtungen und Personen.
Drittens: Wirksame Prävention erfordert Kontinuität, nachgewiesene Wirksamkeit und
Transparenz sowie eine förderrechtliche Trennlinie gegenüber Akteuren, die die freiheitliche
demokratische Grundordnung nicht teilen.

Die CDU-Fraktion unterstreicht abschließend: Artikel 1 GG „Die Würde des Menschen ist
unantastbar“ ist die Antwort auf die Erfahrung der Shoah und stellt die verfassungsrechtliche
Grundlage des „Nie wieder“ dar. Gesellschaftlicher Zusammenhalt, das zentrale Ziel dieser
Kommission, ist ohne den Schutz des jüdischen Lebens in Berlin nicht denkbar. Eine Stadt, in
der Jüdinnen und Juden sich aus dem öffentlichen Raum zurückziehen, in der Einrichtungen
dauerhaft unter Polizeischutz stehen, in der jüdische Studierende auf dem Campus bedroht
werden, hat ein Grundproblem, kein Randproblem.

Sigmount Königsberg, Beauftragter der Jüdischen Gemeinde zu Berlin gegen Antisemitismus
und auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählter stellvertretender
Sachverständiger, hat der Kommission eine ergänzende schriftliche Stellungnahme vorgelegt,
die die Befundlage vertieft und konkrete Handlungsempfehlungen entwickelt. Die CDU-
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Fraktion begrüßt die dort dargelegten Einschätzungen und Empfehlungen. Die Stellungnahme
ist dieser Stellungnahme der CDU-Fraktion zum Bericht beigefügt.

4.4. Muslimfeindlichkeit

In ihrer fünften Sitzung am 11. Juli 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit dem
Phänomenbereich der Muslimfeindlichkeit. Die Sitzung war in zwei Themenblöcke
gegliedert: Grundlagen und Strukturen einerseits, Strategien, Empowerment und Prävention
andererseits. Für die CDU-Fraktion legte sie vor allem eine Grundspannung offen: Auf der
einen Seite stand das berechtigte Anliegen, Diskriminierung gegen muslimische oder als
muslimisch wahrgenommene Menschen anzuerkennen und wirkungsvolle Gegenmaßnahmen
zu entwickeln. Auf der anderen Seite stand die Warnung davor, einen begrifflichen Rahmen
zu etablieren, der legitime gesellschaftliche Debatten präventiv delegitimiert und staatliche
Handlungspflichten über das verfassungsrechtlich gebotene Maß hinaus ausdehnt.

Die CDU-Fraktion stellt unmissverständlich klar: Gewalt, Beleidigungen und
Diskriminierung gegen Menschen muslimischer Herkunft oder muslimischen Glaubens sind
inakzeptabel. Der CDU-Abgeordnete Stephan Lenz betonte ausdrücklich den bestehenden
Konsens in der Ablehnung von Muslimfeindlichkeit und Rassismus. Dieser Konsens stand in
der Sitzung nicht in Frage. Klärungsbedarf bestehe jedoch bei der begrifflichen Abgrenzung
und beim politischen Umgang mit diesen Konzepten. Dieser Klärungsbedarf zieht sich durch
alle Aspekte der Sitzung: von der Einstellungsforschung über die Frage zulässiger
Islamismuskritik bis hin zu den geforderten institutionellen Maßnahmen.

a) Lagebeschreibung: Ausmaß und Erscheinungsformen

Drei Anzuhörende legten in der Sitzung empirische Befunde zu Ausmaß und
Erscheinungsformen von Muslimfeindlichkeit vor, die die CDU-Fraktion zur Kenntnis nimmt.
Prof. Dr. Karim Fereidooni, Ruhr-Universität Bochum, stützte sich auf den Religionsmonitor
der Bertelsmann Stiftung, wonach etwa jede zweite Person in Deutschland islamfeindlich
eingestellt sei, sowie auf eine Betroffenenbefragung des Unabhängigen Expertenkreises
Muslimfeindlichkeit (UEM) unter 473 muslimischen Personen: Die Hälfte berichtete von
Beleidigungen oder Belästigungen, fast jede dritte Person von körperlichen Übergriffen; 
46 Prozent mieden bestimmte Orte aus Angst vor Anfeindungen. Frau Rima Hanano, Leiterin
der CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit, verwies auf die Jahresbilanz
ihres Vereins: 644 dokumentierte muslimfeindliche Vorfälle in Berlin im Jahr 2024, ein
Anstieg von über 68 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Auch Prof. Dr. Gert Pickel, Universität
Leipzig, berichtete, dass knapp 80 Prozent der in Berlin befragten Musliminnen und Muslime
in den letzten fünf Jahren Diskriminierungserfahrungen angaben, 28 Prozent nannten dabei
Ämter und Behörden als Diskriminierungsort.

Die CDU-Fraktion nimmt diese Befunde ernst. Diskriminierung gegen muslimische
Menschen ist real und muss politisch ernst genommen werden. Daran lässt die CDU-Fraktion
keinen Zweifel. Zugleich ist das, was aus den vorgelegten Befunden politisch folgt, nicht so
eindeutig, wie in Teilen der Anhörung suggeriert wurde, und das beginnt bei der Frage, was
die Daten eigentlich messen.
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b) Begriffliche Differenzierung: Eine notwendige Klärung

Der Anzuhörende Prof. Dr. Levent Tezcan, Universität Münster, brachte eine analytische
Perspektive ein, der die CDU-Fraktion ausdrücklich zustimmt. Prof. Dr. Tezcan wollte – wie
er selbst betonte – die bestehende Forschung nicht pauschal in Frage stellen, plädierte aber für
eine konsequentere begriffliche Differenzierung. Unter dem Oberbegriff der
Muslimfeindlichkeit würden sehr unterschiedliche Phänomene zusammengefasst: von
gewaltsamen Angriffen auf Moscheen bis hin zu negativen Einstellungen gegenüber dem
Islam als Religion. Es sei analytisch wichtig, zwischen sozialer Distanz, Angst, Misstrauen
und tatsächlicher Feindseligkeit zu unterscheiden. Feindlichkeit impliziere eine aktivere,
potenziell handlungsorientierte Stufe. Eine Stufe, die nicht mit negativen Einstellungen oder
Distanz gleichgesetzt werden dürfe. Begriffe wie Rassismus, Diskriminierung und
Feindlichkeit verlören bei unspezifischem Gebrauch an Trennschärfe und damit sowohl
politisch als auch wissenschaftlich an Nutzen.

Prof. Dr. Tezcan hinterfragte zudem, ob der Begriff des „antimuslimischen Rassismus“ über
das Sichtbarmachen von Leid hinaus analytischen Mehrwert biete. Er verwies darauf, dass
manche Urteile über den Islam auch aus religionskritischen oder
modernisierungstheoretischen Vorstellungen heraus formuliert werden könnten, ohne dass
daraus zwangsläufig Feindseligkeit im eigentlichen Sinne resultiere. Rechtsextreme Akteure,
die strategisch mit Kulturbegriffen statt Rassebegriffen operieren, meinen zwar weiterhin
„Rasse“. Daraus folgt jedoch nicht, dass jede Rede über kulturelle Unterschiede automatisch
als Rassismus zu deuten ist. Der inflationäre Gebrauch des Begriffs Kulturrassismus hat die
Debatte eher unschärfer als präziser gemacht.

Der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte Sachverständige
Dr. Marcus Funck ergänzte diese Linie. Er mahnte eine vorgelagerte Klärung von
Definitionen und Kategorisierungen an, da unterschiedliche Begriffe unterschiedliche
theoretische Konzepte transportierten und das Verständnis des Phänomens prägten. Besonders
relevant sei die Frage, inwiefern vorab gesetzte Begriffsdefinitionen das Design, die
Itemformulierung und die Auswertung von Umfragen beeinflussen. Dr. Funck warnte vor der
Gefahr einer „Essenzialisierung“: Wenn „antimuslimischer Rassismus“ als überzeitliche
Kontinuität westlicher Gesellschaften konstruiert werde, verstelle das den Blick auf
alternative Erklärungen – etwa soziale Lage, Bildungsstand und Status.

Frau Hanano verteidigte in der Sitzung das Konzept des „antimuslimischen Rassismus“ gegen
diese Infragestellungen und betonte, entsprechende Zweifel missachteten wissenschaftliche
Forschung, internationale Standards und Betroffenenerfahrungen. Prof. Dr. Fereidooni stützte
sich auf den Bericht des Unabhängigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit und dessen
Arbeitsdefinition, die muslimischen Personen zugeschriebene Eigenschaften – rückständig,
gefährlich, schwer integrierbar, patriarchal – als Kernelemente „antimuslimischen Rassismus“
bündelt. Die CDU-Fraktion erkennt an, dass Betroffenenperspektiven wichtig sind. Aus der
subjektiv erlebten Anfeindung lässt sich jedoch nicht unmittelbar auf einen gesellschaftlichen
Mechanismus schließen, der staatliches Gegensteuern in dem von den Anzuhörenden
geforderten Umfang verlangt. Prof. Dr. Tezcan hat das methodisch klar gemacht: Was
Befragungen zunächst erfassen, ist ein berichtetes Unwohlgefühl. Ob daraus objektivierbare
Diskriminierung folgt, ist eine weitere Frage, die qualitativer Forschung bedarf.
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c) Muslimfeindlichkeit anerkennen, Debattenräume offenhalten

Der Sachverständige Ahmad Mansour brachte eine Perspektive ein, die die CDU-Fraktion für
besonders wertvoll hält, gerade weil sie aus unmittelbarer Kenntnis islamistischer Milieus
kommt. Mansour machte klar, dass Gewalt und Diskriminierung gegen Menschen
muslimischer Herkunft inakzeptabel seien und als gesamtgesellschaftliche Aufgabe ernst
genommen werden müssten. Zugleich verteidigte er die Legitimität kontroverser
gesellschaftlicher Debatten – etwa zum Berliner Neutralitätsgesetz – und warnte davor, Kritik
an Kopftuchregelungen pauschal als „antimuslimischen Rassismus“ zu delegitimieren. Auf
der anderen Seite bestehe die Pflicht, problematische Phänomene klar zu benennen:
Clankriminalität, importierter Antisemitismus oder Islamismus müssten thematisiert werden
können, ohne dass damit eine gesamte Gruppe von Muslimen kollektiv verantwortlich
gemacht werde. Mansour wies dabei auf eine paradoxe Wirkung hin: Rechtsradikale
instrumentalisierten den Begriff „antimuslimischer Rassismus“, um jeden kritischen Diskurs
über muslimische Milieus zu delegitimieren. Islamisten hingegen nutzten ihn, um berechtigte
Kritik an ihren Positionen abzuwehren.

Der auf Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählte Sachverständige Prof. Dr.
Stephan Grigat verdeutlichte diesen Punkt an einem konkreten Beispiel: Die Gleichsetzung
von Parolen wie „Islamisten raus!“ mit „antimuslimischem Rassismus“ sei analytisch
unhaltbar. Die notwendige Differenzierung zwischen islamistischen Organisationen und
pauschalisierenden Äußerungen über Muslime dürfe nicht durch die Vermischung legitimer
Islamismuskritik mit rassistischer Diskriminierung unterlaufen werden. Ein Rassismusbegriff,
der Islamismuskritik einschließt, ist kein analytisches Werkzeug mehr. Er ist ein politisches
Instrument zur Einschränkung legitimer gesellschaftlicher Auseinandersetzung.

Frau Yasmine Amal von JUMA e. V. bestritt in der Sitzung diesen Zusammenhang und
kritisierte, dass der Topos des „importierten Antisemitismus“ muslimische und arabische
Menschen pauschal in Täterrollen dränge. Antisemitismus und „antimuslimischer Rassismus“
würden durch solche Zuschreibungen gegeneinander ausgespielt, obwohl beide zusammen
gedacht und gemeinsam bekämpft werden müssten. Die CDU-Fraktion nimmt diesen
Einwand zur Kenntnis. Sie teilt ihn aber nicht. Die Feststellung, dass bestimmte Formen von
Antisemitismus in bestimmten Milieus besonders verbreitet sind – einschließlich islamistisch
geprägter Kreise – ist keine pauschale Schuldzuweisung. Sie ist eine analytische
Notwendigkeit für differenzierte Präventionsstrategien. Gerade die Sitzung zum
Antisemitismus hat gezeigt, wie wichtig es ist, islamistisch geprägten Antisemitismus als
eigenständiges Phänomen mit eigenen ideologischen Wurzeln zu benennen. Wer diese
Benennung als Rassismus zurückweist, erschwert nicht die Diskriminierung, er erschwert ihre
Bekämpfung.

d) Selbstkritik und Eigenverantwortung in muslimischen Gemeinschaften

Der Anzuhörende Murat Kayman, Alhambra Gesellschaft e. V., stellte die These in den
Mittelpunkt, dass der Kampf gegen Muslimfeindlichkeit eine weitere, bislang zu wenig
beachtete Säule benötige. Neben Aufklärung in der Gesellschaft, rechtlichen Schritten gegen
Diskriminierung und der Stärkung muslimischer Akteure brauche es eine selbstkritische
Reflexion innerhalb muslimischer Gemeinschaften. Er betonte ausdrücklich, dass er damit
keine Verantwortung verschieben wolle, diese liege bei den Tätern. Gemeint sei vielmehr,
dass muslimische Gemeinschaften interne Entwicklungen stärker reflektieren sollten, die
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Angriffsflächen schaffen oder Entfremdung fördern könnten, um demokratische Teilhabe zu
stärken und antidemokratischen Strömungen vorzubeugen.

Kayman konkretisierte vier Elemente: die öffentliche Sichtbarmachung der Vielfalt
muslimischer Lebensweisen, einen offenen innermuslimischen Dialog über Interpretationen,
die mit liberal-demokratischen Normen in Konflikt stehen können, die Stärkung von Resilienz
und Selbstreflexion als Mittel gegen Rückzug in eine passive Opferrolle sowie proaktive
Kommunikation, die gesellschaftlichen Fliehkräften entgegenwirkt. Dieses Programm setze
jedoch voraus, dass selbstkritische Stimmen innerhalb muslimischer Gemeinschaften
überhaupt Gehör finden. Kayman benannte dabei ein Problem, das in der Anhörung zu wenig
Raum bekam: die „innermuslimische Muslimfeindlichkeit“, die Delegitimierung
selbstkritischer Stimmen innerhalb muslimischer Gemeinschaften. Wer intern Kritik äußere,
werde teils als „Hausmuslim“ abgewertet, was gefährlich sei, weil extreme Ränder dies zur
Gewaltlegitimation nutzten.

Frau Prof. Dr. Naika Foroutan, Humboldt-Universität zu Berlin, mahnte in diesem
Zusammenhang zur Vorsicht: Sobald innermuslimische Selbstkritik in die Logik „gute versus
schlechte Muslime“ gerate, kollabiere der Ansatz. Ein früheres Format der Bundeszentrale für
politische Bildung, das innermuslimische Selbstkritik ermöglicht habe, sei in dem Moment
gescheitert, als es genau diese Logik bedient habe. Die CDU-Fraktion nimmt diese Warnung
zur Kenntnis. Sie ändert nichts an der Substanz von Kaymans Argument. Eine selbstkritische
muslimische Binnenperspektive ist nicht dasselbe wie die Etikettierung einzelner Personen als
„gute“ oder „schlechte“ Muslime. Kayman hat das selbst präzisiert: Es geht um
Selbstwirksamkeit und die Fähigkeit der Gemeinschaft, demokratische Werte von innen
heraus zu stärken und nicht um Fremdkontrolle. Die CDU-Fraktion begrüßt diesen Ansatz und
sieht darin ein Modell, das politisch gestärkt werden sollte.

e) Radikalisierung und Prävention: Missstände ernst nehmen, ohne Deutungshoheit
abzugeben

Prof. Dr. Foroutan unterstrich aus ihrer Arbeit in der Radikalisierungsprävention, dass
ignoriertes Leid Radikalisierten Vorteile verschaffe. Wer Diskriminierungserfahrungen von
Muslimen nicht ernst nehme, ermögliche, dass islamistische Akteure dieses Leid in
Rekrutierungsangebote ummünzten. Prävention müsse deshalb erlebtes Leid anerkennen,
religiös gebildete demokratische Stimmen stärken und vermeiden, neue ethnische oder
religiöse Hierarchien aufzubauen, die Anerkennungskämpfe erst befeuerten.

Die CDU-Fraktion teilt diesen Grundgedanken. Wer Muslimfeindlichkeit kleinredet, liefert
Extremisten Anknüpfungspunkte. Zugleich darf dieser Zusammenhang nicht umgekehrt als
Argument dafür genutzt werden, Islamismuskritik zu unterlassen oder begriffliche Schärfe
zugunsten politischer Rücksichtnahme aufzugeben. Prof. Dr. Foroutan selbst hat betont, dass
individuelles Fehlverhalten nicht tabuisiert werden dürfe, auch wenn Diskursdynamiken
mitgedacht werden müssten. Die CDU-Fraktion stimmt dem zu und zieht daraus den Schluss:
Eine Sprache, die Islamismuskritik und Muslimfeindlichkeit klar voneinander trennt, ist kein
Zugeständnis an eine der beiden Seiten, sondern Voraussetzung für wirksame Prävention.
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f) Zwischenbilanz: Muslimfeindlichkeit

Die Sitzung zur Muslimfeindlichkeit hat wesentliche Befunde und grundlegende
konzeptionelle Differenzen sichtbar gemacht. Bei der Beschreibung konkreter
Diskriminierungserfahrungen bestand weitgehend Einigkeit: Dass es Anfeindungen und
Benachteiligungen gegen muslimische Menschen gibt, ist nicht zu bestreiten und muss ernst
genommen werden. Bei Begrifflichkeit, Ursachenanalyse und politischen Schlussfolgerungen
traten die Differenzen dagegen klar hervor.

Die CDU-Fraktion hält an drei Grundsätzen fest. Erstens: Muslimfeindlichkeit ist als
Phänomen anzuerkennen und entschlossen zu bekämpfen. Zweitens: Ein Rassismusbegriff,
der Religionskritik, Islamismuskritik und tatsächliche Diskriminierung gleichermaßen erfasst,
ist kein analytisches Werkzeug mehr. Er ist ein politisches Instrument zur Einschränkung
legitimer gesellschaftlicher Debatte. Drittens: Wirksame Prävention erfordert eine
selbstkritische muslimische Binnenperspektive als eigenständige Säule und nicht als Ersatz
für staatliche Schutzpflichten, sondern als Beitrag zur Stärkung demokratischer Werte
innerhalb muslimischer Gemeinschaften.

Die CDU-Fraktion unterstreicht abschließend: Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist ohne die
Anerkennung und Teilhabe der muslimischen Bevölkerung Berlins nicht vorstellbar. Eine
Stadt, in der Menschen wegen ihrer Religion oder weil sie als muslimisch wahrgenommen
werden, belästigt und benachteiligt werden und das Vertrauen in Behörden und öffentliche
Einrichtungen schwindet, hat ein ernstes Problem. Zugleich ist ein Klima, in dem legitime
Islamismuskritik als Rassismus gebrandmarkt wird und gesellschaftliche Debatten über
religiöse Normen präventiv delegitimiert werden, dem gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht
weniger abträglich. Beides muss benannt werden.

4.5. Rassismus

In ihrer sechsten Sitzung am 12. September 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit
dem Phänomenbereich des Rassismus. Im Mittelpunkt standen dabei drei Rassismusformen:
Anti-Schwarzer Rassismus, Anti-Asiatischer Rassismus und Antiziganismus. Diese
Aufteilung ist nicht neutral. Sie folgt einer politischen Logik, die Rassismus zunehmend in
gruppenspezifische Subkategorien aufteilt: mit eigenen Begriffen, eigenen Beauftragten,
eigenen Fördertöpfen. Die CDU-Fraktion teilt diese Logik nicht.

Rassismus ist Rassismus. Diskriminierung aufgrund von Hautfarbe, Herkunft oder ethnischer
Zugehörigkeit verletzt die Menschenwürde, unabhängig davon, gegen wen sie sich richtet.
Auch Deutsche, Christen oder Menschen mit europäischem Hintergrund können Opfer von
Diskriminierung sein. Die Antwort des Rechtsstaats muss deshalb auf universellen Maßstäben
beruhen, nicht auf der Verwaltung von Gruppenidentitäten. Wer Rassismusbekämpfung
entlang immer feinerer Kategorien organisiert, befördert Konkurrenz zwischen betroffenen
Gruppen, schwächt den Anspruch auf einheitliche Standards und schafft die Grundlage für
eine Identitätspolitik, die gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht stärkt, sondern untergräbt.

Eine Ausnahme gilt für den Antiziganismus. Er ist eine historisch gewachsene, eigenständige
Ideologie, deren Bekämpfung durch die Ratifikation der Europäischen Rahmenkonvention
zum Schutz nationaler Minderheiten völker- und verfassungsrechtlich verankert ist. Deutsche
Sinti und Roma sind als nationale Minderheit anerkannt. Daraus folgen spezifische staatliche
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Schutz- und Förderpflichten. Diese Einordnung beruht nicht auf Identitätspolitik, sondern auf
Recht.

a) Antiziganismus: Eine eigenständige Ideologie und historische Verantwortung

Die CDU-Fraktion erkennt die historische Verantwortung gegenüber Sinti und Roma an. Frau
Dotschy Reinhardt, stellvertretende Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma,
hat die institutionelle Nachgeschichte des NS-Völkermords eindrücklich geschildert:
Entschädigungsanträge wurden in einer Täter-Opfer-Umkehr zurückgewiesen, Sonderer-
fassungen auf Basis von NS-Aktenbeständen fortgeführt, der Völkermord erst 1982 offiziell
anerkannt. Das sind historische Tatsachen, die eine kritische Auseinandersetzung verlangen.
Reinhardt hat zudem zu Recht darauf bestanden, dass das Phänomen als Antiziganismus
bezeichnet wird, weil es mehr als Rassismus im allgemeinen Sinne ist. Die CDU-Fraktion teilt
diese begriffliche Präzision, gerade weil sie nicht identitätspolitisch, sondern rechtlich
begründet ist. Dass die Melde- und Informationsstelle Antiziganismus für 2024 insgesamt
1.681 gemeldete Vorfälle verzeichnete – ein weiterer Anstieg gegenüber dem Vorjahr –, belegt
den Handlungsbedarf.

Im Bereich der Bildung hat Herr Christoph Leucht von der Hildegard Lagrenne Stiftung mit
der RomnoKher-Studie belegt, dass gezielte Datenerhebung und Fördermaßnahmen möglich
und notwendig sind. Berlin sei hier früher vorangegangen als andere Bundesländer,
insbesondere bei der Einbindung von Angehörigen der Minderheit als Bildungsbegleiterinnen
und -begleiter und Schulmediatorinnen und -mediatoren. Die CDU-Fraktion hält diesen
Ansatz für zielführend: gezielte Förderung, die zugleich inklusiv umgesetzt wird,
Wirksamkeit messbar macht und keine neuen Segregationsstrukturen erzeugt. Das entspricht
einem Förderprinzip, dem die CDU-Fraktion grundsätzlich zustimmt.

b) Institutionelle Ausgestaltung: Eine Stelle statt vieler

Ein zentrales Thema der Sitzung war die Frage der institutionellen Struktur zur Bekämpfung
von Diskriminierung. Mehrere Anzuhörende forderten neue gruppenspezifische
Beauftragtenstrukturen: eine Landesbeauftragte beziehungsweise einen Landesbeauftragten
für Anti-Schwarzen Rassismus (Kaneza, Klein), eine stärkere Institutionalisierung für
antiasiatischen Rassismus (Suda), eine unabhängige Stelle für Antiziganismus analog zur
Bundesebene (Weiß). Die CDU-Fraktion teilt diesen Ansatz nicht.

Prof. Dr. Hendrik Hansen hat eindringlich vor einer wachsenden Fragmentierung gewarnt:
Eine Vervielfachung gruppenspezifischer Beauftragtenstrukturen stärkt nicht die Bekämpfung
von Diskriminierung, sondern schwächt sie. Sie verstärkt Opferkollektive, befördert
Konkurrenz zwischen betroffenen Gruppen und erzeugt institutionelle Unübersichtlichkeit.
Prof. Hansens Alternativvorschlag – eine starke zentrale Stelle zur Bekämpfung rassistischer
Diskriminierung anstelle vieler kleiner Einheiten – entspricht einem Effizienzdenken, dem die
CDU-Fraktion ausdrücklich zustimmt.

Der CDU-Abgeordnete Stephan Lenz hat diesen Gedanken parlamentarisch konkretisiert:
Berlin gibt bereits erhebliche Mittel für Antidiskriminierungsarbeit aus; staatliche Mittel 
müssen regelmäßig auf Doppelstrukturen überprüft und zielgerichteter eingesetzt werden. Der
CDU-Abgeordnete Dirk Stettner ergänzte, dass bloße Mittelerhöhungen nicht automatisch zu
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besseren Ergebnissen führten. Entscheidend seien messbare Effizienz und nachweisbare
Wirkung. Diese Position ist keine Absage an wirksame Antidiskriminierungspolitik. Sie ist
deren Bedingung.

c) Positive Diskriminierung und Definitionsmacht

Mehrere Anzuhörende warben in der Sitzung für positive Diskriminierung beziehungsweise
Affirmative Action als Instrument zur Herstellung tatsächlicher Gleichheit. Jeff Kwasi Klein,
Mitglied des Gleichstellungsbegleitgremiums zur Bekämpfung von Anti-Schwarzem
Rassismus, sprach von „ausgleichenden Maßnahmen“ und hielt Quoten für ein fallbezogen zu
prüfendes Instrument. Leucht argumentierte, dass unbewusste Mechanismen wie Netzwerke
und rassistische Prägungen Ungleichheiten fortschreiben und gezielte Ausgleichsmaßnahmen
notwendig machten.

Die CDU-Fraktion ist skeptisch. Prof. Hansen hat die wesentlichen Einwände formuliert:
Positive Diskriminierung kann zu Entmündigung und Leistungsabsenkung führen und ist
letztlich kontraproduktiv, wenn sie neue Ungerechtigkeiten schafft, das Leistungsprinzip
unterhöhlt und gesellschaftliche Akzeptanz beschädigt. Wer gruppenspezifische
Privilegierungen einführt, muss erklären, wer die daraus entstehenden neuen Benachteiligten
sind und warum diese Ungleichbehandlung gerechter ist als die, die sie ersetzen soll. Diese
Erklärung blieb in der Sitzung aus. Klein argumentierte zudem, Rassismus könne strukturell
nur von Menschen mit Macht erlebt werden. Der Abgeordnete Lenz hat klargemacht, dass
dieser Anspruch auf alleinige Definitionsmacht nicht akzeptabel ist: Begriffe mit rechtlichen
Konsequenzen bedürfen demokratischer Legitimation, nicht aktivistischer Festlegung.

d) Zwischenbilanz: Rassismus

Die CDU-Fraktion hält fest: Rassistische Diskriminierung ist eine Realität, die entschlossen
bekämpft werden muss. Das gilt für alle drei in der Sitzung behandelten Formen: Anti-
Schwarzen Rassismus, Anti-Asiatischen Rassismus und Antiziganismus. Antiziganismus ist
darüber hinaus als eigenständige, historisch gewachsene Ideologie anzuerkennen, die daraus
folgenden Schutz- und Förderpflichten im Rahmen des bestehenden Minderheitenrechts sind
ernst zu nehmen und konsequent umzusetzen. Wirksame Antidiskriminierungspolitik erfordert
zudem effiziente, gebündelte Strukturen, universalistische Maßstäbe und regelmäßige
Überprüfung des Ressourceneinsatzes. Keine Fragmentierung durch immer neue
gruppenspezifische Beauftragtenstrukturen, keine positiven Diskriminierungen, die neue
Ungerechtigkeiten erzeugen.

4.6. Polizei und Wohnen

In ihrer siebten Sitzung am 10. Oktober 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit den
Politikbereichen Polizei, Justiz und Wohnen. Die Kombination dieser Themen folgt einer
politischen Logik: Beide Bereiche werden in Teilen des Diskurses als Felder „struktureller
Diskriminierung“ beschrieben: die Polizei als Institution des „Racial Profiling“, der
Wohnungsmarkt als Raum ethnischer Segregation. Die CDU-Fraktion teilt diese Rahmung
nicht. Wo Diskriminierung nachgewiesen ist, muss der Rechtsstaat handeln. Das ist für die
CDU-Fraktion keine Frage. Sie widerspricht aber einer Deutung, die aus Einzelbefunden
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Systemvorwürfe konstruiert, die Polizei primär als Täterorganisation begreift und
Wohnraummangel als Diskriminierungsphänomen umdeutet. Beides schadet dem
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wer die Polizei als Täterorganisation delegitimiert,
schwächt den Schutz für alle. Wer Wohnraummangel als Diskriminierungsphänomen
umdeutet, verstellt den Blick auf die eigentlichen Lösungen.

4.6.1. Polizei

a) Polizei: Schutzinstanz, nicht Täterorganisation

Prof. Dr. Tobias Singelnstein von der Goethe-Universität Frankfurt am Main lieferte einen
Forschungsüberblick zu Rassismus und Diskriminierung im Polizeikontakt. Er unterschied
zwischen individuellen Einstellungen, diskriminierenden Praxen und institutionellen
Bedingungen und betonte, dass Diskriminierung auch ohne bewusst rassistische Einstellungen
entstehen könne, etwa durch Organisationskultur, Ausbildungsinhalte und tradierte Routinen.
Daraus leitete er erheblichen Forschungs- und Reformbedarf ab.

Die CDU-Fraktion teilt die Diagnose nicht. Die MEGAVO-Studie, auf die Singelnstein selbst
verwies, belegt: Es gibt nur eine relativ kleine Gruppe mit geschlossen rechtsextremem
Weltbild und problematische Einstellungen kommen in der Polizei in ähnlichem Ausmaß vor
wie in der Gesamtgesellschaft. Dieser Befund entlastet die Berliner Polizei. Er ist kein
Freifahrtschein, aber auch kein Beleg für eine rassistische Institution. Dass eine professionelle
Polizei sich kontinuierlich selbst überprüfen muss, ist selbstverständlich. Verpflichtende
Fortbildungen, eine etablierte Reflexionskultur und wirksame Supervision sind Investitionen
in Handlungsfähigkeit und Vertrauen, keine Angriffe auf die Institution. Die Berliner Polizei
ist auf diesem Weg vorangekommen: Zwischen 30 und 40 Prozent der Polizeiangehörigen
haben einen Migrationshintergrund, eine interne Ermittlungsgruppe für Verdachtsfälle ist
eingerichtet und eine dauerhafte Beobachtungsstruktur ist implementiert. Polizeipräsidentin
Dr. Barbara Slowik Meisel hat in der Sitzung klargestellt, dass interne Ermittlungen keine
rassistischen Strukturen zutage gefördert haben. Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung.

Zugleich widerspricht die CDU-Fraktion einer Rahmung, die die Polizei primär als Problem
und nicht als Schutzinstanz begreift. Die Berliner Polizei schützt Minderheiten, sichert die
Versammlungsfreiheit und verteidigt täglich jüdisches Leben in dieser Stadt. Nach dem
7. Oktober 2023 war es die Berliner Polizei, die jüdische Einrichtungen rund um die Uhr
bewachte, während Kampagnen unter dem von Ahmad Mansour in der Sitzung zitierten
Slogan „Ganz Berlin hasst die Polizei“ das öffentliche Ansehen dieser Institution systematisch
beschädigten. Diese Delegitimierungsversuche sind nicht folgenlos. Sie erschweren
Polizeiarbeit, untergraben gesellschaftliches Vertrauen und schaden vor allem jenen, die auf
polizeilichen Schutz angewiesen sind. Prof. Dr. Singelnstein selbst hat festgestellt, dass das
Vertrauen in die Polizei insgesamt hoch ist. Dieses Vertrauen ist ein gesellschaftliches Gut,
das es zu schützen gilt. Wer es durch pauschale Systemvorwürfe beschädigt, handelt nicht im
Interesse der Bevölkerungsgruppen, die er zu vertreten vorgibt.

b) Racial Profiling: Wahrnehmung ist kein Beweis

Zum Begriff des Racial Profiling erläuterte Prof. Singelnstein, dass polizeiliche Kontrollen,
die sich auf Merkmale wie Hautfarbe oder Herkunft stützen, Betroffene wiederholter
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Stigmatisierung aussetzten und von diesen teils als Gewalt erlebt würden. Das Merkmal der
Hautfarbe oder Herkunft dürfe bei polizeilichen Kontrollen rechtlich keine Rolle spielen.
Daran lässt die CDU-Fraktion keinen Zweifel. Die entscheidende Frage ist jedoch eine
andere.

Der CDU-Abgeordnete Burkard Dregger hat in der Debatte einen rechtsstaatlich
grundlegenden Punkt benannt: Fühlen ist nicht gleich Rechtswidrigkeit. Das subjektive
Empfinden, diskriminiert worden zu sein, begründet für sich genommen keinen
Rechtsverstoß. Wahrnehmung ist kein Beweis. Wer diesen Unterschied auflöst, schwächt
nicht nur die rechtliche Klarheit, sondern auch die Grundlage für eine faire Beurteilung
konkreter Einsatzsituationen. Diese Beurteilung setzt Erfahrungswissen voraus. Dieses
Erfahrungswissen darf nicht durch eine Misstrauensbürokratie entwertet werden, die jeden
Ermessensspielraum unter Generalverdacht stellt. Ein konkretes Beispiel dafür ist der
Vorschlag verpflichtender Kontrollquittungen, den Prof. Singelnstein in der Sitzung
eingebracht hat. Die CDU-Fraktion lehnt ihn ab: Eine bürokratische Dokumentationspflicht
für jede verdachtsunabhängige Kontrolle würde erhebliche Ressourcen binden, die operative
Handlungsfähigkeit einschränken und das Vertrauensverhältnis zwischen Polizei und
Bevölkerung nicht zwingend verbessern.

c) Kontrolle ja, neue Parallelstrukturen nein

Prof. Singelnstein betonte die Bedeutung unabhängiger Polizeibeauftragter als Element von
Police Accountability (polizeilicher Rechenschaftspflicht), wies aber zugleich auf deren
begrenzte Befugnisse und Ausstattung hin. Im internationalen Vergleich gebe es stärkere
Modelle, etwa in Großbritannien. Die CDU-Fraktion bewertet unabhängige Kontrolle als
sinnvolles Instrument, sofern Befugnisse klar definiert und Strukturen nicht als Druckmittel
gegen operativ handelnde Beamtinnen und Beamte instrumentalisiert werden. Zugleich gilt:
Der Petitionsausschuss des Abgeordnetenhauses verfügt bereits über die parlamentarischen
Instrumente, um Beschwerden gegen die Polizei zu bearbeiten. Neue Kontrollstrukturen sind
nur dann sinnvoll, wenn sie nachweisbar Lücken schließen, die bestehende Mechanismen
nicht abdecken können.

Zu Antisemitismus in der Polizei verwies Prof. Singelnstein darauf, dass die MEGAVO-
Studie sehr niedrige Werte gezeigt habe, erklärte dies aber methodisch mit sozialer
Erwünschtheit. Die CDU-Fraktion widerspricht dieser Relativierung und hält fest: Niedrige
Messwerte sind zunächst ein positiver Befund. Wer diesen Befund allein durch
Methodikkritik relativiert, schreibt ein Problem fort, das empirisch gerade nicht belegt ist. Wo
weiterer Forschungsbedarf besteht, soll er gedeckt werden, aber Forschungsbedarf ist kein
Ersatz für Befunde.

d) Zwischenbilanz: Polizei

Die CDU-Fraktion hält fest: Die Berliner Polizei ist keine rassistische Institution. Die
vorliegenden Befunde belegen keine systematische Diskriminierung, sondern eine Institution,
die sich in einer pluralen Gesellschaft kontinuierlich weiterentwickelt und dabei bereits
erhebliche Fortschritte erzielt hat. Reformen sind sinnvoll und notwendig, wo sie
Handlungsfähigkeit und Vertrauen stärken. Sie sind abzulehnen, wo sie Erfahrungswissen
entwerten, Ermessensspielräume unter Generalverdacht stellen oder funktionierende
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parlamentarische Kontrollinstrumente durch neue Parallelstrukturen ersetzen. Die Polizei ist
nicht das Problem des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Berlin. Sie ist eine seiner
tragenden Säulen.

4.6.2. Wohnen

Der zweite Themenblock der Sitzung wandte sich dem Wohnungsmarkt zu. Hier schilderte
Frau Charlotte Weber von der Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt die Lage als ambivalent. Einerseits hätten Verfahrensreformen, insbesondere
der Einsatz von Losverfahren bei den landeseigenen Wohnungsunternehmen, Fortschritte
erzielt. Andererseits verschärfe die Wohnraumknappheit Ausschluss und begünstige
informelle, teils ausbeuterische Arrangements. Von 187 Beratungsanfragen im Jahr 2024
bezogen sich knapp drei Viertel auf Diskriminierung im bestehenden Mietverhältnis. In rund
40 Prozent der Fälle spielte Mehrfachdiskriminierung eine Rolle.

Die Fachstelle beschreibt Symptome. Die Ursache ist eine andere: Das zentrale Problem des
Berliner Wohnungsmarkts ist Wohnraummangel. Wo Wohnungen fehlen, sind Ausschlüsse
und prekäre Arrangements die unvermeidliche Folge, unabhängig davon, ob
Diskriminierungsabsicht die treibende Ursache ist. Die landeseigenen Wohnungsunternehmen
haben nach den vorliegenden Erkenntnissen keine systematische Diskriminierung zu
verantworten: Ihre Vergabeprozesse sind transparenter geworden, das Sechsaugenprinzip ist
eingeführt, die Zusammenarbeit mit der Fachstelle ist institutionell verankert. Darüber hinaus
tragen sie als Quartiersentwickler Verantwortung für die soziale und wirtschaftliche Stabilität
ganzer Stadtteile. Diese Rolle ist aktiv wahrzunehmen. Nicht nur durch diskriminierungsfreie
Vergabe, sondern durch eine Belegungspolitik, die soziale Mischung langfristig sichert. Das
zeigt: Fortschritt ist möglich, ohne Diskriminierung zur Systemdiagnose zu erheben.

a) Soziale Mischung und Vergabe: Steuerung statt Ideologisierung

Frau Weber wandte sich gegen Diskurse über Obergrenzen für bestimmte Bevölkerungs-
gruppen im Namen sozialer Mischung und forderte, § 19 Absatz 3 AGG (der unter
bestimmten Voraussetzungen Differenzierungen zur Stabilisierung von Quartieren erlaubt)
ersatzlos zu streichen, da die Vorschrift aus ihrer Sicht missbrauchsanfällig sei. Die CDU-
Fraktion teilt diese Einschätzung nicht. Soziale Mischung in Quartieren ist ein legitimes und
notwendiges wohnungspolitisches Ziel. Die Sorge vor dem Kippen (also dem Verlust sozialer
Durchmischung) von Quartieren ist keine Diskriminierung, sondern eine reale stadtpolitische
Herausforderung, die aktive Steuerung erfordert. Wer jede Steuerung der
Bevölkerungszusammensetzung pauschal unter Diskriminierungsverdacht stellt, betreibt keine
Wohnungspolitik mehr. § 19 Absatz 3 AGG bietet genau den rechtlichen Rahmen für solche
zulässigen positiven Maßnahmen. Eine ersatzlose Streichung würde diesen
Handlungsspielraum unnötig beschränken.

Losverfahren bei der Vergabe von Besichtigungsterminen sind legitime Instrumente zur
Vermeidung diskriminierender Auswahl. Sie sind konsequent anzuwenden, zu evaluieren und
nachzusteuern. Zugleich reichen sie allein nicht aus: Wo Losverfahren keine Steuerung der
Belegungsstruktur ermöglichen, ist soziale Durchmischung nicht gesichert. Transparente
Kriterien und nachvollziehbare Begründungen bei der Gesamtvergabe sind deshalb
entscheidend, nicht als Selbstzweck, sondern als Voraussetzung dafür, dass Diskriminierung
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festgestellt oder ausgeschlossen werden kann. Frau Weber forderte zudem, sozialen Status als
Merkmal in das AGG aufzunehmen. Die CDU-Fraktion sieht hier keinen unmittelbaren
Handlungsbedarf. Wohnungspolitische Probleme, die aus Einkommensarmut resultieren, sind
vorrangig durch Angebot und Förderung zu lösen, nicht durch eine Ausweitung des
Antidiskriminierungsrechts.

b) Diskriminierung im Bestand: Nulltoleranz und realistische Grenzen

Frau Weber berichtete von einer Zunahme diskriminierender Vorgänge in bestehenden
Mietverhältnissen: rassistische Beleidigungen, Drohungen im Hausflur und seit etwa einem
Jahr eine neue Eskalationsstufe mit verfassungsfeindlicher Symbolik und „Remigrations“-
Drohungen. Die Position der CDU-Fraktion ist eindeutig: Nulltoleranz. Wohnraum ist
Schutzraum. Wer Menschen in ihrem Zuhause bedroht oder einschüchtert, greift in ihr
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung ein. Vermietende und Hausverwaltungen
tragen hier zivilrechtliche Verantwortung: Sie müssen klar Position beziehen, auf
Beschwerden reagieren und verhindern, dass ausgerechnet Betroffene abgemahnt werden. Wo
zivilrechtliche Mittel nicht ausreichen, ist der Weg der Strafverfolgung konsequent zu
beschreiten.

Zugleich hat die Fachstelle selbst auf die Grenzen ihrer Zuständigkeit hingewiesen: Konflikte
zwischen Mietparteien fallen nicht in ihr Mandat. Bei strafrechtlich relevanten Sachverhalten
sind die Grenzen der Vermieterrolle im AGG nicht abschließend geklärt. Das ist jedoch keine
Schwäche, sondern Ausdruck einer klaren Zuständigkeitsordnung, die die CDU-Fraktion
ausdrücklich teilt. Nicht jeder Nachbarschaftskonflikt ist primär ein Diskriminierungsfall. Wo
das Zivilrecht endet, sind die Strafverfolgungsbehörden gefordert und diese müssen
konsequent handeln.

c) Zwischenbilanz: Wohnen

Die CDU-Fraktion hält fest: Der Berliner Wohnungsmarkt ist kein primär rassistisches
System, sondern ein Markt unter extremem Druck. Wohnraummangel trifft alle
benachteiligten Gruppen, unabhängig von Herkunft oder Hautfarbe. Die Antwort darauf ist
nicht eine Ausweitung des Antidiskriminierungsrechts, sondern mehr bezahlbarer Wohnraum,
transparente Vergabeverfahren und aktive Steuerung sozialer Mischung. Wo Diskriminierung
nachgewiesen ist, muss sie verfolgt werden: zivilrechtlich durch Vermietende und
Hausverwaltungen, strafrechtlich durch die Strafverfolgungsbehörden. Beides ist klar geregelt
und muss konsequent angewendet werden. Eine Identifizierung des Wohnungsmarkts als
Diskriminierungsstruktur löst kein einziges Wohnungsproblem. Sie lenkt ab von den
eigentlichen Lösungen.

4.7. Bildung und Wissenschaft

In ihrer achten Sitzung am 7. November 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit den
Politikbereichen Bildung und Wissenschaft. Die CDU-Fraktion hat den Fokus dieser Sitzung
bewusst auf Antisemitismusprävention gelegt: auf die Frage, wie Schulen und Hochschulen
wirksam befähigt und vor antisemitischen Eskalationen geschützt werden können. Dieser
Fokus war nicht willkürlich gewählt. Seit dem terroristischen Massaker der HAMAS vom
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7. Oktober 2023 hat sich die Lage an Berliner Schulen und Hochschulen in einer Weise
zugespitzt, die kein Abwarten erlaubt. Ein erheblicher Teil der Anzuhörenden brachte
demgegenüber eine rassismuskritische Systemdiagnose als Leitthema ein, die staatliche
Bildungsinstitutionen als Orte dauerhafter Benachteiligung beschreibt. Zwischen diesen
Positionen bestand kein überbrückbarer Konsens, sondern ein grundlegender Dissens. Die
CDU-Fraktion benennt diesen Dissens nicht als Mangel der Sitzung, sondern als notwendige
Klärung.

Klar ist: Schule und Hochschule sind keine diskriminierungsfreien Räume. Wo
Antisemitismus, Rassismus oder andere Formen der Diskriminierung nachgewiesen sind,
müssen Institutionen handeln, Verantwortliche zur Rechenschaft gezogen werden und der
Rechtsstaat eingreifen. Die CDU-Fraktion steht dazu ohne Einschränkung. Die entscheidende
Frage ist jedoch, wie solche Fälle einzuordnen sind: als Ausdruck konkreter Missstände, die
Korrektur erfordern oder als Beleg für eine in staatlichen Institutionen eingeschriebene
Diskriminierungsstruktur, die eine Neuvermessung des gesamten Bildungssystems verlangt.
Diese zweite Deutung teilt die CDU-Fraktion nicht.

4.7.1. Bildung

a) Antisemitismusprävention als Kernauftrag

Deborah Hartmann, Direktorin der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-
Konferenz, legte in der Anhörung eine Analyse vor, der die CDU-Fraktion in ihrer Grundlinie
ausdrücklich zustimmt. Bildung dürfe nicht auf die Institution Schule verengt werden. Sie
finde in vielen gesellschaftlichen Bereichen statt, sei für alle Altersstufen relevant und
betreffe besonders den Kulturbereich, weil Kultureinrichtungen über pädagogische
Abteilungen verfügen und dort in den letzten Jahren erhebliche Defizite sichtbar geworden
seien. Entscheidend ist aus Sicht der CDU-Fraktion ihr Befund zur Grenze bisheriger
Ansätze: Die Annahme, historische Wissensvermittlung wirke automatisch gegen aktuellen
Antisemitismus, hat sich nicht bestätigt. Das ist ein Befund mit erheblicher politischer
Reichweite. Wer Erinnerungskultur auf Schulausflüge zu Gedenkstätten reduziert, ohne die
Erscheinungsformen des gegenwärtigen – insbesondere des israelbezogenen – Antisemitismus
pädagogisch zu bearbeiten, verfehlt den Kernauftrag.

Der auf Vorschlag der CDU gewählte stellvertretende Sachverständige Sigmount Königsberg
wies auf erhebliche Wissensdefizite in der Lehrerschaft im Umgang mit aktuellen
Erscheinungsformen des Antisemitismus hin. Er machte dabei deutlich, dass antisemitische
Einstellungen in der Gesellschaft weit verbreitet sind – und damit auch im Schulpersonal mit
entsprechenden Haltungen zu rechnen sei. Prof. Dr. Stephan Grigat, ebenfalls auf Vorschlag
der CDU-Fraktion in die Kommission gewählter Sachverständiger, hat ergänzt, dass seit dem
7. Oktober 2023 eine deutliche Zunahme israelbezogener antisemitischer Vorfälle in
Bildungseinrichtungen festzustellen sei und spezifische Fortbildungsformate zwingend
erforderlich seien. Ohne systematische Kompetenzstärkung bleibe Antisemitismusprävention
auf eine rein historische Perspektive beschränkt.

Hartmann schilderte, wie Gedenkkultur seit dem 7. Oktober 2023 unter systematischen
Angriffen steht: Proteste im Umfeld von Erinnerungsorten, Verharmlosungen des Holocaust,
Täter-Opfer-Verkehrungen, Gästebucheinträge, die Israel als Henker darstellten oder NS-
Begriffe mit aktuellen politischen Formeln parallelisierten, um eigene Verstrickung in NS-
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Geschichte abzustreifen. NS-Gedenkstätten würden zudem häufig als „jüdische Orte“
wahrgenommen, an denen jüdische Mitarbeitende jüdische Themen vermitteln. Darin liege
die Gefahr, die Auseinandersetzung mit der Shoah auszulagern und zugleich in eine Täter-
Opfer-Verkehrung zu kippen. Gedenkkultur werde dann als „zionistisch“ oder als
Legitimation israelischer Politik gedeutet und moralisch angegriffen. Diese Entwicklung ist
kein Randphänomen. Sie stellt die Grundlagen antisemitismuskritischer Bildungsarbeit in
Frage und verlangt eine klare institutionelle Antwort.

Die CDU-Fraktion zieht daraus zwei Folgerungen. Erstens: Antisemitismusprävention darf
nicht auf die Vermittlung historischer Schuld reduziert werden. Sie muss aktuelle
Erscheinungsformen systematisch erfassen und pädagogisch bearbeiten. Die Qualifizierungs-
lücken, die Hartmann beschrieben hat, sind real. Eine Antisemitismusprävention, die auf
freiwilligen Zusatzangeboten beruht, wird ihrem Anspruch nicht gerecht. Hartmann hat
zudem auf Wissenslücken zu israelbezogenem Antisemitismus sowohl bei Lehrkräften als
auch bei Gedenkstättenmitarbeitenden hingewiesen und erheblichen Fort- und
Weiterbildungsbedarf benannt. Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung. Zweitens:
Gedenkstätten und Kultureinrichtungen sind Orte aktiver gesellschaftlicher
Auseinandersetzung, keine bloßen Wissensvermittlungsorte. Die gleichberechtigte
Einbeziehung jüdischer Betroffenenperspektiven ist dabei keine Option, sondern
Voraussetzung. Hartmann hat zudem auf die Dominanz befristeter Projektstellen hingewiesen.
Die CDU-Fraktion nimmt diesen Hinweis ernst.

Hartmann hat in der Anhörung ein weiteres Defizit beschrieben, das die CDU-Fraktion ernst
nimmt: Einzelne Projekte oder Workshops reichen nicht aus. Ohne Verankerung in Abläufen
und Curricula verpuffen externe Maßnahmen. Antisemitismuskritische Arbeit gehört zu den
Kernaufgaben von Schulen und Schulaufsicht. Ahmad Mansour, auf Vorschlag der CDU-
Fraktion in die Kommission gewählter Sachverständiger, hat dies in der Sitzung pointiert
zusammengefasst: Einzelne Workshops reichten nicht aus. Es brauche eine übergeordnete
Strategie des Bildungssystems im Umgang mit Antisemitismus in einer pluralen Gesellschaft.
Die CDU-Fraktion schließt sich dieser Bewertung an, soweit sie auf nachgewiesene Lücken
bei der Antisemitismusprävention zielt. Sie teilt nicht die weitergehende Schlussfolgerung,
die einzelne Anzuhörende zogen: dass Kompetenzstärkung nur im Rahmen einer
grundlegenden rassismuskritischen Neuausrichtung staatlicher Bildungsinstitutionen wirksam
sein könne. Antisemitismuskritische Kompetenz lässt sich vermitteln, ohne systemkritischen
Unterbau, ohne institutionelle Selbstbezichtigungsrituale. Maßstab für politische Bildung in
der Schule bleibt der Beutelsbacher Konsens: das Überwältigungsverbot, das Kontroversitäts-
gebot und die Stärkung individueller Urteilsfähigkeit. Was in der Wissenschaft und Politik
kontrovers ist, muss auch im Unterricht als kontrovers erscheinen und darf nicht durch
einseitige Deutungsrahmen vorentschieden werden. Es bedarf klarer Inhalte, verbindlicher
Formate und ausreichender Ressourcen. Eine Nivellierung von Antisemitismus und
Rassismus – als seien beide Phänomene pädagogisch wie politisch gleichartig zu behandeln –
lehnt die CDU-Fraktion ausdrücklich ab.

b) Bildungssenatorin und Landesbeauftragter: Staatliche Verantwortung benennen

Auf Bitten der Kommission nahm Senatorin Katharina Günther-Wünsch an der Sitzung teil
und stellte aus Sicht ihres Verantwortungsbereichs bestehende Maßnahmen und Strukturen
für den Bereich Bildung dar. Die CDU-Fraktion nimmt diese Darstellung zur Kenntnis und
wertet sie als Beleg dafür, dass auf Senatsebene ein Bewusstsein für die Herausforderungen
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besteht und Handlungsbereitschaft erkennbar ist. Entscheidend wird sein, ob die
beschriebenen Ansätze in verbindliche und dauerhafte Strukturen überführt werden. Senatorin
Günther-Wünsch hat mit ihrer Teilnahme zugleich die politische Verantwortung des Berliner
Senats für die Qualität antisemitismuskritischer Bildungsarbeit unterstrichen. Diese
Verantwortung ist nicht delegierbar, weder an zivilgesellschaftliche Träger noch an befristete
Projektstrukturen.

Ebenfalls zugegen war Prof. Dr. Samuel Salzborn in seiner Funktion als Ansprechpartner des
Landes Berlin zu Antisemitismus. Prof. Dr. Salzborn, der seit 2020 dieses vom Berliner Senat
eingerichtete Amt innehat und in dieser Funktion Anlaufstelle für staatliche Stellen,
Bildungseinrichtungen und zivilgesellschaftliche Akteure ist, schilderte das Phänomen des
Antisemitismus, insbesondere in den Bereichen Bildung und Wissenschaft, aber auch mit
Blick auf die Berliner Stadtgesellschaft insgesamt. Seine Ausführungen untermauern eine
zentrale Linie der CDU-Fraktion: Antisemitismus ist keine historische Resterscheinung,
sondern eine gegenwärtige politische Realität, die staatliche Institutionen unmittelbar
herausfordert. Prof. Dr. Salzborns institutionelle Stellung ist dabei selbst von Bedeutung: Das
Land Berlin hat mit der Einrichtung dieses Amtes anerkannt, dass Antisemitismus eine
eigenständige, dauerhaft beobachtete und politisch adressierte Herausforderung ist und keine
Teilaufgabe allgemeiner Antidiskriminierungsarbeit. Die CDU-Fraktion bekräftigt diesen
Ansatz ausdrücklich und erwartet, dass das Amt des Ansprechpartners dauerhaft gestärkt
wird.

c) Bildung als ordnungspolitische Aufgabe

Prof. Dr. Samuel Salzborn hat in der Sitzung einen Befund benannt, den die CDU-Fraktion
für zentral hält: Antisemitische Eskalationen werden von strategisch handelnden Akteuren
gezielt in „weiche Orte“ wie Schulen und Hochschulen getragen. Bildungsinstitutionen sind
auf Wissensvermittlung ausgerichtet und auf organisierte antisemitische Einschüchterungs-
strategien strukturell nur begrenzt vorbereitet. Antisemitismus ist nicht nur ein Bildungs-,
sondern auch ein sicherheitspolitisches Problem und erfordert staatliches Durchgreifen. Die
CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung ohne Einschränkung.

Hartmanns Schilderungen antisemitischer Angriffe auf Erinnerungsorte bestätigen diesen
Befund aus der Praxis. Bildungseinrichtungen dürfen nicht zu Räumen werden, in denen
Einschüchterung, Täter-Opfer-Umkehr oder antisemitische Mobilisierung toleriert werden.
Klare Interventionspläne, verlässliche Meldestrukturen und die Bereitschaft, bei strafbaren
Handlungen konsequent zu reagieren, sind keine Einschränkung pädagogischer Freiheit. Sie
sind ihre Voraussetzung.

d) Rassismuskritische Systemdiagnose und verdrängter Antisemitismus

Zwei Anzuhörende – Prof. Dr. Yalız Akbaba und Prof. Dr. Juliane Karakayali – brachten eine
Perspektive ein, die das Bildungssystem primär als Ort dauerhafter, institutionell
eingeschriebener Benachteiligung beschreibt. Die CDU-Fraktion widerspricht dieser Deutung.
Diese Perspektive ist kein akademisches Randphänomen. Sie greift in Hochschulen,
Lehrerausbildung und bildungspolitischen Debatten zunehmend um sich und sie hat
Konsequenzen. Wer Leistungsbewertung als Instrument der Rangordnungsstabilisierung
deutet und staatliche Bildungsinstitutionen als systemisch in Benachteiligungsproduktion
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verwickelt beschreibt, verlässt den Boden empirisch gesicherter Aussagen. Was als kritische
Reflexion präsentiert wird, ist in Wirklichkeit eine theoretisch vorentschiedene Rahmung, die
das Leistungsprinzip selbst in Frage stellt.

Besonders problematisch ist, wenn diese Rahmung mit einer Relativierung des
Antisemitismus einhergeht. Prof. Dr. Akbaba beschrieb ein Klima an Hochschulen, in dem
Studierende Angst hätten, Kritik an israelischer Politik zu äußern. Der auf Vorschlag der
CDU-Fraktion in die Kommission gewählte Sachverständige Prof. Dr. Grigat hat diese
Positionierung in der Sitzung als projektiven Antizionismus eingeordnet und auf die Dual-
use-Sprache hingewiesen, die dabei eingesetzt wird: Formulierungen wie „für
Menschenrechte für Palästinenser“ oder „Free Palestine“ klingen neutral, lassen aber offen, ob
damit die Situation in der Westbank oder die Existenz des Staates Israel selbst gemeint ist.
Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung. Sie hält es zudem für problematisch, dass eine
Person mit dieser dokumentierten Positionierung als Expertin für Antisemitismuskritik
geladen wurde.

Die Realität an Berliner Hochschulen ist eine andere: Es sind jüdische Studierende, die sich
nicht mehr frei äußern können, die Seminare nach Sicherheitslage wählen und deren Studium
durch antisemitische Einschüchterung beeinträchtigt wird. Ron Dekel, Präsident der Jüdischen
Studierendenunion Deutschlands, hat das in derselben Sitzung mit Zahlen und konkreten
Schilderungen belegt.

Prof. Dr. Karakayali beschrieb Antisemitismus und rassistische Diskriminierung als
strukturell gleichartige Probleme und forderte unter anderem die Abschaffung von
Vorbereitungsklassen. Die CDU-Fraktion teilt beides nicht. Vorbereitungsklassen erfüllen
eine pädagogisch sinnvolle Funktion und Antisemitismus ist keine Diskriminierungsform
unter anderen. Er verbindet ideologische Aufladung, sicherheitspolitische Dimension und
historische Singularität auf eine Weise, die ihn zu einer eigenständigen Priorität macht. Wer
ihn in einem allgemeinen Diskriminierungskatalog nivelliert, gibt diese Priorisierung auf.

e) Zwischenbilanz: Bildung

Die CDU-Fraktion hält fest: Antisemitismusprävention ist Kernauftrag staatlicher
Bildungsinstitutionen: historisch und gegenwartsbezogen. Schulen, Gedenkstätten und
Kultureinrichtungen benötigen verlässliche Rahmenbedingungen. Bildungseinrichtungen
müssen zugleich ordnungspolitisch handlungsfähig bleiben: Antisemitismus ist kein rein
pädagogisches Problem, das allein durch Prävention bewältigt wird. Eine rassismuskritische
Systemdiagnose, die staatliche Bildungsinstitutionen pauschal delegitimiert und politische
Verantwortung an akademische Deutungsrahmen delegiert, ist kein tragfähiger
Ausgangspunkt für wirksame Bildungspolitik. Sie lenkt ab von den konkreten Maßnahmen,
die jetzt geboten sind.

4.7.1. Wissenschaft

a) Antisemitismus an Hochschulen: Eine Zäsur

Ron Dekel, Präsident der Jüdischen Studierendenunion Deutschlands (JSUD), zeichnete in
der Anhörung ein Bild, das die CDU-Fraktion alarmiert. Die Situation jüdischer Studierender
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an deutschen Hochschulen hat sich seit dem 7. Oktober 2023 massiv verschärft, ohne dass
dies ein neues Phänomen wäre. Antisemitismus an Hochschulen war schon vorher eine
Realität. RIAS zählte für 2024 bundesweit 450 antisemitische Vorfälle an Hochschulen,
erneut ein gravierender Anstieg gegenüber dem Vorjahr. In einer JSUD-Umfrage gaben mehr
als die Hälfte der jüdischen Studierenden an, Antisemitismus persönlich an der Universität
erlebt zu haben; Anfeindungen gingen von Kommilitoninnen und Kommilitonen,
Studierendenvertretungen und auch von Lehrenden aus. 78 Prozent bewerteten das
konsequente Handeln ihrer Universität mit schlechten Noten; 56 Prozent vergaben für die
Antisemitismusschutzstrukturen insgesamt die schlechteste Note. Wenn mehr als die Hälfte
der Betroffenen institutionelle Schutzstrukturen mit der schlechtesten Note bewertet, ist das
kein Randproblem und kein Missverständnis. Die CDU-Fraktion nimmt diesen Befund ernst.
Senat, Hochschulen und Gesetzgeber sind gefordert zu handeln. Denn die Konsequenzen für
Betroffene sind konkret. Jüdische Studierende ziehen sich aus dem Campusleben zurück,
wählen Seminare nach Sicherheitslage statt nach Interesse, wechseln Studienfächer oder
brechen das Studium ab. Wenn das geschieht, ist Wissenschaftsfreiheit faktisch
eingeschränkt. Nicht durch staatliche Regulation, sondern durch das Versagen der Institution.
Der Schutz jüdischen Lebens an Hochschulen ist keine Partikularforderung. Er ist
Voraussetzung akademischer Freiheit für alle.

b) Verbindliche Handlungs- und Sanktionsinstrumente

Dekel legte einen Forderungskatalog vor, dem die CDU-Fraktion in seinen wesentlichen
Punkten folgt. Es muss eindeutig geregelt werden, wie Universitäten zu reagieren haben,
wenn Hörsäle besetzt, Mobiliar zerstört, zur Intifada aufgerufen oder Studierende tätlich
angegriffen werden. Anzeigen dürfen nicht zurückgezogen werden oder im Sande verlaufen.
Erforderlich ist eine Verbindung universitärer und rechtlicher Maßnahmen, flankiert durch
politische Rückendeckung und juristische Vorabprüfungen, damit Hochschulen schnell und
rechtssicher handeln können. Abgestufte Instrumente wie präventive Hausverbote müssen
genutzt werden. Exmatrikulationen als äußerstes Mittel sind in Berlin ermöglicht und müssen
in Hochschulverfassungen verankert werden.

Dass Veranstaltungen wie „How to Globalize the Intifada“ in Räumen der Freien Universität
Berlin stattfinden konnten, ist für die CDU-Fraktion nicht akzeptabel. Hochschulautonomie
schützt Wissenschaft und Forschung, sie schützt nicht die institutionelle Duldung
antisemitischer Mobilisierung. Es braucht rechtliche Regelungen, die solche Formate in
Hochschulgebäuden verhindern. Dialog ist kein Ersatz für die Durchsetzung geltenden Rechts
und wer mit Akteuren verhandelt, die keine Mindestgesprächsbereitschaft zeigen, normalisiert
deren Positionen, statt sie zu überwinden.

Dekel benannte darüber hinaus konkrete Bedarfe: verpflichtende Verankerung von
Antisemitismuskompetenz in Lehramtscurricula, systematische hochschulinterne Erhebungen
zu antisemitischen Vorfällen, fortgesetzte Förderung von Antisemitismusstudien sowie
flächendeckend ernannte und qualifizierte Antisemitismusbeauftragte. Die CDU-Fraktion teilt
die Stoßrichtung dieser Forderungen. Die beiläufige Übertragung der Beauftragtenaufgabe an
bereits ausgelastete Funktionsträger ist angesichts der Komplexität des Phänomens nicht
tragfähig – erst recht nicht, wenn 90 Prozent der Hochschulvorfälle israelbezogen sind und
entsprechende Fachkompetenz zwingend voraussetzen.
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c) Israelbezogener Antisemitismus als dominante Erscheinungsform

Antisemitische Mobilisierung an Hochschulen erfolgt häufig in codierter oder doppeldeutiger
Sprache. Slogans wie die Forderung, die Intifada zu globalisieren, die an Universitäten
skandiert werden, legitimieren reale Gewalt gegen Jüdinnen und Juden. Hochschulen müssen
diese Erscheinungsformen erkennen und klar benennen können. Wer das als unzulässige
Einschränkung politischer Meinungsäußerung rahmt, stellt die Legitimation von Gewalt unter
den Schutz der Wissenschaftsfreiheit.
Dr. Aline Oloff, Technische Universität Berlin, beschrieb den Ausbau der
Antisemitismusprävention seit 2023 als inhaltlich richtig, plädierte aber dafür, diese
Entwicklung in ein umfassendes, horizontal angelegtes Antidiskriminierungskonzept zu
integrieren, das alle Diskriminierungslagen gleichrangig behandele. Die CDU-Fraktion folgt
dieser Schlussfolgerung nicht. Der Ausbau der Antisemitismusprävention seit dem 7. Oktober
2023 erfolgte aus gutem Grund: weil sich die Lage an Hochschulen qualitativ verändert hatte
und weil jüdische Studierende in einem Ausmaß unter Druck gerieten, das keine abwartende
Gleichbehandlung aller Diskriminierungsmerkmale erlaubte. Eine horizontale Integration, die
Antisemitismus als eine Diskriminierungsform unter vielen behandelt, riskiert, diese Priorität
wieder aufzulösen. Beides schließt sich nicht grundsätzlich aus, aber die Anerkennung der
Besonderheit des Antisemitismus darf dabei nicht verloren gehen.

d) Antidiskriminierungsstrukturen: Substanz statt Parallelarchitektur

Prof. Dr. Annabella Rauscher-Scheibe, Präsidentin der Hochschule für Technik und
Wirtschaft Berlin, berichtete aus der Praxis der seit Juni 2024 besetzten Zentralen
Antidiskriminierungsstelle ihrer Hochschule. Die Zahlen belegen: Klare Strukturen und
verbindliche Verfahren wirken. Zugleich zeigte ihr Bericht die Grenzen unklarer
Rechtsgrundlagen: vage Formulierungen und Datenschutzfragen behindern die
Fallbearbeitung und binden Ressourcen. Die CDU-Fraktion sieht darin eine Bestätigung ihrer
Forderung nach rechtlicher Klarheit im Hochschulbereich.

Die CDU-Fraktion leitet daraus ab: Bestehende Antidiskriminierungsstrukturen an
Hochschulen müssen klar in ihren Aufgaben definiert und rechtlich auf belastbarer Grundlage
betrieben werden. Dr. Oloffs Hinweis auf den Bedarf nach breiterer fachlicher Unterstützung
ist der Sache nach nachvollziehbar. Die CDU-Fraktion knüpft ihn an die Bedingung, dass
dabei keine Hierarchisierung von Diskriminierungsmerkmalen entsteht, die die Besonderheit
des Antisemitismus systematisch nachordnet.

Prof. Dr. Grigat, der bereits im Bildungsteil auf die Zunahme israelbezogener Vorfälle
hingewiesen hatte, hat in der Sitzung auf einen konkreten Vorfall hingewiesen, der
exemplarisch zeigt, wohin es führt, wenn Antidiskriminierungsstrukturen politisch
instrumentalisiert werden. An der Technischen Universität Berlin wurde eine Veranstaltung,
bei der Überlebende des Islamismus – Jüdinnen und Juden, Kurdinnen und Kurden,
Jesidinnen und Jesiden – zu Wort kommen sollten, von Antidiskriminierungsbeauftragten als
potenziell islamfeindlich eingestuft. Die Universitätsleitung hat sich auf diese Einschätzung
berufen und die Veranstaltung öffentlich in Frage gestellt. Das Ergebnis: Die Stimmen von
Opfern des Islamismus wurden an einer Berliner Hochschule zum Schweigen gebracht, mit
dem Instrument des Antidiskriminierungsschutzes. Die CDU-Fraktion hält das für einen
Vorgang, der die Glaubwürdigkeit dieser Strukturen insgesamt beschädigt.
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Antidiskriminierungsbeauftragte, die Islamismuskritik verhindern und Opferstimmen zum
Schweigen bringen, erfüllen nicht ihren Auftrag. Sie untergraben ihn.

e) Zwischenbilanz: Wissenschaft

Die CDU-Fraktion hält fest: Antisemitismus an Hochschulen gefährdet Wissenschaftsfreiheit
und demokratische Ordnung. Er ist kein Minderheitenproblem, sondern eine Frage des
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Er betrifft den Schutz demokratischer Institutionen,
pluraler Debattenräume und rechtsstaatlicher Ordnung insgesamt. Die Anhörung hat gezeigt:
Ohne klare Handlungspläne, qualifizierte Antisemitismusbeauftragte und politische
Rückendeckung bleiben Hochschulen in Eskalationssituationen handlungsunfähig. Wo die
Selbstverwaltung versagt, ist der Gesetzgeber verpflichtet, Rechtssicherheit herzustellen,
Schutzpflichten durchzusetzen und verlässliche Standards zu definieren.
Antidiskriminierungsstrukturen sind dort sinnvoll, wo sie klar definiert und politisch nicht
instrumentalisiert werden. Sie dürfen zudem nicht dazu führen, dass die besondere
Bedrohungslage jüdischer Studierender nivelliert wird. Jüdisches Studium in Berlin muss frei
und sicher möglich sein. Das ist keine Wunschformulierung. Es ist eine politische
Verpflichtung.

4.8. Arbeitsmarkt und Gesundheit

In ihrer neunten Sitzung am 5. Dezember 2025 befasste sich die Enquete-Kommission mit
den Politikbereichen Arbeitsmarkt und Gesundheit. Erwerbsarbeit entscheidet über
wirtschaftliche Selbstständigkeit und soziale Einbindung. Ein leistungsfähiges
Gesundheitswesen sichert Versorgung und schafft Vertrauen in staatliche Institutionen. Die
Anhörung hat gezeigt, dass erhebliche Integrationspotenziale vorhanden sind und dass
gezielte politische Maßnahmen wirken können.

4.8.1. Arbeitsmarkt

a) Berliner Arbeitsmarkt: Potenziale und Integrationsrealität

Carina Knie-Nürnberg, Geschäftsführerin der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der
Bundesagentur für Arbeit, legte den statistischen Rahmen dar. Die Arbeitslosenquote für
Menschen aus dem Ausland liegt mit knapp 18 Prozent deutlich über dem Berliner
Gesamtdurchschnitt von gut 10 Prozent. Knie-Nürnberg ordnete diesen Abstand als
Spiegelung von Anerkennungs- und Qualifizierungsdefiziten ein, nicht als Beleg für eine
systematisch benachteiligende Arbeitsmarktsituation.

Die CDU-Fraktion teilt diese Einordnung. Eine erhöhte Arbeitslosenquote zeigt zunächst,
dass Integrationspotenziale noch nicht ausgeschöpft sind. Die Frage ist, welche Hebel
tatsächlich wirken. Knie-Nürnberg benannte drei: Sprache, Qualifizierung sowie soziale und
kulturelle Einbindung. Das deutsche Beschäftigungssystem ist stark auf formale Abschlüsse
ausgerichtet und erkennt Fähigkeiten ohne zertifizierten Nachweis häufig nicht an. Dieser
Zusammenhang erklärt einen erheblichen Teil der Beschäftigungshemmnisse für
Zugewanderte. Wer hier ansetzt, kommt weiter als mit dem Vorwurf struktureller
Diskriminierung.
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b) Qualifizierung und Anerkennung: Der entscheidende Hebel

Ein Einstieg in den Berliner Arbeitsmarkt auf Helferniveau kann sinnvoll und oft notwendig
sein. Er darf aber nicht der Endpunkt bleiben. Die CDU-Fraktion stimmt Knie-Nürnberg zu,
dass berufsbegleitende Qualifizierung das Instrument ist, um aus vorläufiger Beschäftigung
nachhaltige Integration zu machen. Die institutionellen Voraussetzungen sind vorhanden:
zwölf Berliner Jobcenter mit zuschaltbaren Dolmetschstrukturen, Fördermöglichkeiten für
Qualifizierungskosten und Entgeltzuschüsse für Qualifizierungszeiten. Die Nutzung dieser
Instrumente muss konsequenter und systematischer werden.

Knie-Nürnberg verwies auf Angebotslücken im mittleren Sprachkompetenzbereich,
insbesondere zwischen A2 und B1. Berlin hat durch Volkshochschulangebote gegengesteuert,
doch der Bedarf übersteigt das Angebot. Das ist ein konkreter, behebbarer Engpass; er ist kein
Diskriminierungsphänomen, sondern ein Kapazitäts- und Koordinierungsproblem.

Auf Nachfrage der CDU-Abgeordneten Katharina Senge stellte Knie-Nürnberg dar, dass
frühere Integrationsphasen Erfahrungswissen enthalten, das systematisch ausgewertet und auf
aktuelle Herausforderungen übertragen werden sollte. Die CDU-Fraktion teilt diese
pragmatische Sichtweise: Was nachweislich gewirkt hat, verdient vor neuen Ansätzen den
Vorrang.

c) Erwerbsbeteiligung geflüchteter Frauen: Differenzierte Integrationsstrategien

Ein besonderes Augenmerk der CDU-Fraktion gilt der niedrigen Erwerbsbeteiligung
geflüchteter Frauen. Die Beschäftigungsquote liegt bei gut über 30 Prozent gegenüber knapp
60 Prozent bei Männern aus denselben Herkunftsländern. Knie-Nürnberg führte diesen
Abstand auf ein Bündel von Faktoren zurück: Familiengründung, Bildungsbiografien,
fehlende Kinderbetreuung und Schwierigkeiten bei der Anerkennung von Abschlüssen. Am
Beispiel ukrainischer Frauen zeigte sie, dass eine höhere Mobilisierung durch Schul- und
Berufsausbildung im Herkunftsland die Erwerbsbeteiligung deutlich verbessern kann.

Die CDU-Fraktion leitet daraus ab, dass wirksame Integrationspolitik die unterschiedlichen
Ausgangslagen von Frauen und Männern ernst nehmen muss. Kinderbetreuung,
Sprachkompetenz und gezielte Netzwerkstrukturen sind die wirksamen Stellschrauben.
Diagnosen, die geringe Erwerbsquoten geflüchteter Frauen vorrangig auf Diskriminierung
zurückführen, verkennen die Komplexität der Ausgangslagen und verleiten zu Maßnahmen,
die am eigentlichen Problem vorbeigehen. Knie-Nürnberg hat darüber hinaus zu Recht darauf
hingewiesen, dass Integrationsstrategien die Heterogenität der Herkunftsgruppen
berücksichtigen müssen: Migrantinnen und Migranten sind keine homogene Gruppe, und
Integrationspolitik, die sie als eine behandelt, vergibt Potenziale.

d) Diskriminierung am Arbeitsmarkt: Differenzierung statt Systemvorwurf

Svenja Ketelsen vom Berliner Beratungszentrum für Migration und Gute Arbeit schilderte aus
der Beratungspraxis Muster prekärer Beschäftigung und Ausbeutung bei Migrantinnen und
Migranten, insbesondere in Gastronomie, Pflege, Bau und Logistik. Sie beschrieb
Anwerbeschulden, ausbleibende Löhne, rechtswidrige Vertragsklauseln und Abhängigkeiten,
die Rechtsdurchsetzung faktisch blockierten. Frau Leoni Riegger von der Fachstelle
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Arbeitsmarkt und Antidiskriminierung (FAMAD) rahmte Diskriminierung im Arbeitsleben
als zunehmendes systematisches Zusammenspiel: diskriminierende Einstellungsverfahren,
Befristungen, fehlende flexible Arbeitszeitmodelle und intransparente Entscheidungswege.
Sie verwies auf über 11.000 Anfragen bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes im Jahr
2024, was einer Verdoppelung gegenüber 2019 entspreche; rund jeder dritte Fall betreffe das
Arbeitsleben.

Die CDU-Fraktion nimmt die Befunde ernst, und dass Ausbeutungsverhältnisse in
bestimmten Branchen existieren ist, nicht zu bestreiten. Zugleich warnt die CDU-Fraktion vor
einer Interpretation, die aus gestiegener Beratungsnachfrage unmittelbar auf eine Zunahme
von Diskriminierungsvorfällen schließt. Steigende Anfragezahlen können ebenso auf
gewachsenes Rechtsbewusstsein, veränderte Meldebereitschaft und ein breiteres
gesellschaftliches Bewusstsein zurückzuführen sein. Auf eine weitergehende Lesart, die aus
Einzelbefunden ein systemisch diskriminierendes Arbeitsleben konstruiert und damit
Arbeitgeber unter einen Generalverdacht stellt, der dem AGG fremd ist, verzichtet die CDU-
Fraktion. Das AGG schützt Beschäftigte bereits wirksam; seine konsequente Anwendung und
Bekanntmachung stärkt diesen Schutz, ohne neue bürokratische Belastungen zu erzeugen.

e) Künstliche Intelligenz und Digitalisierung: Potenziale verantwortlich nutzen

Pia Sombetzki von AlgorithmWatch beschrieb den wachsenden Einsatz von KI-Systemen auf
dem Arbeitsmarkt und verwies auf Tests, die zeigten, dass Stellenanzeigen auf Plattformen
trotz genderneutraler Formulierung nach Geschlecht vorgefiltert ausgespielt wurden. Sie
benannte automatisierte Bewerbungsvorauswahl durch Screening-Software, die auf nicht an
den deutschen Markt angepassten Datensätzen trainiert sein könne, sowie KI-gestütztes
Personalmanagement, das Beförderungs- und Entlassungsempfehlungen ohne
nachvollziehbare Begründungen generiere.

Die CDU-Fraktion erkennt die beschriebenen Risiken an. KI-Systeme, die auf verzerrten
Trainingsdaten beruhen oder Entscheidungslogiken erzeugen, die Bewerberinnen und
Bewerbern nicht zugänglich sind, sind ein legitimes regulatives Anliegen. Die bereits auf EU-
Ebene beschlossenen Vorgaben der KI-Verordnung müssen konsequent durchgesetzt werden.
Auf Landesebene kann Berlin dabei vorangehen, indem KI-Einsätze in der Landesverwaltung
transparent dokumentiert werden. Zugleich gilt: Technologie unterstützt Entscheidungen, sie
ersetzt keine menschliche Verantwortung. Maßgebliche Personalentscheidungen müssen auch
künftig unter menschlicher Aufsicht getroffen werden.

Die CDU-Abgeordnete Katharina Senge hat in der Diskussion darauf hingewiesen, dass
digitale Beratungsmodelle und KI-gestützte Verfahren auf ihre Eignung für eine
diskriminierungsfreie, kompetenzbasierte Vermittlung geprüft werden sollten. Knie-Nürnberg
verwies dabei auf einen konkreten Entwicklungsschritt: Die Bundesagentur für Arbeit arbeitet
an einer internen KI-Lösung mit gesicherter Datenbasis und Übersetzungsfunktion. Das ist
der richtige Weg: kontrolliert, transparent und mit klarer Verantwortungsstruktur eingesetzt.

f) Zwischenbilanz: Arbeitsmarkt

Die Anhörung hat gezeigt, dass Arbeitsmarktintegration kein Selbstläufer ist, aber mit den
richtigen Instrumenten gelingen kann. Die Instrumente sind vorhanden: Sprachförderung,



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 184 Drucksache 19/3320

berufsbegleitende Qualifizierung, kompetenzbasierte Vermittlung und digitale
Beratungstools. Was fehlt, ist konsequente Nutzung. Die CDU-Fraktion setzt auf diesen Weg:
gezielte Förderung statt pauschaler Systemkritik, individuelle Ausgangslagen statt kollektiver
Diskriminierungsdiagnosen.

4.8.1. Gesundheit

a) Gesundheitsversorgung als Vertrauensfrage

Carla Eysel, Vorständin für Personal und Pflege der Charité, Universitätsmedizin Berlin,
setzte den Orientierungsrahmen für den Gesundheitsblock. Ein leistungsfähiges
Gesundheitswesen ist aus ihrer Sicht nicht nur eine Versorgungsfrage, sondern eine
Vertrauensfrage: Wenn Diagnosen lange auf sich warten lassen oder Eltern mit kranken
Kindern stunden- bis tagelang in Notaufnahmen warten müssen, entsteht eine Lücke zwischen
Erwartung und Leistungsfähigkeit, die das Vertrauen in staatliche Institutionen untergräbt.
Die CDU-Fraktion teilt diese Einschätzung. Ein Gesundheitswesen, das seine
Versorgungsaufgabe nicht erfüllt, schadet dem gesellschaftlichen Zusammenhalt unabhängig
davon, welche Bevölkerungsgruppe betroffen ist.

Eysel betonte zudem die Rolle der Gesundheitsberufe als Integrationsmotor. Allein an der
Charité arbeiten rund 25.000 Menschen aus sehr unterschiedlichen Herkunftsländern. Die
Charité wirbt ohne zwischengeschaltete Agenturen an und begleitet die Integration vor Ort,
einschließlich Wohnraumunterstützung und sozialer Einbindung. Dieses Modell zeigt, dass
Fachkräftegewinnung aus dem Ausland verantwortungsvoll gestaltet werden kann.

b) Gewalt in Notaufnahmen

Eysel beschrieb eine deutlich zunehmende Gewaltbelastung in Notaufnahmen, sowohl unter
Wartenden als auch gegenüber Beschäftigten. Ursachen sind Überfüllung, Missverständnisse
über die Funktion von Notaufnahmen als Orte der Rund-um-die-Uhr-Versorgung sowie
bauliche Enge. Die Zahl dokumentierter Vorfälle steigt erkennbar. Der CDU-Abgeordnete
Danny Freymark betonte in der Diskussion, dass neben Sanktionierung auch Täterarbeit,
Deeskalation und Verantwortungsübernahme gestärkt werden müssen. Die CDU-Fraktion teilt
diese Einschätzung. Eysel benannte konkrete Maßnahmen: Deeskalationstrainings,
Kameraüberwachung als Abschreckung und eine bessere Steuerung der Patientenströme. Der
Abgeordnete Freymark wies zudem darauf hin, dass Diskriminierungserfahrungen von
Fachkräften Abwanderungstendenzen verstärken können. Wer Fachkräfte gewinnen will,
muss auch dafür sorgen, dass sie bleiben wollen.

c) Diskriminierungsfreiheit als Führungsaufgabe

Mehrere Anzuhörende thematisierten Diskriminierung im Gesundheitswesen. Prof. Dr. Theda
Borde, Charité, beschrieb Ausschlüsse bestimmter Bevölkerungsgruppen aus Forschung und
Versorgung und forderte flächendeckende Sprachmittlung sowie ein sichtbares
Beschwerdemanagement. Dr. Sidra Khan-Gökkaya vom Universitätsklinikum Hamburg-
Eppendorf plädierte dafür, Antirassismus nicht als weiches Gesellschaftsthema, sondern als
Qualitäts- und Sicherheitsproblem zu begreifen, und beschrieb das am UKE entwickelte
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Modell strukturierter Beschwerdeverfahren mit klaren Verantwortlichkeiten bis in den
Vorstand. Prof. Dr. Ulrike Kluge, Charité, forderte die Aufnahme von Sprachmittlungskosten
in den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen und ordnete deren Fehlen als
dauerhaftes strukturelles Versäumnis ein.

Die CDU-Fraktion erkennt den Handlungsbedarf bei Sprachbarrieren und
Beschwerdestrukturen an. Wo Verständigung fehlt, entstehen Versorgungsdefizite, die
niemanden nutzen. Eysel hat für die Charité dargelegt, wie dies organisatorisch angegangen
werden kann: eine AG Antirassismus, ein Steering Committee für Gleichstellung und
Diversität, strukturierte Mitarbeitendengespräche und ein geplantes, anonymes 360-Grad-
Feedback. Auf die Frage, ob ein eigenes Vorstandsreferat für Antirassismus erforderlich sei,
antwortete Eysel klar verneinend. Entscheidend sei, dass ein Vorstandsmitglied sich zuständig
fühle und Führungskräfte systematisch sensibilisiere. Die CDU-Fraktion teilt diese
Einschätzung. Diskriminierungsfreiheit ist eine Führungsaufgabe, keine eigene
Bürokratieebene. Neue institutionelle Strukturen sind nur dann sinnvoll, wenn sie
nachweisbare Lücken schließen, die bestehende Mechanismen nicht abdecken können. Wo
Beschwerdestrukturen fehlen oder nicht funktionieren, müssen sie aufgebaut werden. Das
setzt jedoch keine gesonderten Beauftragtenposten voraus, sondern klare
Verantwortlichkeiten innerhalb bestehender Leitungsstrukturen.

d) Zwischenbilanz: Gesundheit

Die Anhörung hat deutlich gemacht, dass ein leistungsfähiges Gesundheitswesen auf
Fachkräfte aus dem In- und Ausland angewiesen ist und dass deren Integration gelingen muss,
damit Versorgung gesichert bleibt. Diskriminierungsfreiheit ist dabei kein Selbstzweck,
sondern Voraussetzung für Personalgewinnung und Patientenvertrauen. Die CDU-Fraktion
unterstützt Maßnahmen, die konkrete Missstände beheben, und widerspricht einer Deutung,
die das Gesundheitswesen als systemisch diskriminierend beschreibt und damit das Vertrauen
in eine Institution untergräbt, auf die alle angewiesen sind.

5. Viel Geld, offene Fragen: Der Berliner Haushalt im Bereich Antidiskriminierung

Der vorliegende Abschnitt gibt einen Überblick darüber, was Berlin im Bereich
Antidiskriminierung und gesellschaftlicher Zusammenhalt tatsächlich ausgibt. Grundlage sind
die Haushaltspläne von Berlin, Berichte an den Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses
sowie Zuarbeiten der Senatsverwaltungen im Rahmen der Enquete-Kommission. Das Bild,
das sich ergibt, ist in Teilen unvollständig. Für politische Schlussfolgerungen reicht es aber
aus.

a) Eine dichte Förderlandschaft

Den detailliertesten Einblick in die Projektförderung bietet die LADS. Für die Haushaltsjahre
2024 und 2025 waren dort Zuwendungen in Höhe von jeweils rund 30 Millionen Euro
angesetzt. Diese Mittel verteilten sich im Jahr 2024 auf 177 Einzelprojekte bei einer Vielzahl
zivilgesellschaftlicher Träger. Der durchschnittliche Förderbetrag je Projekt lag bei rund
141.000 Euro. Die Bandbreite ist dabei erheblich: Kleinstprojekte werden mit wenigen
tausend Euro gefördert, während eine Reihe von Trägern dauerhaft Zuwendungen in



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 186 Drucksache 19/3320

sechsstelliger Höhe erhält. Diese Förderstrukturen bestehen in weiten Teilen seit Jahren. Sie
sind damit keine Projektförderung im eigentlichen Sinne mehr, sondern eine
institutionalisierte Dauerfinanzierung zivilgesellschaftlicher Organisationen aus
Landesmitteln.

Das Spektrum der geförderten Maßnahmen reicht von Aufklärungsarbeit zu LSBTIQ+-
Lebensweisen über Beratungsstellen für Opfer rechter und rassistischer Gewalt,
Registerstellen zur Erfassung diskriminierender Vorfälle in allen zwölf Berliner Bezirken und
Maßnahmen zur Überwindung von Rassismus bis hin zu Projekten im Bereich der
Diskriminierung auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt. Allein die Zahl der bezirklichen
Registerstellen – inzwischen in jedem Berliner Bezirk etabliert – verdeutlicht, wie weit
verzweigt und institutionell verfestigt die durch das Land finanzierte Infrastruktur bereits ist.

b) Die Dimension im Gesamthaushalt

Der LADS-Haushalt ist nur ein Ausschnitt. Im Einzelplan 11 weist der Berliner Haushaltsplan
2024/2025 für die beiden unmittelbar einschlägigen Abschnitte folgende Gesamtausgaben
aus: Abschnitt 1120 (Integration und Migration) 35.001.200 Euro sowie Abschnitt 1130
(Antidiskriminierung und Vielfalt) 29.512.900 Euro. Hinzu kommen die Ausgaben der
Senatsverwaltung für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt im Abschnitt 0850
(Gesellschaftlicher Zusammenhalt) in Höhe von 13.216.000 Euro. Allein diese drei
Abschnitte aus zwei Senatsverwaltungen ergeben zusammen rund 78 Millionen Euro jährlich.

Um die Größenordnung anschaulich zu machen: Allein die LADS-Ausgaben 2024 bedeuten,
auf Berlins Bevölkerung von rund 3,7 Millionen Einwohnern umgerechnet, einen Betrag von
knapp 6,75 Euro pro Kopf – für einen einzigen Fördertitel einer einzigen Senatsverwaltung.
Nimmt man die drei genannten Abschnitte zusammen, ergibt sich ein Pro-Kopf-Betrag von
über 21 Euro jährlich. Zur Einordnung: Diese drei Abschnitte entsprechen mit rund 78
Millionen Euro in etwa dem gesamten Berliner Jugendförderhaushalt (78,3 Millionen Euro) –
einem Politikfeld, das die Infrastruktur für Hunderttausende Kinder und Jugendliche in der
Stadt trägt. Diese Zahlen sind Ausdruck einer politischen Prioritätensetzung, die das Land
Berlin über viele Jahre aufgebaut hat.

Darüber hinaus weisen auch die übrigen Senatsverwaltungen im Rahmen des Berichtsauftrags
der Enquete-Kommission Zuwendungen und Sachmittel in diesem Themenfeld aus. Je
nachdem, wie eng oder weit man den Begriff der relevanten Förderung fasst, liegt das
tatsächliche Gesamtvolumen deutlich höher. Rechnet man die Abschnitte Arbeit und
Berufliche Bildung sowie Soziales bei der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales,
Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung hinzu, deren Maßnahmen in
relevantem Umfang auf dieselben Zielgruppen einwirken, ohne dass eine klare Abgrenzung
möglich wäre, übersteigt das Volumen die hier genannten Beträge erheblich. Dass eine klare
Abgrenzung dabei nicht möglich ist, ist selbst ein Befund: Der Senat nimmt keine einheitliche
Kategorisierung vor.

c) Viel Geld, offene Fragen: Wirkung vor weiterem Mitteleinsatz

Die vorliegenden Daten belegen, dass Berlin im Bereich Antidiskriminierung und
gesellschaftlicher Zusammenhalt bereits heute erhebliche Haushaltsmittel einsetzt. Allein die
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LADS-Zuwendungen von rund 30 Millionen Euro jährlich finanzieren eine dichte und
ausdifferenzierte Träger- und Projektlandschaft. Hinzu kommen die Mittel der übrigen
Senatsverwaltungen, die das Gesamtvolumen auf ein Vielfaches dieses Betrags heben. Wer
vor diesem Hintergrund zusätzliche Mittel fordert, muss zunächst erklären, warum die bereits
eingesetzten nicht ausreichen – und das setzt voraus, dass ihre Wirkung überhaupt
systematisch gemessen wird.

Genau hier liegt das zentrale Defizit, das die Auswertung der Senatszuarbeiten offenbart. Die
vorliegenden Berichte dokumentieren Ausgaben, nicht Ergebnisse. Es fehlen einheitliche
Wirkungsindikatoren, projektübergreifende Evaluierungsstandards und eine institutionell
verankerte Erfolgskontrolle. Wirkungsmessung setzt dabei voraus, dass Ziele klar definiert
werden: Welche Veränderungen soll eine Maßnahme bewirken, bei wem, in welchem
Zeitraum und wie lässt sich das überprüfen? Solche Kriterien sind bei der
Antidiskriminierungsarbeit schwieriger zu operationalisieren als bei klassischen
Infrastrukturmaßnahmen, aber schwieriger bedeutet nicht unmöglich. In anderen
Politikfeldern wie der Jugendhilfe oder der Arbeitsmarktintegration existieren bereits
etablierte Evaluierungsstandards, an denen sich die Antidiskriminierungsförderung orientieren
könnte. Ob die geförderten Maßnahmen den gesellschaftlichen Zusammenhalt tatsächlich
stärken, ob sie Diskriminierung zurückdrängen und ob die Mittel dort ankommen, wo sie den
größten Effekt erzielen, all das bleibt offen.

Der Berliner Landesrechnungshof hat diesen Befund bereits konkret belegt. Im Jahresbericht
2025 prüfte dieser vier Förderprogramme für Integration, Demokratie und
Antidiskriminierung mit einem Gesamtvolumen von rund 20 Millionen Euro aus dem Jahr
2022 und stellte erhebliche Mängel fest: keine oder nur vage Zieldefinitionen, fehlende
Bedarfsprüfung, oberflächliche Erfolgskontrolle. „Was genau mit dem Geld erreicht werden
sollte und wurde, können die Senatsverwaltungen oft nicht sagen“, stellten die Prüfer fest.
Besonders gravierend: Wurden Ziele verfehlt, bescheinigte die Verwaltung dennoch das volle
Erreichen. Dennoch wurde die Förderung über Jahre fortgesetzt. Beim
Landesrahmenprogramm Integrationslotsen etwa stieg die Fördersumme binnen zehn Jahren
von 1,8 auf 7,5 Millionen Euro, während die Zahl der Empfänger gleich blieb. Elf von 21
Empfängern erhielten mehr als zehn Jahre lang Fördermittel. Der Rechnungshof forderte eine
grundlegende Verbesserung der Programmsteuerung sowie klare Zieldefinitionen auf
Programm- und Projektebene – Forderungen, die die CDU-Fraktion ausdrücklich teilt und auf
die gesamte Förderstruktur im Bereich Antidiskriminierung ausdehnt.

Hinzu kommt ein weiteres Spannungsfeld, das die Kommissionsarbeit sichtbar gemacht hat:
Zwischen politischem Willen und verwaltungsmäßiger Umsetzung kann eine erhebliche
Lücke bestehen. Selbst dort, wo Mittel bereitgestellt und Ziele definiert sind, garantiert das
nicht die zeitnahe und zielgenaue Umsetzung. Politische Steuerung endet nicht mit dem
Haushaltsbeschluss – sie muss die Umsetzung aktiv begleiten und einfordern.

Die CDU-Fraktion bewertet diesen Befund als politisch bedeutsam. Gesellschaftlicher
Zusammenhalt und die Überwindung von Diskriminierung sind Ziele, die den Einsatz
erheblicher Ressourcen rechtfertigen. Dieser Einsatz verpflichtet aber zugleich zur
Rechenschaft darüber, was mit diesen Mitteln erreicht wird. Die CDU-Fraktion empfiehlt
daher, eine systematische Wirkungsmessung für alle dauerhaft geförderten Maßnahmen
einzuführen, Evaluierungsergebnisse dem Abgeordnetenhaus regelmäßig vorzulegen und
Förderentscheidungen konsequent an Wirkungsnachweisen auszurichten. Mehr Mittel allein
sind keine politische Antwort auf gesellschaftliche Herausforderungen, mehr Wirkung schon.
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6. Handlungsempfehlungen der CDU-Fraktion

Die nachfolgenden Empfehlungen sind das Ergebnis von neun Kommissionssitzungen, in
denen die CDU-Fraktion einen kohärenten politischen Standpunkt vertreten hat. Da die
Enquete-Kommission keine gemeinsamen Handlungsempfehlungen erarbeitet hat, legt die
CDU-Fraktion ihre Empfehlungen eigenständig vor. Sie folgen keiner Kompromisslogik,
sondern dem Anspruch politischer Klarheit: Was ist notwendig, was ist verfassungsrechtlich
geboten, was stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt? Die Empfehlungen sind nach
Handlungsfeldern gegliedert.

6.1. Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Die Enquete-Kommission wurde eingesetzt, um Wege zu gesellschaftlichem Zusammenhalt
zu erarbeiten. Dieser Auftrag ist im Sitzungsverlauf weitgehend von
Diskriminierungsdebatten überlagert worden. Die CDU-Fraktion hält an ihm fest.
Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht nicht durch die Verwaltung von
Gruppenidentitäten, sondern durch geteilte Werte, gemeinsame Regeln und die Bereitschaft,
in einem fairen Aushandlungsprozess über Unterschiede zu streiten. Die freiheitliche
demokratische Grundordnung ist die gemeinsame Grundlage dieses Prozesses. Sie ist nicht
verhandelbar.

Die CDU-Fraktion fordert, dass die freiheitliche demokratische Grundordnung als
verpflichtende Bezugsgröße staatlicher Bildungs-, Integrations- und Förderpraxis verankert
wird. Wer staatliche Mittel in Anspruch nimmt, muss sich zu diesem Fundament bekennen.
Das ist keine bürokratische Forderung, sondern Ausdruck einer politischen
Grundüberzeugung: Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist nicht möglich ohne eine
gemeinsame Wertebasis.

Die deutsche Sprache ist der wichtigste Schlüssel zur gesellschaftlichen Teilhabe. Die CDU-
Fraktion fordert, dass Sprachförderung als Integrationsinstrument ausgebaut und verstetigt
wird. Sprache ist dabei keine kulturelle Forderung, sondern Voraussetzung für Erwerbsarbeit,
politische Partizipation und soziale Einbindung.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt wächst in Begegnungsräumen. Die CDU-Fraktion
befürwortet gezielte Investitionen in Orte und Strukturen, die Menschen über Herkunft,
Religion und soziale Lage hinweg zusammenbringen. Sportvereine leisten dabei einen kaum
zu überschätzenden Beitrag. Der Landessportbund Berlin vereint über 800.000 Mitglieder,
darunter 250.000 Kinder und Jugendliche sowie rund 60.000 ehrenamtlich Engagierte. Etwa
46 Prozent der Kinder zwischen sieben und 14 Jahren sind in Sportvereinen aktiv. Diese
Strukturen sind mehr als Freizeitangebote: Sie schaffen Verbindlichkeit über Unterschiede
hinweg, vermitteln gemeinsam akzeptierte Regeln und sind Orte gelebter Integration. Die
CDU-Fraktion fordert, dass bürokratische Hemmnisse für ehrenamtliches Engagement
spürbar abgebaut werden. Wer Zivilgesellschaft fordert, muss ihr die Voraussetzungen
schaffen.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt wächst auch durch gemeinsame Erlebnisse und Ziele.
Großereignisse wie Olympische Spiele oder eine Weltausstellung (Expo) können ein
gesamtstädtisches Wir-Gefühl erzeugen, das über soziale und kulturelle Unterschiede
hinwegreicht. Die Erfahrung der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 hat gezeigt, welche
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integrative Kraft solche Ereignisse entfalten können. Die CDU-Fraktion befürwortet, dass
Berlin sich aktiv um die Ausrichtung solcher Großereignisse bewirbt.

Gleiches gilt für andere zivilgesellschaftliche Strukturen: Wohlfahrtsverbände, Kirchen und
Religionsgemeinschaften, die auf dem Boden der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung stehen, sowie Organisationen wie das Technische Hilfswerk, die Feuerwehr
oder der Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr tragen durch das Prinzip des
bürgerschaftlichen Engagements zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei. Die CDU-
Fraktion befürwortet ihre Einbeziehung in Strukturen der Demokratieförderung und der
Prävention.

Die CDU-Fraktion lehnt eine Politik ab, die gesellschaftlichen Zusammenhalt durch die
Verstärkung von Gruppenidentitäten und die Verwaltung von Opferkollektiven herstellen
will. Ein solcher Ansatz erzeugt Konkurrenz zwischen betroffenen Gruppen, schwächt den
Anspruch auf universelle Standards und untergräbt ein Wir-Gefühl, das die Kommission zu
stärken beauftragt war. Zusammenhalt setzt voraus, dass Menschen als Individuen
angesprochen werden, nicht als Angehörige von Kollektiven, deren Gruppenmerkmale
staatlich verwaltet werden.

6.1.1. Zusammenhalt und Resilienz in unsicheren Zeiten

Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist nicht nur eine innenpolitische Aufgabe. Eine
Gesellschaft, die ihre gemeinsamen Werte kennt und verteidigt, ist auch nach außen
widerstandsfähiger gegen Bedrohungen, die genau diesen Zusammenhalt als erstes angreifen.
In der aktuellen sicherheitspolitischen Lage ist Zusammenhalt daher zur strategischen
Notwendigkeit geworden.

Wie keine andere Stadt in Deutschland ist Berlin derzeit im Fokus von Bedrohungen von
innen und von außen. Nicht nur die Entwicklungen in Nahost, sondern auch Russlands Krieg
gegen die Ukraine stellen die Sicherheitsarchitektur vor umfassende Herausforderungen.
Während sich die Bundesrepublik mit der Bundeswehr gemeinsam mit seinen
Bündnispartnern auf eine Eskalation an der NATO-Ostflanke vorbereitet, ist Deutschland
auch im Inneren stark gefordert, im Sinne einer Gesamtverteidigung Vorkehrungen zu treffen.
Dies alles dient dem Schutz unserer Bevölkerung und nicht zuletzt der freiheitlichen
demokratischen Lebensweise in Berlin und Deutschland. Diese Anstrengungen können nur
erfolgreich sein, wenn sie von einem breiten gesellschaftlichen Zusammenhalt getragen
werden.

Bereits jetzt sind Deutschland und Berlin Ziel vielfältiger Aktivitäten der hybriden
Kriegsführung. Diese reichen von Sabotageakten bis hin zu Desinformationskampagnen und
haben das Ziel, das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates zu untergraben. Russland
will Misstrauen und Unsicherheit säen, um den gemeinsamen Willen zur Bewahrung unserer
freiheitlichen demokratischen Errungenschaften aufzubrechen. Gleichzeitig ist die Rolle
Deutschlands im NATO-Verbund von strategischer Bedeutung: Der Plan der „Drehscheibe
Deutschland“ sieht für die Bundesrepublik eine zentrale logistische Rolle im Fall einer
Eskalation an der Ostflanke vor. Auch hier ist es Russlands Ziel, das Funktionieren dieser
Logistikachse zu stören.
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Die Strategie der Vermeidung von Krieg muss dadurch gestärkt werden, dass ein Angreifer
erst gar keine Eskalation wagt, da er die Erfolgsaussichten für zu gering hält. Ein wesentlicher
Schlüssel dazu ist die Bereitschaft der Bevölkerung, einem Angriff zu widerstehen. Eine
Gesellschaft, die sich darin einig ist, die eigenen Errungenschaften auch zu verteidigen, treibt
somit den Preis einer Eskalation in die Höhe. In der aktuellen sicherheitspolitischen Situation
muss es demnach ein Ziel sein, Resilienz in den Köpfen herzustellen.

Dabei geht es in erster Linie nicht um eine Versicherheitlichung aller Lebensbereiche oder um
das Zeichnen immer neuer Bedrohungsszenarien, sondern vielmehr um das Schaffen einer
gemeinsamen Bedrohungswahrnehmung und eines Bewusstseins dafür, was Staat,
Bevölkerung und Individuum leisten können, um dieser Bedrohung wirksam
entgegenzutreten. Klar ist, dass in einem Ernstfall der Staat nicht mehr alles leisten kann.
Jeder Einzelne, in der Familie, in der Nachbarschaft oder im Betrieb wird dann gefordert sein.
Resilienz in den Köpfen bedeutet demnach: Vertrauen in sich selbst, die Gesellschaft und den
Staat.

Aktuell machen es die baltischen und die skandinavischen Staaten vor, wie Gesellschaften
zugleich offen und wehrhaft gestaltet sein können: Die umfassenden Maßnahmen im zivilen
und militärischen Bereich sind getragen von einem breiten gesellschaftlichen Konsens zur
Gesamtverteidigung. Nicht nur im Kriegs-, sondern auch im Katastrophenfall weiß jeder
vorbereitete Bürger, wo seine Aufgabe ist und was er dann vom Staat erwarten kann und was
nicht. Diese Art von „Selbstwirksamkeit“ – getragen von Erkenntnis in die Lage und eigener
Handlungsfähigkeit – ist ein Ausdruck von gesellschaftlichem Zusammenhalt gerade
angesichts akuter Bedrohungslagen.

Vor dem Hintergrund der Themenstellung dieser Enquete-Kommission muss es daher eine
Folgerung sein, dass gerade in unsicheren Zeiten eine vielfältige Gesellschaft nur bewahrt
werden kann, wenn auch die ihr zugrundeliegende Freiheit geschützt wird. Dieses
Bewusstsein gilt es in der gemeinsamen Debatte zu stärken.

Die CDU-Fraktion empfiehlt in diesem Zusammenhang: die Stärkung ziviler und
ehrenamtlicher Katastrophenschutzkräfte, die Einbindung von Wirtschaft und Industrie in
Strukturen der Gesamtverteidigung, zivil-militärische Übungen sowie eine stärkere
Sichtbarkeit der Bundeswehr und weiterer Schutzkräfte im öffentlichen Raum. Im schulischen
Bereich befürwortet die CDU-Fraktion eine Sensibilisierung für Fragen der Zivilverteidigung
als Teil eines zeitgemäßen Bildungsauftrags.

6.2. Antisemitismus

Antisemitismus ist für die CDU-Fraktion keine Diskriminierungsform unter anderen. Er ist
eine eigenständige, historisch gewachsene Ideologie mit akuter sicherheitspolitischer
Dimension, deren Bekämpfung politische Priorität beansprucht. Seit dem terroristischen
Massaker der HAMAS vom 7. Oktober 2023 hat sich die Lage jüdischer Menschen in Berlin
dramatisch verschlechtert. Viele Jüdinnen und Juden haben sich aus dem öffentlichen Raum
zurückgezogen. Sichtbarkeit ist für sie zu einem Risiko geworden. Das Dunkelfeld ist
erheblich.

Die CDU-Fraktion fordert, dass Staatsanwaltschaften und Gerichte antisemitische
Tatmotivation konsequent als strafschärfenden Umstand nach § 46 Absatz 2 StGB
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berücksichtigen. Der Gesetzgeber hat dieses Instrument geschaffen; die Strafverfolgungs-
behörden müssen es systematisch nutzen. Zugleich fordert die CDU-Fraktion eine
Präzisierung von § 130 StGB (Volksverhetzung) im Hinblick auf antisemitische
Konstellationen sowie die gesetzliche Klarstellung der Strafbarkeit der Billigung von
Straftaten ausländischer Terrororganisationen. Der Aufruf zur Vernichtung eines Staates muss
in einer Form strafbar sein, die gerichtsfeste Verurteilungen ermöglicht. Das Berliner
Versammlungsfreiheitsgesetz bietet bereits Instrumente gegen antisemitische Kundgebungen.
Diese müssen konsequenter angewendet und wo nötig verschärft werden. Darüber hinaus sind
transparente Statistiken zu Ermittlungsverfahren, Anklagen und Urteilen bei antisemitischen
Straftaten erforderlich. Zwischen der Zahl gemeldeter Vorfälle und der Zahl rechtskräftiger
Verurteilungen besteht eine erhebliche Lücke; diese Lücke muss sichtbar und politisch
adressierbar gemacht werden.

a) International Holocaust Rememberance Alliance

Die CDU-Fraktion fordert, dass die Arbeitsdefinition der IHRA als verbindliche
Arbeitsgrundlage in allen staatlich geförderten Kontexten beibehalten wird. Versuche, ihre
Reichweite einzuschränken oder durch alternative Definitionen zu ersetzen, richten sich
erkennbar gegen die Erfassung des israelbezogenen Antisemitismus. Die CDU-Fraktion
widerspricht diesen Versuchen ausdrücklich. Die IHRA-Definition wurde unter maßgeblicher
Beteiligung jüdischer Organisationen erarbeitet. Ihre Beibehaltung ist ein Gebot des Respekts
gegenüber jüdischen Gemeinschaften.

b) Keine staatliche Förderung für antisemitische Akteure

Die CDU-Fraktion fordert, dass staatliche Förderung konsequent verweigert wird, wenn
Organisationen antisemitische Inhalte verbreiten, Terrororganisationen wie die HAMAS
verherrlichen oder vom Verfassungsschutz beobachtet werden. Es besteht kein Anspruch auf
öffentliche Finanzierung. Wer staatliche Mittel erhält, muss sich zur freiheitlichen
demokratischen Grundordnung und zur IHRA-Definition bekennen. Die Kooperation
staatlicher Stellen mit Akteuren, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, ist unverzüglich zu
beenden. Darüber hinaus empfiehlt die CDU-Fraktion eine Anpassung der Haushaltsordnung,
die sicherstellt, dass die Bekämpfung des Antisemitismus als verbindliches Kriterium bei der
Mittelvergabe verankert wird.

c) Schutz jüdischen Lebens – Dokumentation und Beratung

Die CDU-Fraktion befürwortet die dauerhafte Absicherung der Recherche- und
Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) als zentrale Dokumentationsstelle. Die Stärkung
der Opfer- und Antidiskriminierungsberatung OFEK sowie der Ausbau der
sozialwissenschaftlich ausgerichteten Antisemitismusforschung an Berliner Hochschulen –
einschließlich der Einrichtung entsprechender Lehrstühle – sind ebenfalls als Ziele zu
verfolgen.
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6.3. Rechtlicher Rahmen

a) Gleichheit vor dem Gesetz

Die CDU-Fraktion fordert, Artikel 3 Absatz 3 GG in seiner symmetrischen Anlage zu achten.
Das Grundgesetz untersagt sowohl Benachteiligung als auch Bevorzugung. Quotenregelungen
oder quotenähnliche Mechanismen im öffentlichen Dienst, die statistischen
Repräsentationslücken durch gruppenbezogene Bevorzugung schließen sollen, sind mit
diesem Gleichheitsverständnis nicht vereinbar. Statistische Unterrepräsentation ist für sich
genommen kein hinreichendes Indiz für Diskriminierung. In vielen Fällen spiegeln
Repräsentationsunterschiede soziale Ungleichheiten wider, nicht ethnische Diskriminierung.
Politische Maßnahmen, die auf die Ursache und nicht auf das Symptom zielen, sind
wirksamer und verfassungskonform.

b) Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

Das AGG schützt Beschäftigte bereits wirksam. Die CDU-Fraktion fordert seine konsequente
Anwendung und Bekanntmachung. Eine Ausweitung des AGG, die Freiheitsrechte wie
Privatautonomie und Vertragsfreiheit unverhältnismäßig einschränkt, lehnt die CDU-Fraktion
ab. Das Spannungsverhältnis zwischen Antidiskriminierungsnormen und grundrechtlichen
Freiheiten darf nicht einseitig zugunsten eines stetigen Ausbaus des Diskriminierungsschutzes
aufgelöst werden.

c) Landesantidiskriminierungsgesetz

Das LADG darf ohne hinreichende verfassungsrechtliche Grundlage nicht weiter ausgedehnt
werden. Die CDU-Fraktion empfiehlt, das LADG auf Schutzlücken zu prüfen, die nicht
bereits durch Bundesrecht abgedeckt sind, bevor neue Regelungsbereiche erschlossen werden.
Eine Ausweitung des Diskriminierungsmerkmalskatalogs, die praktisch jede negative
Erfahrung im Behördenumgang als Diskriminierungsfall konstruierbar macht, schwächt die
Rechtssicherheit und belastet die Verwaltung ohne nachweisbaren Zugewinn an
Schutzwirkung.

6.4. Institutionelle Strukturen und Förderpraxis

a) Zentralisierung statt Fragmentierung

Die CDU-Fraktion fordert, die Fragmentierung institutioneller Strukturen zu überwinden.
Eine Vervielfachung gruppenspezifischer Beauftragtenstrukturen stärkt nicht die
Überwindung von Diskriminierung, sondern schwächt sie: Sie verstärkt Konkurrenz zwischen
Betroffenengruppen, erzeugt institutionelle Unübersichtlichkeit und bindet Ressourcen, die in
wirksame Maßnahmen investiert werden sollten. Die CDU-Fraktion befürwortet stattdessen
eine starke zentrale Stelle zur Überwindung rassistischer Diskriminierung anstelle vieler
kleiner, gruppenspezifischer Einheiten.

Die CDU-Fraktion fordert darüber hinaus eine systematische Betrachtung der bestehenden
Förderstruktur im Bereich Antidiskriminierung und Prävention. Viele Programme werden seit
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Jahren ohne Wirksamkeitsprüfung fortgeführt. Doppelstrukturen sind abzubauen,
Zuständigkeiten klar zuzuordnen und Mittel dort zu konzentrieren, wo Wirksamkeit
nachgewiesen ist.

b) Förderpraxis und fdGO-Bindung

Die CDU-Fraktion fordert, dass die Bindung an die freiheitliche demokratische
Grundordnung als unabdingbare Fördervoraussetzung verankert wird. Organisationen, deren
Träger islamistische, rechtsextremistische, linksextremistische oder antisemitische Positionen
vertreten, dürfen keine staatlichen Mittel erhalten. Die Kooperation mit solchen Akteuren ist
zu beenden. Wo eine Beobachtung durch den Verfassungsschutz vorliegt, ist die
Förderungswürdigkeit im Einzelfall sorgfältig zu prüfen.

Für Vereine, Verbände und gemeinnützige Organisationen, die ehrenamtliches Engagement
fördern, fordert die CDU-Fraktion eine substanzielle Entbürokratisierung der
Förderverfahren. Weniger Verwendungsnachweispflichten, längere Förderhorizonte und
weniger Sonderausschreibungen stärken die Planbarkeit und ermöglichen nachhaltige Arbeit.
Staatliche Förderung soll subsidiär wirken: Sie ergänzt, was Zivilgesellschaft aus eigener
Kraft leistet, sie ersetzt es nicht.

6.5. Bildung, Wissenschaft und Erinnerungskultur

a) Antisemitismusprävention im Schulbereich

Die CDU-Fraktion fordert, antisemitismuskritische Inhalte verbindlich im Rahmenlehrplan
und in der Lehrkräfteausbildung zu verankern. Der Schwerpunkt muss auf gegenwärtigen
Erscheinungsformen liegen, insbesondere dem israelbezogenen Antisemitismus. Die
Annahme, dass historische Wissensvermittlung allein gegen aktuellen Antisemitismus wirkt,
hat sich nicht bestätigt. Wer Erinnerungskultur auf Gedenkstättenbesuche reduziert und die
pädagogische Auseinandersetzung mit zeitgenössischem Antisemitismus vernachlässigt,
verfehlt den Kernauftrag.

Die CDU-Fraktion fordert zudem verpflichtende Fort- und Weiterbildungsformate für
Lehrkräfte zu aktuellen Erscheinungsformen des Antisemitismus. Freiwillige Zusatzangebote
reichen nicht aus. Angesichts des erheblichen Anteils antisemitischer Einstellungen in der
Gesellschaft ist auch in der Lehrerschaft mit entsprechenden Haltungen zu rechnen.
Fortbildung muss systematisch, regelmäßig und nachweisbar stattfinden.

b) Gedenkstätten und Erinnerungskultur

Die CDU-Fraktion fordert die dauerhafte institutionelle Absicherung von Gedenkstätten und
Kultureinrichtungen, die antisemitismuskritische Bildungsarbeit leisten. Die deutsche
Erinnerungskultur gründet auf der Aufarbeitung zweier totalitärer Diktaturen auf deutschem
Boden – des Nationalsozialismus mit der Shoah als zivilisatorischem Bruch und der SED-
Diktatur in der DDR. Das Wissen um ihre Mechanismen, ihre Ideologien und ihr Unrecht ist
unverzichtbar, um totalitäres Denken in seinen verschiedenen Erscheinungsformen frühzeitig
zu erkennen. Die Einzigartigkeit des Holocaust als systematischer Vernichtung eines ganzen
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Volkes bleibt der zentrale und nicht relativierbare Referenzpunkt dieser Erinnerungskultur.
Eine Verwässerung dieses Kerns durch die Gleichsetzung mit anderen historischen
Unrechtskontexten würde seiner pädagogischen und politischen Wirkkraft schaden. Die
Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz ist ein Beispiel für eine
Einrichtung, die über pädagogische Abteilungen verfügt und in den letzten Jahren unter
systematischen Angriffen gestanden hat. Gedenkstätten sind Orte aktiver gesellschaftlicher
Auseinandersetzung, keine bloßen Wissensvermittlungsorte. Sie benötigen verankerte Stellen,
nachhaltige Finanzierung und die gleichberechtigte Einbeziehung jüdischer
Betroffenenperspektiven.

c) Hochschulen: Schutz, Sanktion und Ordnung

Die CDU-Fraktion fordert, dass Berliner Hochschulen verbindliche Handlungspläne für
antisemitische Eskalationen vorhalten. Strafbare Handlungen müssen konsequent sanktioniert
werden. Hochschulen benötigen rechtssichere Instrumente: abgestufte Maßnahmen wie
präventive Hausverbote, den konsequenten Einsatz des Ordnungsrechts sowie die
Verankerung der Exmatrikulation als Ultima Ratio in den Hochschulverfassungen. Die CDU-
Fraktion fordert zudem gesetzliche Regelungen, die sicherstellen, dass Veranstaltungen mit
Gewalt- oder „Intifada“-Bezug nicht in Hochschulgebäuden stattfinden können. Jüdische
Feiertage sind bei der Prüfungs- und Staatsexamensplanung zu berücksichtigen.

Die CDU-Fraktion fordert, dass die Antisemitismusbeauftragten der Berliner Hochschulen
mit ausreichendem Mandat, klaren Befugnissen und angemessenen Ressourcen ausgestattet
werden. Wo bestehende Hochschulselbstverwaltungsstrukturen nicht ausreichen, ist der
parlamentarische Gesetzgeber zum Handeln verpflichtet. Die politische Rückendeckung durch
die Hochschulleitungen ist dabei unverzichtbar: Sanktionierung antisemitischer Handlungen
ist nicht Ausdruck repressiver Ordnungspolitik, sondern Voraussetzung akademischer
Freiheit.

Die CDU-Fraktion fordert, dass die Freiheit der Wissenschaft nach Artikel 5 Absatz 3 GG
auch in politisch aufgeladenen Forschungsfeldern konsequent geschützt wird.
Definitionsmonopole aktivistisch ausgerichteter Forschungsansätze haben in staatlich
finanzierten Kommissionen und Bildungsinstitutionen keinen Platz. Über Begriffe wie
Antisemitismus, Rassismus und Diskriminierung muss wissenschaftlich und politisch offen
gestritten werden können. Wer abweichende Positionen als unwissenschaftlich oder
rassistisch diskreditiert, um sie der demokratischen Debatte zu entziehen, schadet dem
Erkenntnisgewinn und dem gesellschaftlichen Zusammenhalt.

d) Antiziganismus und Bildungsarbeit

Die CDU-Fraktion befürwortet die stärkere Einbindung von Angehörigen der Minderheit der
Sinti und Roma als Bildungsbegleiterinnen und Bildungsbegleiter sowie als
Schulmediatorinnen und Schulmediatoren. Dieser Ansatz entspricht dem Prinzip gezielter
Förderung, die zugleich inklusiv umgesetzt wird.
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6.6. Weitere Handlungsfelder

a) Muslimfeindlichkeit

Die CDU-Fraktion stellt klar: Gewalt, Beleidigungen und Diskriminierung gegen Menschen
muslimischer Herkunft oder muslimischen Glaubens sind inakzeptabel und müssen politisch
und rechtlich konsequent adressiert werden. Die CDU-Fraktion befürwortet die gezielte
Förderung freiheitsorientierter muslimischer Initiativen und zivilgesellschaftlicher
Einrichtungen, die zur Demokratieförderung beitragen. Sie befürwortet zugleich die
Förderung innermuslimischer Dialogräume als dauerhaftes religionspolitisches Element.

Die CDU-Fraktion lehnt die Einrichtung einer eigenständigen Beauftragtenstruktur für
Muslimfeindlichkeit ab. Sie widerspricht zudem der Verwendung des Begriffs
„antimuslimischer Rassismus“ als staatlicher Leitbegriff, da er analytische Unschärfen
aufweist und legitime Islamkritik präventiv delegitimieren kann. Der Begriff
„muslimfeindlich“ erfasst das zu bekämpfende Phänomen präziser und ohne begriffliche
Überfrachtung. Maßnahmen gegen Muslimfeindlichkeit sollen in die bestehende universelle
Antidiskriminierungsarchitektur integriert werden, nicht in eine eigenständige
gruppenspezifische Parallelstruktur.

Das Berliner Neutralitätsgesetz ist keine diskriminierende Maßnahme gegen muslimische
Frauen, sondern Ausdruck des staatlichen Neutralitätsgebots gegenüber Bürgerinnen und
Bürgern in einem säkularen Rechtsstaat. Manche Anzuhörende forderten seine Abschaffung
und ordneten es als strukturelle Diskriminierung ein. Die CDU-Fraktion widerspricht dieser
Einschätzung. Dass Bundesarbeitsgericht und Bundesverfassungsgericht in dieser Frage
differenziert geurteilt haben, belegt die Komplexität des Spannungsfeldes zwischen
Religionsfreiheit und staatlichem Neutralitätsgebot, nicht aber, dass das Gesetz per se
diskriminierend ist. Die CDU-Fraktion lehnt die grundsätzliche Abschaffung des
Neutralitätsgesetzes ab.

b) Rassismus

Die CDU-Fraktion befürwortet universalistische Maßnahmen gegen rassistische
Diskriminierung auf der Grundlage geltenden Rechts. Sie lehnt eine Politik ab, die Rassismus
entlang immer feinerer Kategorien organisiert und damit Konkurrenz zwischen
Betroffenengruppen befördert. Eine Ausnahme gilt für den Antiziganismus. Deutsche Sinti
und Roma sind als nationale Minderheit anerkannt; daraus folgen spezifische staatliche
Schutz- und Förderpflichten. Die CDU-Fraktion befürwortet die verbindliche
Implementierung von Wissen über Geschichte und Gegenwart von Sinti und Roma in
Bildungseinrichtungen, wie sie von der Kultusministerkonferenz empfohlen wurde.

Die CDU-Fraktion widerspricht Ansätzen, die aus statistischer Unterrepräsentation
unmittelbar Diskriminierung ableiten und Quoten oder quotenähnliche Mechanismen als
Korrekturinstrument fordern. Die freiheitliche Rechts- und Werteordnung ist nicht strukturell
rassistisch. Fehlentwicklungen sind zu benennen und zu korrigieren, ohne staatliche
Institutionen pauschal zu delegitimieren.
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c) Polizei

Die CDU-Fraktion fordert, die Berliner Polizei als das zu stärken, was sie ist: eine
Schutzinstanz für alle Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. Die Delegitimierung der Polizei
durch pauschale Systemvorwürfe schadet dem gesellschaftlichen Vertrauen und trifft vor
allem jene, die auf polizeilichen Schutz angewiesen sind. Die CDU-Fraktion befürwortet
Fortbildungen zu Antisemitismus, Rassismus und Diskriminierung als Investition in
professionelles Handeln, nicht als Instrument des Misstrauens gegenüber der Institution. Die
politische Rückendeckung für die Berliner Polizei muss verlässlich bleiben.

Die CDU-Fraktion lehnt die Einführung verpflichtender Kontrollquittungen für
verdachtsunabhängige Kontrollen ab. Eine bürokratische Dokumentationspflicht würde
erhebliche Ressourcen binden, die operative Handlungsfähigkeit einschränken und das
Vertrauensverhältnis zwischen Polizei und Bevölkerung nicht verbessern. Das Erfahrungs-
wissen von Polizeibeamtinnen und -beamten darf nicht durch eine Misstrauensbürokratie
entwertet werden, die jeden Ermessensspielraum unter Generalverdacht stellt.

Die CDU-Fraktion hält fest: Das subjektive Empfinden, diskriminiert worden zu sein,
begründet für sich genommen keinen Rechtsverstoß. Wahrnehmung ist kein Beweis. Wer
diesen Unterschied auflöst, schwächt die rechtliche Klarheit und die Grundlage für eine faire
Beurteilung konkreter Einsatzsituationen. Wo Diskriminierung nachgewiesen ist, muss
konsequent gehandelt werden. Die bestehenden Selbstprüfmechanismen der Berliner Polizei –
die eingerichtete Ermittlungsgruppe für Verdachtsfälle und die dauerhafte
Beobachtungsstruktur – haben keine rassistischen Strukturen zutage gefördert. Diese Befunde
sind ernst zu nehmen, nicht methodisch zu relativieren.

Unabhängige Kontrolle der Polizei ist ein sinnvolles Element einer rechtsstaatlichen
Sicherheitsarchitektur, sofern Befugnisse klar definiert sind und Kontrollstrukturen nicht als
Druckmittel gegen operativ handelnde Beamtinnen und Beamte instrumentalisiert werden.
Der Petitionsausschuss des Abgeordnetenhauses verfügt bereits über parlamentarische
Instrumente zur Bearbeitung von Beschwerden. Neue Strukturen sind nur dann zu schaffen,
wenn sie nachweisbar Lücken schließen, die bestehende Mechanismen nicht abdecken.

d) Wohnen

Die CDU-Fraktion hält fest: Wohnraummangel ist das zentrale Problem des Berliner
Wohnungsmarkts. Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist dort, wo sie nachgewiesen
ist, konsequent zu verfolgen. Die CDU-Fraktion befürwortet transparente Vergabekriterien.
Sie lehnt positive Diskriminierung bei der Wohnraumvergabe ab. Soziale Durchmischung von
Quartieren ist ein legitimes stadtentwicklungspolitisches Ziel. Der Wohnraummangel ist
durch stadtplanerische und haushaltspolitische Maßnahmen zu beheben.

e) Arbeitsmarkt

Die CDU-Fraktion fordert eine Beschleunigung und Standardisierung der
Anerkennungsverfahren für im Ausland erworbene Berufsabschlüsse. Das deutsche
Beschäftigungssystem ist stark auf formale Abschlüsse ausgerichtet und erkennt Fähigkeiten
ohne zertifizierten Nachweis häufig nicht an. Hier liegt ein lösbares Problem, das keine
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Diskriminierungsdiagnose benötigt. Die CDU-Fraktion befürwortet den systematischen
Ausbau berufsbegleitender Qualifizierung und die konsequentere Nutzung bestehender
Förderinstrumente der Jobcenter, um aus vorläufiger Beschäftigung nachhaltige Integration zu
machen.

Ausbeutungsverhältnisse in bestimmten Branchen wie Gastronomie, Pflege, Bau und Logistik
sind ein reales Problem. Die CDU-Fraktion fordert ihre konsequente Verfolgung auf
Grundlage des geltenden Arbeits- und Strafrechts. Sie lehnt eine Interpretation ab, die
Arbeitgeber unter einen Generalverdacht stellt, der dem AGG fremd ist. Die CDU-Fraktion
befürwortet darüber hinaus differenzierte Integrationsstrategien, die der Heterogenität der
Herkunftsgruppen und der spezifischen Situation geflüchteter Frauen Rechnung trägt.

7. Schluss

a) Bilanz einer Kommission

Die Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus,
Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ hat in neun Sitzungen
ein breites Spektrum gesellschaftlich relevanter Fragen behandelt. Zahlreiche
Sachverständige, Anzuhörende und Vertreterinnen und Vertreter von Berliner
zivilgesellschaftlichen Organisationen haben wertvolle Einblicke in die Realität von
Antisemitismus, Diskriminierung, Ausgrenzung und gesellschaftlicher Spaltung gegeben.
Diese Stimmen verdienen Gehör und Respekt.

Zugleich hält die CDU-Fraktion fest: Die konzeptionellen Differenzen über Grundbegriffe
wie Diskriminierung, Rassismus und gesellschaftlicher Zusammenhalt waren erheblich. Wo
keine gemeinsame Sprache entsteht, entsteht auch kein gemeinsames Handeln. Diese
Erkenntnis ist kein Grund zur Resignation, sondern Ausgangspunkt für eine Debatte, die
Berlin weiterführen muss.

b) Politisches Gesamturteil

Aus Sicht der CDU-Fraktion hat die Kommissionsarbeit drei zentrale Erkenntnisse
hervorgebracht, die politisch nicht ignoriert werden dürfen.

1) Antisemitismus ist die drängendste Herausforderung, mit der sich diese Kommission
befasst hat. Seit dem 7. Oktober 2023 hat sich die Lage jüdischer Menschen in Berlin in
einer Weise verschlechtert, die staatliches Handeln nicht nur legitimiert, sondern
zwingend macht. Antisemitismus ist keine Diskriminierungsform unter anderen. Er ist
eine eigenständige Ideologie mit einer langen und blutigen Geschichte, die in der
Gegenwart neue und aggressive Erscheinungsformen annimmt. Wer Antisemitismus in
eine allgemeine Diskriminierungslogik einebnet, verkennt seine Natur und schwächt die
politische Antwort auf ihn.

2) Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht nicht durch die Verwaltung von
Gruppenidentitäten, sondern durch geteilte Werte, gemeinsame Räume und die
Bereitschaft zur gegenseitigen Anerkennung auf der Grundlage der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung. Ein politischer Ansatz, der Diskriminierung vorrangig als
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strukturelles Systemversagen beschreibt, staatliche Institutionen pauschal delegitimiert
und immer feinere gruppenspezifische Kategorien und Beauftragtenstrukturen schafft,
stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt nicht. Er schwächt ihn. Die CDU-Fraktion
hat in der Kommission einen anderen Weg vertreten: Universalismus statt
Identitätspolitik, Individualrechte statt Gruppenrechte, Leistungsprinzip statt Quoten.

3) Wissenschaftsfreiheit und plurale demokratische Debatte sind keine Hindernisse für
wirksame Antidiskriminierungspolitik, sondern ihre Voraussetzung. Wo bestimmte
Begriffe und Deutungsrahmen als alternativlos gesetzt werden, wo abweichende
Positionen als unwissenschaftlich oder rassistisch diskreditiert werden, leidet nicht nur
die Erkenntnisqualität. Es leidet die Fähigkeit einer Demokratie, über ihre eigenen
Grundlagen zu streiten und zu entscheiden.

c) Ausblick

Berlin braucht eine Antidiskriminierungspolitik, die wirkt. Das setzt voraus, dass sie auf
klaren rechtlichen Grundlagen beruht, verfassungskonform ausgestaltet ist und ihre Mittel
dort einsetzt, wo Wirksamkeit nachgewiesen ist. Es setzt voraus, dass Antisemitismus die
politische Priorität erhält, die seiner Schwere entspricht. Und es setzt voraus, dass
gesellschaftlicher Zusammenhalt als politisches Ziel ernst genommen wird, nicht als
Nebenprodukt von Förderprogrammen, sondern als Ergebnis einer Politik, die gemeinsame
Werte und gegenseitige Verantwortung in den Mittelpunkt stellt.

Die CDU-Fraktion legt mit dieser Stellungnahme ihre Positionen, ihre Bewertungen und ihre
Empfehlungen vor. Sie versteht sie als politischen Beitrag zu einer Debatte, die Berlin braucht
und die noch nicht abgeschlossen ist. Diese Debatte kann nur gelingen, wenn alle
demokratischen Kräfte bereit sind, auf der Grundlage gemeinsamer Werte und im Respekt vor
unterschiedlichen Positionen miteinander zu streiten. Die CDU-Fraktion ist dazu bereit.

8. Ergänzende schriftliche Stellungnahme des stellvertretenden Sachverständigen
Sigmount Königsberg

Zunächst sei den Anzuhörenden, die in der Enquete-Kommission zum Thema Antisemitismus
angehört wurden, zu danken. Auf die in der Anhörung vorgeschlagenen Maßnahmen wird an
dieser Stelle nicht gesondert eingegangen.

Ausgangspunkt dieser Stellungnahme ist der Berlin-Monitor 2025, der am 23. Februar 2026
von der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung veröffentlicht wurde34, dessen Feststellungen alarmierend sind: Dies sei
an zwei Beispielen verdeutlicht: So stimmen über 63 Prozent der befragten Berliner der These
„Israels Politik in Palästina ist genauso schlimm wie die Politik der Nazis im Zweiten
Weltkrieg“35 zu oder: Die Zustimmung zum Antisemitismus als Welterklärungs-ideologie hat
sich von 2019 bis 2025 von 2 Prozent auf 21 Prozent verzehnfacht.36

34 https://www.berlin.de/sen/asgiva/presse/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1645673.php
35 Gert Pickel, Oliver Decker, Katrin Reimer-Gordinskaya: Der Berlin-Monitor 2025. Berlin – Zwischen

demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments. Berlin, 2026, S. 73, folgend als Berlin-Monitor 2025
angegeben.

36 Berlin-Monitor 2025, S. 76.

https://www.berlin.de/sen/asgiva/presse/pressemitteilungen/2026/pressemitteilung.1645673.php
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Zudem muss betont werden, dass die Zunahme antisemitischer Weltbilder bereits vor dem
Krieg gegen Israel eingesetzt hat. Was am 7. Oktober 2023 und danach geschehen ist, hat
diese Entwicklung „nur“ beschleunigt. Dennoch lassen manche Erkenntnisse aufhorchen, und
diese sind erschreckend. So sind gerade die 16- bis 30-Jährigen diejenigen, die am ehesten ein
geschlossenes antisemitisches Weltbild haben.

Es korrespondiert mit den Erfahrungen, die sowohl die Meldestelle RIAS-Berlin37 als auch
meine Person als Beauftragter der Jüdischen Gemeinde zu Berlin gegen Antisemitismus
gemacht haben, wenn im Berlin-Monitor festgestellt wird, dass der Antisemitismus sprunghaft
angestiegen sei38 und dass „geschlossene antisemitische Weltbilder die politische Kultur in
Berlin“ mitprägen39.

Pickel et al. schreiben: „Antisemitismus ist im Verständnis der Sozialforschung nicht bloß ein
Ressentiment unter vielen, sondern ein ‚Lackmustes‘ für die Demokratie“40 und weiter: „Die
von uns vorgestellten Befunde zeigen auf, dass eine politisch-demokratische Reaktion
dringlich ist.“41

Letztlich geht es um nicht weniger als die Verfasstheit unserer demokratischen Gesellschaft:
Wie einst Kanarienvögel im Bergbau als „Alarmanlage“ eingesetzt wurden (sie hörten auf zu
zwitschern, wenn zu wenig Sauerstoff vorhanden war)42, so haben Juden ein feines Gespür
dafür entwickelt, wenn die politische Luft dünn wird.43 Etliche haben bereits Konsequenzen
gezogen und Berlin verlassen, wie ich aus persönlicher Kenntnis weiß.

Die zentrale Feststellung des Berlin-Monitors 2025 bezüglich der Bekämpfung des
Antisemitismus ist:

„Nur ein Verbund von Strategien kann hier Erfolge erzielen; ein isolierter Aktionismus 
etwa in der Förderung von einzelnen Maßnahmen in der politischen Bildungsarbeit
wird nicht ausreichen.“44

Diese Feststellung wirft die Frage auf, welche Effekte die Programme der Antisemitismus-
Prävention der letzten Jahre hatten. Diese muss aber separat behandelt werden, sie ist an
dieser Stelle unerheblich, denn es geht um die Zukunft. Meines Erachtens muss ein
Paradigmenwechsel in der Herangehensweise und hinsichtlich der genutzten Instrumente
erfolgen.

Dazu wäre eine Rückbesinnung auf Theodor W. Adorno mehr als hilfreich. In seinem
hervorragenden Vortrag „Erziehung nach Auschwitz“ schrieb er:

„Spreche ich von der Erziehung nach Auschwitz, so meine ich zwei Bereiche: einmal
Erziehung in der Kindheit, zumal der frühen; dann allgemeine Aufklärung, die ein 

37 Verein für Demokratische Kultur in Berlin e. V. (VDK) und Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus
Berlin (RIAS Berlin):  Antisemitische Vorfälle in Berlin 2024, Berlin 2025 S. 13.

38 Berlin-Monitor 2025, S. 75.
39 Berlin-Monitor 2025, S. 82.
40 Berlin-Monitor 2025, S. 82.
41 Berlin-Monitor 2025, S. 82.
42 https://www.rheinpfalz.de/lokal/kreis-bad-duerkheim_artikel,-nils-museumsschProzentC3ProzentA4tzchen-
kanarienvogel-alarmierte-frProzentC3ProzentBCher-bergleute-_arid,5634993.html
43 https://www.juedische-allgemeine.de/politik/woran-wir-sie-messen/
44 Berlin-Monitor 2025, S. 82.

https://www.rheinpfalz.de/lokal/kreis-bad-duerkheim_artikel,-nils-museumssch%C3%A4tzchen-kanarienvogel-alarmierte-fr%C3%BCher-bergleute-_arid,5634993.html
https://www.juedische-allgemeine.de/politik/woran-wir-sie-messen/
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geistiges, kulturelles und gesellschaftliches Klima schafft, das eine Wiederholung
nicht zuläßt (…)“45

Genau dieses geistige, kulturelle und gesellschaftliche Klima haben die Berichterstatter des
Berlin-Monitors 2025 im Blick, wenn sie auf „Erosionserscheinungen im Bereich der
spezifischen Systemunterstützung“ hinweisen.46

Es geht nicht mehr in erster Linie, wie bisher, um Antisemitismus-Prävention, sondern
vielmehr um dessen Bekämpfung. An erster Stelle ist es erforderlich, dass seitens der
politischen Leitung verbindliche Strategien zur Bekämpfung des Antisemitismus festgelegt
werden. In diesen sollten Prävention, Intervention und Sanktion zusammen gedacht werden.
Relevant ist deren politische und administrative Durchsetzung, denn, dessen muss man sich
bewusst sein, diese Strategien werden auf Widerstände stoßen, die es zu überwinden gilt.

Erster Schritt wäre die Ansiedlung der Ansprechperson des Senats von Berlin gegen
Antisemitismus als Stabsstelle beim Regierenden Bürgermeister in der Senatskanzlei – mit
einer Geschäftsstelle, die personell quantitativ und qualitativ so ausgestattet ist, dass sie ihre
Aufgaben bewältigen kann. Dadurch soll die Ansprechperson und ihre Geschäftsstelle
ressortübergreifend arbeiten, Informationen aus allen Verwaltungen vorbehaltlos erhalten und
ihnen auch Arbeitsaufträge erteilen.

Hierzu gehört eine Null-Toleranz-Haltung gegenüber jedem Antisemitismus und die
konsequente Anwendung aller rechtsstaatlich möglichen Maßnahmen.47 Dazu ist es
erforderlich, dass in allen Verwaltungen und allen Bezirken einheitlich verfahren wird.
Notwendig wäre die Umsetzung des Beschlusses des Abgeordnetenhauses von Berlin vom
31. Mai 2018, Drucksache 18/1061, wonach die Arbeitsdefinition der Internationalen Allianz
für Holocaust-Gedenken in der von der Bundesregierung empfohlenen erweiterten Form
Grundlage für das Berliner Verwaltungshandeln sein soll.48 Zudem sollte die Ansprechperson
gegen Antisemitismus die Befugnis haben, Änderungen bestehender Landesgesetze, bzw.
Verordnungen, vorzubereiten.49

Zu den Aufgaben der Ansprechperson gegen Antisemitismus und ihrer Geschäftsstelle würde
es gehören, dies zu implementieren und koordinieren. Antisemitismus-Bekämpfung ist keine
Aufgabe, die man auf Workshops oder Projekte delegieren kann, sondern Kärrnerarbeit, die
tagtäglich erfolgen muss.

 Aus meiner Erfahrung ist zu sagen, dass die Berliner Polizei seit Jahren, insbesondere
aber nach dem 7. Oktober 2023 jüdisches Leben überhaupt erst möglich gemacht hat.
Nicht nur, dass die Beamtinnen und Beamte des Zentralen Objektschutzes die
Jüdischen Gemeinden, Synagogen, jüdischen Kitas und Schulen bewachen: Mir ist

45 Theodor W. Adorno, Erziehung nach Auschwitz, 1966, zitiert aus: Theodor W. Adorno, Kultur und
Verwaltung. Erziehung nach Auschwitz. Zwei Vorträge. Leipzig/Berlin 2023, S. 33. https://autonomie-und-
chaos.de/images/pdf/auc-167-adorno-vortraege.pdf
46 Berlin-Monitor 2025, S. 42 f.
47 An dieser Stelle seien Zweifel angebracht, ob alle Mitarbeitenden des Landes Berlin sich konsequent an Recht
und Gesetz halten, wie es das Grundgesetz in Art. 20 fordert. Das Verhalten von Mitarbeiterinnen des
Jugendamtes Neukölln im Zusammenhang mit der Vergewaltigung einer 16-Jährigen lässt zu viele Fragen offen.
48 https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-1061.pdf
49 Beispielsweise wäre an dieser Stelle das Berliner Gesetz über die Sonn- und Feiertage zu nennen , auf das ich
bei der Sitzung der Enquete-Kommission am 5. Dezember 2025 hingewiesen habe.
https://gesetze.berlin.de/perma?j=FeiertG_BE_!_1
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bekannt, dass es fast keine „jüdische“ Veranstaltung gibt, bei der es keine zusätzlichen
Wachschutz gibt. Das gilt für Konzerte ebenso wie für ein jüdisches Puppentheater für
Kinder.
Hinsichtlich der Bearbeitung antisemitischer Straftaten ist der von der
Generalstaatsanwaltschaft Berlin und Polizei Berlin herausgegebene Leitfaden zur
Verfolgung antisemitischer Straftaten50 als beispielhaft zu erwähnen. Dieser Leitfaden
wird hervorragend durch die Veröffentlichungen von Regishut ergänzt, die für die
Arbeit im Abschnitt und auf der Wache sehr gut geeignet sind: das Poster51 und die
Publikation „Antisemitismus erkennen. Symbole, Codes und Parolen52Entwicklungen
und Phänomene nach dem 7. Oktober 2023“53.

 Damit Antisemitismus erfolgreich bekämpft werden kann, ist es meines Erachtens
erforderlich, dass Gerichte antisemitische Straftaten zügig bearbeiten können. Es ist
nicht hilfreich, wenn zwischen Straftat und Gerichtsverfahren ein Jahr oder noch
länger vergeht. Hier wäre es meines Erachtens. erforderlich, Staatsanwaltschaften und
Gerichte personell (Richterinnen und Richter, Justizfachangestellte, Schreibkräfte,
Sozialarbeiter und -pädagogen [letztere insbesondere für die Jugendgerichtshilfe])
aufzustocken. Um eventuelle Wissenslücken zu schließen, sollten die bestehenden
Fortbildungsangebote ausgeweitet werden.

 Ein zentrales Handlungsfeld ist der gesamte pädagogische Raum, also
Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen.
In der Regel ist festzustellen, dass pädagogisches Personal nicht in der Lage (und
zuweilen auch nicht Willens) ist, Antisemitismus zu erkennen, zu benennen, ihn zu
adressieren und zu bekämpfen.

- So stellt Julia Bernstein fest: „Die strukturellen Defizite im pädagogischen
Umgang mit Antisemitismus zeichnen sich bereits in der Lehrerausbildung ab.
Kompetenzen in der Auseinandersetzung mit Antisemitismus, etwa das Wissen
über seine Struktur, Erscheinungsformen und Verbreitung, Handlungsstrategien
zur Intervention oder eine kritische, reflexive Grundhaltung anzunehmen, sind
kein Bestandteil der Lehrerausbildung“.54

- Eine gute Grundlage bietet die gemeinsame Empfehlung des Zentralrats der
Juden in Deutschland, der Bund-Länder-Kommission der
Antisemitismusbeauftragten und der Kultusministerkonferenz zum Umgang
mit Antisemitismus in der Schule.55

- Detaillierte Strategien zur Bekämpfung des Antisemitismus im pädagogischen
Kontext würden den Rahmen dieser Stellungnahme sprengen, es sei aber auf
die Arbeiten von Julia Bernstein56 sowie des Kompetenzzentrums für
antisemitismuskritische Bildung und Forschung57 hingewiesen.

 Man kann unumwunden feststellen, dass Antisemitismus Berliner Hochschulen im
Griff hat. Dieser Bericht des Deutschlandfunks über die Geschehnisse an der TU

50https://www.berlin.de/generalstaatsanwaltschaft/_assets/antisemitismusbekaempfung/leitfaden_zur_verfolgung
_antisemitischer_straftaten_in_berlin.pdf?ts=1752710444
51 https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/8.8/5/aa9fe0.pdf
52 https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/7.3/4/f88688.pdf
53 https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/9.4/1/809c41.pdf
54 Julia Bernstein: Antisemitismus an Schulen. Befunde – Analysen – Handlungsoptionen. Weinheim 2020. S.
399
55 https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2021/2021_06_10-
Gemeinsame_Empfehlung-Antisemitismus.pdf
56 Julia Bernstein: Antisemitismus an Schulen. A.a.O.
57 https://koas-bildungundforschung.de/

https://www.berlin.de/generalstaatsanwaltschaft/_assets/antisemitismusbekaempfung/leitfaden_zur_verfolgung_antisemitischer_straftaten_in_berlin.pdf?ts=1752710444
https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/8.8/5/aa9fe0.pdf
https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/7.3/4/f88688.pdf
https://www.regishut.de/kontext/controllers/document.php/9.4/1/809c41.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2021/2021_06_10-Gemeinsame_Empfehlung-Antisemitismus.pdf
https://koas-bildungundforschung.de/


Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 202 Drucksache 19/3320

Berlin58 steht pars pro toto. Auch die Benennung eines Beauftragten gegen
Antisemitismus ist nicht immer hilfreich, wie erneut das Beispiel der TU Berlin
zeigt59.
Die Frage muss erlaubt sein, mit welchen Bildungsinhalten Studierende an die
Hochschulen kommen beziehungsweise welche Narrative vom Lehrpersonal
propagiert oder zumindest reproduziert werden.

- Die allgemeine Hilflosigkeit – auch von jüdischer Seite – angesichts des
Judenhasses an deutschen Hochschulen zeigt, wie sehr dies bisher eine
Leerstelle in der Antisemitismusprävention war. Der Beschluss des Deutschen
Bundestages vom 29. Januar 2025, Drucksache 20/1470360, wie auch die
Forderungen des Netzwerks Jüdischer Hochschullehrender61, so richtig sie
auch sind, gehen nicht weit genug, um das Problem grundsätzlich zu lösen.
Notwendig wäre als allererste Maßnahme vielmehr die Bereitschaft – jenseits
von Lippenbekenntnissen und Sonntagsreden – aller maßgebenden Personen
des Hochschulbereichs (und diese Forderung geht nicht nur an die
Leitungsebenen, sondern an alle Hochschulangehörigen, auch an die ASten),
keinen Antisemitismus zu dulden.

 Nicht viel anders sieht es im Kunst- und Kulturbereich aus, deren meisten
Protagonisten sich schon seit Jahren – und vermehrt nach dem 7. Oktober 2023 –
dagegen wehren, Antisemitismus zu erkennen und ihn als solchen zu benennen. Hier
eine kleine Auswahl: Die Initiative „GG 5.3 Weltoffenheit“62, die documenta1563 64

oder die Berlinale 202565 – die nur einen kleinen Bruchteil dessen abbildet, was
geschehen ist. Offensichtlich verstehen viele die grundgesetzlich garantierte
Kunstfreiheit als Freibrief, ihrem Judenhass freien Lauf zu lassen. Dass sie dabei die
Würde des Menschen (Artikel 1 GG) verletzen, scheint sie dabei nicht zu
interessieren. Samuel Salzborn schrieb dazu: „es bedarf aber der klaren Einsicht, (…)
dass Kunstfreiheit insbesondere in Relation zu anderen Grundrechten nicht beliebig
oder grenzenlos ist und dass Kunstfreiheit eben auch und besonders bedeuten muss,
sie vor antisemitischen Einschränkungen zu schützen“66.

 Ziel all dessen muss es sein, Antisemitismus sozial zu ächten. Judenhasser dürfen
keine Rückzugsräume haben, in denen sie geschützt sind. Davon gibt es derzeit viel zu
viele, so sei an das Sommerfest der Linken Neukölln im Jahre 202567 oder aber die

58 https://www.deutschlandfunk.de/antisemitismus-alltag-an-der-tu-berlin-100.html
59https://www.zentralratderjuden.de/presseerklaerungen/statement-zur-benennung-des-
antisemitismusbeauftragten-an-der-tu-berlin/
60 https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014703.pdf
61 https://n-j-h.de/sicherung-juedischen-lebens-auf-dem-campus/
62 Hierzu diese Kritik: https://schmid.welt.de/2020/12/17/droht-uns-eine-schlussstrich-debatte-von-links-es-gibt-
keinen-entschuldbaren-antisemitismus/ die mit dem Satz endet: „Es ist beunruhigend, dass eine Phalanx von
angesehenen kulturellen Institutionen offenbar entschlossen ist, im Namen der „Weltoffenheit“ ein mühsam
errungenes Element der bundesrepublikanischen Staatsräson in Frage zu stellen: die grundsätzliche Ächtung des
Antisemitismus.“
63 https://documenta.de/media/pages/files/e59a0a888a-1675696303/230202_Abschlussbericht.pdf
64 https://report-antisemitism.de/documents/2023-03_rias-he_documentafifteen_Antisemitismus.pdf
65 https://www.tagesspiegel.de/kultur/from-the-river-to-the-sea-regisseur-skandiert-verbotene-parole-auf-
berlinale-buhne--staatsschutz-ermittelt-13221811.html
66 https://www.juedische-allgemeine.de/politik/missverstaendnis-auf-mehreren-ebenen
67 https://www.tagesspiegel.de/berlin/nahe-zur-hamas-antisemitismusbeauftragter-kritisiert-propalastinensisches-
solidaritatsfest-der-linken-neukolln-als-skandalos-14154017.html
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Spore-Initiative (ebenfalls in Neukölln)68 zu erinnern. Judenhasser müssen bloßgestellt
werden und dürfen sich nicht mehr verstecken können.

 Dabei muss man sich dessen bewusst sein, dass man Judenhass nicht durch
Stigmatisierung anderer Minoritäten, insbesondere die der Muslime beseitigen wird.
Im Gegenteil, es ist notwendig, sie hierbei auf Augenhöhe anzusprechen und sie
mitzunehmen. Dass dies eine ganz besondere Herausforderung ist, ist offensichtlich.

Meine Ausführungen zeigen, welch enormer und lang andauernder Anstrengungen es bedarf,
um den Judenhass effektiv zu bekämpfen. Deswegen sollte die politische Führung Berlins die
Strategie vorgeben, wie gegen Antisemitismus vorgegangen werden soll, und daran
beurteilen, welche Maßnahmen und Projekte hierzu passen und welche nicht. Der bisherige
unkoordinierte Blumenstrauß muss durch Maßnahmen abgelöst werden, die wie Zahnräder
ineinandergreifen. Einige Optionen habe ich hier dargelegt.

Die Antitoleranz hat viel zu viel Platz in Berlin und wurde bislang – unter dem Mantel der
Meinungsfreiheit – nicht angegangen. Dem ist Poppers Paradoxon der Toleranz
entgegenzuhalten:

„Uneingeschränkte Toleranz führt mit Notwendigkeit zum Verschwinden der Toleranz.
Denn wenn wir die uneingeschränkte Toleranz sogar auf die Intoleranten ausdehnen,
wenn wir nicht bereit sind, eine tolerante Gesellschaftsordnung gegen die Angriffe der
Intoleranz zu verteidigen, dann werden die Toleranten vernichtet werden und die
Toleranz mit ihnen.“69

68 https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/judenhass-in-deutschland-ein-anlass-findet-sich-immer-
15376368.html
69 Karl Popper: The Open Society and Its Enemies. Routledge, London 1945. Deutsche Übersetzung: Die offene
Gesellschaft und ihre Feinde, Band 1. Francke, Bern 1957; 8., bearb. Auflage, Mohr Siebeck, Tübingen 2003.
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II. Stellungnahme der Fraktion der SPD

Die Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus,
Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“ wurde vom
Abgeordnetenhaus von Berlin mit dem Auftrag eingesetzt, Empfehlungen zu erarbeiten, wie
gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt und Diskriminierung wirksam begegnet werden
kann. Ausgangspunkt ist die Feststellung, dass das freiheitliche und friedliche
Zusammenleben in einer offenen Gesellschaft zunehmend unter Druck steht. Berlin ist als
vielfältige Metropole in besonderer Weise von diesen Entwicklungen geprägt. Historische
Erfahrungen von Gewalt und Ausgrenzung treffen hier auf aktuelle Herausforderungen wie
soziale Ungleichheit, steigende Lebenshaltungskosten, migrationspolitische Dynamiken und
politische Polarisierungen. Diese Faktoren wirken sich unmittelbar auf den gesellschaftlichen
Zusammenhalt aus und machen eine vertiefte Auseinandersetzung mit seinen strukturellen
Voraussetzungen erforderlich. Zugleich entfaltet der Umgang mit Antisemitismus, Rassismus
und Diskriminierung in Berlin eine Signalwirkung über die Stadtgrenzen hinaus.

Besonders deutlich zeigt sich der Druck auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt in der
Zunahme rassistischer und antisemitischer Gewalt sowie von Diskriminierung. Diese reichen
von offenen Übergriffen bis hin zu strukturell verankerten Benachteiligungen und wirken im
öffentlichen Raum ebenso wie in Institutionen. Sie sind Ausdruck gesellschaftlicher
Dynamiken von Abwertung, Ausgrenzung und ungleichen Teilhabechancen. Die Ereignisse
des 7. Oktober 2023 und ihre Folgen haben diese Dynamiken zusätzlich verschärft. Der
Terroranschlag der Hamas am 7. Oktober 2023 und der darauffolgende Krieg im Gazastreifen
haben auch in Deutschland tiefgreifende gesellschaftliche Dynamiken ausgelöst. Der
öffentliche Diskurs ist seither von stark polarisierten Debatten, Protesten und neuen
Konfliktlinien geprägt. Parallel dazu ist ein signifikanter Anstieg antisemitischer Straftaten zu
verzeichnen, begleitet von einer Zunahme muslimfeindlicher Gewalt und Diskriminierung.
Diese Entwicklungen verstärken bestehende gesellschaftliche Spannungen.

Die folgenden Ausführungen gehen von einem konzeptionellen Ansatz aus, der Rassismus,
Antisemitismus und andere Formen von Diskriminierung in ihren Verschränkungen
analysiert. Eine intersektionale Perspektive macht sichtbar, wie unterschiedliche
Ungleichheitsverhältnisse zusammenwirken und in gesellschaftlichen Strukturen und
Institutionen wirksam werden. Sie richtet den Blick auf die Wechselwirkungen zwischen
Diskriminierung und sozialen, ökonomischen sowie politischen Rahmenbedingungen. Aus
dieser Perspektive folgt, dass Rassismus und Antisemitismus nicht allein auf individuelle
Einstellungen reduziert werden können. Sie manifestieren sich auch in strukturellen und
institutionellen Benachteiligungen. Für Berlin bedeutet dies, dass Diskriminierung auf allen
Ebenen erkannt, sichtbar gemacht und bearbeitet werden muss.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht nicht abstrakt, sondern dort, wo Diskriminierung
benannt, ernst genommen und ihr wirksam begegnet wird. Erforderlich ist eine politische und
gesellschaftliche Praxis des Erkennens und des Handelns – von der konsequenten
Bekämpfung und Ahndung diskriminierender Strukturen bis zur nachhaltigen Stärkung von
Betroffenen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Zivilgesellschaftliche Organisationen
leisten dazu einen unverzichtbaren Beitrag: Sie schaffen Räume des Dialogs, wirken
vermittelnd und tragen zur politischen Willensbildung bei. Als Korrektiv staatlichen Handelns
ist ihr Schutz ein demokratischer Auftrag. Diese Grundlage steht jedoch unter Druck. Wo
Förderung entzogen und Engagement diskreditiert wird, geraten Strukturen ins Wanken, die
unsere Demokratie im Alltag tragen. Wer zivilgesellschaftliche Arbeit delegitimiert, schwächt
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das demokratische Gefüge selbst. Demokratieförderung darf deshalb nicht von kurzfristigen
Projekten oder politischer Opportunität abhängen, sondern muss als dauerhafte öffentliche
Aufgabe gesichert werden.

“Gesellschaftlicher Zusammenhalt entsteht durch das tägliche Eintreten für Rechte,
gleichen Zugang und gleiche Teilhabe, unabhängig von Herkunft, Aufenthaltsstatus
oder Religion. Er entsteht dort, wo Solidarität gelebt, wo Verantwortung übernommen
wird, wo Menschen füreinander einstehen. Zivilgesellschaft tut das jeden Tag, und
deshalb sollte sie systematisch gestärkt werden” (Nicolay Büttner, Sitzung am 23. Mai
2025)

Zugleich ist gesellschaftlicher Zusammenhalt untrennbar mit den materiellen
Lebensverhältnissen verbunden. Ungleiche Zugänge zu Bildung, Gesundheit, Arbeit und
Wohnraum entscheiden über die tatsächlichen Teilhabechancen. Maßnahmen zur
Bekämpfung von Diskriminierung sind daher kein isolierter Politikbereich, sondern Teil einer
umfassenden Verantwortung für gerechte Lebensverhältnisse. Eine gerechte Bildungs-,
Gesundheits-, Arbeits- und Wohnungspolitik ist damit zentral für die Bekämpfung von
Rassismus und Antisemitismus. Wo strukturelle Ungleichheiten fortbestehen, stoßen
spezifische Maßnahmen an ihre Grenzen. Umgekehrt können sie ihre Wirkung nur entfalten,
wenn sie mit einer Politik verbunden sind, die soziale Sicherheit stärkt und gleichberechtigte
Teilhabe ermöglicht. Die Einsetzung dieser Kommission ist daher auch als politisches
Versprechen zu verstehen: gesellschaftliche Konflikte in ihrer Komplexität ernst zu nehmen,
Diskriminierung strukturell zu bearbeiten und Zusammenhalt durch konkrete Maßnahmen und
gerechte Rahmenbedingungen zu stärken.

Orientierungspunkt staatlichen Handelns bleibt dabei das Grundgesetz. Die freiheitlich
demokratische Grundordnung bildet die normative Grundlage für ein gleichberechtigtes
Zusammenleben und verpflichtet den Staat, Diskriminierung aktiv entgegenzutreten. Artikel 3
Absatz 3 GG konkretisiert diesen Auftrag, indem er Benachteiligungen und Bevorzugungen
aufgrund geschlechtlicher, herkunftsspezifischer, religiöser oder anderer Identitätsmerkmale
untersagt. Der aktive Abbau von Diskriminierung – als ungerechtfertigte Ungleich-
behandlung, Benachteiligung oder Ausgrenzung  – ist somit keine freiwillige Leistung,
sondern eine verfassungsrechtliche Notwendigkeit zur Verwirklichung tatsächlicher
Gleichberechtigung.

Vor diesem Hintergrund formuliert die SPD-Fraktion Handlungsempfehlungen, die darauf
zielen, strukturelle Ursachen von Diskriminierung zu adressieren, institutionelle
Verantwortlichkeiten zu stärken und die Voraussetzungen für gleichberechtigte Teilhabe
nachhaltig zu verbessern.

1. Bildung als Fundament – Chancengerechte Teilhabe von der Kita bis zum Abschluss

Bildung ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe, demokratische
Handlungsfähigkeit und soziale Mobilität. Kaum ein anderer gesellschaftlicher Bereich ist so
sehr in der Lage, Ungleichheiten auszugleichen, Potenziale zu entfalten und gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu stärken. Als eine der ersten Institutionen im Lebensverlauf prägt Bildung –
von der Kita an – maßgeblich das Zugehörigkeitsgefühl und die Zukunftschancen jedes
Einzelnen. Damit kommt dem Bildungssektor eine Schlüsselrolle für den Zusammenhalt
unserer Stadtgesellschaft zu.
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Zugleich ist Bildung jedoch auch ein zentraler Ort, an dem gesellschaftliche
Machtverhältnisse wirksam werden und sich soziale Ungleichheiten reproduzieren. Prozesse
der Selektion, Zuschreibung und Exklusion greifen häufig bereits früh in der
Bildungsbiografie – insbesondere im Bereich der Kindertagesbetreuung – und setzen sich im
weiteren Bildungsverlauf fort. Diskriminierung ist dabei nicht allein das Ergebnis
individuellen Fehlverhaltens, sondern Ausdruck institutioneller Routinen, struktureller
Logiken und unzureichender professioneller Vorbereitung im Umgang mit Vielfalt. Der
Bildungsbereich steht somit in einem grundlegenden Spannungsverhältnis: Er kann
gesellschaftliche Ungleichheiten abbauen oder sie verfestigen. Eine zukunftsorientierte
Bildungspolitik im Land Berlin muss diesem Spannungsverhältnis aktiv begegnen.

Berlin verfügt bereits über rechtliche Grundlagen, die ein diskriminierungskritisches
Bildungssystem garantieren (sollen) und Bildungseinrichtungen zur Sensibilisierung
gegenüber Vorurteilen verpflichten. Entscheidend ist jedoch die konsequente Umsetzung und
strukturelle Absicherung dieser Ansprüche in allen Bildungsbereichen – von der
frühkindlichen Bildung über Schule bis hin zur Lehrkräftequalifizierung.

Ziel darf es nicht sein, eine Vielzahl einzelner, kurzfristiger Projekte zu etablieren, sondern
qualitativ tragfähige, wissenschaftlich fundierte und dauerhaft abgesicherte
Bildungsinfrastrukturen zu schaffen. Antisemitismus- und Rassismuskritik entfalten ihre
Wirkung nur dort, wo sie nicht symbolisch behandelt werden, sondern analytisch fundiert,
dialogisch gestaltet und institutionell verbindlich verankert sind. Vor diesem Hintergrund
zielen die folgenden Maßnahmen darauf ab, die Qualität, Verbindlichkeit und institutionelle
Tiefe von Antisemitismus-, Rassismus- und Diskriminierungskritik im Berliner
Bildungssystem nachhaltig zu stärken.

a) Qualitätsvolle wissenschaftsbasierte antisemitismuskritische und rassismuskritische
Bildung ermöglichen, evaluieren und sichern

Wir empfehlen, dass das Land Berlin die strukturellen Voraussetzungen für eine qualitativ
hochwertige antisemitismuskritische und rassismuskritische Bildung systematisch
schafft und absichert. Bildungsangebote müssen der gesellschaftlichen Realität Rechnung
tragen, dass Antisemitismus und Rassismus nicht isolierte Phänomene, sondern eng mit
gesellschaftlichen Machtverhältnissen, Krisendynamiken und Externalisierungsprozessen
verbunden sind. Insbesondere ist der Tendenz entgegenzuwirken, soziale Konflikte einseitig
auf marginalisierte Gruppen zu projizieren, während gleichzeitig die Normalisierung rechter,
antisemitischer, nationalistischer und völkischer Diskurse – auch in digitalen Räumen –
unzureichend bearbeitet wird.

Eine wissenschaftlich rückgebundene pädagogische Praxis ist daher verbindlich zu verankern.
Hierfür bedarf es verbindlicher Qualitätsstandards für alle schulischen und
außerschulischen Bildungsangebote im Bereich Antisemitismus- und Rassismuskritik.
Diese müssen sich an anerkannten empirisch erforschten, didaktischen Prinzipien orientieren,
multiperspektivisch und innenperspektivisch angelegt sein und dürfen weder einseitig
emotionalisieren noch komplexe historische und gegenwärtige Zusammenhänge verkürzen.
Es sollten nur Programme mit wissenschaftlich fundierten, diskriminierungskritisch
reflektierten Konzepten in schulischen Kontexten eingesetzt und öffentlich gefördert werden.
Zugleich sind gezielt Bildungsformate zu stärken, die dialogische, partizipative und
multiperspektivische Lernprozesse ermöglichen und Betroffenenperspektiven sichtbar
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machen. Gerade im Feld des israelbezogenen Antisemitismus sind ein eindimensionales
Deutungsraster oder Links-Rechts-Zuordnungen unzureichend; erforderlich ist ein
umfassender, kontextsensibler Zugang, der die vielfältigen Bedrohungslagen jüdischer
Menschen und Communitys in Berlin ernst nimmt, ohne dabei in pauschalisierende
Zuschreibungen oder Stigmatisierungen anderer marginalisierter Gruppen zu verfallen. Ziel
muss eine Bildungspraxis sein, die kritische Urteilsfähigkeit stärkt, Ambiguitätstoleranz
fördert und demokratische Handlungsfähigkeit in einer von Widersprüchen und Diversität
geprägten Gesellschaft nachhaltig unterstützt.

b) Berliner Lehrkräfte(fort-)bildung diskriminierungskritisch fundieren

Berliner Lehrkräfte müssen befähigt werden, antimuslimischen Rassismus, verschiedene
Formen von Antisemitismus und andere Diskriminierungsformen zu erkennen und zu
thematisieren. Viele etablierte Träger (beispielsweise KIgA e. V., Trialog-Projekt, u. ä.)
verbinden bereits Antisemitismuskritik mit Rassismuskritik und vermitteln eine
intersektionale Haltung. Die zuständige Senatsverwaltung muss ähnliche Träger und
Programme systematisch in Lehrer*innenausbildung und Referendariat einbinden. Dabei
muss auch die eigene Haltung und (auto-)biographische Selbstreflexion der Lehrkraft Thema
werden. Pädagog*innen müssen befähigt werden, kontroverse Themen kenntnisreich und
faktenbasiert einzuführen, ohne Schüler*innen zu überfordern oder einseitig zu beeinflussen.
Die Berliner Politik und Verwaltung müssen sicherstellen, dass diskriminierungskritisches
Professionswissen in allen Phasen der Lehrkräftebildung – Studium, Vorbereitungsdienst und
Fortbildung – verbindlich und systematisch verankert wird. Hierfür ist das
Lehrkräftebildungsgesetz (LBiG) diskriminierungskritisch zu überarbeiten.
Professionswissen über Diversität und Diskriminierung sowie die Fähigkeit zur
kontinuierlichen, diskriminierungskritischen (Selbst-)Reflexion sind als verpflichtende
Kernkompetenzen aller Lehrkräfte festzuschreiben. Antisemitismuskritik und solides
Deutungswissen zum Nahostkonflikt, das beispielsweise im Lehramtsstudium von
Professor*innen aus dem Bereich der Israel Studies vermittelt werden soll, ist dabei als
integraler Bestandteil pädagogischer Professionalität verbindlich zu etablieren, einschließlich
der Auseinandersetzung mit eigenen biographischen Prägungen und gesellschaftlichen
Positionierungen (vgl. Ausführungen zu Hochschulen und Lehramtsstudium).

Diskriminierungskritische Qualifizierung kann nicht lediglich auf freiwillige Angebote,
isolierte Lehrveranstaltungen oder einzelne Fächer reduziert bleiben. Sie ist als
durchgängiges, verbindliches Qualifikationsziel in allen Bereichen der Lehrkräftebildung
umzusetzen. Fachwissenschaften, Fachdidaktiken und Bildungswissenschaften sind
gleichermaßen in die Pflicht zu nehmen, diskriminierungskritische Professionalität zu
vermitteln. Entsprechende Inhalte müssen verpflichtend in Curricula (Schule) und
Modulordnungen (Hochschule) aller Fächer integriert und systematisch aufeinander
abgestimmt werden. Pädagogische Professionalität im Themenfeld ist als gemeinsame
Aufgabe aller Ausbildungsbestandteile zu organisieren und darf nicht länger einseitig an die
Bildungswissenschaften delegiert werden.

Das Berliner Landesinstitut für Qualifizierung und Qualitätsentwicklung an Schulen (BLiQ)
muss strukturell so ausgestattet sein, dass diskriminierungskritische Schulentwicklung und
Antidiskriminierungsarbeit als verbindliche Kern- und Querschnittsaufgabe umgesetzt
werden. Einzelne Fortbildungsangebote reichen hierfür nicht aus. Erforderlich ist die
Einrichtung einer dauerhaft verankerten Taskforce beim BLiQ, die verbindliche
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Qualitätsstandards entwickelt, deren Umsetzung steuert und regelmäßig evaluiert. Die
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie trägt die Verantwortung, diese strukturelle
Neuausrichtung durchzusetzen und die entsprechenden Ressourcen bereitzustellen.
Bestehende Initiativen wie beispielsweise das „Berliner Netzwerk für Lehrkräfte mit
Migrationshintergrund – Vielfalt bildet Berlin“ sind verbindlich in diese Struktur einzubinden
und nachhaltig zu stärken.

Darüber hinaus muss das Land Berlin eine kohärente, ressortübergreifende Landesstrategie
zum Abbau von Antisemitismus, Rassismus und anderen Diskriminierungsformen im
Bildungsbereich entwickeln und verbindlich umsetzen. Bestehende Programme und
Aktionspläne sind darin zu bündeln und aufeinander abzustimmen. Die Umsetzung dieser
Strategie ist durch verbindliche Maßnahmen der Qualitätssicherung, regelmäßige Evaluation
und transparente Berichterstattung durch ein wissenschaftliches Expert*innengremium zu
flankieren. Diskriminierungskritische Professionalisierung auf dem aktuellsten Stand der
wissenschaftlichen Forschung ist als dauerhafte staatliche Verpflichtung zu verankern
und darf nicht länger projektförmig oder optional organisiert sein.

c) Frühkindliche Bildung diskriminierungskritisch fundieren und institutionell
absichern

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie sollte sicherstellen, dass
diskriminierungskritische Professionalität in der frühkindlichen Bildung verbindlich
verankert und als Kernaufgabe aller Kindertageseinrichtungen umgesetzt wird. Das
Berliner Bildungsprogramm (BBP) ist hierfür das zentrale Steuerungsinstrument und muss
entsprechend konsequent diskriminierungskritisch ausgerichtet werden. Inhalte wie Diversität,
Antisemitismus- und Rassismuskritik, Antidiskriminierung, geschlechtliche und sexuelle
Vielfalt sowie diskriminierungssensible pädagogische Ansätze dürfen nicht relativiert oder
gar wie bei der letzten Überarbeitung gestrichen werden, sondern sind verbindlich zu sichern
und praxisnah zu operationalisieren. Fachkräfte benötigen eine klare fachliche Orientierung
und fundierte (Aus-)Bildung; eine Abschwächung dieser Inhalte führt zu Professionali-
sierungslücken und verstärkt Unsicherheiten im Umgang mit Vielfalt und Diskriminierung.

Diskriminierungskritik ist als durchgängiges Professionswissen und Querschnittsqualifikation
in der Ausbildung, im Berufsalltag und in der Fachberatung frühpädagogischer Fachkräfte
verbindlich zu verankern. Es reicht nicht aus, auf individuelle Haltungen oder freiwillige
Fortbildungen zu setzen. Vielmehr müssen strukturelle Voraussetzungen geschaffen werden,
die Fachkräfte in die Lage versetzen, institutionelle Diskriminierung zu erkennen und
professionell zu bearbeiten. Dies betrifft insbesondere den Umgang mit Mehrsprachigkeit.
Bildung orientiert sich leider bislang häufig an einem monolingualen Habitus und schränkt
damit Bildungsprozesse ein. Frühkindliche Sprachbildung muss alltagsintegriert,
ressourcenorientiert und diskriminierungskritisch gestaltet werden; standardisierte
Testverfahren dürfen nicht zu neuer Exklusion und frühzeitiger Selektion führen. Natürliche
Mehrsprachigkeit als Ressource zu verstehen und zu fördern, entspricht dabei einer
modernen und zeitgemäßen Bildung, weil es alle Anlagen der Kinder zur vollen Entfaltung
bringt.

Zugleich ist der Zugang zu frühkindlicher Bildung diskriminierungssensibel und gerecht zu
gestalten. Der Senat muss bestehende strukturelle Barrieren beim Kita-Zugang konsequent
abbauen. Intransparente Vergabeverfahren, diskriminierende Auswahlpraktiken sowie
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scheinbar neutrale Steuerungslogiken – etwa im Namen einer „ausgewogenen Mischung“ –
führen nachweislich zu systematischen Ausschlüssen, insbesondere von rassifizierten,
eingewanderten und geflüchteten Kindern. Der gleichberechtigte Zugang zu Kitaplätzen ist
aktiv herzustellen, transparent zu gestalten und regelmäßig auf diskriminierende Effekte zu
überprüfen.

Darüber hinaus müssen Beschwerde- und Dokumentationsstrukturen im Kita-Bereich
deutlich gestärkt und das Mandat für Interventionen erweitert werden.
Diskriminierungserfahrungen von Kindern und Familien – bis hin zu Kündigungen von
Betreuungsverhältnissen – dürfen nicht unsichtbar bleiben. Es bedarf einer systematischen
Erfassung, Auswertung und institutionellen Bearbeitung solcher Fälle sowie einer
verbindlichen Zusammenarbeit zwischen Kitas, Antidiskriminierungsstellen, Jugendämtern
und der Senatsverwaltung. Ohne diese strukturelle Rückkopplung bleibt Diskriminierung
individualisiert und besteht institutionell fort.

Frühkindliche Bildung ist eine zentrale Voraussetzung für Bildungsgerechtigkeit und
gesellschaftliche Teilhabe. Angesichts nachweisbarer früher Bildungsungleichheiten muss der
Bereich stärker in den Fokus bildungspolitischer Steuerung rücken. Programme wie die
Berliner Strategie gegen Kinderarmut sind in diesem Zusammenhang konsequent mit
diskriminierungskritischen Ansätzen zu verzahnen. Ziel muss es sein, allen Kindern –
unabhängig von sozialer Lage, Zuschreibungen oder familiären Hintergründen – von
Beginn an gleichberechtigte Bildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen und
institutionelle Diskriminierung wirksam abzubauen.

d) Qualitätsvolle Beschwerdestrukturen sichern

Der Schutz vor Diskriminierung in Schulen und Kitas durch den Aufbau unabhängiger,
weisungsungebundener und niedrigschwelliger Beschwerde- und Beratungsstrukturen
muss verbindlich gewährleisten werden. Bestehende Strukturen bieten Betroffenen häufig
keinen ausreichenden Schutz, insbesondere dort, wo Beschwerdeinstanzen institutionell an die
Verwaltung gebunden sind und dadurch Interessenkonflikte entstehen. Eine wirksame
Bearbeitung von Diskriminierung setzt jedoch Vertrauen, Vertraulichkeit und fachliche
Unabhängigkeit voraus. Die bisherige Entscheidung, zentrale Antidiskriminierungsstrukturen
innerhalb der Senatsverwaltung zu belassen, ist daher kritisch zu bewerten, da sie strukturelle
Parteilichkeiten begünstigen und den Schutz Betroffener einschränken.

Vor diesem Hintergrund ist eine unabhängige Informations-, Beratungs- und
Beschwerdestelle nach den Prinzipien des Berliner Netzwerks gegen Diskriminierung in
Schule und Kita (BeNeDiSK) einzurichten und gesetzlich zu verankern. Diese Stelle muss
mit klaren Befugnissen ausgestattet sein, insbesondere mit einem Anspruch auf Auskunft und
Stellungnahmen gegenüber Bildungseinrichtungen und Verwaltung. Sie hat alle Formen von
Diskriminierung im Sinne eines horizontalen Ansatzes zu bearbeiten, jede Beschwerde ernst
zu nehmen und lösungsorientiert zu verfolgen. Zugleich muss sie systematisch Fälle
dokumentieren, auswerten und daraus transparente Handlungsstrategien zur Prävention und
Intervention entwickeln. Ein partizipativ besetztes, diskriminierungserfahrenes
Steuerungsgremium ist verbindlich vorzusehen, um fachliche Qualität, Rechenschaft und
Betroffenenorientierung sicherzustellen.
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Zentral ist die klare Trennung von Beschwerdemanagement und parteilicher Beratung.
Betroffene benötigen geschützte, vertrauliche, parteiliche Räume für Erstberatung und
Empowerment, um Diskriminierungserfahrungen einordnen und über weitere Schritte
entscheiden zu können. Anonyme und vertrauliche Zugänge sind daher zwingend
sicherzustellen. Parallel dazu sind Unterstützungsstrukturen nachhaltig auszubauen:
psychosoziale, juristische und spezialisierte Beratungsangebote müssen als dauerhafte
öffentliche Aufgabe finanziell abgesichert werden. Insbesondere für von Antisemitismus,
Rassismus und anderen Diskriminierungsformen betroffene Kinder und Jugendliche bestehen
erhebliche Versorgungslücken, nicht nur, aber auch und vor allem im Bereich der Mental
Health und Resilienzstärkung. Hier sind psychische Beratungs- und Begleitangebote
verbindlich auszubauen.

Darüber hinaus sind innerhalb von Schulen und Kitas verbindliche Ansprechstrukturen zu
etablieren. Qualifizierte Ansprechpersonen müssen benannt, kontinuierlich fortgebildet und
mit entsprechenden zeitlichen Ressourcen (beispielsweise in Form von Abminderungsstunden
des Lehrdeputats) ausgestattet werden. Diese dürfen jedoch nicht als Ersatz für unabhängige
Beschwerdestrukturen fungieren, sondern müssen in ein übergeordnetes, extern abgesichertes
System eingebettet sein.

Ziel ist ein Beschwerdesystem, das nicht bei der Bearbeitung von Einzelfällen stehen bleibt,
sondern strukturelle Diskriminierung sichtbar macht und aktiv abbaut. Diskriminierungs-
schutz im Bildungsbereich darf nicht von institutionellen Eigeninteressen abhängig sein,
sondern muss als einklagbares, transparentes und wirksam durchsetzbares Recht, subjekt-
orientiert für alle Kinder, Jugendlichen, Eltern und Beschäftigten gestaltet werden.

2. Wissenschaft – Antisemitismuskritik, Rassismuskritik und aktiver Schutz vor
Diskriminierung als Fundament von Forschung und Lehre

Hochschulen sind Orte, an denen um Erkenntnisse und Wissen teils auch kontrovers in
offenen demokratischen Prozessen gerungen wird. Durch die hohe Multiplikationsfunktion
der Universitäten und Hochschulen als Wissensfabriken der zukünftigen Gesellschafts(mit-)
gestalter*innen kommt ihnen die besonders wichtige Aufgabe zu, das hohe Gut der
Wissenschafts-  und Meinungsfreiheit einerseits sowie die Relevanz empirisch abgesicherter
Erkenntnisse andererseits gleichermaßen hochzuhalten und in Einklang zu bringen. Fehl am
Platz sind daher aus der Logik der Orte heraus Versicherheitlichungsdenken oder ein Fokus
auf stärker autoritärem Reglementieren, insbesondere wenn Kontroversen um (aktuelle)
Themen geführt werden. Gleichzeitig muss der Schutz der Studierenden und Dozierenden
sowie ihr Recht auf ein repressions- und diskriminierungsfreies Studium wie Lehre
gewährleistet werden. Diese Linie zu navigieren bedeutet: Hochschulen müssen
intersektionale Antidiskriminierungsarbeit systematisch verankern, statt sie auf
Einzelfälle oder Beauftragte zu reduzieren. Antisemitismuskritik, Rassismuskritik und
aktiver Schutz vor allen Diskriminierungen und Exklusionen müssen zum gemeinsamen
Fundament einer demokratischen Forschung und Lehre werden. Fragmentierte Lösungen
haben das Potential, Konkurrenzen zwischen benachteiligten Gruppen zu schaffen.
Wissenschaftsfreiheit und Schutz vor Diskriminierung stehen dabei nicht im Widerspruch,
sondern bilden gemeinsam die Grundlage einer demokratischen Hochschulkultur.
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a) Diskriminierungskritische Debattenkultur und Dialog statt Versicherheitlichung

Durch Antisemitismus, Rassismus und andere Diskriminierungsformen geprägte Strukturen,
Normen und Routinen muss mit Bildung, Beratung und gemeinschaftlicher
Hochschulentwicklung, die alle Statusgruppen einbezieht, begegnet werden. Gerade in
Zeiten zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung braucht es Hochschulen, die Konflikte
nicht vorschnell in Sicherheitsfragen übersetzen, sondern als Teil demokratischer
Bildungsprozesse bearbeiten können. Diskriminierungs- und Gefährdungsrealitäten müssen
deshalb in erster Linie mit Bildung, Beratung und institutionell verankerter Dialogarbeit
beantwortet werden. Kriminalisierung, pauschale Verbote oder individualisierte Sanktionen
können im Hochschulkontext zwar in Einzelfällen notwendig sein, sollten jedoch nur als
letztes Mittel eingesetzt werden, weil sie bestehende Spannungen verschärfen und vulnerable
Gruppen gegeneinander in Stellung bringen können.

Vielmehr müssen Hochschulen befähigt werden, eine diskriminierungskritische
Debattenkultur zu entwickeln, in der kontroverse Themen fachlich eingeordnet,
historisch kontextualisiert und verantwortungsvoll moderiert werden. Einzelne
Hochschulen haben bereits gezeigt, dass niedrigschwellige Interventionen in
Lehrveranstaltungen, dialogorientierte Formate und die Vermittlung von Wissen über
jüdisches Leben, Rassismus und gesellschaftliche Machtverhältnisse dazu beitragen können,
Bildungsräume zu stärken, ohne dabei Freiheitsrechte einzuschränken.

Eine solche Hochschulkultur muss zugleich anerkennen, dass Antisemitismus, Rassismus,
Antifeminismus und andere autoritäre Ungleichwertigkeitsideologien nicht isoliert auftreten,
sondern häufig miteinander verschränkt sind. Gerade die zunehmenden Versuche rechter und
völkischer Akteur*innen, pädagogische Studiengänge und wissenschaftliche Räume
ideologisch zu beeinflussen, zeigen, dass demokratische Hochschulen eine gemeinsame
institutionelle Antwort benötigen. Schutz vor Diskriminierung darf deshalb nicht entlang
einzelner Zuständigkeiten fragmentiert werden, sondern muss als gemeinsamer Bestandteil
demokratischer Hochschulentwicklung verstanden werden.

Erforderlich sind daher dauerhaft finanzierte Bildungs- und Dialogformate, qualifizierte
Beratungsangebote für alle Statusgruppen sowie regelmäßige Fortbildungen für Lehrende,
Verwaltung und Hochschulleitungen. Nur wenn Hochschulen Sicherheit nicht über
Ausschluss herstellen, sondern über Vertrauen, Verantwortung und institutionelle
Lernfähigkeit, können sie ihrem demokratischen Auftrag gerecht werden.

b) Stärkere Investition in eine integrierte Struktur der Gleichstellungs-, Diversitäts- und
Antidiskriminierungsarbeit an Berliner Hochschulen

Die Berliner Politik und die zuständige Senatsverwaltung müssen die Gleichstellungs-,
Diversitäts- und Antidiskriminierungsarbeit an Hochschulen strukturell neu ausrichten und
verbindlich absichern. Antidiskriminierung darf nicht länger als additive oder projektförmige
Aufgabe neben Gleichstellung und Diversity behandelt werden, sondern ist als integrierte
Kernaufgabe hochschulischer Entwicklung zu institutionalisieren. Alle Schutzaufgaben sind
im Sinne eines horizontalen Ansatzes70 merkmalsübergreifend zu organisieren, ohne

70 Zum horizontalen Ansatz siehe: “Für die konsequente Verfolgung eines horizontalen Ansatzes in der
Antidiskriminierungs- und Diversitätsarbeit an Hochschulen”  Online abrufbar unter:

https://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf
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einzelne Diskriminierungsformen gegeneinander auszuspielen. Ziel ist eine vernetzte,
intersektional ausgerichtete Struktur, die Antisemitismus, Rassismus, Antifeminismus,
Ableismus und weitere Ungleichheitsverhältnisse gleichermaßen adressiert.

Hierfür sind integrierte, professionell ausgestattete Organisationseinheiten aufzubauen,
die bislang fragmentierte Zuständigkeiten zusammenführen. Symbolische oder minimal
ausgestattete Beauftragtenstrukturen sind hierfür nicht ausreichend. Anstelle paralleler
Einzelzuständigkeiten bedarf es kooperativer, interdisziplinärer Teams mit klar definierten
Aufgaben in den Bereichen Organisationsentwicklung und Beratung, Qualitätssicherung und
Monitoring, Fortbildung und Kommunikation, diskriminierungssensible Beratung sowie
transparente Beschwerdeverfahren. Diese Strukturen müssen zentral verankert und
verbindlich mit dezentralen Ansprechpersonen in Fakultäten und Einrichtungen verzahnt
werden.

Zentral ist die professionelle und nachhaltige Ausstattung dieser Aufgaben.
Antidiskriminierungsarbeit darf weder ehrenamtlich noch als Zusatzaufgabe organisiert
werden. Beauftragtenstrukturen – etwa im Bereich Antisemitismus – sind als hauptamtliche
Funktionsstellen mit klar definierten Zuständigkeiten, Qualifikationsanforderungen,
Ressourcen und Entscheidungsspielräumen auszugestalten. Gleichzeitig sind vielfältig
zusammengesetzte Teams aufzubauen, die unterschiedliche Perspektiven und
Diskriminierungserfahrungen einbringen und so eine fachlich fundierte, vertrauensvolle
Beratung gewährleisten. Externe Community-Expertisen sind systematisch einzubeziehen.

Darüber hinaus sind transparente, verbindliche und rechtlich abgesicherte
Beschwerdeverfahren zu etablieren. Die Bearbeitung von Diskriminierungsfällen erfordert
eigenständige, unabhängige Strukturen und darf nicht mit Beratungsangeboten vermischt
werden. Hochschulen müssen gewährleisten, dass alle Statusgruppen niedrigschwelligen und
vertraulichen Zugang zu Beschwerde- und Unterstützungsangeboten haben. Bestehende
gesetzliche Regelungen, insbesondere im Berliner Hochschulgesetz, sind dabei so
weiterzuentwickeln und zu präzisieren, dass Zuständigkeiten klar geregelt, Doppelstrukturen
vermieden und wirksame Verfahren verbindlich abgesichert werden.

Antidiskriminierung erfordert zudem eine belastbare Daten- und Wissensgrundlage.
Hochschulen sind verpflichtet, systematische Diversitäts- und Antidiskriminierungs-
monitorings aufzubauen, Diskriminierungserfahrungen zu erfassen und regelmäßig
auszuwerten. Diese Daten müssen Grundlage für strategische Steuerung, Qualitätssicherung
und Rechenschaftslegung sein. Antidiskriminierung ist als Leitungsaufgabe zu verankern:
Hochschulen haben dauerhafte Ressourcen bereitzustellen, Maßnahmen zu evaluieren und
Leitungsebenen verbindlich in die Verantwortung zu nehmen. Marginalisierte Perspektiven
sind dabei nicht als Ergänzung, sondern als konstitutiver Bestandteil wissenschaftlicher
Institutionen anzuerkennen und strukturell einzubeziehen.

https://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-
Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf sowie die Stellungnahme der Anzuhörenden Dr. Aline Oloff zur 8.
Sitzung am 7. November 2025.
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c) Verbindliche Institutionalisierung und strategischer Ausbau rassismus- und
antisemitismuskritischer Forschung

Das Land Berlin muss die Institutionalisierung rassismus- und antisemitismuskritischer
Forschung sowie intersektionaler Strukturen verbindlich über die Hochschulverträge
steuern und absichern. Es ist strukturell unzureichend, diese Bereiche weiterhin der
Autonomie der Hochschulen oder kurzfristigen Projektmitteln zu überlassen, was faktisch
dazu führt, dass zentrale gesellschaftspolitische Herausforderungen nicht systematisch
bearbeitet werden. Eine nachhaltige institutionelle Verankerung erfordert stattdessen den
gezielten Aufbau wissenschaftlicher Strukturen entlang der gesamten akademischen
Wertschöpfungskette. Dazu gehört zunächst die Einrichtung von Professuren mit expliziter
Denomination in zentralen Disziplinen wie Soziologie, Erziehungswissenschaft,
Psychologie, Geschichts-, Kultur-, Medien-, Rechts-, Wirtschafts- sowie Public-Health-
Wissenschaften und Medizin. Nur durch eine solche strukturelle Verankerung kann das Feld
dauerhaft in Forschung und Lehre etabliert werden.

Darüber hinaus bedarf es der Entwicklung eigenständiger Studiengänge sowie klar
ausgewiesener Schwerpunktbereiche, um nachhaltige Lehr- und Lernangebote zu schaffen.
Zur Bündelung von Expertise und zur Weiterentwicklung methodischer Ansätze sind
interdisziplinäre Zentren erforderlich, die Forschung, Dateninfrastruktur,
Methodenentwicklung und Wissenstransfer zusammenführen. Ergänzend dazu braucht es
strukturierte Qualifizierungsformate wie Graduiertenkollegs und Sommerakademien, die das
gesamte Spektrum wissenschaftlicher Verfahren vermitteln und die Nachwuchsförderung
systematisch absichern.

Schließlich ist die internationale Anschlussfähigkeit der Rassismus- und
Antisemitismusforschung gezielt auszubauen. Dies umfasst die Institutionalisierung von
Mobilitätsprogrammen, die Einrichtung von Forschungslaboren, die Förderung von
Gastprofessuren sowie die aktive Beteiligung an europäischen und internationalen
Forschungsverbünden, etwa im Rahmen von Horizon-Europe-Konsortien. Nur  eine solche
internationale Vernetzung kann das Forschungsfeld langfristig stärken.

Die Institutionalisierung ist dort vordringlich, wo erhebliche gesellschaftliche Bedarfe auf
strukturelle wissenschaftliche Leerstellen treffen. Wir sehen hierbei zwei zentrale Säulen als
beispielhaft für eine notwendige strategische Steuerung an:

1. Intersectional Black European Studies: die schrittweise Institutionalisierung von
Black Studies als eigenständiges, transdisziplinäres Feld. Ziel ist die nachhaltige
Verankerung von Forschung und Lehre zu Schwarzsein, Schwarzem Europa und anti-
Schwarzem Rassismus sowie die systematische Integration Schwarzer
Wissensproduktionen. Dies erfordert den Aufbau entsprechender Studienprogramme
sowie dauerhaft finanzierter Professuren und Forschungsstrukturen. Vor dem
Hintergrund der UN-Dekaden für Menschen afrikanischer Herkunft (2015–2024 und
2025–2034) eröffnet sich hier ein politisches Handlungsfenster, das verbindlich
genutzt werden muss, um bestehende strukturelle Defizite zu überwinden. Die
Institutionalisierung von Black Studies und intersektionaler Rassismusforschung ist
daher auch als Beitrag zur Umsetzung transnationaler Verpflichtungen zu verstehen.

2. Intersektionale und interdisziplinäre Antisemitismusforschung und Israel
Studies: Die Einrichtung spezifischer Lehrstühle, beziehungsweise im Feld von Israel
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Studies der Aufbau dieses Forschungsbereichs, der international anschlussfähig ist, in
Deutschland aber noch nicht etabliert. Hier könnte Berlin eine Vorreiterrolle
einnehmen. Dies umfasst über die Lehre hinaus den systematischen Aufbau von
Professuren, Forschungsverbünden und Transferstrukturen in den gesamtgesellschaft-
lichen Bereich. Nur durch eine dauerhafte wissenschaftliche Verankerung kann eine
fundierte Expertise sichergestellt werden, die über Krisenintervention hinausgeht

Ein geeignetes Instrument zur Umsetzung wäre ein spezifisches Förderprogramm analog zum
Berliner Chancengleichheitsprogramm (BCP), das die strukturelle Verankerung dieser Felder
mit der gezielten Förderung von Wissenschaftler*innen verbindet, die negativ von Rassismus
und Antisemitismus betroffen sind. Dabei sind communitybasierte Ansätze und bestehende
Wissensbestände – beispielsweise aus dem Wissensnetzwerk Rassismusforschung (WinRa)
sowie aus Studien wie dem AFROZENSUS  – systematisch in die Ausgestaltung, Umsetzung
und Evaluation entsprechender Maßnahmen einzubeziehen.

Ein diskriminierungskritischer, institutioneller Ausbau darf sich jedoch nicht auf neue
Strukturen allein beschränken. Entscheidend ist, dass bei Berufungen, Stellenbesetzungen
und wissenschaftlichen Leitungsfunktionen verstärkt diskriminierungserfahrene
Wissenschaftler*innen berücksichtigt werden. Die institutionelle Verankerung erfordert
auch eine Veränderung wissenschaftlicher Repräsentationsverhältnisse. Der Grundsatz
„Nothing about us without us“ muss deshalb stärker als bisher auch im Wissenschaftssystem
gelten, damit marginalisierte Perspektiven nicht nur beforscht, sondern als wissenschaftliche
Expertise anerkannt werden.

Ziel muss es sein, dass diese neu geschaffenen Strukturen wirksam in die Berliner
Stadtgesellschaft hineinstrahlen und durch Kooperationen mit Bildungseinrichtungen und
zivilgesellschaftlichen Trägern eine dauerhafte, diskriminierungskritische Wirkung entfalten.

d) Lehre an Berliner Hochschulen diskriminierungskritisch weiterentwickeln

Mit der Weiterentwicklung Berliner Hochschulen durch strategischen Ausbau rassismus- und
antisemitismuskritischer Forschung und institutionelle Schutzstrukturen geht auch eine
grundlegende inhaltliche Neujustierung von Lehre einher. Antisemitismus-, Rassismus- und
Diskriminierungskritik dürfen nicht als randständige Spezialthemen einzelner Fachbereiche
behandelt werden, sondern müssen als Bestandteil wissenschaftlicher Qualität in Studium,
Forschung und akademischer Professionalisierung verankert werden.

In der Lehre bedeutet dies eine verbindliche curriculare Verankerung diskriminierungs-
kritischer Inhalte in jenen Disziplinen, die gesellschaftliche Verantwortung in besonderer
Weise tragen. Dazu gehören insbesondere Lehramtsstudiengänge, Soziale Arbeit, Medizin
und Public Health, Rechtswissenschaft, Sozialwissenschaften sowie Medien- und
Kommunikationswissenschaften. In diesen Fächern sollten Antisemitismuskritik,
Rassismuskritik und intersektionale Machtanalysen nicht nur als Wahlangebote erscheinen,
sondern in Form verpflichtender Lehrinhalte systematisch in die Ausbildung integriert
werden.

Gerade im Bereich des gesellschaftlichen Wissens über jüdisches Leben, Antisemitismus
sowie die historischen und gegenwärtigen Dimensionen des Nahostkonflikts bestehen
gegenwärtig erhebliche Unsicherheiten. Diese Leerstelle führt nicht selten dazu, dass Wissen
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durch verkürzte mediale Diskurse ersetzt wird und Polarisierungen verstärkt werden.
Erforderlich sind deshalb dauerhaft verankerte Bildungsangebote, die historisches Wissen,
politische Einordnungen und diskriminierungskritische Reflexion miteinander verbinden.
Dabei ist von besonderer Bedeutung, dass solche Lehrangebote nicht ausschließlich über
Außenperspektiven vermittelt werden, sondern in erster Linie innenperspektivistisch durch
Wissenschaftler*innen und Expert*innen mit eigenen Antisemitismuserfahrungen verbunden
mit reflexiver Fachperspektive gestaltet werden. Wir empfehlen daher Pflichtmodule zu
Antisemitismuskritik und Israel Studies in allen pädagogischen Berufen, d. h. in den
Lehramtsstudiengängen aller Fächer, in der Ausbildung von Erzieher*innen usw. Hier
herrscht aktuell eine große thematische Unsicherheit, die fatale Folgen (Nicht-
Thematisierungen, Radikalisierungen, Informationsbeschaffung ausschließlich aus Social
Media usw.) haben kann.

Eine nachhaltige Weiterentwicklung diskriminierungskritischer Wissenschaft setzt zudem
voraus, dass entsprechende Qualifizierungs- und Karrierewege geschaffen werden. Early-
career-Wissenschaftler*innen, die zu Antisemitismus, Rassismus und intersektionalen
Ungleichheitsverhältnissen forschen, arbeiten bislang häufig unter prekären Bedingungen und
ohne verlässliche institutionelle Perspektive. Erforderlich sind daher gezielte Förderlinien für
Promotionsstellen, Graduiertenkollegs, Sommerakademien, Gastprofessuren und
internationale Forschungskooperationen, die diskriminierungskritische Forschung nicht nur
ermöglichen, sondern langfristig im Wissenschaftssystem absichern.

Lehre, Forschung und wissenschaftliche Qualifizierung müssen deshalb gemeinsam als Teil
einer diskriminierungskritischen Hochschulentwicklung verstanden werden. Nur wenn diese
Ebenen miteinander verbunden werden, kann Berlin Hochschulen stärken, die
gesellschaftliche Verantwortung nicht nur thematisieren, sondern institutionell tragen.

3. Arbeitsmarktpolitik – Faire Beschäftigungsbedingungen schaffen

Der Arbeitsmarkt ist ein zentraler Ort gesellschaftlicher Teilhabe und zugleich ein Feld, in
dem sich unterschiedliche Ungleichheitsverhältnisse materialisieren. Ein Drittel aller
gemeldeten Diskriminierungsfälle beim Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin des Türkischen
Bundes in Berlin-Brandenburg (ADNB) betrifft das Arbeitsleben.71 Die meisten Fälle
betreffen ein bestehendes Arbeitsverhältnis, etwa rassistisches Mobbing am Arbeitsplatz; in
einigen Fällen ging es aber auch um die Arbeitssuche oder die Ausbildung. Die Anhörung hat
zugleich deutlich gemacht, dass Diskriminierung hier nicht nur als isoliertes Fehlverhalten
einzelner Akteur*innen verstanden werden kann, sondern auch als Ausdruck einer
Segmentierung des Arbeitsmarktes und einer Arbeitsorganisation, die prekäre Beschäftigung
systematisch hervorbringt und verfestigt. In Niedriglohnsektoren, in der Leiharbeit, in
Plattformarbeit und in ausgedehnten Subunternehmerketten entstehen Abhängigkeits-
verhältnisse, in denen rassistisch markierte und migrantische Beschäftigte systematisch von
Unsicherheit, schlechter Bezahlung, fehlendem Schutz und ausbeuterischen Strukturen
betroffen sind.

71 Siehe Antidiskriminierungsreport 2023/2024 des ADNB. Online abrufbar unter:
https://www.adnb.de/de/11%20Aktuelles/60%20Pressemitteilungen/20251211T0000%20Kurzexpos%C3%A9%
20AD%20Report%202023-24/Kurzexpos%C3%A9%20Antidiskriminierungsreport%202023-
2024.pdf?download

https://www.adnb.de/de/11%20Aktuelles/60%20Pressemitteilungen/20251211T0000%20Kurzexpos%C3%A9%20AD%20Report%202023-24/Kurzexpos%C3%A9%20Antidiskriminierungsreport%202023-2024.pdf?download


Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 216 Drucksache 19/3320

Diese strukturellen Mechanismen haben konkrete Folgen: Nach den Daten des Nationalen
Diskriminierungs- und Rassismusmonitors (NaDiRa) sind etwa 22 Prozent der Schwarzen
Frauen und 21 Prozent der muslimischen Männer trotz hoher Bildung und Erwerbsarbeit
armutsbetroffen, gegenüber rund 5 Prozent der Deutschen ohne Migrationshintergrund.72

Diskriminierung im Arbeitsleben ist damit nicht nur eine Frage individueller Benachteiligung,
sondern Ausdruck eines strukturellen Zusammenspiels von Einstellungsverfahren,
Vertragsformen, Arbeitsorganisation und unzureichenden Schutzstrukturen. Eine wirksame
Politik muss diese Mechanismen gezielt angehen, damit Arbeit tatsächlich zu Teilhabe,
sozialer Sicherheit und gesellschaftlichem Zusammenhalt führt.

Zugleich ist der Arbeitsmarkt ein zentraler Faktor staatlicher Handlungsfähigkeit und
wirtschaftlicher Entwicklung. Der Fachkräftemangel stellt bereits heute eine erhebliche
Herausforderung dar. Wenn vorhandene Qualifikationen nicht genutzt werden, Beschäftigte
aufgrund von Diskriminierung den Arbeitsmarkt verlassen oder gar nicht erst langfristig
gebunden werden, entstehen nicht nur individuelle Benachteiligungen, sondern auch
gesamtgesellschaftliche und ökonomische Verluste.

Für Berlin ergibt sich daraus eine besondere Situation. Als wachsende Metropole mit hoher
wirtschaftlicher Dynamik und gleichzeitig ausgeprägten sozialen Ungleichheiten ist die Stadt
in besonderer Weise auf eine funktionierende und gerechte Arbeitsmarktintegration
angewiesen. Gleichzeitig zeigen sich hier die Folgen von Segmentierung und Prekarisierung
besonders deutlich, etwa in Branchen wie Pflege, Logistik, Gastronomie oder Plattformarbeit.
Berlin ist zudem in hohem Maße auf internationale Fachkräfte angewiesen. Wenn
Arbeitsbedingungen unsicher sind, Diskriminierung erfahren wird oder Aufstiegsperspektiven
fehlen, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass qualifizierte Beschäftigte die Stadt oder
Deutschland wieder verlassen. Die Sicherung guter Arbeitsbedingungen und
diskriminierungsfreier Strukturen ist daher nicht nur sozialpolitisch geboten, sondern auch
eine zentrale Voraussetzung für die langfristige wirtschaftliche Entwicklung der Stadt.
Zugleich sind diese Dynamiken eng mit anderen gesellschaftlichen Bereichen verknüpft.
Benachteiligungen im Bildungssystem, im Gesundheitsbereich und auf dem Wohnungsmarkt
verstärken sich gegenseitig und tragen dazu bei, dass sich soziale Ungleichheiten im
Arbeitsmarkt verfestigen.

a) Arbeitsmarkt strukturell weiterentwickeln

Eine langfristige Bekämpfung von Diskriminierung setzt voraus, dass die Arbeitsorganisation
selbst weiterentwickelt wird. Ein zentraler Hebel hierfür ist die Stärkung der Tarifbindung, da
Tarifverträge den wirksamsten Schutz gegen willkürliche Benachteiligung und Prekarisierung
bieten. Angesichts der wachsenden Bedeutung der Plattformökonomie in Berlin müssen
zudem arbeits- und sozialrechtliche Instrumente so angepasst werden, dass faire
Bedingungen auch in digitalisierten Kontexten garantiert sind. Damit diese Standards nicht
nur auf dem Papier existieren, ist ein massiver Ausbau der Kontrollen und
Arbeitsinspektionen erforderlich, um geltendes Recht in der Praxis konsequent durchzusetzen.

72 Vgl. Zerrin Salikutluk und Klara Podkowik (2024): Grenzen der Gleichheit: Rassismus und
Armutsgefährdung. Kurzbericht des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitors 1, Berlin: Deutsches
Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM).
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Flankiert werden muss dies durch eine dauerhafte finanzielle Absicherung der unabhängigen
Beratungslandschaft. Nur durch mehrsprachige, niedrigschwellige Zugänge zur Beratung
und Arbeitsgerichtsbarkeit sowie eine gestärkte aufsuchende Arbeit können Betroffene in
prekären Verhältnissen tatsächlich erreicht und zur Durchsetzung ihrer Rechte befähigt
werden.

b) Vermittlung und Anwerbung an Schutzstandards binden

Parallel dazu muss die Regulierung von Vermittlungsagenturen und die Gestaltung der
Fachkräfteeinwanderung konsequent an Transparenz und klare Schutzstandards geknüpft
werden. Akteure, die Menschen nach Berlin und Deutschland anwerben, tragen eine
besondere Verantwortung dafür, dass keine neuen Abhängigkeitsverhältnisse entstehen,
sondern sichere Perspektiven und gute Arbeit im Vordergrund stehen. Dies erfordert eine
stärkere Regulierung und Zertifizierung von Vermittlungsagenturen, wobei eine solche
Zertifizierung zwingend an die Bereitstellung verlässlicher Informationen über Rechte und
Arbeitsbedingungen bereits im Herkunftsland gebunden sein muss. Mit Blick auf die
Fachkräfteeinwanderung wird deutlich, dass die bloße Gewinnung von Personal nicht
ausreicht; eine dauerhafte Bindung gelingt nur dort, wo diskriminierungssensible Praktiken
und verlässliche Rechte den Arbeitsalltag prägen.

c) Betriebliche und außerbetriebliche Beschwerdestrukturen stärken

Ein weiterer Baustein für einen gerechten Arbeitsmarkt ist schließlich die Stärkung
wirksamer Beschwerdestrukturen. Innerbetriebliche Verfahren nach § 13 AGG dürfen kein
bloßer Formalismus sein, sondern müssen durch Bekanntheit, Barrierefreiheit und geschultes
Personal mit klaren Zuständigkeiten gestaltet werden. Da insbesondere kleine und mittlere
Betriebe solche internen Strukturen oft nicht ausreichend gewährleisten können, ist der
Ausbau einer unabhängigen und parteilichen Beratungslandschaft außerhalb der Unternehmen
notwendig. Solche externen, kollektiven Beschwerdemodelle stellen sicher, dass
Diskriminierung nicht unsichtbar bleibt und arbeitsrechtliche Ansprüche auch in schwierigen
Konstellationen durchsetzbar sind

Darüber hinaus stellen sich grundlegende Fragen von Mitbestimmung, gewerkschaftlicher
Organisierung sowie Macht- und Repräsentationsverhältnissen in Betrieben. Eine
demokratisch organisierte Arbeitswelt ist eine zentrale Voraussetzung für gleichberechtigte
Teilhabe und nachhaltigen gesellschaftlichen Zusammenhalt.

4. Polizei –Vertrauen durch diskriminierungssensible Strukturen und unabhängige
Kontrolle

Rassistische Vorfälle in der Polizei sind nicht bloß Ausdruck individuellen Fehlverhaltens
einzelner Beamt*innen, sondern ein strukturelles Problem, das sich in staatlichen Institutionen
besonders deutlich manifestiert. Durch das besondere Verhältnis des Staates zu seinen
Bürger*innen ist Rassismus in staatlichen Institutionen mit erheblichen Grundrechtseingriffen
verbunden und entfaltet dadurch eine starke Signalwirkung für gesellschaftliche Deutungen.
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Die Forschung zeigt, dass Rassismus nicht allein aus bewussten menschenfeindlichen
Einstellungen resultiert, sondern durch unbewusste Stereotype, tradierte Organisations-
kulturen, Ausbildungsinhalte sowie Rechtsgrundlagen, die diskriminierende Praktiken
begünstigen, genährt wird. Die bisherige Forschung konzentriert sich dabei stark auf
individuelle Einstellungen und vernachlässigt die Frage, welche Routinen, Erfahrungs-
bestände und Ausbildungspraxen in der Organisation tradiert werden und Handeln prägen.
Diese Lücke ist zu schließen – durch unabhängige wissenschaftliche Untersuchungen, für die
der Zugang zur Polizei zu gewährleisten und die nötigen Ressourcen bereitzustellen sind.

Die Folgen von Diskriminierungserfahrungen für das Vertrauen in staatliche Institutionen
sind messbar. Daten des NaDiRa zeigen: Zwar haben knapp 90 Prozent aller Befragten ein
hohes Vertrauen in die Polizei – gleichzeitig berichten 18 Prozent der muslimischen Männer
und 18 Prozent der Schwarzen Männer von regelmäßigen Rassismus- und
Diskriminierungserfahrungen mit der Polizei. Dies hat erhebliche Auswirkungen: Das
Vertrauen in die Sicherheitsbehörden sinkt bei muslimischen Menschen auf 19 Prozent, bei
Schwarzen Menschen sogar auf 5 Prozent und bei asiatischen Personen auf 4 Prozent.
Vertrauen schwindet dort, wo Institutionen nicht als schützend, sondern als ausgrenzend
erlebt werden. Das betrifft nicht nur die unmittelbar Betroffenen – es untergräbt die
demokratische Legitimität des Staates insgesamt. Vertrauen ist eine zentrale Ressource
demokratischer Stabilität; sein Verlust ist daher ein politischer Auftrag zur
institutionellen Veränderung.

Dass beides gleichzeitig möglich ist – grundsätzliches Vertrauen in die Polizei und die klare
Benennung von Rassismus sowie unangemessener Gewalt als Problem –, zeigen dieselben
Daten. Vertrauen und Kritik schließen sich nicht aus; sie wachsen dort gemeinsam, wo
Institutionen offen mit Vorwürfen umgehen, statt sie abzuwehren. Vor diesem Hintergrund
muss Berlin diskriminierungskritische Polizeiarbeit strukturell absichern: durch
verbindliche Dokumentation, den Ausbau von Beschwerdestrukturen sowie eine Reform der
Aus- und Fortbildung, die strukturell verankerte Diskriminierungsdynamiken systematisch
adressiert.

a) Verbindliche Einführung von Kontrollquittungen und systematischer Datenerhebung

Wie in der Anhörung deutlich wurde, ist Racial Profiling – die diskriminierende Personen-
auswahl bei polizeilichen Maßnahmen aufgrund tatsächlicher oder zugeschriebener Merkmale
wie Hautfarbe, Herkunft oder Religion – auch in Deutschland empirisch gut belegt. Die
Forschung zeigt dabei, dass entsprechende Entscheidungen meist nicht allein auf rassistischen
Kriterien beruhen, sondern Teil eines Motivbündels sind. Das macht das Problem nicht
kleiner, sondern schwerer greifbar: Verdachtsunabhängige Kontrollen, bei denen die
Personenauswahl dem situativen Erfahrungswissen einzelner Beamt*innen überlassen bleibt,
stellen eine Struktur dar, die Diskriminierung systematisch begünstigt.

Kontrollquittungen können hier eine notwendige Grundlage schaffen, um polizeiliches
Handeln nachvollziehbar, überprüfbar und rechtlich angreifbar zu machen. Deshalb
empfehlen wir die flächendeckende Einführung einer verpflichtenden Ausstellung von
Kontrollquittungen bei polizeilichen Maßnahmen sowie deren Verknüpfung mit einer
systematischen, wissenschaftlich begleiteten Datenerhebung. Ohne eine solche
Dokumentation bleiben diskriminierende Muster – insbesondere im Kontext von Racial
Profiling – strukturell unsichtbar und damit politisch folgenlos. Die bisherige Praxis
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unzureichender Datenerhebung widerspricht dem Anspruch eines transparenten und
rechenschaftspflichtigen Rechtsstaates. Kontrollquittungen ermöglichen es Betroffenen,
unverhältnismäßige Maßnahmen zu belegen, und liefern zugleich eine belastbare Datenbasis,
um strukturelle Diskriminierungsmuster zu identifizieren. Damit dienen sie nicht nur dem
Individualrecht, sondern sind ein zentrales Instrument institutioneller Verantwortungs-
übernahme, um Fehlverhalten systematisch auszuwerten und Konsequenzen für Praxis,
Ausbildung und Organisation zu ziehen. Auch der flächendeckende Einsatz von Bodycams
kann ein wichtiges Instrument zur Dokumentation und Transparenz sein. Für eine
diskriminierungskritische Sicherheitsarchitektur ist eine solche Form der Dokumentation
keine optionale Ergänzung, sondern eine grundlegende Voraussetzung.

Die Wirksamkeit eines solchen Quittungssystems hängt jedoch entscheidend von seiner
Ausgestaltung ab. Erfahrungen aus Bremen zeigen, dass ein „Recht auf Quittung auf
Nachfrage“ aufgrund mangelnder Bekanntheit kaum genutzt wird. Die LADG-Ombusstelle
macht dabei eine entscheidende Bedingung deutlich: Kontrollquittungen wirken nur dann,
wenn sie bei jeder Kontrolle – anlasslos wie anlassbezogen – standardmäßig und ohne
Aufforderung ausgehändigt werden. Dies ist insbesondere an den sogenannten kriminalitäts-
belasteten Orten (KbO) relevant, da ein Großteil der Beschwerden wegen Racial Profiling
diese Bereiche betrifft.

b) Unabhängige Beschwerde- und Schlichtungsstrukturen stärken und institutionell
ausbauen

Eine wirksame Bearbeitung von Diskriminierung setzt voraus, dass Betroffene Zugang zu
weisungsungebundenen, vertraulichen und fachlich qualifizierten Stellen außerhalb
polizeilicher Hierarchien haben. Die Verortung vieler Beschwerdewege innerhalb der
Institution führt oft zu Interessenkonflikten und untergräbt das Vertrauen der Betroffenen.

Das Modell des Bürger- und Polizeibeauftragten stellt hierfür einen zentralen Lösungsansatz
dar, da es vertrauliche Mediationsgespräche außerhalb des formalen Dienstweges ermöglicht.
In diesem geschützten Raum können Polizeikräfte Fehler einräumen, ohne unmittelbar
disziplinarrechtliche Konsequenzen fürchten zu müssen. Diese Form der Konfliktbearbeitung
geht über rein disziplinarische Logiken hinaus und ermöglicht Reflexion, wo formelle
Hierarchien sie oft verhindern, und trägt zur Anerkennung von Fehlverhalten sowie zu
nachhaltigen institutionellen Lernprozessen bei. Dieses Modell weist jedoch eine strukturelle
Lücke auf, die der Gesetzgeber schließen muss: Sobald polizeiliches Handeln mit einem
parallelen Strafverfahren verknüpft ist – was bei eskalierenden Kontrollen häufig der Fall ist,
verliert der Polizeibeauftragte faktisch seine Prüfbefugnis. Selbst der gesetzlich verbriefte
Zugang zu Bodycam-Aufnahmen (§ 24c Absatz 7 ASOG) wird in diesen Fällen oft
verweigert, was den Beauftragten zur Klage gegen die eigene Verwaltung zwingt. Es sollte
geprüft werden, ob die Befugnisse des Bürger- und Polizeibeauftragten so gestärkt
werden können, dass er polizeiliches Handeln nach dem ASOG auch dann prüfen kann,
wenn parallel ein Strafverfahren läuft. Dies ist keine Frage des Misstrauens gegenüber der
Polizei, sondern eine Frage rechtsstaatlicher Kohärenz.

Internationale Referenzbeispiele wie der Police Investigations and Review Commissioner
(PIRC) in Schottland zeigen, dass starke unabhängige Beschwerdestellen möglich sind und
sollten als Referenz für eine gesetzliche Weiterentwicklung herangezogen werden: Der PIRC
kann eigenständige Untersuchungen einleiten, hat Datenbankzugang und führt jährliche
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Audits der Beschwerdebearbeitung durch. Er kann Fälle mit Verdacht auf rechtswidrigen
Freiheitsentzug oder erniedrigende Behandlung auch dann selbstständig untersuchen, wenn
parallel ein Strafverfahren läuft. Solche Strukturen sind kein Ausdruck von Misstrauen,
sondern eine notwendige Voraussetzung demokratischer Kontrolle, um langfristig Vertrauen
in die Polizei und Justiz wiederherzustellen.

Für eine diskriminierungskritische Weiterentwicklung von unabhängigen Beschwerde- und
Schlichtungsstrukturen ist sicherzustellen, dass Beschwerdeverfahren transparent,
niedrigschwellig und für alle Betroffenen zugänglich sind. Dazu gehört auch die klare
Trennung von Beschwerdemanagement und parteilicher Beratung sowie der Ausbau von
Unterstützungsstrukturen, die Betroffene in der Wahrnehmung ihrer Rechte stärken.
Ergänzend sollten Möglichkeiten der materiellen und immateriellen Wiedergutmachung
bei nachgewiesenen Rechtsverletzungen geprüft und institutionell verankert werden.
c) Verbindliche Aus- und Fortbildung und institutionelle Verankerung
diskriminierungskritischer Praxis

Um tief verankerte institutionelle Routinen und Wahrnehmungsmuster nachhaltig zu
verändern, reicht die Bereitstellung vereinzelter, freiwilliger Fortbildungen nicht aus.
Diskriminierungskritische Kompetenz und rassismuskritische Bildungsarbeit müssen als
professioneller Standard definiert und in allen Phasen der Ausbildung sowie der
berufsbegleitenden Qualifizierung verbindlich verankert werden. Dabei darf die
Verantwortung nicht allein auf die individuelle Haltung der Beamt*innen reduziert werden.
Entscheidend ist eine institutionell abgesicherte Auseinandersetzung mit den organisationalen
Abläufen und Entscheidungspraxen, die Diskriminierung begünstigen. Hierzu ist es
notwendig, das „polizeiliche Wissen“ – also jene Routinen und Erfahrungsbestände, die
innerhalb der Organisation tradiert werden – systematisch wissenschaftlich zu
untersuchen und zu reflektieren.

Eine moderne Ausbildung muss zudem das Erfahrungswissen von Diskriminierung
betroffenen Gruppen sowie zivilgesellschaftliche und wissenschaftliche Expertise
verbindlich einbeziehen. Diese Perspektiven dürfen nicht nur additiv berücksichtigt werden,
sondern müssen als zentrale Wissensbestände für die Weiterentwicklung der polizeilichen
Praxis anerkannt werden. Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen sicherzustellen, sind klare
Zuständigkeiten, ausreichende Ressourcen und unabhängige Evaluationsmechanismen
erforderlich. Maßnahmen wie Diversity-Trainings oder interkulturelle Kompetenzprogramme
müssen durch unabhängige Evaluationen auf ihre tatsächliche Wirksamkeit, ihre Grenzen
und ihre möglichen Nebenwirkungen hin geprüft werden – damit sie nicht nur gut gemeint,
sondern auch wirksam sind.

Um bestehende Datenlücken zu schließen, müssen antisemitische und rassistische
Vorfälle statistisch transparent und separat erfasst werden. Durch die Verknüpfung der
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) und anderer Registerdaten mit weiteren Datenquellen
wird ein belastbares Lagebild struktureller Diskriminierung im Strafverfolgungssystem
ermöglicht, um Reformbedarfe präzise identifizieren zu können. Nur durch die konsequente
Verknüpfung von Aus- und Fortbildung mit Organisationsentwicklung und datengestützter
Kontrolle kann eine diskriminierungskritische Sicherheitsarchitektur entstehen, die den
Anforderungen eines rechtsstaatlichen Handelns in einer pluralen Gesellschaft gerecht wird.
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d) Schutz religiöser Einrichtungen und strukturelle Vernetzung zwischen
Sicherheitsbehörden und religiösen Communitys stärken

Der wirksame Schutz religiöser Einrichtungen vor Hasskriminalität ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die über rein bauliche Sicherheitsmaßnahmen hinausgeht.
Angesichts wiederholter antisemitischer, antimuslimischer und anderer religiös motivierter
Angriffe auf Synagogen, Moscheen, Kirchen und andere Orte religiöser Gemeinschaften in
Berlin müssen Sicherheitsbehörden, Verwaltung und religiöse Communitys auf Augenhöhe
zusammenarbeiten. Ein zentrales Hindernis ist dabei der bisher unzureichende
Wissenstransfer: Während Gemeinden oft Unsicherheiten im Umgang mit Behörden sowie
einen Mangel an klaren Ansprechpersonen beklagen, sehen staatliche Akteure den Zugang zu
marginalisierten Communitys als strukturelle Herausforderung. Um dies zu beheben, sind
strukturierte, niedrigschwellige Austauschrunden zwischen religiösen Gemeinden,
Sicherheitsbehörden, Zivilgesellschaft sowie praxisorientierte Schulungsangebote für
alle Beteiligten notwendig. Hier sollten regelmäßige lokale Kooperationsforen und
transparente Informationsstrukturen eingerichtet und verstetigt werden, die über
Zuständigkeiten und Meldewege bei Hasskriminalität aufklären.

Modellhaft zeigt das EU-geförderte Projekt SHIELDed, wie ein solcher interdisziplinärer
Ansatz gelingen kann: Unter Beteiligung der Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begründeter
Extremismus (BAG RelEx) bringt es zivilgesellschaftliche Organisationen, religiöse
Communitys, Wissenschaft und Sicherheitsbehörden in strukturierten Austauschrunden –
sogenannten Local Shielding Councils – zusammen, entwickelt gemeinsame Schulungs-
angebote und sammelt Best Practices.

Solche Formate dürfen jedoch nicht auf die Laufzeit von Einzelprojekten beschränkt bleiben,
sondern müssen durch politische Unterstützung und gesicherte Finanzierung in die
Regelstrukturen – etwa der Zentralstelle Hasskriminalität oder der polizeilichen
Präventionsarbeit – überführt werden oder langfristige Finanzierung für unabhängige
zivilgesellschaftliche Organisationen sichergestellt werden. Der Aufbau von Vertrauen
erfordert zudem ein aktives Zugehen der Behörden auf religiöse Minderheiten. Bestehende
Ansprechstrukturen bei der Berliner Polizei müssen daher personell gestärkt, sichtbarer
gemacht und mit den notwendigen Ressourcen für eine kontinuierliche, aufsuchende Arbeit
ausgestattet werden. Nur durch diese institutionalisierte Vernetzung kann ein nachhaltiger und
präventiver Schutzraum für alle religiösen Gemeinschaften in der Stadt entstehen.

5. Justiz – Rechtsstaatlichkeit und Zugang zum Recht diskriminierungskritisch gestalten

Justiz ist nicht neutral. Das ist keine Kritik an einzelnen Personen, sondern eine strukturelle
Feststellung. Recht wird in gesellschaftlichen Machtverhältnissen gesprochen. Rassismus und
Antisemitismus wirken in Zuschreibungen, in der Gewichtung von Aussagen, in
Einstellungsentscheidungen, im ungleichen Zugang zu Rechtsberatung und in der
Kommunikation zwischen Institutionen und Betroffenen. Aktuelle Analysen des NaDiRa
zeigen, dass Rassismus als gesellschaftliches Verhältnis tief in institutionelle Praxisfelder –
einschließlich Recht und Justiz – eingeschrieben ist und auch ohne intendiertes Handeln
wirksam bleibt.73 Ergänzend weisen frühere NaDiRa-Erhebungen darauf hin, dass ein

73 Nationaler Diskriminierungs- und Rassismusmonitor (NaDiRa) (Hg.) (2026): Rassismusforschung III –
Rassismus in Strukturen und Praxisfeldern, Bielefeld: transcript.
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relevanter Anteil junger Menschen Diskriminierungserfahrungen im Kontakt mit staatlichen
Institutionen, einschließlich der Justiz, berichtet.

Die Berliner Justiz steht dabei vor drei miteinander verschränkten Herausforderungen: dem
diskriminierungsfreien Zugang zum Recht, der Diversität und diskriminierungskritischen
Professionalisierung des Justizpersonals und der Frage, wie Justizvollzug und
Bewährungshilfe Radikalisierung entgegenwirken und Demokratieförderung stärken können.
Alle drei Dimensionen sind auf Landesebene gestaltbar – und alle drei erfordern eine enge
Zusammenarbeit zwischen staatlichen Stellen und Zivilgesellschaft.

a) Diskriminierungskritische Aus- und Fortbildung in Justiz und Staatsanwaltschaft
verbindlich verankern

Grundlage einer diskriminierungskritischen Justizpraxis sind das Landesanti-
diskriminierungsgesetz (LADG) und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG).
Da das LADG ausdrücklich für alle öffentlichen Stellen des Landes Berlin gilt, muss diese
Reichweite in der Praxis – auch bei Gerichten und Strafverfolgungsbehörden – weitaus
aktiver vermittelt werden. Antidiskriminierungsrecht und rassismuskritische Bildung
sollten daher als verpflichtende Inhalte über die gesamte juristische Laufbahn hinweg
festgeschrieben werden. Dies umfasst das Studium und das Referendariat ebenso wie die
berufsbegleitende Fortbildung für Richter*innen, Staatsanwält*innen, Rechtspfleger*innen
sowie den gesamten Justizvollzug. Um eine hohe fachliche Qualität zu gewährleisten, sollen
diese Fortbildungen von Berlin durch unabhängige externe Träger mit nachgewiesener
Kompetenz in Rassismus- und Antisemitismuskritik durchgeführt werden. Zudem sollte das
Gemeinsame Juristische Prüfungsamt Berlin-Brandenburg diese diskriminierungskritischen
Inhalte verbindlich in die Zweite Juristische Staatsprüfung integrieren. Dieses Vorgehen
entspricht den Empfehlungen des UN-Ausschusses zur Beseitigung rassistischer
Diskriminierung (CERD), der Deutschland aufgefordert hat, das Wissen über das
Antidiskriminierungsübereinkommen systematisch zu stärken und dessen Anwendung in
Gerichten zu dokumentieren. Flankierend sollte die rassismuskritische Bildung in der
Staatsanwaltschaft Berlin strukturell verankert werden.

b) Zugang zum Recht strukturell sichern

Ein formell gleiches Rechtssystem produziert materielle Ungleichheit, wenn der tatsächliche
Zugang zum Recht ungleich verteilt ist. Sprachbarrieren, fehlende Kenntnis über Rechte
sowie finanzielle Hürden schließen marginalisierte Gruppen oft systematisch von effektivem
Rechtsschutz aus. Um dem entgegenzuwirken, müssen mehrsprachige und niedrig-
schwellige Rechtsberatungsangebote systematisch ausgebaut und dauerhaft bei
unabhängigen zivilgesellschaftlichen Trägern institutionell abgesichert werden. Dies gilt
insbesondere für unabhängige Beratungsstellen für Menschen in aufenthaltsrechtlichen
Konflikten, deren Arbeit von der bisherigen projektförmigen Organisation in eine verlässliche
Grundfinanzierung überführt wird, um rechtsstaatlichen Standards zu entsprechen. Die
Ergebnisse des von der Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz geförderten
Forschungsprojekts des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) zum
„Zugang zum Recht in Berlin“ sind dabei systematisch zu berücksichtigen. Sie dienen der
Identifikation struktureller Schwachstellen sowie der Entwicklung von Verbesserungs-
ansätzen und sollten in die Weiterentwicklung des Zugangs zum Recht einbezogen werden.
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Eine besondere strukturelle Frage betrifft Menschen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus. Für
sie kann Strafbarkeit durch ihre rechtliche Situation selbst produziert werden: Handlungen,
die für andere folgenlos bleiben, können für sie aufenthaltsrechtliche Konsequenzen haben.
Berlin sollte sich daher auf Bundesebene aktiv dafür einsetzen, dass aufenthaltsrechtliche
Normen auf ihre diskriminierende Wirkung hin überprüft werden. Konkret könnte das die
Forderung nach einem Verbot von Racial Profiling im Bundespolizeigesetz sowie in weiteren
einschlägigen Bundesgesetzen, wie es der CERD bereits mehrfach gegenüber Deutschland
angemahnt hat, umfassen.

c) Zivilgesellschaftliche Präventionsarbeit und Demokratieförderung im Justizvollzug
stärken

Da der Justizvollzug Ländersache ist, trägt das Land Berlin eine unmittelbare
Gestaltungsmacht und Verantwortung. Inhaftierung birgt das Risiko, Radikalisierungs-
prozesse zu begünstigen: durch Diskriminierungserfahrungen im Vollzug, durch fehlende
Perspektiven und durch informelle Netzwerke, die ideologische Angebote machen, wo
staatliche Strukturen nicht greifen. Sowohl der EU Knowledge Hub on Prevention of
Radicalisation der Europäischen Kommission als auch das Strong Cities Network, dem auch
Berlin angehört, betonen: Ungerechte Behandlung und mangelnde Perspektiven schaffen
Bedingungen, die Radikalisierung begünstigen. Wer die Würde von Inhaftierten schützt,
betreibt aktive Extremismusprävention. Prävention sollte in bestehende soziale Regelangebote
integriert werden, die strukturelle Treiber wie Marginalisierung und Diskriminierung als
Ausgangspunkte ernst nehmen.74

In Berlin gibt es bereits zivilgesellschaftliche Träger, die im Justizvollzug und in der
Bewährungshilfe Angebote der Demokratieförderung, politischen Bildung und
Distanzierungsarbeit umsetzen – darunter auch Projekte, die Ausstiegs- und Distanzierungs-
arbeit mit psychodynamisch fundierten Methoden und Antisemitismus- sowie Rassismuskritik
verbinden. Diese Arbeit zeigt Wirkung, ist aber auf projektförmige Förderung angewiesen,
die weder Kontinuität noch verlässliche Reichweite garantiert. Die institutionelle Absicherung
solcher zivilgesellschaftlichen Angebote im Berliner Justizvollzug ist Aufgabe des Landes.
Die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Trägern der Extremismusprävention
und Demokratieförderung sollte verbindlich in der Vollzugsplanung verankert
werden.75

Das EU-Knowledge-Hub-Panel zu „Prisons, Rehabilitation and Reintegration“ hat als
zentrales Handlungsprinzip das sogenannte „Prison-Exit-Kontinuum“ identifiziert: eine
nahtlose, ressortübergreifende Begleitung von der Haft über die Entlassung bis zur
Wiedereingliederung in die Gesellschaft, unter verbindlicher Einbindung zivilgesellschaft-
licher Träger.76 Das bedeutet für die Berliner Landesebene: Entlassungsmanagement,
Bewährungshilfe und zivilgesellschaftliche Nachsorge sollten als eine durchgehende

74 Strong Cities Network (2025): A Guide For Cities – Preventing Hate, Extremism & Polarisation. Online
abrufbar unter: https://strongcitiesnetwork.org/resource/a-guide-for-cities/
75 Violence Prevention Network: Deradikalisierung im Strafvollzug, Projekt JUST X Berlin 3.0. Online abrufbar
unter: violence-prevention-network.de;
AG Strafvollzug und Bewährungshilfe; Bundesprogramm „Demokratie leben!" des BMFSFJ. Online abrufbar
unter: https://ag-strafvollzug-und-bewaehrungshilfe.de/
76 EU Knowledge Hub on Prevention of Radicalisation (2024/2025): Thematic Panel 2 – Prisons, Rehabilitation
and Reintegration. European Commission DG HOME;

https://strongcitiesnetwork.org/resource/a-guide-for-cities/
http://violence-prevention-network.de/
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Begleitkette organisiert werden – nicht als voneinander getrennte Zuständigkeiten. Die
Kooperation zwischen Justizvollzug, Bewährungshilfe und freien Trägern ist durch das
Land strukturell zu steuern, mit klaren Zuständigkeiten zu versehen und finanziell
abzusichern. Dazu gehört, den Berliner Justizvollzug systematisch für externe
Fachorganisationen zu öffnen und unabhängige zivilgesellschaftliche Monitoring- und
Beschwerdemöglichkeiten zu stärken.

6. Wohnen – Faire Zugänge, transparente Vergabe und gute Wohnverhältnisse

Der Zugang zu Wohnraum ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und
wirkt unmittelbar auf soziale Stabilität und den Zusammenhalt in der Stadtgesellschaft. Wenn
der Zugang zu Wohnraum systematisch ungleich verteilt ist oder als diskriminierend erlebt
wird, untergräbt dies nicht nur individuelle Lebensverläufe, sondern auch das Vertrauen in
gesellschaftliche Institutionen und die Wahrnehmung von Fairness im urbanen
Zusammenleben. Eine diskriminierungssensible Wohnraumpolitik ist daher kein Randthema,
sondern eine grundlegende Voraussetzung für gesellschaftlichen Zusammenhalt in Berlin.

Die vorliegenden Befunde zeigen, dass Diskriminierung im Wohnungsmarkt nicht isoliert
auftritt, sondern eng mit strukturellen Rahmenbedingungen – insbesondere mit der
angespannten Lage des Berliner Wohnungsmarktes – verknüpft ist. In einem Kontext hoher
Nachfrage und knapper Angebote verstärken sich selektive Vergabemechanismen und
informelle Ausschlussprozesse. Diskriminierung zeigt sich dabei häufig nicht in offener
Ablehnung, sondern in verdeckten Formen wie ausbleibenden Rückmeldungen,
eingeschränktem Zugang zu Besichtigungen oder vorverlagerten Selektionsprozessen.

Zugleich wird deutlich, dass Diskriminierung nicht nur beim Zugang zu Wohnraum, sondern
auch im bestehenden Mietverhältnis sowie im Wohnumfeld wirksam ist. Sie wirkt damit über
verschiedene Phasen des Wohnens hinweg und trägt zur Reproduktion sozialer
Ungleichheiten bei. Vor diesem Hintergrund erfordert eine wirksame Strategie gegen
Diskriminierung im Wohnungsbereich eine Verbindung von Antidiskriminierungs-
maßnahmen, wohnungspolitischer Regulierung und strukturellen Eingriffen in den
Wohnungsmarkt.

a) Diskriminierungsfreie Zugänge und transparente Vergabe sichern

Um den Zugang zum Wohnungsmarkt fair zu gestalten, müssen verbindliche, transparente
und diskriminierungsfreie Vergabeverfahren flächendeckend umgesetzt werden.
Bestehende Instrumente – wie etwa Zufallsverfahren bei Besichtigungseinladungen, die
unbewusste Vorurteile in der Vorauswahl neutralisieren sollen – sowie die Veröffentlichung
klarer Vergabekriterien sind zu standardisieren und verpflichtend einzuführen. Dabei ist
sicherzustellen, dass Diskriminierung nicht bereits vor der eigentlichen Bewerbung erfolgt,
etwa durch informelle Vorauswahl oder ausbleibende Rückmeldungen. Hier stehen sowohl
Wohnungsunternehmen als auch digitale Plattformen als zentrale Gatekeeper in der Pflicht.
Sie müssen regulatorisch dazu verpflichtet werden, Diskriminierung – etwa durch
automatisierte Vorsortierung – auszuschließen und Transparenz über ihre Vergabepraxen und
Mietstrukturen herzustellen
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Parallel dazu bedarf es einer dauerhaften Monitoringstruktur, die auch verdeckte
Diskriminierung im Wohnungsmarkt systematisch erfasst. Dabei sind insbesondere verdeckte
Formen der Diskriminierung (z. B. Nicht-Antworten, algorithmische Selektion) zu
berücksichtigen.

b) Gemeinwohlorientierten Wohnungssektor systematisch ausbauen

Wohnungsmarktregulierung sollte konsequent als Antidiskriminierungsinstrument genutzt
werden: Maßnahmen zur Begrenzung von Mietsteigerungen und Verdrängung sollten
ausgebaut und Wohnraumförderprogramme verpflichtend mit Antidiskriminierungsklauseln
versehen werden. Ziel ist die Schaffung struktureller Bedingungen, die diskriminierende
Effekte von Knappheit und Wettbewerb systematisch reduzieren.

Eine zentrale Rolle kommt dabei dem Ausbau gemeinwohlorientierten Wohnens zu.
Gemeinwohlorientierte Wohnungsbestände – insbesondere landeseigene Unternehmen,
genossenschaftliche und dauerhaft gebundene Wohnformen – tragen dazu bei, Zugänge zu
Wohnraum weniger stark von wettbewerblichen und selektiven Marktmechanismen abhängig
zu machen. Sie reduzieren Konkurrenzdruck und schaffen stabilere, transparentere und
weniger ausschlussanfällige Vergabestrukturen. Dies verbessert die Versorgungssicherheit
nicht nur für von Diskriminierung betroffene Gruppen, sondern für die gesamte Berliner
Stadtbevölkerung und reduziert soziale Spannungen, indem verlässliche, transparente
Zugangswege jenseits profitorientierter Selektionslogiken etabliert werden.

c) Diskriminierungsschutz im Mietverhältnis und Wohnumfeld stärken

Maßnahmen gegen Diskriminierung dürfen sich nicht auf den Zugang beschränken, sondern
müssen das gesamte Mietverhältnis und das Wohnumfeld umfassen. Dies erfordert den
Ausbau sowie die dauerhafte Verstetigung flächendeckender, mehrsprachiger
Beratungs- und Unterstützungsstrukturen. Beschwerde- und Ombudssysteme, die auch in
Konfliktfällen in der Nachbarschaft oder Verwaltung vermitteln, müssen niedrigschwellig
zugänglich gemacht und die Kapazitäten für Mediation und Konfliktbearbeitung systematisch
gestärkt werden. Bereits bestehende Strukturen sind dauerhaft institutionell abzusichern.
Zudem ist empfohlen, die Antidiskriminierungsarbeit fest in die Quartiersentwicklung und
Nachbarschaftsarbeit zu integrieren.

Da Ergebnisse aus dem Wohnumfeld zeigen, dass rassistisch markierte Gruppen häufiger in
von Umweltbelastungen stärker betroffenen Umgebungen leben, sollten Maßnahmen zur
Umweltgerechtigkeit berücksichtigt werden. Dazu gehört beispielsweise die Priorisierung
des Baus von Grünflächen, die Entsiegelung in hitzebelasteten Quartieren sowie
verpflichtende Umweltgerechtigkeitsprüfungen bei Neubau und Sanierung, um ungleiche
Belastungen in Wohnlagen zu reduzieren.

7. Gesundheitsversorgung für alle Berliner*innen – Strukturen
diskriminierungssensibel entwickeln

Gesundheit ist eine zentrale Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe und Lebensqualität.
Ungleichheiten im Zugang zu gesundheitlicher Versorgung sowie diskriminierende
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Erfahrungen im Gesundheitssystem wirken sich nicht nur auf individuelle
Gesundheitsverläufe aus, sondern beeinflussen auch das Vertrauen in staatliche Institutionen
und die Wahrnehmung gesellschaftlicher Gerechtigkeit. Eine diskriminierungssensible
Gesundheitsversorgung ist daher ein wesentlicher Baustein für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt in Berlin.

Die Anhörung zum Themenfeld Gesundheit zeigte, dass Diskriminierung im Berliner
Gesundheitssystem auf unterschiedlichen Ebenen wirksam wird: beim Zugang zu Leistungen,
in der Interaktion mit medizinischem Personal sowie in Diagnose- und
Behandlungsprozessen. Neben offenkundigen Diskriminierungen spielen dabei auch subtile
und oft schwer erkennbare Formen eine zentrale Rolle, die im Versorgungsalltag wirksam
werden. Diskriminierung zeigt sich unter anderem in epistemischen Abwertungen, bei denen
Patient*innen weniger Glaubwürdigkeit zugesprochen wird, sowie in stereotypen
Zuschreibungen, die Diagnose- und Behandlungsentscheidungen beeinflussen können. Sie
äußert sich beispielsweise im Nicht-Ernst-Nehmen von Beschwerden, in verzögerten
Behandlungen oder in ungleichen Therapieentscheidungen.

Gesundheitliche Ungleichheiten sind zudem häufig mit anderen sozialen Ungleichheiten –
etwa im Bereich Wohnen, Einkommen oder Aufenthaltsstatus – verschränkt und verstärken
sich gegenseitig.  Vor diesem Hintergrund erfordert eine wirksame Strategie in Berlin eine
Verbindung aus Antidiskriminierungsmaßnahmen, strukturellen Reformen im
Versorgungssystem und einer verbesserten Datengrundlage. Ohne eine systematische
Erhebung und Auswertung entsprechender Daten bleiben Ungleichheiten häufig unsichtbar
und können weder politisch noch institutionell wirksam adressiert werden. Eine zentrale Rolle
spielt dabei der Ausbau niedrigschwelliger, gemeinwohlorientierter und quartiersnaher
Versorgungsstrukturen. Diese tragen dazu bei, Zugänge zu Gesundheitsleistungen zu
erleichtern, Vertrauen aufzubauen und Versorgungslücken zu reduzieren. Davon profitieren
nicht nur besonders vulnerable Gruppen, sondern die Berliner Stadtbevölkerung insgesamt.

a) Gute Arbeitsbedingungen als Grundlage für qualitativ hochwertige Versorgung
sicherstellen

Jene Diskriminierungserfahrungen im Berliner Gesundheitssystem sind eng mit strukturellen
Bedingungen verknüpft: Zeitdruck, Personalmangel und standardisierte Abläufe –
insbesondere im ambulanten Bereich und in stark belasteten Krankenhausstrukturen –
begünstigen die Reproduktion von Ungleichheiten. Diskriminierung ist damit nicht allein als
individuelles Fehlverhalten zu verstehen, sondern als Teil institutioneller Routinen und
struktureller Rahmenbedingungen. In Verschränkung mit Diskriminierung im Bildungs-
system, die den Zugang zu medizinischen Ausbildungs- und Studiengängen strukturell
erschwert, bleibt das Gesundheitssystem so von einer Vielfalt an Perspektiven und Expertisen
ausgeschlossen.

Um diesen strukturellen Ursachen zu begegnen, sollte das Land Berlin im Rahmen seiner
Zuständigkeiten auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen
hinwirken, insbesondere durch Maßnahmen zur Reduktion von Arbeitsverdichtung und
Zeitdruck. Gute Arbeitsbedingungen sind eine Voraussetzung für eine diskriminierungs-
sensible und qualitativ hochwertige Versorgung. Eine wirksame Strategie erfordert zudem
eine intersektionale Steuerung und ressortübergreifende Koordination, bei der die
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zuständige Gesundheitsverwaltung enger mit den zuständigen Verwaltungen für Soziales,
Wohnen und Integration kooperiert, um strukturelle Probleme ganzheitlich zu adressieren.

b) Sicherung eines niedrigschwelligen Zugangs zur Gesundheitsversorgung

Ungleichheiten im Gesundheitssektor sind häufig mit sozialen Faktoren wie dem
Aufenthaltsstatus verschränkt. Dies führt dazu, dass betroffene Gruppen medizinische
Leistungen verzögert oder gar nicht in Anspruch nehmen, was die gesundheitlichen Risiken
massiv erhöht. Um den Zugang zur Gesundheitsversorgung verbindlich zu sichern, muss das
Land Berlin gemeinsam mit der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin gewährleisten, dass die
ambulante Versorgung unabhängig von Aufenthaltsstatus und sozialer Lage offensteht.
Dazu gehören der landesweite Ausbau und die dauerhafte Finanzierung von Clearingstellen
für nichtversicherte oder nicht regulär versicherte Personen sowie die Überführung anonymer
Behandlungsmöglichkeiten in die Regelversorgung. Zudem muss der Zugang zu
professioneller Sprachmittlung als fester Bestandteil der Versorgung insbesondere im
ambulanten und stationären Bereich strukturell abgesichert und regelhaft finanziert werden.
Parallel dazu ist der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) zu stärken und als zentrale
Schnittstelle für niedrigschwellige Versorgung und Prävention auszubauen. In unterversorgten
Stadtteilen sollten integrierte, gemeinwohlorientierte Gesundheitszentren aufgebaut werden.
Diese sollten medizinische Versorgung, Beratung und Prävention miteinander verbinden und
auf die Bedarfe der jeweiligen Quartiere ausgerichtet sein.

c) Verankerung diskriminierungssensibler Standards

Um eine diskriminierungssensible Versorgung im Regelsystem zu verankern, sollten
gemeinsam mit der Ärztekammer, Kassenärztlicher Vereinigung und Krankenhaus-
gesellschaft verbindliche Standards für diskriminierungssensible Versorgung entwickelt und
implementiert werden. Diese sind konsequent in bestehende Qualitätssicherungs- und
Zertifizierungsverfahren einzubinden. Hierfür müssen Fort- und Weiterbildungen zu
Diskriminierung, institutionellen Ungleichheiten und diversitätssensibler Medizin
verpflichtend in die medizinische Aus-, Fort- und Weiterbildung integriert werden.

Für den Fall von Diskriminierung im Behandlungsalltag sind in Krankenhäusern und größeren
Versorgungseinrichtungen unabhängige Beschwerdestrukturen mit klar definierten
Verfahren zur systematischen Bearbeitung einzurichten oder auszubauen. Dabei gilt es,
bestehende Patientenfürsprecher*innen-Strukturen zu stärken und deren Ergebnisse aus
Beschwerdeverfahren systematisch auszuwerten und in Qualitätsentwicklungsprozesse
zurückzuführen.

Darüber hinaus müssen spezialisierte Beratungs- und Unterstützungsstrukturen für
Diskriminierungsfälle im Gesundheitswesen institutionell abgesichert und besser mit
bestehenden Antidiskriminierungsstrukturen, etwa im Kontext des LADG, vernetzt werden

d) Monitoring und Datengrundlagen auf Landesebene aufbauen

Ohne eine systematische Datenerhebung bleiben Ungleichheiten unsichtbar und können
politisch nicht effektiv adressiert werden. In Kooperation mit relevanten Akteuren (u. a.
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Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege, KV Berlin, Krankenhausträger,
wissenschaftliche Einrichtungen) ist ein landesweites Monitoring zu etablieren, das
Erfahrungen von Patient*innen (direkt und indirekt) als auch strukturelle Versorgungsdaten
erfasst. Die Ergebnisse sind regelmäßig zu veröffentlichen und in gesundheitspolitische
Steuerungsprozesse einzubinden.

Zur Fortschrittsmessung und Überprüfung der Wirksamkeit der Maßnahmen werden
spezifische Indikatoren vorgeschlagen, die im Rahmen des Monitorings regelmäßig erhoben
werden sollen:

 Anteil der Berliner Bevölkerung mit berichteten Diskriminierungserfahrungen im
Gesundheitswesen (direkt und indirekt)

 Vertrauen in zentrale Gesundheitsinstitutionen in Berlin
 Inanspruchnahme medizinischer Leistungen nach sozialen Gruppen
 Anzahl, Art und Bearbeitungsdauer von Diskriminierungsbeschwerden
 Verfügbarkeit von Sprachmittlungsangeboten in der Versorgung
 Ausbau niedrigschwelliger Versorgungsangebote (z. B. Gesundheitszentren, ÖGD-

Strukturen)

Diese Indikatoren sollen regelmäßig erhoben und im Rahmen eines landesweiten Monitorings
veröffentlicht werden.

8. Kulturpolitik – Berliner Kulturbetrieb in der postmigrantischen Stadt

Kulturpolitik ist kein neutraler Gestaltungsbereich, sondern ein zentraler Ort der Aushandlung
gesellschaftlicher Zugehörigkeit, Sichtbarkeit und Deutungshoheit. Im Berliner Kulturbetrieb
treffen Fragen der Repräsentation, der Ressourcenverteilung und der epistemischen
Anerkennung unmittelbar aufeinander. Zugleich zeigen sich strukturell verankerte
Ausschlüsse, die entlang rassifizierter und antisemitismusrelevanter sozialer Hierarchien
wirken. Eine zukunftsorientierte Kulturpolitik muss diese Verhältnisse als Ausdruck
strukturell verankerter Ungleichheit begreifen und eine verbindliche Transformation
kulturpolitischer Steuerung einleiten, die diskriminierungs-, antisemitismus- und
rassismuskritische Perspektiven institutionell absichert. Die nachfolgenden Maßnahmen
adressieren die diskriminierungskritische Gestaltung der Kulturförderung sowie die
umfassende Weiterentwicklung der Erinnerungskultur.

a) Förderpraxis reformieren

Die Berliner Kulturpolitik muss ihre Förderpraxis systematisch diskriminierungskritisch
reformieren, da dominanzkulturelle Entscheidungsstrukturen und intransparente Logiken
marginalisierte Künstler*innen benachteiligen. Grundlage hierfür ist ein präzises
Diversitätsverständnis, das Rassismus, Antisemitismus, antimuslimischen Rassismus (AMR),
Klassismus, Ableismus und Sexismus in ihrer intersektionalen Verwobenheit adressiert.
Erforderlich ist eine barrierefreie Gestaltung der Antragstellung durch mehrsprachige
Beratung und die Finanzierung von Antragshilfen. Zudem müssen Transparenz und
Begründungspflicht gestärkt werden, indem Ablehnungsbescheide inhaltlich begründet und
jährliche Monitoring-Berichte zur Antragslage verbindlich eingeführt werden. Zur
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Überwindung struktureller Ausschlüsse sind die Projektförderung durch eine institutionelle
Sockelförderung für marginalisierte Akteur*innen zu ergänzen und Barrierefreiheitskosten als
förderwürdige Regelkosten in allen Programmen zu verankern.

b) Jurys diversifizieren und diskriminierungskritisch qualifizieren

Da die Zusammensetzung von Jurys ein zentraler Ort kultureller Machtproduktion ist, müssen
Vergabeentscheidungen von fachlich qualifizierten, divers besetzten und parteipolitisch
unabhängigen Gremien getroffen werden. Eine jährliche, verpflichtende Qualifizierung der
Jurys zu Diversitätskompetenz und diskriminierungskritischer Praxis ist hierfür unerlässlich.
Dabei ist sicherzustellen, dass die Verantwortung für diese Perspektiven vom gesamten
Gremium getragen und nicht einzelnen Personen aufgrund ihrer Identität zugeschrieben wird.
Ein diskriminierungssensibles Miteinander muss durch verbindliche Verabredungen zu
Redeanteilen und Bewertungskriterien bereits vor Beginn des Auswahlprozesses abgesichert
werden.

c) Rassismus abbauen, 3-Ps-Fortschritte sichern und postmigrantische Stadtgesellschaft
im Kulturbetrieb verankern

Die strukturelle Unterrepräsentation von negativ von Rassismus betroffenen Menschen im
Berliner Kulturbetrieb ist auf den Ebenen – Programm, Publikum und Personal – Ausdruck
institutioneller Routinen. Berlins postmigrantische, hyperdiverse Stadtgesellschaft wird im
öffentlich geförderten Kulturbetrieb bis heute nicht hinreichend gespiegelt – weder
programmatisch noch personell.

Eine rassismuskritische Kulturpolitik muss die postmigrantische Realität Berlins
widerspiegeln und die epistemische Anerkennung von Perspektiven stärken, die bisher
systematisch ausgeschlossen wurden. Schwarze Perspektiven und Wissensformen,
postmigrantische Kunstpraxis sowie Ansätze aus dem Kontext der Black Studies und der
Critical Race Theory haben in Berliner Kulturinstitutionen nach wie vor keinen
selbstverständlichen Platz und müssen daher in Programmen, kuratorischen Entscheidungen
sowie in der Ausbildung des Kulturpersonals verankert werden. Dasselbe gilt für
antimuslimischen Rassismus: Muslimische und als muslimisch wahrgenommene
Künstler*innen sowie Communitys sind im Kulturbetrieb strukturell unterrepräsentiert. Da
antimuslimischer Rassismus religiöse Zugehörigkeit oder Zuschreibung als Marker für
Ausgrenzung nutzt und sich in kuratorischen Entscheidungen, Programmlogiken und
Personalstrukturen niederschlägt, muss er als eigenständiges Thema adressiert werden.

Zur Sicherung der erreichten Fortschritte sind Organisationen wie Diversity Arts Culture
(DAC) dauerhaft institutionell zu finanzieren. Ebenso müssen diversitätsorientierte Stellen für
Rassismuskritik und Antidiskriminierung in den Häusern langfristig abgesichert werden.
Besetzungsverfahren für Leitungspositionen sind paritätisch und unter verbindlicher
Einbeziehung von Diversitätskompetenz als Auswahlkriterium durchzuführen.
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d) Antisemitismus und antimuslimischen Rassismus im Kulturbetrieb strukturell
begegnen

Antisemitismus ist seit dem 7. Oktober 2023 zu einem prägenden Thema im Berliner
Kulturbetrieb geworden. Jüdische und israelische Künstler*innen und Institutionen sind in
erhöhtem Maße von Ausgrenzung, Anfeindungen und Boykottaufrufen betroffen. Dabei ist
Antisemitismus kein neues Phänomen; vielmehr sind entsprechende Narrative in Kunst und
Kultur seit Jahrhunderten verankert und wirken oft unbewusst. Der Berliner Senat hat mit der
Gründung des Open Arts Hub Berlin einen wichtigen ersten Schritt getan. Dieses Angebot –
inklusive Fallberatung, Produktionsbegleitung und Vorfallsdokumentation – muss nun
langfristig institutionell abgesichert werden, um nicht von jährlichen Projektmitteln abhängig
zu sein. Gleichzeitig sind antisemitismuskritische Standards als Qualitätsdimension in der
Förderpraxis zu verankern und jüdisches künstlerisches Schaffen programmatisch zu stärken.
Diese Debatten dürfen aber nicht dazu führen, dass antimuslimischer Rassismus aus dem
Blick gerät oder muslimische Communitys unter Generalverdacht gestellt werden.
Kultureinrichtungen benötigen Unterstützung dabei, die Wechselwirkungen zwischen
antimuslimschen Rassismus und Antisemitismus professionell zu moderieren. Beide
Diskriminierungsformen müssen gleichzeitig adressiert werden, ohne sie gegeneinander
auszuspielen. Kultureinrichtungen benötigen hierfür politische Rückendeckung und
professionelle Unterstützung, um diesen Balanceakt sicher zu gestalten.

e) Schutz vor Ausgrenzung – Kunstfreiheit schützen

Boykottbewegungen wie BDS und Kampagnen wie „Strike Germany“ zielen auf die
Ausgrenzung israelischer und jüdischer Kulturschaffender. Die Debatten um die Berlinale
2024 haben gezeigt, wie stark institutionelle Handlungsfähigkeit unter Kampagnendruck
erodieren kann. Boykotte gegenüber Künstler*innen aufgrund ihrer nationalen Herkunft oder
jüdischen Identität sind eine Form von Diskriminierung und mit dem LADG nicht vereinbar.
Auch im Kontext des antimuslimischen und antipalästinensischen Rassismus sind im
Kulturbetrieb Formen der Ausgrenzung zu beobachten. Künstler*innen, die als muslimisch
oder palästinensisch markiert werden oder sich zu entsprechenden politischen Kontexten
äußern, sehen sich mit Ausladungen, Einschränkungen von Auftrittsmöglichkeiten oder einer
pauschalen Problematisierung ihrer Positionen konfrontiert.

Diese Dynamiken können dazu führen, dass kulturelle Räume nicht mehr als offene Orte
künstlerischer Auseinandersetzung funktionieren, sondern durch abwertende Zuschreibungen,
Verdachtslogiken und politische Erwartungshaltungen verengt werden. Auch hier gilt:
Ausschlüsse, die an zugeschriebene Herkunft, Religion oder politische Positionierungen
anknüpfen, widersprechen dem Anspruch diskriminierungsfreier kultureller Teilhabe.
Kultureinrichtungen benötigen politische Rückendeckung und dauerhafte Beratungsangebote
zu Schutzkonzepten, um kontroverse Debatten offen führen zu können, ohne antisemitische
oder rassistische Positionen zu legitimieren.

f) Umfassende Gestaltung der Erinnerungskultur

Eine zeitgemäße Berliner Erinnerungspolitik darf nicht auf ein Themenfeld verengt werden.
Berlin trägt besondere historische Verantwortung gegenüber dem Völkermord an den
Jüdinnen und Juden Europas (Shoah) und weiteren nationalsozialistischen Verbrechen,
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darunter der Völkermord an Sinti*zze und Rom*nja (Porajmos), dem deutschen
Kolonialismus, der SED-Diktatur sowie weiterer historischer Gewaltkontexte. Darüber hinaus
gehört die Geschichte des antimuslimischen Rassismus und der Islamfeindlichkeit in
Deutschland – von kolonialen, orientalischen Bildwelten bis zu zeitgenössischer Ausgrenzung
– zu den erinnerungspolitischen Feldern, die im Berliner Kulturbetrieb bisher kaum bearbeitet
werden. Diese Felder dürfen nicht in Konkurrenz gestellt werden. Notwendig ist eine
vernetzte Gesamtstrategie, die verschiedene Erinnerungsfelder verbindet, ohne sie zu
hierarchisieren.

Gedenkstätten und Kultureinrichtungen stehen unter zunehmendem Druck, auch durch
Angriffe von völkischen und geschichtsrevisionistischen Gruppen. NS-Gedenkstätten werden
als „jüdische Orte“ wahrgenommen, die gesellschaftliche Verantwortung für die Shoah auf
eine Minderheitenaufgabe reduziert. Die Erinnerung an die Shoah muss durch ausreichende
personelle Ressourcen für antisemitismuskritische Bildungsarbeit gestärkt werden, die über
reine Wissensvermittlung hinausgeht und aktuelle Erscheinungsformen wie israelbezogenen
Antisemitismus thematisieren. Jüdische und israelische Stimmen sind dabei als konstitutiver
Bestandteil der Konzeption von Erinnerungsarbeit zu verankern, um der gesellschaftlichen
Verantwortung dauerhaft gerecht zu werden. Hierbei ist die Erinnerungsarbeit als Bringschuld
der Mehrheitsgesellschaft zu begreifen, die nicht einseitig auf die Betroffenen abgewälzt
werden darf.

Die koloniale Aufarbeitung ist durch einen verbindlichen Umsetzungsbeschluss des Berliner
Erinnerungskonzeptes „Kolonialismus erinnern“ abzusichern. Dies umfasst die institutionelle
Verankerung eines zentralen Erinnerungs- und Lernortes mit gesicherter Grundfinanzierung
und struktureller Beteiligung diasporischer Expert*innen. Zudem ist ein berlinweites
Markierungssystem für koloniale Orte zu entwickeln und die Koordinierungsstelle bei
Decolonize Berlin dauerhaft zu finanzieren. Koloniale Aufarbeitung muss strukturell mit
anderen Erinnerungsfeldern vernetzt werden, um bestehende Leerstellen in zentralen
Gedenkkonzepten zu schließen.

Die Aufarbeitung der SED-Diktatur und der geteilten Stadtgeschichte ist ein eigenständiges
Feld mit kulturpolitischer Gegenwartsbedeutung, auch im Hinblick auf Diskriminierungs-
muster und Ost-West-Ungleichheiten. Der Porajmos ist durch die gezielte Förderung von
Formaten, die Betroffenenperspektiven einbinden, stärker sichtbar zu machen. Ebenso ist die
Geschichte des antimuslimischen Rassismus als eigenständiges erinnerungspolitisches Feld
zu etablieren. Kultureinrichtungen sind dabei zu unterstützen, die historischen Kontinuitäten
von Ausgrenzungserfahrungen muslimischer Communitys aufzuarbeiten und im Kulturbetrieb
strukturell zu verankern.
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III. Stellungnahme der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

1. Politische Einordnung der Enquete-Kommission

Auszug aus § 24 der Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses: „Das Abgeordnetenhaus hat
das Recht und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, zur Vorbereitung von
Entscheidungen über umfangreiche oder bedeutsame Sachverhalte Enquete-Kommissionen
einzusetzen.“

Enquete-Kommissionen sind ein zentrales parlamentarisches Instrument, um komplexe
gesellschaftliche Herausforderungen vertieft, faktenbasiert und unter Einbeziehung von
Expertise aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft zu analysieren. Sie eröffnen die
Möglichkeit, fraktionsübergreifend an langfristigen Lösungsansätzen zu arbeiten, die sich auf
aktuelle wissenschaftliche und praktische Expertise beziehen. Zugleich sind sie Ausdruck
politischer Teilhabe und der Anerkennung der Arbeit zivilgesellschaftlicher Organisationen,
Initiativen und Aktivist*innen.

Diese Funktion ist vor dem Hintergrund der aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen von
besonderer Bedeutung. Als Stadtgesellschaft sehen wir uns mit einem Erstarken
rechtsextremer Akteur*innen konfrontiert, die offen menschenverachtende Pläne zur
Entrechtung, Ausbürgerung und Abschiebung ganzer Bevölkerungsgruppen propagieren. Der
rassistische Terror des NSU, die Attentate von Halle und Hanau, antisemitische Hetze im
Umfeld der Corona-Leugner*innen sowie die offene Radikalisierung der AfD stehen
exemplarisch für diese Bedrohung. Hinzu kommt der drastische Anstieg antisemitischer
Übergriffe seit dem 7. Oktober 2023 sowie die weiterhin steigenden Fälle von
antimuslimischem Rassismus, anti-Schwarzem Rassismus und Antiziganismus. All dies
verweist auf die tief verwurzelten Kontinuitäten von Antisemitismus und Rassismus und
unterstreicht die ungebrochene Aktualität einer konsequenten Antidiskriminierungspolitik.

Diese Entwicklungen stehen nicht losgelöst von den alltäglichen Erfahrungen vieler
Berliner*innen. Für zahlreiche Menschen gehören Ausgrenzung und Diskriminierung zum
Alltag, in der Schule, im Arbeitsumfeld, in Bürger*innenämtern, bei der Wohnungssuche oder
im Sport. Antisemitismus und Rassismus durchzieht alle gesellschaftlichen Strukturen.
Dennoch werden strukturelle Diskriminierungserfahrungen häufig nicht als solche benannt.
Stattdessen kommt es zu Relativierungen, Verharmlosungen oder zu Täter-Opfer-Umkehr.

Vor diesem Hintergrund hätte die Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen
Zusammenhalt, gegen Antisemitismus, Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von
Diskriminierung“ diese Strukturen klar benennen und als zentrale demokratische
Herausforderung verbindlich festhalten müssen. Denn es ist staatliche Aufgabe,
Antisemitismus, Rassismus und jede Form von Diskriminierung offensiv und entschlossen zu
bekämpfen, unabhängig davon, ob sie von einzelnen Akteur*innen, Institutionen,
strukturellen Rahmenbedingungen oder gesetzlichen Regelungen ausgehen. Gerade
angesichts zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung, wachsender rechter Mobilisierung
und eines erstarkenden Antisemitismus und Rassismus hätte die Enquete-Kommission ein
zentrales Instrument sein müssen, um in enger Zusammenarbeit mit Wissenschaft und
Zivilgesellschaft wirksame Strategien gegen Diskriminierung zu entwickeln. Ihr Auftrag hätte
darin bestanden, den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Berlin langfristig zu stärken und
Antidiskriminierungspolitik als ressortübergreifende Querschnittsaufgabe neu zu denken.
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Eine solche Enquete-Kommission hätte untersuchen können, in welchen Formen strukturelle
und institutionelle Diskriminierung in der Berliner Verwaltung wirkt und welche Reformen
notwendig sind, um gleichberechtigte Teilhabe für marginalisierte Gruppen tatsächlich zu
gewährleisten. Dazu hätten unter anderem die Identifikation bestehender Lücken in der
Prävention und Bekämpfung verschiedener Formen von Rassismus und Antisemitismus, eine
systematische Analyse diskriminierender Strukturen in staatlichen Institutionen und
landeseigenen Betrieben sowie die Entwicklung konkreter Antidiskriminierungs- und
Diversitätsstrategien mit verbindlichen Umsetzungsempfehlungen für die Senatsverwaltungen
gehört.

Der Einsetzungsbeschluss der Koalitionsfraktionen sah ausdrücklich vor, politische und
administrative Handlungsempfehlungen zu erarbeiten, die langfristige Verbesserungen
ermöglichen, sowie präventive Angebote wie Begegnungs-, Beratungs- und Bildungsarbeit
dauerhaft abzusichern. Diesem Anspruch ist die Regierungskoalition jedoch nicht gerecht
geworden.

Stattdessen entwickelte sich die Enquete-Kommission zunehmend zum Austragungsort eines
von Vertretern der CDU-Fraktion geführten Kulturkampfes. Bereits der Arbeitsbeginn wurde
mehrfach ohne sachliche Begründung vertagt, sodass die Kommission ihre Arbeit erst im
März 2025 aufnehmen konnte. Für eine umfassende Analyse der Diskriminierungssituation in
Berlin waren lediglich 15 inhaltliche Sitzungen vorgesehen. Schon diese strukturellen
Rahmenbedingungen machten deutlich, dass kein ernsthaftes Interesse bestand, den Aufgaben
des Einsetzungsbeschlusses gerecht zu werden.

Im Verlauf der Arbeit zeigte sich zudem, dass es an einem gemeinsamen Verständnis der
politischen und rechtlichen Grundlagen fehlte. Die Existenz struktureller und institutioneller
Diskriminierung sowie die staatliche Verantwortung zu ihrer Bekämpfung wurden von
Vertretern der CDU-Fraktion wiederholt relativiert oder grundsätzlich infrage gestellt.
Diskriminierungstatbestände und Diskriminierungserfahrungen wurden immer wieder
relativiert und offen angezweifelt.

Ein gemeinsames Verständnis der freiheitlich demokratischen Grundordnung konnte nicht
hergestellt werden, insbesondere hinsichtlich der Einsicht, dass Antisemitismus und
rassistische Diskriminierung strukturell verankert sind und Antidiskriminierungsarbeit eine
tragende Säule der Demokratie ist.

Dieses Verständnis steht im Widerspruch zur verfassungsrechtlichen Entwicklung. Das
Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass rassistische Diskriminierung auch eine
Verletzung der Menschenwürde im Sinne von Artikel 1 Grundgesetz darstellt.77

Antidiskriminierung ist damit keine freiwillige politische Aufgabe des Staates, sondern
unmittelbar mit dem Schutz der Menschenwürde und der Verwirklichung der freiheitlich
demokratischen Grundordnung verbunden.

Statt diese Grundlage anzuerkennen, kam es im weiteren Verlauf der Enquete-Kommission zu
Einschüchterungen von eingeladenen Expert*innen sowie zur Diffamierung und
Aberkennung der Expertise von Sachverständigen. Empirische Erkenntnisse zu rassistischer
Gewalt sowie zu strukturellem Antisemitismus und Rassismus wurden wiederholt infrage

77 Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 17. Januar 2017, 2 BvB 1/13 („NPD-Urteil“);
Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 23. Januar 2024, 2 BvB 1/19 („Heimat-Urteil“).
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gestellt oder zurückgewiesen, obwohl der wissenschaftliche und praxisbezogene Forschungs-
und Diskussionsstand hierzu eindeutig ist. Für uns steht außer Frage, dass strukturelle Formen
von Gewalt und Diskriminierung tief in unserer Gesellschaft und in unseren Institutionen
verankert sind. Es ist Aufgabe der Politik, die daraus resultierenden Macht- und
Ungleichheitsverhältnisse zu benennen, einzuordnen und durch strukturbildende Maßnahmen
konsequent abzubauen.

Anstatt die Enquete-Kommission für ihre eigentliche Aufgabe, die Analyse struktureller
Diskriminierung in Berlin und die Entwicklung fundierter Handlungsempfehlungen zu
nutzen, wurde sie aus den Reihen der Koalitionsfraktionen auch als Instrument zur Kontrolle
zivilgesellschaftlicher Organisationen verstanden. Unter dem Schlagwort einer „Überprüfung
der Wirksamkeit, Effizienz und Kohärenz“ sollten Organisationen überprüft werden, ohne
dass klare Kriterien, transparente Verfahren oder der Schutz ihrer Kernaufgaben gewährleistet
gewesen wären. Dieses Vorgehen ist auch im Kontext der Kleinen Anfrage der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion vom 21. Februar 2025 zur „politischen Neutralität staatlich geförderter
Organisationen“ zu bewerten und verdeutlicht ein tiefgreifendes Misstrauen gegenüber der
Zivilgesellschaft.78

Dieses Misstrauen erzeugte ein Klima der Einschüchterung, das viele zivilgesellschaftliche
Organisationen erheblich verunsicherte und ihre eigenen, mühsam aufgebauten Strukturen
und Angebote real gefährdete. Damit wurde nicht nur die Wirksamkeit der
Antidiskriminierungsarbeit geschwächt, sondern auch Berlins Rolle als offene, vielfältige und
demokratische Stadt infrage gestellt.

Eine lebendige und widerständige Demokratie ist jedoch auf eine starke, unabhängige und
kritische Zivilgesellschaft angewiesen. Zivilgesellschaftliche Organisationen benennen
Missstände, fordern politische Akteur*innen heraus, stärken Betroffene von Diskriminierung
und leisten Empowerment-, Beratungs- und Bildungsarbeit, die staatliche Strukturen in dieser
Form nicht abdecken können. Für diese Arbeit sind sie auf verlässliche finanzielle Ressourcen
sowie langfristige Förderstrukturen angewiesen. Die Weiterentwicklung dieser Strukturen ist
wesentlich auf die aus Praxis und Forschung gewonnenen fachlichen Einschätzungen
zivilgesellschaftlicher Akteur*innen angewiesen, da Bedarfe, Beobachtungen und Analysen
hier präzise benannt und fundiert eingeordnet werden können.

Demokratieförderung ist ohne eine starke Zivilgesellschaft nicht denkbar. Sie schafft Räume
für historisch-politische Bildung, Erinnerungspädagogik, fördert kritisches Denken,
unterstützt Minderheiten und Betroffene, beobachtet, analysiert und stärkt die
gesellschaftliche Resilienz gegenüber jeglichen antidemokratischen Tendenzen und trägt
wesentlich zum gesellschaftlichen Zusammenhalt bei. Wer die Demokratie stärken will, muss
daher die Zivilgesellschaft schützen, stärken und diese als gleichwertige Partnerin
anerkennen. Dabei ist die Zivilgesellschaft auf verlässliche Rahmenbedingungen angewiesen,
die ihre Arbeit anerkennen, unterstützen und sie nicht pauschal unter Generalverdacht stellen.

Allerdings wurde von Vertretern der CDU-Fraktion nicht nur die Notwendigkeit der Arbeit
zivilgesellschaftlicher Akteur*innen grundsätzlich in Frage gestellt, sondern auch deren
fachliche Expertise wiederholt aberkannt. Sachverständige und Anzuhörende, die zu den
Sitzungen der Enquete-Kommission eingeladen waren, schilderten den Umgang mit ihnen
vielfach als respektlos und einschüchternd. Der parlamentarische Raum der Enquete-

78 Deutscher Bundestag, Drs. 20/15035.



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 235 Drucksache 19/3320

Kommission wurde von einigen nicht als Ort fachlicher Auseinandersetzung wahrgenommen,
sondern als Raum, in dem Diskriminierungserfahrungen relativiert und diskriminierende
Verhaltens- und Argumentationsmuster reproduziert wurden. Diese Erfahrungen blieben nicht
folgenlos: In der Endphase der Enquete-Kommission erklärten sich zunehmend weniger
externe Expert*innen aus Forschung, historisch-politischer Bildung, Erfassung und Beratung
bereit, ihre fachliche Expertise als Anzuhörende einzubringen. Ausschlaggebend waren
Befürchtungen negativer Konsequenzen für ihre berufliche Arbeit, ihre öffentliche Förderung
sowie ihre fachliche Reputation.

Ein solcher Umgang mit Sachverständigen, die ihre Expertise und Arbeitszeit in den
parlamentarischen Prozess einbringen, ist in keiner Weise hinnehmbar. Gerade eine Enquete-
Kommission, die sich mit Diskriminierung und gesellschaftlichem Zusammenhalt befasst,
muss sich an ihrem eigenen Anspruch messen lassen. Sie darf in ihrer Arbeitsweise nicht
selbst zu Diskriminierungserfahrungen beitragen.

Wenn Expert*innen Angst entwickeln, ihre fachliche Einschätzung im parlamentarischen
Raum zu äußern, ist das ein alarmierendes Signal, insbesondere in einer Zeit, in der
demokratische Strukturen und zivilgesellschaftliche Räume zunehmend unter Druck geraten.

Darüber hinaus wurde im Kontext der sogenannten „Fördermittelaffäre“ öffentlich bekannt,
dass Mitglieder der CDU-Fraktion die von allen demokratischen Fraktionen des
Abgeordnetenhauses gewählten (stellvertretenden) Sachverständigen Prof. Dr. Christina
Brüning, Dr. Saba Nur Cheema und Derviş Hızarcı intern gegenüber dem Senat diffamiert
haben. Alle drei Personen sind seit Jahren in Wissenschaft und politischer Bildungsarbeit
anerkannte Expert*innen und leisten mit ihrer Arbeit einen zentralen Beitrag zur Bekämpfung
von Antisemitismus und Rassismus und wurden für ihre Arbeit durch verschiedene
Auszeichnungen und ebenfalls durch die Bundesregierung geehrt.

Insbesondere die erfolgte Unterstellung einer angeblichen „BDS-Nähe“ ihnen und auch
einigen weiteren Expert*innen aus der antisemitismuskritischen Bildungsarbeit ist vor diesem
Hintergrund besonders schwerwiegend. Sie entbehrt jeder sachlichen Grundlage und ist
geeignet, die fachliche Integrität, die berufliche Reputation sowie die persönliche Sicherheit
der Betroffenen nachhaltig zu beeinträchtigen. Umso problematischer ist dieser Vorgang auch
deshalb, weil die genannten Sachverständigen vom gesamten Parlament, einschließlich der
CDU-Fraktion, in die Enquete-Kommission gewählt wurden.

Wir weisen sowohl die getätigten Äußerungen als auch das zugrunde liegende Vorgehen
entschieden zurück. Bis heute ist weder eine öffentliche Entschuldigung noch eine
Richtigstellung oder ernsthafte Aufarbeitung durch die CDU-Fraktion erfolgt. Umso
wichtiger ist die Arbeit des Untersuchungsausschusses zur Untersuchung der Vergabe von
öffentlichen Projektfördermitteln aus dem Haushaltsplan 2024/25, der zum 16. Januar 2026
seine Arbeit aufgenommen hat.

Leider steht dieses Verhalten exemplarisch für den Umgang von Vertretern der CDU-
Fraktion mit den Expert*innen in den Sitzungen der Enquete-Kommission. Auch außerhalb
der Sitzungen verwendete ein CDU-Abgeordneter und Mitglied der Enquete-Kommission auf
Social-Media-Kanälen das rassistische Z*-Wort gegenüber Rom*nja und Sinti*zze.
Selbstvertretungen von Rom*nja und Sinti*zze wie Amaro Foro und RomaniPhen forderten
eine Entschuldigung und den Rückzug des Abgeordneten aus der Enquete-Kommission. Aber
auch diesen Forderungen ist die CDU-Fraktion nicht nachgekommen. Eine angemessene
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Entschuldigung des Abgeordneten bzw. weitere Konsequenzen blieben aus. Zwei
Sachverständige verließen daraufhin die Enquete-Kommission. Dass ein
Kommissionsmitglied selbst diskriminierende Äußerungen über soziale Medien tätigt und
verbreitet, ist absolut inakzeptabel.

Eine weitere vertrauensvolle Zusammenarbeit war unter diesen Umständen nicht mehr
vorstellbar. Auch aus unserer Sicht markierte dieses Verhalten, eingebettet in den bereits
zuvor entstandenen diskriminierenden und einschüchternden Arbeitskontext, faktisch das
politische und praktische Ende der Enquete-Kommission.

Zukunftsperspektive: Ein parlamentarisches Alternativkonzept für eine Enquete-
Kommission

Aus den Erfahrungen der Arbeit sowie aus dem politischen und praktischen Scheitern der
Enquete-Kommission ergeben sich klare strukturelle Schlussfolgerungen für die zukünftige
Ausgestaltung der Antidiskriminierungspolitik im Land Berlin. Das Ende der Enquete-
Kommission markiert nicht das Ende des politischen Handlungsauftrags, im Gegenteil: Es
verdeutlicht den dringenden Bedarf nach tragfähigen, verbindlichen und wirksameren
Formaten.

Vor diesem Hintergrund braucht es ein alternatives Format, das Politik, Verwaltung und
Zivilgesellschaft zusammenführt. Dazu haben wir als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
gemeinsam mit der Fraktion Die Linke bereits einen umfangreichen Änderungsantrag zum
Einsetzungsantrag der Koalitionsfraktionen für die Enquete-Kommission eingebracht, der
aber im parlamentarischen Verfahren abgelehnt wurde. Erforderlich ist ein strukturierter
Arbeitsraum mit klar definierten Arbeitsaufträgen, Verantwortlichkeiten, überprüfbaren
Zielen sowie nachvollziehbaren Konsequenzen bei der Nichtumsetzung vereinbarter Schritte.
Ein solches Format muss über den Charakter eines reinen Dialogforums hinausgehen und eine
verbindliche politische Wirkung erzeugen. Dafür müsste die Einbindung von
zivilgesellschaftlichen Organisationen und wissenschaftlicher Expertise einen deutlich
größeren Stellenwert erhalten und die Zusammenarbeit auch strukturell auf Augenhöhe
ausgerichtet sein. Ziel wäre es, eine progressive und intersektionale Antidiskriminierungs-
politik in den Mittelpunkt zu stellen sowie deren Umsetzung durch Politik und Verwaltung
kontinuierlich zu begleiten und zu beobachten, Antidiskriminierung wird als ressortüber-
greifende Querschnittsaufgabe verbindlich verankert und Umsetzungsdefizite frühzeitig
sichtbar gemacht.

Gerade angesichts der Vielzahl bereits bestehender Strategien, Programme, Fachstellen und
Gremien braucht es zudem eine gesamtstädtische Struktur, die vorhandene Zuständigkeiten
systematisch miteinander verknüpft, eine senatsübergreifende Verbindlichkeit und Steuerung
schafft, Koordination sicherstellt und Transparenz gewährleistet. Ziel muss es sein,
Antidiskriminierungsstrukturen sowohl für Politik und Verwaltung als auch, und
insbesondere, für die Berliner*innen zugänglich, verständlich und niedrigschwellig erreichbar
zu machen. Nur durch eine solche Bündelung kann gewährleistet werden, dass vorhandenes
Wissen zusammengeführt, Bedarfe sichtbar gemacht und wirksame Maßnahmen gegen
strukturelle Diskriminierung nachhaltig umgesetzt werden. Bis jetzt ist Antidiskriminierung in
vielen Politikfeldern und Verwaltungen weiterhin nicht systematisch verankert. Es fehlt an
einem verbindlichen Rahmen, der die Perspektiven der Zivilgesellschaft regelmäßig mit



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 237 Drucksache 19/3320

parlamentarischer Arbeit und Verwaltungshandeln zusammenführt und zugleich als Korrektiv
politischen Handelns wirken kann.

2. Demokratischer Zusammenhalt/Gesellschaftlicher Zusammenhalt

2.1. Politische Einordnung Gesellschaftlicher Zusammenhalt – CDU:
Gemeinschaftsdienst statt Antidiskriminierung

Für die CDU ist der Begriff „gesellschaftlicher Zusammenhalt“ seit 2015 von zentraler
Bedeutung. Ihr Verständnis unterscheidet sich jedoch grundlegend von dem, was wir als
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darunter verstehen. Diese unterschiedlichen, teilweise
gegensätzlichen Vorstellungen von gesellschaftlichem Zusammenhalt wurden in der Enquete-
Kommission deutlich sichtbar.

Ein Bundesfachausschuss der CDU beschreibt 2019 gesellschaftlichen Zusammenhalt als
Ausdruck einer „gemeinschaftlichen Idee“, die insbesondere durch Familie und eine
Gegenüberstellung von „vor 2015“ und „nach 2015“ geprägt sei.79 Daran anschließend knüpft
die Argumentation vom heutigen Ministerpräsidenten Michael Kretschmer aus dem Jahr 2016
an, der auf angebliche „Fliehkräfte“ durch Zuwanderung verweist und diesen mit einer „Leit-
und Rahmenkultur“ begegnen will, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. In
dieser Argumentationslinie wird die Einwanderung wiederholt als Gefährdungsfaktor für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt beschrieben.

Auch aktuelle Positionierungen der CDU, etwa zur Einführung eines verpflichtenden
Gesellschaftsjahres, stehen in diesem Kontext. So wurde etwa von Carsten Linnemann 2025
argumentiert, ein solches Gesellschaftsjahr könne ein zentraler Baustein zur Stärkung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts sein.80 Die Berliner CDU-Fraktion hatte in dieser Enquete-
Kommission zudem die Einführung eines „Gesellschaftsdienstes“ zur Diskussion gestellt.81

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie diese Vorschläge im Zusammenhang mit
der Arbeit gegen Diskriminierung vereinbar sind.

Auffällig ist, dass in der Enquete-Kommission selbst keine Sitzung stattfand, die sich
systematisch mit dem unterschiedlichen Verständnis von „gesellschaftlichem Zusammenhalt“
befasst hätte. Eine explizite begriffliche Klärung durch die CDU-Fraktion wurde nicht
vorgenommen. Gleichzeitig wurde in den Sitzungen deutlich, dass Maßnahmen der
Antidiskriminierungsarbeit, etwa in Forschung, Beratung, Prävention und Opferschutz, von
Teilen der CDU-Fraktion teilweise als Belastung des gesellschaftlichen Zusammenhalts
interpretiert wurden.

Bei genauer Betrachtung zeigt sich ein zweiter grundlegender Unterschied im Verständnis
von demokratischem bzw. gesellschaftlichem Zusammenhalt. Dieser Unterschied wurde in

79 Christlich Demokratische Union (CDU), „Bundesfachausschuss Gesellschaftlicher Zusammenhalt“, YouTube-
Video, 27. März 2019, https://www.youtube.com/watch?v=RZEH2YsQ5u4 (zuletzt abgerufen am 22. April
2026).
80 Carsten Linnemann fordert verpflichtendes Gesellschaftsjahr“, DIE ZEIT, 3. Dezember 2025, unter
Verwendung von epd und AFP, https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-12/carsten-linnemann-frank-
walter-steinmeier-freiwilligendienst-wehrpflicht (Zugriff: 20. April 2026).
81 Drs. 19/2068

https://www.youtube.com/watch?v=RZEH2YsQ5u4
https://www.youtube.com/watch?v=RZEH2YsQ5u4
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2025-12/carsten-linnemann-frank-walter-steinmeier-freiwilligendienst-wehrpflicht
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der Enquete-Kommission deutlich und trug letztlich auch zu ihrem Scheitern bei, auch
deshalb, weil diese Frage nie offen diskutiert wurde.

Im ersten Arbeitsauftrag der Kommission heißt es, Ausgangspunkt sei eine „gemeinsame
Wertebasis“, die der freiheitlich demokratischen Grundordnung zugrunde liegt. Zudem wird
gefragt, wie diese Grundprinzipien gestärkt werden können, um gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu fördern und Diskriminierung entgegenzuwirken. Darin liegt eine zentrale
Annahme: Nicht die Verfassung und die fdGO selbst bilden die Grundlage des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts, sondern etwas, das ihnen vorausgeht, eine vorgelagerte CDU-
definierte Wertebasis.

Nach diesem Verständnis entsteht Zusammenhalt nicht aus demokratischen Verfahren,
Rechten und Prinzipien selbst, sondern aus einer vorausgesetzten kulturellen oder moralischen
Grundlage. Diese bleibt häufig unscharf und wird etwa als „christliches Abendland“ oder
„Leitkultur“ bezeichnet. Dadurch entsteht der Eindruck, diese Grundlage sei durch
gesellschaftliche Vielfalt bedroht. In dieser Perspektive gelten gerade diejenigen als spaltend,
die sich für Vielfalt, gleiche Rechte und gleiche Würde einsetzen – etwa indem sie
Gleichstellung einfordern, gegen Diskriminierung und Gewalt protestieren oder
diskriminierende Sprache kritisieren. Die Gefahr für den gesellschaftlichen Zusammenhalt
wird so nicht auf Ausgrenzung und strukturelle Benachteiligung zurückgeführt, sondern auf
Forderungen nach Gleichberechtigung.

2.2. Gesellschaftlicher Zusammenhalt: Erwartungen und Funktionszuschreibungen82

Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist ein unbestimmtes und umstrittenes, offenes und
vieldeutiges Konzept. Es kommt ohne eine normative und gesellschaftsspezifische
Grundierung nicht aus. Wie internationale und historische Vergleiche zeigen, gibt es enorme
Unterschiede in den Vorstellungen davon, was die jeweilige Gesellschaft zusammenhält bzw.
auseinandertreibt. Gerade in demokratisch verfassten Gesellschaften, die öffentlichen Streit
zulassen, sind kontroverse Debatten über den erwünschten oder gefährdeten
gesellschaftlichen Zusammenhalt an der Tagesordnung. Dazu gehört auch die Frage, ob es
diesen näher zu bestimmenden Zusammenhalt überhaupt braucht und wenn ja, wieviel davon
unabdingbar sein sollte.

Dennoch gehört gesellschaftlicher Zusammenhalt zu den gesellschaftspolitischen Leitideen
und den Grundfragen der Sozialwissenschaften. Meist bleibt in öffentlichen Debatten vage,
was konkret damit gemeint ist. Die jeweils hergestellten Zusammenhänge signalisieren
Gefahrenlagen oder begründen Anspruchshaltungen. So werden z. B. Themen wie Gendern,
Klimaschutz oder Migration dargestellt, als würde durch sie der gesellschaftliche
Zusammenhalt gefährdet, während Vereinssport oder Bibliotheken als dessen Stärkung ins
Spiel gebracht werden.83 Diese Beliebigkeit mag verstörend wirken und muss als

82 Wir danken Dr. Kai Unzicker (Bertelsmann Stiftung) für kritische Hinweise und Ergänzungen zu diesem Text.
83 Zur Vielfalt und zum Profil der mit dem Begriff gesellschaftlicher Zusammenhalt adressierten Themen in
Zeitungsartikeln für den Zeitraum von 2014 bis 2019 s. Matthias Quent, Axel Salheiser und Dagmar Weber,
„Gesellschaftlicher Zusammenhalt im Blätterwald. Auswertung und kritische Einordnung der
Begriffsverwendung in Zeitungsartikeln (2014–2019),“ in Gesellschaftlicher Zusammenhalt. Ein
interdisziplinärer Dialog, hrsg. von Nicole Deitelhoff, Olaf Groh-Samberg und Matthias Middell (Frankfurt/New
York: Campus, 2020), 73–88. Bemerkenswert ist vor allem der deutliche Anstieg der Begriffsverwendung in
diesem Zeitabschnitt.
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Aufforderung verstanden werden, die unterstellten Zusammenhänge genauer zu
untersuchen.84

Gesellschaftlicher Zusammenhalt setzt auf Zugehörigkeiten, beschreibt Intensitäten der
sozialen Kohäsion und des Miteinanders und markiert aktuelle Herausforderungen. In
Krisenzeiten wächst die Befürchtung, der Zusammenhalt könne schwinden und gefährdet
sein. Gleichzeitig können überstandene Krisen die Zuversicht stärken, der gesellschaftliche
Zusammenhalt sei stark genug, um mit solchen Erschütterungen umzugehen. Stets stellen sich
dabei dieselben Fragen: Was hält die Gesellschaft zusammen, was treibt sie auseinander?85

Und wie kann Politik den Zusammenhalt stärken oder zumindest seine weitere Schwächung
in Grenzen halten?

Die Antworten müssen schon zeitbedingt unterschiedlich ausfallen. Sie sind stets politisch
umstritten. Neoliberale Akteure bestreiten, dass es so etwas wie gesellschaftlichen
Zusammenhalt überhaupt braucht. Märkte, Polizei, Gerichte und Militär sollen genügen.
Besonders machtvoll ist zurzeit die altbekannte autoritäre Antwort auf die Frage nach dem
notwendigen Zusammenhalt. Sie setzt auf den Ausschluss der Individuen und Gruppen, die
sich gegen bestehende Machtstrukturen einsetzten. Im Innern gilt es, die bestehende, als
Ursache allen Übels ausgemachte Vielfalt durch Abschiebung und Ausgrenzung
gewaltgestützt zu reduzieren.. Dies ist auch das Signal, das hierzulande vom Schlagwort
„Remigration“ der rechtspopulistischen und rechtsextremen Kräfte ausgeht.86

Eine entgegengesetzte, progressive politische Option sieht dagegen die wachsende
gesellschaftliche Vielfalt als potentielle Bereicherung. Antisemitismus, Rassismus, und
andere Formen von Diskriminierung werden als Bedrohungen für den gesellschaftlichen
Zusammenhalt angesehen. Die freiheitlich demokratische Grundordnung bietet ein positives
Identitätsangebot für eine offene Gesellschaft. Neben der Stärkung der staatlichen
Antidiskriminierungspolitik geht es nicht zuletzt um die verbesserte zivilgesellschaftliche
Integration durch Begegnungen, bürgerschaftliches Engagement und die Kooperation von
Staat und Zivilgesellschaft auf gleicher Augenhöhe. Diese Perspektive kann an Berliner
Traditionen anknüpfen, die als gute Praxis national wie international Anerkennung gefunden

84 Diese Offenheit signalisiert der Band Gesellschaftlicher Zusammenhalt, der als Einstieg in einen
interdisziplinären Dialog im Kontext eines mehrjährigen Forschungsprogramms veröffentlicht wurde, Nicole
Deitelhoff, Olaf Groh-Samberg und Matthias Middell (Hrsg.), Gesellschaftlicher Zusammenhalt. Ein
interdisziplinärer Dialog (Frankfurt/New York: Campus, 2020).
Nach einer ersten Konjunktur um 2015 sei inzwischen klar, dass es sich nicht um einen Modebegriff handelt. Er
sei dabei, „zu einem gesellschaftlichen Schlüsselbegriff mit vielen Schattierungen in den unterschiedlichsten
Teilen der Welt zu werden.“ Die begriffliche Unschärfe erlaubt „unterschiedliche, aber doch eng miteinander
zusammenhängende Phänomene je nach Dringlichkeit und Gelegenheit zu verhandeln: soziale und ökonomische
Ungleichheit, Inklusion und Exklusion in multikulturellen und multiethnischen Gesellschaften, Stabilität des
politischen Systems und Veränderungen der politischen Kultur, affektive Bezüge auf eine vorgestellte (nationale,
ethnische, kulturelle) Gemeinschaft und vieles andere mehr,“ Matthias Middell, „Einleitung – Statt eines
gesellschaftlichen Zusammenhalts viele Varianten in Zeit und Raum,“ in Varianzen des Zusammenhalts.
Historisch und transregional vergleichende Perspektiven, hrsg. von Matthias Middell (Frankfurt/New York:
Campus, 2025), 10.
85 Erinnert sei z. B. an die beiden Sammelbände zum Thema, die Wilhelm Heitmeyer bereits in den 1990er-
Jahren herausgegeben hat: Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Was treibt die Gesellschaft auseinander? Bundesrepublik
Deutschland: Auf dem Weg von der Konsens- zur Konfliktgesellschaft, Bd. 1 (Frankfurt a. M.: Suhrkamp,
1997), sowie Wilhelm Heitmeyer (Hrsg.), Was hält die Gesellschaft zusammen? Bundesrepublik Deutschland:
Auf dem Weg von der Konsens- zur Konfliktgesellschaft, Bd. 2 (Frankfurt a. M.: Suhrkamp, 1997).
86 Dass sich Teile der AfD, wie etwa die Landtagsfraktion in Bayern, für eine Abschiebetruppe nach dem
„Vorbild der ICE“ einsetzt, verdeutlicht diesen politischen Gleichklang (BR24 Radio vom 30.01.2026).
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haben. In der Anti-Diskriminierungspolitik hat Berlin nicht nur vorbildliche, neue
Einrichtungen geschaffen, wie das erste Landesantidiskriminierungsgesetz, sondern auch früh
zivilgesellschaftliche Initiativen eingebunden und gefördert.

2.3. Wissenschaftliche Konzepte zur Analyse des gesellschaftlichen Zusammenhalts

Wer sich auf die Suche nach verbindlichen Konzepten und wissenschaftlichen Definitionen
begibt, wird im Falle des gesellschaftlichen Zusammenhalts nicht fündig werden. In
regelmäßigen Abständen erscheinen weltweit neue Syntheseversuche, die dem
vieldimensionalen, kulturell geprägten Verständnis von Zusammenhalt weitere Aspekte
hinzufügen.87 In der deutschen Debatte ragen zwei theoretisch begründete und empirisch
gehaltvolle Forschungszusammenhänge heraus.

Die Autor*innen des „Radars gesellschaftlicher Zusammenhalt“ (seit 2013 von der
Bertelsmann Stiftung getragen) haben eine Reihe von lokalen, regionalen, nationalen und
international vergleichenden Studien vorgelegt, die den Zustand und die Entwicklung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts untersuchen – verstanden als die Qualität des
gemeinschaftlichen Miteinanders in einem spezifischen Gemeinwesen.88 Ihre Definition ist
eingängig: „Für uns besteht Zusammenhalt aus stabilen, vertrauensvollen und vielfältigen
sozialen Beziehungen, einer positiven emotionalen Verbundenheit mit dem Gemeinwesen,
dessen Grundordnung als fair akzeptiert wird und aus der Bereitschaft der Menschen, für die
Allgemeinheit und für Schwächere aktiv Verantwortung zu übernehmen durch Engagement
und Solidarität“.89

Das Radar arbeitet mit einem mehrdimensionalen Modell mit neun Einzeldimensionen, die zu
drei Bereichen zusammengefasst werden:

1. Bereich: Soziale Beziehungen
 1.1 Dimension: Soziale Netze
 1.2 Dimension: Vertrauen in Mitmenschen
 1.3 Dimension: Akzeptanz von Diversität

87 Eine kleine Auswahl: David Schiefer und Jolanda van der Noll, „The Essentials of Social Cohesion: A
Literature Review,“ Social Indicators Research 132 (2017): 579–603; Gianmaria Bottoni, „A Multilevel
Measurement Model of Social Cohesion,“ Social Indicators Research 136, Nr. 3 (2018): 835–857,
https://doi.org/10.1007/s11205-016-1470-7; Bujar Aruqaj, „An Integrated Approach to the Conceptualisation
and Measurement of Social Cohesion,“ Social Indicators Research 168 (2023): 227–263,
https://doi.org/10.1007/s11205-023-03110-z; Daniela Grunow, Patrick Sachweh, Uwe Schimank und Richard
Traunmüller, „What We Have Learned About Social Integration: Conclusion,“ Kölner Zeitschrift für Soziologie
und Sozialpsychologie 75, Suppl. 1 (2023): 415–430; João Paulo Henriques, Nuno Nunes und Maria do Carmo
Botelho, „Theorising, Conceptualising and Operationalising Social Cohesion: Some Innovations,“ Theory and
Society 54 (2025): 671–680.
88 „The Social Cohesion Radar formulated its own conceptual framework of cohesion, based on a comprehensive
literature review … A cohesive society is characterized by resilient social relationships, a positive emotional
connectedness between its members and the community, and a pronounced focus on the common good,“ Georgi
Dragolov et al., Social Cohesion in the Western World. What Holds Societies Together: Insights from the Social
Cohesion Radar (Cham: Springer, 2016), 6.
89 Bertelsmann Stiftung, „Gesellschaftlicher Zusammenhalt – Projektbeschreibung,“ https://www.bertelsmann-
stiftung.de/de/unsere-projekte/gesellschaftlicher-zusammenhalt/projektbeschreibung (zuletzt abgerufen am 22.
April 2026).

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/gesellschaftlicher-zusammenhalt/projektbeschreibung
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/gesellschaftlicher-zusammenhalt/projektbeschreibung
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2. Bereich: Verbundenheit mit dem Gemeinwesen
 2.1 Dimension: Identifikation
 2.2 Dimension: Vertrauen in Institutionen
 2.3 Dimension: Gerechtigkeitsempfinden

3. Bereich: Gemeinwohlorientierung
 3.1 Dimension: Solidarität und Hilfsbereitschaft
 3.2 Dimension: Anerkennung sozialer Regeln
 3.3 Dimension: Gesellschaftliche und politische Teilhabe

Jede Dimension des gesellschaftlichen Zusammenhalts wird in Bevölkerungsumfragen
anhand mehrerer Indikatoren gemessen. Daraus werden Indexwerte zwischen 0 (geringe
Ausprägung) und 100 (starke Ausprägung) berechnet – sowohl für die einzelnen Dimensionen
als auch für die drei übergeordneten Bereiche und einen Gesamtindex.90

Der erste Bereich erfasst zentrale zwischenmenschliche Beziehungen, etwa soziale
Netzwerke, Vertrauen in andere Menschen sowie die Akzeptanz von Diversität. Der zweite
Bereich thematisiert das Zugehörigkeitsgefühl, insbesondere Vertrauen in Institutionen und
das Empfinden von Gerechtigkeit, die wichtige Voraussetzungen für Zugehörigkeit sind. Der
dritte Bereich betont Solidarität, gegenseitige Hilfe sowie gesellschaftliche, politische und
soziale Teilhabe als zentrale Ausdrucksformen von Zusammenhalt.

Einen anderen Ansatz verfolgt das 2018 vom ehemaligen Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) gegründete dezentrale Forschungsinstitut Gesellschaftlicher
Zusammenhalt (FGZ), an dem seit 2020 elf Institutionen beteiligt sind.91 Eine erste
Arbeitsdefinition beschreibt gesellschaftlichen Zusammenhalt als das Zusammenspiel
positiver Einstellungen der Mitglieder zueinander und zu ihrem gesellschaftlichen Kontext
sowie entsprechender Handlungen, Beziehungen, Institutionen und Diskurse innerhalb einer
Gesellschaft.92

Zu den zentralen Forschungsfeldern zählen unter anderem demokratischer Zusammenhalt,
sozioökonomische Ungleichheiten, Infrastrukturen und öffentliche Güter sowie kulturelle
Dynamiken. In der ersten Förderphase bis 2024 kamen Themen wie Inklusion und Exklusion,
Populismus, digitale Gemeinschaften, politische Bildung Jugendlicher sowie ein
Regionalpanel hinzu. Seit 2021 baut das FGZ zudem mit dem German Social Cohesion Panel
(SCP) einen umfangreichen Datensatz auf.93 Neben zahlreichen Studien und Sammelbänden94

erschienen auch thematische Zusammenhaltsberichte, etwa zu Kommunikationsblasen und
Widerständen gegen Klimapolitik. Was bislang jedoch fehlt, sind kompakte

90 Klaus Boehnke, Georgi Dragolov, Regina Arant und Kai Unzicker, Gesellschaftlicher Zusammenhalt in
Deutschland 2023. Perspektiven auf das Miteinander in herausfordernden Zeiten (Gütersloh: Bertelsmann
Stiftung, 2024), 6.
91 Zu den Details s. https://fgz-risc.de/. In Berlin beteiligt sich das Zentrum für Antisemitismusforschung.
92 Felix Axster und Mathias Berek, „Das Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt,“ in Jahrbuch für
Antisemitismusforschung, Jg. 30, hrsg. von Stefanie Schüler-Springorum (Berlin: Metropol, 2021), 21.
93 Vgl. Jean-Yves Gerlitz et al., „The German Social Cohesion Panel (SCP): Theoretical Background,
Instruments, Survey Design, and Analytical Potential,” 2024, https://fgz-risc-data.de (zuletzt abgerufen am 22.
April 2026).
94 Reinhold Sackmann et al. (Hrsg.), Sozialer Zusammenhalt vor Ort. Analysen regionaler Mechanismen
(Frankfurt/New York: Campus, o. J.); Axel Salheiser, Maria Alexopoulou, Christian Meier zu Verl und
Alexander Yendell (Hrsg.), Die Grenzen des Zusammenhalts. Wie Inklusion und Exklusion zusammenhängen
(Frankfurt/New York: Campus, 2024).

https://fgz-risc.de/
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mehrdimensionale Zeitreihen zum gesellschaftlichen Zusammenhalt, wie sie etwa das
„Radar“ bereitstellt.

Mit der 2026 veröffentlichten Studie „Rassismus in deutschen Institutionen und
institutioneller Rassismus in Deutschland“ legte das FGZ allerdings eine wichtige Analyse zu
Rassismus als Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts vor.95 Rassismus hat – so
das Fazit der Untersuchung – toxische Wirkung für eine demokratisch verfasste Ordnung:
„Rassismus lässt Vertrauen in die politischen Institutionen erodieren, bestärkt Polarisierungs-
prozesse in der Gesellschaft und untergräbt den demokratischen gesellschaftlichen
Zusammenhalt“96.

Die Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass Rassismus Vertrauen in politische
Institutionen untergräbt, gesellschaftliche Polarisierung verstärkt und damit den
demokratischen Zusammenhalt schwächt.97

2.4. Empirische Befunde und Herausforderungen

Für den Stadtstaat Berlin liegen bislang keine integrierten und detaillierten Befunde zum
sozialen Zusammenhalt vor.98 Gleichwohl enthält der Berlin Monitor 2025 folgende
Kernaspekte in Bezug auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt:

95 Gert Pickel und Anne-Linda Amira Augustin, Rassismus in deutschen Institutionen und institutioneller
Rassismus in Deutschland. Rassismus als Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts im Kontext
ausgewählter gesellschaftlich-institutioneller Bereiche. Abschlussbericht der InRa-Studie „Institutionen und
Rassismus” (Berlin: FGZ/BMI, 2026), https://fgz-risc.de/forschung/inra-studie (zuletzt abgerufen am 22. April
2026). Zur InRa-Studie („Institutionen & Rassismus“) sind insgesamt 90 Einzelbeiträge ausgelistet: https://fgz-
risc.de/forschung/inra-studie (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
96 Gert Pickel und Anne-Linda Amira Augustin, Rassismus in deutschen Institutionen und institutioneller
Rassismus in Deutschland. Rassismus als Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts im Kontext
ausgewählter gesellschaftlich-institutioneller Bereiche. Abschlussbericht der InRa-Studie „Institutionen und
Rassismus” (Berlin: FGZ/BMI, 2026), 8. Diese institutionellen Befunde werden durch repräsentative
Individualdaten des Sozio-oekonomischen Panels von 2022 bestätigt. Danach berichten immerhin 13,1 Prozent
der Befragten innerhalb der letzten zwölf Monate mindestens einmal Diskriminierung erlebt zu haben.
„Diskriminierungserfahrungen bedeuten für Betroffene eine gesundheitliche und emotionale Belastung. Sie
können zudem das Vertrauen in den gesellschaftlichen Zusammenhalt und Gefühle von Verbundenheit
schwächen. Diskriminierte Menschen machen sich mit einer höheren Wahrscheinlichkeit große Sorgen um den
gesellschaftlichen Zusammenhalt (42,8 Prozent) als Menschen ohne Diskriminierungserfahrungen (34,2
Prozent).“
„Die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich mit Deutschland verbunden fühlen, ist geringer als bei Menschen, die
keine Diskriminierung erlebt haben,“ Samara Bartsch, Miriam Meksem und Ilse Kuschel, Wie Deutschland
Diskriminierung erlebt. Sonderauswertung des Soziooekonomischen Panel (SOEP) (Berlin:
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, 2026), 81.
97 Gert Pickel und Anne-Linda Amira Augustin, Rassismus in deutschen Institutionen und institutioneller
Rassismus in Deutschland. Rassismus als Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts im Kontext
ausgewählter gesellschaftlich-institutioneller Bereiche. Abschlussbericht der InRa-Studie „Institutionen und
Rassismus” (Berlin: FGZ/BMI, 2026), 8.
98 Die vier repräsentativen, am Konzept der politischen Kultur orientierten Erhebungen des „Berlin-Monitor“
(seit 2019) bieten allerdings wichtige Anhaltspunkte zur Situation in Berlin – vgl. zuletzt Gert Pickel, Oliver
Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya (Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin – Zwischen demokratischer
Haltung und verbreiteten Ressentiments (Springe: zu Klampen, 2026), 130, https://www.berlin-monitor.de
(zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://fgz-risc.de/forschung/inra-studie
https://fgz-risc.de/forschung/inra-studie
https://fgz-risc.de/forschung/inra-studie
https://fgz-risc.de/forschung/inra-studie
https://www.berlin-monitor.de/
https://www.berlin-monitor.de/
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 Die Haltung zur Demokratie wird fragiler – 40 Prozent der Berliner*innen können als
„fragile Demokraten“ eingestuft werden, was bedeutet, dass ihre Teilhabe an
demokratischen Prozessen brüchig ist.99 Dabei zeigt sich mehr als ein Viertel der
Befragten offen für Verschwörungserzählungen und Antisemitismus bildet ein
zentrales Risiko für die demokratische Kultur der Stadt. 100

 Autoritäre Einstellungsmuster, soziale Dominanzvorstellungen und Verschwörungs-
mentalitäten begünstigen deren gesellschaftliche Normalisierung und wirken als
Barrieren für eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe und den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Antifeminismus, Antisemitismus und
Antiziganismus sind in der Bevölkerung präsent und haben eine Brückenfunktion zum
Rechtsextremismus, was den Zusammenhalt und die Teilhabe von Minderheiten in der
Stadt gefährdet.101

 Die Fähigkeit zur „zivilgesellschaftlichen Selbstkorrektur“102 würde sicherlich noch
deutlicher sichtbar, wenn die positiven Ressourcen des gesellschaftlichen
Zusammenhalts (von der Akzeptanz gesellschaftlicher Vielfalt bis zum
bürgerschaftlichen Engagement) eingehender betrachtet worden wären. Dies würde
auch zu einer erweiterten Perspektive auf die politischen Handlungsmöglichkeiten auf
Senats- und Bezirksebene beitragen.

 Erfahrungen aus Radar-Studien zu Bremen103 und vier weiteren Städten104 zeigen, dass
gesamtstädtische Daten nur begrenzte Aussagekraft besitzen: Unterschiede innerhalb
von Städten und Quartieren sind oft größer als im Städtevergleich. Zudem liefern
differenzierte Lokalstudien teils überraschende Ergebnisse – so kann etwa in
belasteten innerstädtischen Übergangsquartieren die Offenheit für Vielfalt höher sein
als in wohlhabenderen Wohnvierteln. Für eine gezielte, evidenzbasierte Förderung des
Zusammenhalts sind solche detaillierten Informationen unverzichtbar.

Internationale Befunde

Trotz dieser Defizite lassen sich aus den vorliegenden, national vergleichenden empirischen
Studien einige Hinweise für das Thema gesellschaftlicher Zusammenhalt gewinnen:

a. Materieller Wohlstand spielt für den gesellschaftlichen Zusammenhalt eine
bedeutende Rolle. Ein Radar-Vergleich europäischer Länder von 2016 zeigt, dass vier
skandinavische Staaten, angeführt von Dänemark, am höchsten liegen, gefolgt von
wohlhabenden westeuropäischen Ländern wie der Schweiz, Luxemburg, Österreich

99 Gert Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya (Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin –
Zwischen demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments, 36.
100 Ebd., 132.
101 Ebd., 131-135.
102 Zu diesem Konzept vgl. Alexander Yendell und Gert Pickel, „Antimuslimische Einstellungen als zentrale
Ressource des Rechtspopulismus und Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland und
Europa,“ in Varianzen des Zusammenhalts. Historisch und transregional vergleichende Perspektiven, hrsg. von
Matthias Middell (Frankfurt/New York: Campus, 2025), 229–257. Viele der Berliner Programme in den
Bereichen Migration, Integration und gegen Rassismus setzen darauf, zivilgesellschaftliche Akteure in ihrer
Fähigkeit zu stärken, den destruktiven Einfluss von un- bzw. antizivilen Akteuren zu begrenzen.
103 Regina Arant, Mandi Larsen und Klaus Boehnke, Sozialer Zusammenhalt in Bremen (Gütersloh:
Bertelsmann Stiftung, 2016)
104 Frank Gesemann, Dieter Filsinger und Sybille Münch (Hrsg.), Handbuch Lokale Integrationspolitik
(Wiesbaden: Springer VS, 2026).

https://www.berlin-monitor.de/
https://www.berlin-monitor.de/
https://www.berlin-monitor.de/


Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 244 Drucksache 19/3320

und Deutschland. Länder Südeuropas (z. B. Italien, Portugal) und Mittel- und
Osteuropas (z. B. Polen, Ungarn) erreichen mittlere Werte, während Südosteuropa und
die baltischen Staaten die niedrigsten Scores aufweisen. Ökonomischer Wohlstand
wirkt sich positiv auf alle neun Dimensionen des Radars aus. 105

Der gängige Fokus auf Leitbilder, Leitkulturen und sozial erwünschten
Verhaltensweisen führt in die Irre, wenn die soziale Grundierung vergessen wird.106

Starker gesellschaftlicher Zusammenhalt hat jedoch auch ein Eigengewicht. Er wirkt
moderierend, stärkt Wohlbefinden und Lebensqualität auch bei wachsenden
ökonomischen Disparitäten.107

b. Gesellschaftlicher Zusammenhalt ist kein unbegrenztes, ultrastabiles Phänomen:
Krisen und tiefgreifende gesellschaftliche Transformationen können ihn schwächen
und neue Exklusionsprozesse auslösen, umgekehrt kann ein stabiler Zusammenhalt die
gesellschaftliche Resilienz in solchen Zeiten stärken.108

c. Je religiöser Gesellschaft heute geprägt ist, desto geringer ist der soziale
Zusammenhalt: „These findings call into question the expectation that religion and
traditional values can still serve as a ‚social glue‘ in contemporary societies.“109 Auch
starker Zusammenhalt innerhalb von Gruppen kann problematisch sein, wenn er zu
Exklusion auf höherer Ebene führt, etwa durch segmentierte Gemeinschaftsbildung in
Kommunen.110

d. Das Radar bietet keine klaren Befunde für die Aussage, heterogene Gesellschaften
hätten notwendig weniger Zusammenhalt.111 Zu diesem Ergebnis kommen auch die

105 Diesen materialistischen Blick bestätigen auch die Dortmunder Werkstätten zum gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Die beteiligten Bürger*innen heben drei Barrieren für den gesellschaftlichen Zusammenhalt
hervor: Sozioökonomische Ungleichheiten, Segregationsprozesse und ungleicher Zugang zu Bildung, Kevin
Brandt, Gerrit Tiefenthal und Tatjana Zimenkova, „Wie entsteht Zusammenhalt? Perspektiven aus der
Dortmunder Stadtgesellschaft,” OPUS Publikationsserver der Hochschule Rhein-Waal (Kleve, 2021), 26,
urn:nbn:de:hbz:1383-opus4-7907; Jan Delhey, Georgi Dragolov und Klaus Boehnke, „Social Cohesion in
International Comparison: A Review of Key Measures and Findings,“ Kölner Zeitschrift für Soziologie und
Sozialpsychologie 75, Suppl. 1 (2023): 109.
106 Dies wird durch den jüngsten Berlin-Monitor bestätigt: „Die Befunde zum gesellschaftlichen Zusammenhalt
zeigen ein ambivalentes Bild: Einerseits verfügt Berlin über ein solides Fundament sozialen Vertrauens und eine
beachtliche Zahl aktiver Bürger:innen; andererseits herrscht eine beachtliche soziale Segregation vor, und es
bestehen deutliche Unterschiede nach Bildung, Herkunft und sozialem Status. (…) 43 Prozent der Berliner
Bevölkerung fühlt sich im Vergleich zu anderen sozial benachteiligt, und das Vertrauen in Mitmenschen wie
auch die Bereitschaft zum Engagement bleiben in Berlin ungleich verteilt. Diese Spannungen deuten darauf hin,
dass sozialstrukturelle Ungleichheiten und wahrgenommene Ungerechtigkeiten die politische Kultur sowie den
gesellschaftlichen Zusammenhalt beeinflussen – etwa durch eine geringere Demokratiezufriedenheit oder ein
höheres Misstrauen gegenüber Institutionen,“ Gert Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya
(Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin – Zwischen demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments
(Springe: zu Klampen, 2026), 42.
107 Gianmaria Bottoni und Felice Addeo, „The Effect of Social Cohesion on Subjective Individual Quality of
Life in European Countries,“ Social Indicators Research 171 (2024), https://doi.org/10.1007/s11205-023-03284-
6.
108 Zum beachtlichen spontanen Engagement in Krisenlagen s. Roland Roth, Krisenengagement (Berlin: bagfa,
2023).
109 Delhey, Dragolov und Boehnke, „Social Cohesion in International Comparison,“ 113.
110 Daniela Grunow, Patrick Sachweh, Uwe Schimank und Richard Traunmüller, „What We Have Learned
About Social Integration: Conclusion,“ Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 75, Suppl. 1
(2023).
111 Delhey, Dragolov und Boehnke, „Social Cohesion in International Comparison,“ 114.
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Forscher*innen des FGZ, wenn sie betonen, es gäbe keine Hinweise darauf, dass
kulturelle Diversität zu weniger Integration führen muss.112 Gleichzeitig zeigen
Studien, dass Zusammenhalt in sehr diversen Quartieren schwächer und konflikt-
anfälliger sein kann. Er entsteht dort nicht automatisch, sondern ist eine zentrale
politische Gestaltungsaufgabe. International wurden in den letzten Jahrzehnten vor
allem auf kommunaler Ebene umfassende Handlungsmöglichkeiten entwickelt.113

e. Unstrittig ist, dass Antisemitismus, Rassismus und weitere Formen von
Diskriminierung den gesellschaftlichen Zusammenhalt schwächen.114

f. Freiwilliges Engagement und Zusammenhalt verstärken sich wechselseitig. Britische
Daten belegen, dass Investitionen in soziale Kohäsion und Engagement sowohl
kurzfristig als auch langfristig die Gemeinschaft stärken.115

Zusammenhalt in Deutschland

Die Autor*innen des Radars gesellschaftlicher Zusammenhalt legten 2024 eine empirisch
fundierte Studie für Deutschland und die Bundesländer vor, die Zeitvergleiche für 2017, 2020
und 2023 ermöglicht. Zwischen 2017 und 2020 blieben die durchschnittlichen Gesamtwerte
stabil, mit Ausnahme von Bremen (-7).116 Offenheit für Vielfalt und Gerechtigkeitsempfinden

112 Grunow et al., „What We Have Learned About Social Integration,“ 422 ff.
113 Eine kompakte Zusammenfassung holländischer Erfahrungen betont: „In all western European countries,
local authorities are struggling with the question of how to promote cohesion in highly diverse neighbourhoods.
There are numerous small-scale initiatives to strengthen contacts between residents from different population
groups … Social cohesion is enhanced by configuring the physical environment in such a way that residents
encounter each other regularly and a certain degree of ‘public familiarity’ arises. A solid social infrastructure at
the neighbourhood level, in the form of community centres and work, libraries, active housing corporations and
so on, is also very important. Local identities are important, too – for migrants and their offspring sometimes
even more so than national ones. It therefore makes sense to focus upon an urban or regional ‘sense of
belonging’. This can be achieved by highlighting local landmarks, celebrations, festivals and the like,“ Roel
Jennissen, Mark Bovens, Godfried Engbersen und Meike Bokhorst, Migration Diversity and Social Cohesion.
Reassessing the Dutch Policy Agenda (Cham: Springer, 2023), 113;
Am Beispiel der Stadt Mannheim s. Rainer Kilb (Hrsg.), Social Cohesion and Diversity in Urban
Neighborhoods. Contradictions – Discussion – Implementation Procedures (Cham: Springer, 2025);
Zusammenfassend auch die Neuauflage des „Handbuchs Lokale Integrationspolitik“, das diese Lernprozesse für
Deutschland bündelt, Frank Gesemann, Dieter Filsinger und Sybille Münch (Hrsg.), Handbuch Lokale
Integrationspolitik (Wiesbaden: Springer VS, 2026);
Vgl. auch die Empfehlungen von More in Common, Zukunft und Vertrauen: Was der Zusammenhalt 2030
braucht (Berlin: More in Common e.V., 2024).
114 So nachdrücklich Pickel und Augustin, Rassismus in deutschen Institutionen, 2026; Beispielhaft auch die
Studie von Alexander Yendell und Gert Pickel, „Antimuslimische Einstellungen als zentrale Ressource des
Rechtspopulismus und Gefährdung des gesellschaftlichen Zusammenhalts in Deutschland und Europa,” in
Varianzen des Zusammenhalts. Historisch und transregional vergleichende Perspektiven, hrsg. von Matthias
Middell (Frankfurt/New York: Campus, 2025), 229–257.
115 Dies unterstützen auch die Beispiele in Frank Othengrafen, Sylvia Herrmann, Divna Pencic und Stefan
Lazarevski (Hrsg.), Social Cohesion and Resilience through Citizen Engagement: A Place-Based Approach
(Cheltenham: Edward Elgar, 2024), https://doi.org/10.4337/9781035317103; Ben Davies, Dominic Abrams, Zoe
Horsham und Fanny Lalot, „The Causal Relationship Between Volunteering and Social Cohesion: A Large Scale
Analysis of Secondary Longitudinal Data,“ Social Indicators Research 171 (2024): 822,
https://doi.org/10.1007/s11205-023-03268-6
116 „Auch zwischen den Bundesländern waren die Unterschiede bei beiden Messungen gering. 2017 lagen 6
Punkte zwischen dem stärksten und schwächsten Bundesland, 2020 waren es 8 Punkte. Bei einem Mittelwert
von 61 Punkten für ganz Deutschland erzielten 2017 Hessen, Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und
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stiegen in diesem Zeitraum um jeweils drei Punkte, während Institutionenvertrauen und
Anerkennung sozialer Regeln leicht zurückgingen. Die Akzeptanz von Diversität erreichte
2020 den höchsten Wert unter allen Dimensionen.117

Die Daten von Oktober 2023 zeigen erstmals für alle Bundesländer einen deutlichen
Rückgang des Zusammenhalts (Gesamtwert 2020: 61; 2023: 52). Die Autor*innen bewerten
dies vorsichtig: Trotz des Rückgangs sei das Fundament des Zusammenhalts noch solide,
doch der negative Trend dürfe politisch und gesellschaftlich nicht ignoriert werden. Offen
bleibe, ob es sich um eine vorübergehende „Coronadelle“ handelt oder um einen nachhaltigen
Abwärtstrend, der eine gesellschaftliche Spaltung begünstigen könnte.118

a. Auch für Deutschland zeigen Befragungsdaten von Oktober 2023, dass starker
gesellschaftlicher Zusammenhalt eng mit stabilen wirtschaftlichen und
demografischen Strukturen verbunden ist. Besonders in wohlhabenden, überwiegend
westdeutschen Regionen ist der Zusammenhalt ausgeprägter. Analysen zeigen zudem,
dass ein geringeres Armutsrisiko und geringere ökonomische Ungleichheit mit
stärkerem Zusammenhalt einhergehen.119 Ebenso ist der Zusammenhalt in wachsenden
Regionen stärker als in Regionen, die von Überalterung geprägt sind. 120 Gleichzeitig
empfinden 64 Prozent der Bevölkerung die sozialen Unterschiede im Jahr 2023 als
ungerecht.121 Die Autor*innen folgern daher, dass gerade in Krisenzeiten die
Verbesserung der Lebenssituation benachteiligter Gruppen auch den gesellschaftlichen
Zusammenhalt stärken kann.122

b. Die sich überlagernden Krisen der letzten Jahre (Corona, Ukrainekrieg, Klimawandel,
Deglobalisierung etc.) haben den sozialen Zusammenhalt geschwächt. Dass der
Rückgang vergleichsweise moderat ausfällt, führen die Autor*innen auf das zuvor
stabile Niveau zurück. Ein funktionierender gesellschaftlicher Zusammenhalt gilt als
wichtige Ressource, die besonders in Krisenzeiten hilft, Herausforderungen und

das Saarland mit 63 Punkten die höchsten Werte auf dem Gesamtindex, der niedrigste Wert mit 57 Punkten
wurde in Sachsen erreicht. 2020 wiesen – ebenfalls mit 63 Punkten – Bayern, Rheinland-Pfalz, das Saarland und
Schleswig-Holstein die höchsten Werte auf, während sich mit 55 Punkten in Bremen der geringste Wert fand,“
Klaus Boehnke et al., Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023. Perspektiven auf das Miteinander
in herausfordernden Zeiten (Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, 2024), 16.
117 Klaus Boehnke, Georgi Dragolov, Regina Arant und Kai Unzicker, Gesellschaftlicher Zusammenhalt in
Deutschland 2023: Perspektiven auf das Miteinander in herausfordernden Zeiten (Gütersloh: Bertelsmann
Stiftung, 2024), 16 ff.
118 Boehnke et al., Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023, 19.
119  Ebd., 7.
120 Mit multivariaten statistischen Analysen begründen die Autorinnen den Befund, dass die vorhandenen
Ost/West-Unterschiede im Zusammenhalt wesentlich auf die unterschiedliche wirtschaftliche Lage und das
Wohlstandsniveau zurückgeführt werden können: „Der Zusammenhalt ist vor allem in prosperierenden Regionen
hoch, während er dort schwächer ausfällt, wo mehr Menschen in Armut leben. Auch eine hohe Quote
frühkindlicher Betreuung geht mit einem ausgeprägteren Zusammenhalt einher. Zudem scheint der Wandel hin
zu einer modernen Dienstleistungsgesellschaft eine Rolle zu spielen: Wo er weiter fortgeschritten und eine
industrielle Prägung weniger gegeben ist, fällt der Zusammenhalt stärker aus. Das gilt aber auch für ländliche
Regionen. Schließlich ist dort, wo die Bevölkerung wächst, der Zusammenhalt also stärker als in Regionen, die
durch Überalterung geprägt sind. Keinen positiven oder negativen Zusammenhang konnten wir hingegen
belegen für die Arbeitslosenquote und den Anteil von Ausländerinnen in einer Region,“ Boehnke et al.,
Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023, 49;51.
121 Boehnke et al., Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023, 31.
122 Ebd., 53.
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Transformationen zu bewältigen. Umgekehrt kann ein dauerhaft geschwächter
Zusammenhalt zur Belastung werden.123

c. Die Autor*innen des Radars empfehlen deshalb nachdrücklich die Stärkung
benachteiligter gesellschaftlicher Gruppen, mehr „Einsatz gegen Armut und
Ungleichheit“ sowie den „Abbau regionaler Unterschiede in der Lebensqualität und
Wirtschaftskraft“, um den Zusammenhalt zu stärken. Eine gute lokale soziale
Infrastruktur ermöglicht auch benachteiligten Gruppen gesellschaftliche und politische
Teilhabe.124

d. Auch wenn das Vertrauen in Institutionen in den letzten Jahren – auf niedrigem
Ausgangsniveau – vergleichsweise weniger gelitten hat, ist es mit nur 46 Punkten
insgesamt nur schwach ausgeprägt. Bei Bundestag und Bundesregierung liegt der
Anteil der Befragten, die kein und nur ein geringes Vertrauen haben, bei fast der
Hälfte. „Die Mehrheit bilden inzwischen diejenigen, die den Parteien gar nicht oder
nur wenig vertrauen; ihr Anteil stieg um knapp 14 Prozentpunkte auf 55 Prozent.“125

e. Auffällig ist die verbreitete Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie
und der politischen Handlungsfähigkeit. Zwar sind Krisenzeiten oft von großer
Ungewissheit geprägt, diese muss jedoch nicht zwangsläufig zu Verunsicherung und
Unzufriedenheit führen.126 Trotz der Unzufriedenheit hat das politische Interesse nicht
abgenommen; vielmehr ist der Anteil politisch Interessierter deutlich gestiegen.127

f. Obwohl die Offenheit für Vielfalt in der Gesellschaft noch immer vergleichsweise
hoch ist, hat auch die Akzeptanz von Diversität gelitten.128 „Angesichts dessen, dass
unsere Gesellschaft zunehmend durch kulturelle und weltanschauliche Diversität
geprägt ist, gilt es, diesen Befund im Blick zu behalten – auch im Hinblick auf
regionale Unterschiede: So fällt die Akzeptanz von Diversität im Osten deutlich
geringer aus als im Westen.“129 Die Autor*innen sprechen von einem Warnsignal:
„Wenn inzwischen eine Mehrheit insbesondere die einwanderungsbedingte Vielfalt als
bedrohlich ansieht, dann heißt das für Menschen mit Migrationsbiografie – vor allem
für diejenigen, die einem arabischen, türkischen und muslimischen Hintergrund
zugeordnet werden –, dass ihnen im Alltag mit verstärktem Misstrauen begegnet wird.
Auch das führt zu Erfahrungen fehlender Einbindung und damit zu einem
geschwächten Zusammenhalt.“130

123 Ebd., 8.
124 Ebd.
125 Ebd., 28.
126 Ebd., 8.
127 Einen Tiefpunkt der Demokratiezufriedenheit meldet das FGZ am 3. Feb. 2026. Danach ist in Mecklenburg-
Vorpommern nur noch ein Viertel der Befragten mit der demokratischen Praxis in ihrem Bundesland zufrieden;
Boehnke et al., Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023, 37.
128 „Gaben 2020 nur 17 Prozent an, Ausländerinnen ungern als Nachbarinnen zu haben, hat sich der Anteil 2023
mit knapp 40 Prozent mehr als verdoppelt. Weniger Menschen vertreten auch die Meinung, dass das Leben in
Deutschland durch die zunehmende Vielfalt bereichert wird: Lag der Wert auf einer Skala von 0 bis 10 im Jahr
2020 noch bei 6.6 Punkten, beträgt der deutschlandweite Mittelwert derzeit nur noch 4.7 Punkte und liegt somit
im negativen (unterdurchschnittlichen) Bereich der Mess-Skala. Damit sieht eine Mehrheit Vielfalt tendenziell
als bedrohlich an,“ Klaus Boehnke et al., Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland 2023. Perspektiven
auf das Miteinander in herausfordernden Zeiten (Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, 2024), 24.
129 Ebd., 25.
130 Ebd., 53.
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Berliner Daten

Berlin hat in den meisten Dimensionen des Zusammenhalts einen unauffälligen,
durchschnittlichen Anteil an dieser gesamtdeutschen Entwicklung. Zwei negative
Abweichungen verdienen jedoch Beachtung.

- Akzeptanz von Diversität. Lag Berlin in dieser Dimension 2017 noch mit 81 Punkten
in der oberen Hälfte der Bundesländer (Durchschnittswert: 79), so sank der Wert bis
2023 um 14 Punkte auf nun unterdurchschnittliche 67 Punkte; der bundesweite
Durchschnitt liegt bei 69.131

- Anerkennung sozialer Regeln. Hier ist der Wert für Berlin von 70 (2017) auf 55
(2023) abgesunken. Zu beiden Zeitpunkten verzeichnete Berlin die geringsten Werte
im Ländervergleich bei einem Durchschnittswert von 67 im Jahr 2023.132

Eine neuere Studie der Bertelsmann Stiftung zur „Diskriminierung in der Einwanderungs-
gesellschaft“ (eine Bevölkerungsbefragung mit großer Fallzahl) stellt ein wachsendes
Interesse am Thema Gleichbehandlung fest. Mit 77 Prozent ist es die große Mehrheit in einer
Befragung von 2023. Das gilt vor allem für jüngere Menschen.133 Zwei Drittel der Befragten
stimmen der Aussage zu, dass Antidiskriminierungspolitik langfristig dazu führe, dass es allen
in der Gesellschaft besser gehe. „Die Hauptverantwortung für die Bekämpfung von
Diskriminierung wird Politik und Verwaltung zugeschrieben, aber auch Polizei und Gerichte,
Medien und Unternehmen werden als relevante Akteure für Gleichbehandlung gesehen.“134

2.5. Leitbild demokratischer Zusammenhalt

Die breite Unterstützung für eine diversitätsorientierte Politik des Zusammenhalts trifft
zunehmend auf gegenläufige Entwicklungen. Zum einen sind Diskriminierungen in den
letzten Jahren häufiger geworden: „Die subjektive Betroffenheit von Diskriminierung wegen
der ethnischen Herkunft oder aus rassistischen Gründen sowie wegen der Religion oder
Weltanschauung hat zugenommen. Der Anteil derjenigen, die von Diskriminierungs-
erfahrungen wegen der ethnischen Herkunft oder aus rassistischen Gründen sowie wegen der
Religion oder Weltanschauung berichten, hat deutlich zugenommen: Heute geben 13 Prozent
aller Befragten an, diese Art der Diskriminierung sehr oft oder manchmal erlebt zu haben,
2008 waren es lediglich 6 Prozent.“135 Aus den Anhörungen der Enquete-Kommission wissen
wir, dass sich dieser Trend jüngst noch verstärkt hat.

Zum anderen lässt sich eine autoritäre Drift in Sachen gesellschaftlicher Zusammenhalt
feststellen. Am deutlichsten kommt dies in den programmatischen Ausführungen der AfD

131 Ebd., 62.
132 Ebd., 66.
133„Jüngere Menschen berichten mehr von Diskriminierungserfahrungen und fordern häufiger eine Verschärfung
bestehender Gesetze. Bei den jungen Befragten (bis 29 Jahre) ist die Wahrnehmung von rassistischer
Diskriminierung besonders ausgeprägt, und sie sehen auch häufiger Handlungsbedarf. Von ihnen meint eine
Mehrheit (56 Prozent), dass als fremd oder nicht weiß wahrgenommene Menschen stark oder sehr stark
diskriminiert werden. Dass für diese Personen viel oder etwas mehr getan werden sollte, finden 76 Prozent,“
Ulrike Wieland und Ulrich Kober, Diskriminierung in der Einwanderungsgesellschaft. Wahrnehmungen und
Einstellungen in der Bevölkerung (Gütersloh: Bertelsmann Stiftung, 2023), 11, https://www.bertelsmann-
stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/diskriminierung-in-der-einwanderungsgesellschaft.
134 Wieland und Kober, Diskriminierung in der Einwanderungsgesellschaft, 10 ff.
135 Ebd.

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/diskriminierung-in-der-einwanderungsgesellschaft
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/diskriminierung-in-der-einwanderungsgesellschaft
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zum Ausdruck. Im Wahlprogramm für die Bundestagswahl 2025 sprach sich die AfD für eine
„deutsche Leitkultur“ aus, die den Zusammenhalt und das Funktionieren des Staates
garantieren soll. Bereits einige Jahre zuvor brachte die AfD einen Antrag mit der Überschrift
„Gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken – Nationalen Aktionsplan gegen Rassismus
aufheben“ in den Bundestag ein. Maßnahmen gegen Rassismus und andere Formen
antisemitischer und rassistischer Diskriminierung werden als „gesellschaftsspaltend“
abgelehnt, denn sie stellten die „deutsche Mehrheitsgesellschaft“ unter Generalverdacht.136

Die jüngsten Wahlerfolge der AfD signalisieren, dass sie mit ihrer diskriminierenden,
exklusiven, völkisch deutsch-nationalen Rhetorik auf beachtliche Resonanz trifft. Dies
verdeutlicht einmal mehr, dass wir es beim gesellschaftlichen Zusammenhalt mit einem
umkämpften Konzept zu tun haben, das eine normativ-politische Positionierung erfordert. Es
als ideologisch-verdächtig gänzlich abzutun, ist keine Alternative.

Die herausfordernde Widersprüchlichkeit des Konzepts diskutieren exemplarisch zwei
Autoren des Zentrums für Antisemitismusforschung, das dem FGZ mit einer starken
Begründung beigetreten ist. Gesellschaftlicher Zusammenhalt kann – je nach Ausgestaltung –
sowohl förderlich sein als auch Ausgrenzung legitimieren. Diese Widersprüchlichkeit wird
besonders deutlich im Verhältnis zur Geschichte und Gegenwart des Antisemitismus.
Zusammenhaltsdiskurse können dazu beitragen, Ungleichwertigkeitsideologien zu
rechtfertigen und realen gesellschaftlichen Zusammenhalt zu untergraben. So wird etwa mit
Verweis auf den angeblich bedrohten Zusammenhalt einer patriarchalen oder ethnisch
homogenen Gesellschaft die Abwertung und Ausgrenzung bestimmter Gruppen legitimiert.
Forderungen nach Zusammenhalt, die sich auf eine vermeintliche Homogenität der
„Autochthonen“ berufen, zielen häufig darauf ab, diese Homogenität erst herzustellen. Dabei
reagieren solche ausgrenzenden Diskurse oft auf eine gesellschaftliche Realität, die –
insbesondere in urbanen Räumen – durch ein alltägliches Zusammenleben vielfältiger
Gruppen geprägt ist. Gerade am Beispiel des Antisemitismus zeigt sich, wie imaginierter
Zusammenhalt durch Ausgrenzung konstruiert wird und damit realen gesellschaftlichen
Zusammenhalt zerstören kann.137

Die Autoren138 ziehen daraus Konsequenzen, die auch für eine progressive „grüne“ Lesart von
gesellschaftlichem Zusammenhalt Maßstäbe anbieten: „Gerade das historische Beispiel des
Antisemitismus zeigt, dass der Zusammenhalt einer Gesellschaft zum einen nur auf der Basis
gleicher Rechte für alle Mitglieder dieser Gesellschaft hergestellt werden kann, wenn er nicht
zum bloßen Zusammenhalt von Teilgruppen verkommen soll.“139 „Das Konzept von
gesellschaftlichem Zusammenhalt muss daher notwendig auf der Grundlage von
Menschenrechten und Menschenwürde basieren. Damit untrennbar verbunden ist aber zum
anderen das Grundkonzept des Pluralismus, und zwar im Sinne eines nichtrelativistischen
Modells von Pluralität, denn Differenz und Vielfalt sind immer schon Grundbestandteil jeder
Gesellschaft gewesen.“140 „Ohne Antworten auf strukturelle und institutionelle
Diskriminierung wird gesellschaftlicher Zusammenhalt immer nur imaginiert bleiben. Das

136 Olaf Groh-Samberg und Cord Schmelzle, „Vom gesellschaftlichen zum demokratischen Zusammenhalt,” Aus
Politik und Zeitgeschichte (APuZ) 42/2025 (2025): 16.
137 Felix Axster und Mathias Berek, „Das Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt,“ in Jahrbuch für
Antisemitismusforschung, Jg. 30, hrsg. von Stefanie Schüler-Springorum (Berlin: Metropol, 2021), 15-17.
138 Ebd.
139 Axster und Berek, „Das Forschungsinstitut Gesellschaftlicher Zusammenhalt,“ 19 ff.
140 Ebd.
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Recht auf Differenz, Pluralität, Teilhabe und Austritt muss daher unbedingt auch innerhalb
einzelner gesellschaftlicher Gruppen gelten.“141

In die gleiche Richtung hat sich die Debatte über gesellschaftlichen Zusammenhalt in Teilen
des FGZ entwickelt. Das vor allem von Nicole Deitelhoff und Rainer Forst vertretene
Konzept des demokratischen Zusammenhalts greift nicht auf exklusive, vorpolitische Quellen
gemeinsamer Identität zurück, sondern ist für Gesellschaften gedacht, die durch Diversität
und Ungleichheit geprägt sind. Es geht nicht nur um Einstellungen, Praktiken und
Beziehungen, sondern auch um die strukturelle Ebene, um Infrastrukturen und öffentliche
Güter. „Unter demokratischem Zusammenhalt verstehen wir Formen des gesellschaftlichen
Zusammenhalts, die sich aus Praktiken und Prinzipien der Demokratie selbst heraus ergeben
und ausschließlich normative Ressourcen beanspruchen, die in diesen bereits angelegt
sind.“142 Als Zusammenhalt stiftende Elemente heben Olaf Groh-Samberg und Cord
Schmelzle:

 das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit und Fairness demokratischer Institutionen,
 die Erfahrung demokratischer Partizipation und Konfliktbewältigung sowie
 den Respekt vor dem Wert demokratischer Gleichheit hervor.143

Die gleichberechtigte Teilhabe an politischen Verfahren soll zur Quelle des Zusammenhalts
werden. Dazu ist es notwendig, „in öffentliche Güter zu investieren, die die egalitäre Teilhabe
und den gleichen Status aller Mitglieder fördern“.144 Demokratischer Zusammenhalt ist als
gesellschaftspolitisches Programm zu verstehen, das auf die Stärkung demokratischer Praxis
in allen Gesellschaftsbereichen setzt.145

In seiner normativen Orientierung ist das Konzept des demokratischen Zusammenhalts
anschlussfähig an die Neudefinition der „freiheitlichen demokratischen Grundordnung“, die
das Bundesverfassungsgericht in seinem „Zweiten NPD-Urteil“ von 2017 und im „Heimat-
Urteil“ von 2024 gegeben hat.

Gleichzeitig bietet es eine demokratiepolitische Orientierung, die auch in den Debatten über
ein Demokratiefördergesetz eine wichtige Rolle gespielt hat. Es geht dabei nicht nur darum,
staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstützen, die sich für Gleichbehandlung
und gegen Diskriminierung und Rassismus engagieren. Es geht zugleich um die Förderung
von politischer Partizipation und die Stärkung freiwilligen Engagements als wesentliche
Elemente einer demokratischen Alltagspraxis.

141 Ebd.
142 Olaf Groh-Samberg und Cord Schmelzle, „Vom gesellschaftlichen zum demokratischen Zusammenhalt,” Aus
Politik und Zeitgeschichte (APuZ) 42/2025 (2025): 18.
143 Ebd.
144 Ebd., 21.
145 Ihr Konzept des demokratischen Zusammenhalts verbinden die Autoren mit einer Warnung: „Angesichts der
strukturellen Ungleichheits- und Konfliktlagen ist die Sorge um den demokratischen Zusammenhalt ernster zu
nehmen als der Verweis auf staatsbürgerliche Tugenden. Dabei sollte sich der Blick jedoch nicht nur auf die
Zunahme offen antidemokratischer Einstellungen richten. Vielmehr scheint sich gerade in den über die
vergangenen Jahrzehnte zahlenmäßig stark angewachsenen, relativ privilegierten Wohlstandslagen eine
mangelnde Sensibilität gegenüber sozioökonomischen Ungleichheiten verfestigt zu haben, die eine fundamentale
Gefährdung demokratischen Zusammenhalts darstellt,“ Groh-Samberg und Schmelzle, „Vom gesellschaftlichen
zum demokratischen Zusammenhalt,“ 22.
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3. Die freiheitlich demokratische Grundordnung: Antidiskriminierung als Säule des
Rechtsstaats

Die Neudefinition hat die fdGO vom Kopf auf die Füße gestellt. Menschenwürde, Demokratie
und Rechtsstaat bilden nunmehr deren drei Säulen, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Für
vage Extremismuskonzepte ist kein Platz, es zählt allein die Befürwortung oder Ablehnung
der drei Fundamentalprinzipien der Verfassung.146 Dabei geht es bei der Demokratie um
unterschiedliche Formen der gleichen Teilhabe, auch durch Abstimmungen und partizipative
Mechanismen der Entscheidungsvorbereitung und -findung, nicht nur durch Wahlen und
schon gar nicht allein durch repräsentative Verfahren. Rechtsstaat meint die auch institutionell
abgesicherte Bindung jeder Staatsgewalt an das Recht. Für die Fragen des Zusammenhalts
bedeutsam sind einerseits das genannte, nunmehr offene und nicht mehr auf parlamentarische
Verfahren verengte Demokratiekonzept, andererseits die offensive Deutung der
Menschenwürde als Verfassungsgrundnorm, die vor allem Gleichbehandlungspflichten
erzeugt. Das BVerfG erklärt insbesondere Antirassismus und Anti-Antisemitismus zu
elementaren Verfassungsprinzipien, die nicht einmal durch eine Verfassungsänderung
abdingbar wären und direkt aus der Menschenwürde ableitbar sind.147 Menschenwürde ist
egalitär; sie ist unabhängig von Merkmalen wie Herkunft, einer behaupteten „Rasse“,
Lebensalter oder Geschlecht.148 Dem Achtungsanspruch des Einzelnen als Person ist die
Anerkennung als gleichberechtigtes Mitglied in der rechtlich verfassten Gemeinschaft
immanent. Mit der Menschenwürde sind daher ein rechtlich abgewerteter Status oder
demütigende Ungleichbehandlungen nicht vereinbar. Dies gilt insbesondere, wenn
derartige Ungleichbehandlungen gegen die Diskriminierungsverbote des Artikel 3 Absatz 3
GG verstoßen, die sich – ungeachtet der grundsätzlichen Frage nach dem
Menschenwürdegehalt der Grundrechte,149 – jedenfalls als Konkretisierung der
Menschenwürde darstellen. Antisemitische oder auf rassistische Diskriminierung
zielende Konzepte sind damit nicht vereinbar und verstoßen gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung.150

Wie sich aus dem Zitat ergibt, sind die verfassungsgerichtlichen Verständnisse von Rassismus
und Antisemitismus personal.151 Das heißt, sie richten sich gegen die Ablehnung oder
Schlechterstellung von einzelnen Menschen aufgrund ihres So- oder Andersseins.
Beispielsweise fällt darunter die Stigmatisierung rassifizierter Gruppen mittels abwertender
Sprache oder die sei es offene, sei es verdeckte Bevorzugung weißer Deutscher bei der
Wohnungsvergabe. Das persönlichkeitsschützende, gleichfreiheitliche Diskriminierungs-
verbot wendet sich keinesfalls gegen irgendgeartete Formen von politischer Kritik. Es gerät
folglich auch nicht in relevanten Konflikt mit der (politischen) Meinungsfreiheit, ist allerdings
sehr strikt egalitär zu verstehen und verbietet jedes Ausspielen rassifizierter oder nicht-
rassifizierter gesellschaftlicher Gruppen gegeneinander. Dies ist als eine Aufforderung

146 Vgl. die Nachweise bei Wihl, KJ 2023, 291 ff.; Hohnerlein, DVBl. 2024, 267 ff. Diese verfassungsrechtliche
Neuorientierung, die bei den Behörden oft noch nicht angekommen zu sein scheint, steht im Einklang mit
Befunden aus dem Berlin-Monitor, wonach in sich links und „ganz links“ einordnenden Bevölkerungsteilen die
Demokratie am stärksten verteidigt wird (vgl. Peter, taz, 28. Februar 2026). Von einer Rechts-Links-Symmetrie
der Demokratieskepsis und -gefährdung kann empirisch keine Rede sein.
147 BVerfG, Urteil vom 23. Januar 2024 – 2 BvB 1/19 („Finanzierungsausschluss NPD/Die Heimat“), Rn. 250 ff.
148 Ebd.
149 Vgl. BVerfGE 107, 275 (284).
150 Vgl. BVerfGE 144, 20 (207 f., Rn. 541), Rn. 253.
151 Sie entsprechen also einem universalistisch verstandenen, kontextsensiblen Schutz vor Diskriminierung. Vgl.
Mangold/Payandeh (Hrsg.), Handbuch Antidiskriminierungsrecht, 2022.
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insbesondere an den Staat einzuordnen, der strengen Gleichbehandlungspflichten unterliegt.
Aber gleichzeitig muss dieser Staat dafür sorgen, dass es nicht zu Diskriminierungen durch
private Akteure oder Menschen untereinander in der Gesellschaft kommt; ihn trifft insoweit
eine rechtliche Schutzpflicht. Das bedeutet, der Staat ist von Verfassung wegen aufgefordert,
starke Antidiskriminierungsregeln für seine Behörden, aber auch für den privaten
Rechtsverkehr durchzusetzen. Dabei hat er alle rassistisch – auch kultur- oder religions-
rassistisch – oder antisemitisch benachteiligten Gruppen gleichermaßen zu berücksichtigen
und auf den Abbau faktischer Nachteile hinzuwirken.

Allerdings ist das Antidiskriminierungsrecht kein Instrument, um Kritik an politischen
Maßnahmen der deutschen oder anderer Regierungen unter Verdacht zu stellen. Solange
keine Strafgesetze (etwa § 130 StGB – Volksverhetzung) verletzt werden, sind Meinungs-,
Kunst-, Wissenschafts- und Versammlungsfreiheit vorrangig zu achten.

Als verfassungsfeindlich gilt demnach das Verhalten staatlicher oder einflussreicher
gesellschaftlicher Akteure, wenn sie den strukturellen Charakter von Rassismus und
Antisemitismus nicht anerkennen und ihm nicht wirksam entgegentreten. Rassismus und
Antisemitismus wirken auf persönlicher Ebene, werden jedoch vor allem durch staatliche und
gesellschaftliche Strukturen mit bestehenden Machtverhältnissen vermittelt.152 Die faktische
Diskriminierung von Jüd*innen bei der Anerkennung ausländischer Abschlüsse (aus der
Sowjetunion/Osteuropa) und daraus resultierende verbreitete Armut oder die häufigere
polizeiliche Kontrolle als Schwarz oder arabisch wahrgenommener Personen sind personale
Schlechterstellungen, die unmittelbar spürbar sind und die alle staatlichen Gewalten zu
institutionellen Veränderungen verpflichten, sei es durch Gesetzgebung, Verwaltungspraxen
oder Rechtsprechungswandel.

Das personal verstandene Antidiskriminierungsverbot, das insbesondere auch systemisch-
institutionelle und strukturelle Schlechterstellung ausschließt, ist integraler Bestandteil der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung seit den beiden BVerfG-Urteilen von 2017
(NPD II) und 2024 („Die Heimat“). Nicht Teil der fdGO ist ein politisch-historisches oder
kulturwissenschaftliches Verständnis von Rassismus oder Antisemitismus, das beide auch als
Interventionen oder Effekte in politischen Meinungskämpfen adressiert. Damit ist gemeint,
dass die Verfassung beileibe keine Aussage darüber trifft, welcher Art von kulturell-
politischem Antisemitismusverständnis (JDA etc.) oder Antirassismusbegriff Bürger*innen
folgen sollten, wenn sie über Politik diskutieren. Klar ist juristisch nur, dass es zu keinen auf
Individuen oder Gruppen von Individuen gerichteten Beleidigungen oder Verhetzungen
kommen darf und individuell wirksame Nachteile der Gruppen abzubauen sind.
Deutungsoffene, auch radikale politische Statements von Bürger*innen sind mit der
Verfassung vereinbar – fehlendes Engagement des Staates gegen strukturelle Formen von
Rassismus und Antisemitismus nicht.

Das bedeutet jedoch nicht, dass überpersonale, also nicht ausschließlich oder „in letzter
Instanz“ auf einzelne Personen oder Individualrechte bezogene Deutungen von
Antisemitismus oder Rassismus der Verfassung widersprechen. Sie gehören jedoch nicht zum
Kern der Verfassung, der sich auf die Individualität, Integrität und Gleichheit der

152 Höchst aufschlussreich ist dazu die InRa-Studie des Bundesministeriums des Innern und für Heimat, die mit
einem Jahr Verspätung 2026 veröffentlicht worden ist. Danach sind es vor allem behördliche
Entscheidungsspielräume, die rassistisch genutzt werden.
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Rechtspersonen richtet. Deshalb können sie auch nicht allein als Maßstab dienen, um
Maßnahmen oder Verhalten als verfassungsfeindlich zu bewerten.

Wer im Meinungskampf „dem Islam“ pauschal bestimmte Haltungen unterstellt oder wer dort
in grob verzerrender Weise Kritik an Israel übt, wird damit unter bestimmten
Voraussetzungen rassistische oder antisemitische Äußerungen (im kulturwissenschaftlichen
Sinne) machen, verhält sich aber nicht (im juristischen Sinn) verfassungsfeindlich. Er macht
in kritikabler Weise von seiner Meinungsfreiheit Gebrauch. Politischer Meinungskampf ist
auch in harter, (manche) verletzender und (manche) empörender Form demokratiekonstitutiv.
Nur eng verstandene Strafgesetze können diese Meinungsfreiheit beschränken. Wer
Menschen aufgrund ihres Muslim- oder Judeseins jedoch bestimmte gleiche Rechte
vorenthalten möchte oder faktisch entsprechend wirkende Strukturen nicht bekämpft, betätigt
sich auf eine verfassungsfeindliche – personal rassistische oder antisemitische – Weise. Das
gilt auch, wenn er oder sie Individuen auf Gruppenzuschreibungen „objektivierend“ reduziert.
Kein Mensch darf mit einer Herkunft (etwa „aus Palästina“) oder gar einem Staat (etwa
Israel) schlechthin identifiziert werden. Muslim*innen und Jüd*innen haben beispielsweise
(natürlich!) keine jeweils gruppeneinheitliche Ansicht zum Nahostkonflikt. Das Gegenteil zu
unterstellen ist rassistisch und antisemitisch. Denn wer so handelt, erkennt den genannten
Gruppen nicht die gleiche Würde und daher die gleichen Rechte zu wie der „Mehrheits-
bevölkerung“ oder „Dominanzgesellschaft“. Damit ist sogar das von der Verfassung
definierte äußerste Minimum an republikanisch-demokratischem Zusammenhalt verletzt.
Besonders häufig entsolidarisieren sich relativ privilegierte gesellschaftliche Gruppen in einer
solchen Weise und befeuern diskursiv aktiv vermeintliche kulturelle Gegensätze (etwa Islam
versus Christentum), statt sozioökonomische Problemlagen in oft rassifizierten, ärmeren
Bevölkerungsteilen zu adressieren. Gerade der Staat als Machtfaktor ist daher gefragt,
entsprechende Kernnormen des demokratischen Zusammenhalts zu schützen und ihre
gesellschaftliche Wirksamkeit aktiv zu fördern. Dazu gehört die Anerkennung der internen
Pluralität jeder gesellschaftlich relevanten Gruppe oder zugeschriebenen Kategorie.

Daraus folgt, dass ein demokratisches Antidiskriminierungsrecht, das dem gesellschaftlichen
Zusammenhalt dienen soll, nicht vor allem kontrollierend oder polizierend wirken darf,
sondern integrativ ausgerichtet sein muss. Eine Reduktion komplexer Probleme auf einzelne
Vorfälle – zumal auf Grundlage verkürzter oder ungenauer polizeilicher Statistiken – greift
aus dieser Perspektive zu kurz. Stattdessen sollte eine politische Logik der Antidiskrimi-
nierung gestärkt werden, die als Voraussetzung für demokratischen Zusammenhalt verstanden
wird.

Einseitig moralisierende oder stark polizierende Ansätze, die sich vor allem auf einzelne
Personen konzentrieren, können dem gesellschaftlichen Zusammenhalt eher schaden.
Notwendig sind daher stärker strukturelle und institutionelle Perspektiven auf Antisemitismus
und Rassismus. Sie helfen, überzogene moralische Zuschreibungen gegenüber einzelnen,
tatsächlichen oder vermeintlichen Täter*innen ebenso zu vermeiden wie kulturkämpferische
Zuspitzungen politischer Debatten, die in der Praxis oft wenig zur Lösung beitragen. So ist es
nicht hilfreich, Misstrauen gegenüber Muslim*innen zu schüren, indem man ihnen unterstellt,
weniger solidarisch mit anderen Minderheiten zu sein als die „Dominanzgesellschaft“. In der
Regel sagen solche pauschalisierenden Vorurteile mehr über diejenigen aus, die sie äußern,
als über die thematisierten Gruppen selbst. Sie entlasten in fragwürdiger Weise die weit nach
rechts gerückte vermeintliche „Mitte“ der Gesellschaft – auch ganz unabhängig von den
subjektiven Absichten derjenigen, die so sprechen, wirken sie objektiv verrohend.
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Auch das Recht sollte in diesem Zusammenhang demzufolge in erster Linie als politisches
Instrument zur strukturellen Förderung größerer Gleichheit verstanden werden – und weniger
als moralische Instanz zur persönlichen Verurteilung. Das Recht verteilt Freiheitschancen –
und sollte das auf eine möglichst egalitäre Art tun. Manche haben im Prozess der
zunehmenden Inklusion von Frauen und Minderheiten zu Unrecht das Gefühl, ihnen werde
etwas weggenommen, was in Wirklichkeit nur ein ungerechtfertigtes faktisches Privileg war.
Sie entwickeln einen Groll gegen den Universalismus selbst, der sich eigentlich nur gegen
überspitzte, moralisierende Formen des Diskurses richten sollte. Es geht nicht um „schlechte
Menschen“, sondern um falsche gesellschaftliche Strukturen, die sich juristisch-politisch
ändern lassen.

Zusammengefasst lässt sich festhalten, dass eine emanzipatorisch verstandene
„Identitätspolitik“153 – also die politische Berücksichtigung faktischer Nachteile bestimmter
sozialer Gruppen (Frauen, Muslim*innen…) – in einem grundrechtsfreundlichen Verständnis
fundamentales Verfassungsgebot ist, namentlich stets mit dem kurz- oder langfristigen Ziel,
die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Individuen aufgrund verbreiteter
Zuschreibungen zu verhindern. Dieser Art von Identitätspolitik geht es nicht um variable
Befindlichkeiten, sondern um eine auch konkret wirksame Ausweitung von individuellen
Rechten auf bisher faktisch ausgeschlossene und benachteiligte Gruppen von Bürger*innen.
Sie zielt auf die stets unvollendete Einlösung des universalistischen Versprechens der liberal-
demokratischen Verfassung. Eine Versachlichung der oft zynisch-abwehrend geführten
Debatten ist nötig und möglich.

Häufig anzutreffende Widersprüche eines rechten Diskurses über Antidiskriminierung sind
daher unbedingt produktiv aufzuheben:

 Ist ein abstrakter Kulturkampf oder die (unter anderem juristische) Versachlichung
durch ein „Kleinarbeiten“ der Probleme gewollt?

 Sind Schutz und Förderung jüdischen Lebens das Ziel oder ist es der Kampf gegen
Identitätskategorien im Recht (– beides ist nicht vereinbar)?

 Gilt eine konsequente fdGO-Orientierung (dann inklusive Antirassismus auf
Grundlage der Menschenwürde) oder ein verfassungswidriges pick and choose
gegen vermeintlich linke, in Wahrheit verfassungsfreundliche NGOs oder Geförderte?

 Herrscht eine religionsfreundliche, religionsfreiheitsorientierte, damit verfassungs-
freundliche Haltung gegenüber allen Religionen oder vielmehr eine illiberale
Religionsskepsis?

Ein weiteres Gebot, das sich aus der oben skizzierten fdGO ableiten lässt, ist die Achtung der
Meinungsfreiheit von „zivilgesellschaftlichen“ Akteur*innen, die sich auf verschiedene,
dringender denn je notwendige Weise für die Demokratie und damit die fdGO engagieren und
dafür staatliche Fördermittel erhalten. Diese sind keine Beamten, die sich politisch mäßigen
müssten, sondern Staatsbürger*innen mit vollen Grundrechten. Äußerstenfalls kann man sie
(im Einklang mit dem wohlverstandenen Haushaltsrecht) seitens des staatlichen
Förderungsgebers auf die Befolgung der antidiskriminierungsrechtlichen Grundsätze
verpflichten, wie sie sich aus der neuen fdGO-Definition ergeben. Aber auch dann sind

153 Vgl. Karsten Schubert, Lob der Identitätspolitik (München: C.H. Beck, 2024), der argumentiert, dass
emanzipatorische Identitätspolitik auf Inklusion zielt und damit einen erweiterten, kontextsensiblen
Universalismus stärkt; zugleich kritisiert er die verbreitete Gleichsetzung liberal-„linker“ und neurechter
Identitätspolitiken im öffentlichen Diskurs als analytisch verkürzend.
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Formen allgemein-überpersonaler politischer Kritik nicht erfasst, sondern nur individuell
wirksame, personale, rassistische, sexistische oder antisemitische Angriffe. Eine darüber
hinausgehende politische Neutralitätspflicht für die demokratisch engagierte Zivilgesellschaft
gibt es nicht und darf es nach der fdGO auch gar nicht geben, solange nicht im Falle
anerkannt gemeinnütziger Organisationen ausnahmsweise die Rede von verdeckter
Parteienfinanzierung sein kann.154 Nur dann entsteht überhaupt der Konflikt mit dem
Grundsatz der Chancengleichheit von politischen Parteien (Artikel 21 GG). Doch selbst bei
parteipolitisch formulierter Kritik kann es sich um ein bloßes Mittel zur Erreichung erlaubter
allgemeinpolitischer Ziele handeln (z. B. Antirassismus). Das Gemeinnützigkeitsrecht
verbietet also keine politische Kritik, sondern erlaubt sogar begründete parteipolitische
Stellungnahmen in Zusammenhang mit dem Förderzweck. Diesen Grundsätzen entsprechend
wäre insbesondere auch jede Ingerenz von Sicherheitsbehörden (Verfassungsschutz, „Haber-
Verfahren“) im Förderungsrecht, im Sinne einer anlasslosen Überprüfung den demokratischen
Zusammenhalt unterstützender, aber nicht-staatlicher Gruppen, unverhältnismäßig und
grundrechtswidrig. Dem entgegenstehende Förderrichtlinien wären unwirksam. „Mehr als der
Schutz vor Umgehungen der engen Grenzen der Parteienfinanzierung und eine unscharfe
Abgrenzung zum parteipolitisch institutionalisierten politischen Prozess ist nicht zu
leisten.“155 Im (eigentlich selbstverständlichen) Grundsatz gilt vorrangig die Meinungsfreiheit
auch staatlich geförderter zivilgesellschaftlicher Akteur*innen.

4. Ressortübergreifende Antidiskriminierungspolitik

Antisemitismus, Rassismus und andere Formen von Diskriminierung sind in Berlin kein
Randphänomen, sondern Teil des Alltags. Sie zeigen sich in gesellschaftlichen Strukturen und
staatlichen Institutionen. Eine wirksame Antidiskriminierungspolitik kann sich daher nicht auf
punktuelle Maßnahmen beschränken, sondern muss diese Strukturen gezielt in den Blick
nehmen und verändern.

Antidiskriminierung ist eine Querschnittsaufgabe und betrifft alle politischen Ebenen sowie
sämtliche Senatsverwaltungen. Sie muss handlungsleitend für Gesetzgebung, Verwaltung und
politische Entscheidungen sein. Das bedeutet, dass alle Ressorts Verantwortung tragen, in
ihrer Gesetzgebung, in Verwaltungsvorschriften und in ihren Personal- und Organisations-
strukturen.

Ziel ist es, die Strukturen zu verändern, die Diskriminierung begünstigen, schützen und
reproduzieren. Dafür braucht es klare Zuständigkeiten, verbindliche Strategien und den
politischen Willen, Antidiskriminierung als durchgehendes Prinzip staatlichen Handelns zu
verankern. Gleichzeitig muss eine wirksame Politik sowohl strukturelle Veränderungen
vorantreiben als auch die spezifischen Bedarfe einzelner Communitys berücksichtigen.

Die aktuellen Verwaltungsstrukturen stehen einer konsequenten Antidiskriminierungspolitik
häufig im Weg. Zuständigkeiten sind nicht immer klar geregelt, Fachstellen müssen teilweise
abgetrennt von ihren fachlich zuständigen Senatsverwaltungen arbeiten, und Aufgaben
werden häufig auf einzelne Stellen ausgelagert. Diese wichtige Arbeit der Fachstellen ist

154 Vgl. Michael Droege, „Biedermeier im Steuerstaat: Globalisierungskritik, Gemeinnützigkeit und die Grenzen
des Politischen,“ Kritische Justiz 52, Nr. 3 (2019): 349–360; Michael Unger et al., Politische Betätigung
gemeinnütziger Körperschaften (Rechtsgutachten, 2020); Felix Hanschmann, „Meinungsfreiheit versus
Neutralitätsgebot“ (Vortrag bei der Stiftung Zukunft Berlin, 3. April 2025).
155 Ebd.
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jedoch nicht ausreichend strukturell abgesichert. Zudem zeigt sich, dass bestehende Ansätze
wie Diversitätsstrukturen in der Verwaltung nicht konsequent weiterentwickelt, sondern
teilweise wieder zurückgebaut werden.

Auch die Zivilgesellschaft, die in Berlin einen zentralen Teil der Antidiskriminierungsarbeit
leistet, arbeitet vielfach unter prekären Bedingungen. Statt diese essenzielle Arbeit langfristig
abzusichern, werden Fördermittel teilweise gekürzt, Expertise nicht ausreichend anerkannt
und über Jahre aufgebaute Strukturen bedroht. Dies steht im Widerspruch zu dem Anspruch,
Diskriminierung wirksam zu bekämpfen.

Berlin soll wieder Vorreiterin in der Antidiskriminierungspolitik werden. Dafür braucht es
eine gesamtstädtische Antidiskriminierungs- und Diversitätsstrategie. Diese soll bestehende
Programme bündeln, intersektional weiterentwickeln und alle staatlichen Institutionen
systematisch daraufhin überprüfen, wie sie Diskriminierung reproduzieren und diese abbauen
können.

Die Entwicklung dieser Strategie muss gemeinsam mit Wissenschaft, Expert*innen sowie
insbesondere mit der Zivilgesellschaft und den betroffenen Communitys erfolgen. Bestehende
Strukturen sollen evaluiert, weiterentwickelt und durch klare Zuständigkeiten auf Landes- und
Bezirksebene gestärkt werden. Eine wirksame Antidiskriminierungspolitik braucht dabei vor
allem drei zentrale Elemente: eine verlässliche und langfristige Finanzierung der
Zivilgesellschaft, starke Beratungs-, Beschwerde- und Meldestrukturen sowie vielfältige
Empowerment- und Präventionsangebote. Diese drei Säulen beruhen auf langjähriger
Expertise und Erfahrung aus der Praxis der Berliner Antidiskriminierungsarbeit und müssen
daher im Zentrum politischer Entscheidungen stehen.

Wie diese Maßnahmen konkret ausgestaltet werden können, wird im weiteren Verlauf der
nächsten Seiten dargestellt.

4.1. Antidiskriminierungsrecht in Berlin

Mit dem LADG hat Berlin 2020 einen wichtigen Schritt gemacht: Gemeinsam haben Grüne,
SPD und Linke erstmals bundesweit einen umfassenden rechtlichen Schutz vor
Diskriminierung im staatlichen Handeln geschaffen. Ziel des Gesetzes ist es, „die tatsächliche
Herstellung und Durchsetzung von Chancengleichheit, die Verhinderung und Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung sowie die Förderung einer Kultur der Wertschätzung von
Vielfalt“ sicherzustellen.156

Während das AGG im Arbeits- und Privatbereich greift,157 schließt das LADG eine
entscheidende Lücke: Es schützt Menschen vor Diskriminierung durch öffentliche Stellen des
Landes Berlin, in der Verwaltung, in Schulen, bei der Polizei, in der Justiz und in
landeseigenen Unternehmen.158

156 Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) vom 13. Juni 2020, GVBl. Berlin 2020, S. 532, Art. 1 § 1.
157 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vom 14. August 2006, BGBl. I S. 1897, zuletzt geändert durch
Art. 8 des Gesetzes vom 3. April 2013, BGBl. I S. 610, §§ 1–2.
158 LADG, Art. 1 § 3 Abs. 1.



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 257 Drucksache 19/3320

Ein zentrales Element des Gesetzes ist die LADG-Ombudsstelle. Sie bietet Betroffenen eine
Anlaufstelle, berät rechtlich und unterstützt bei der Geltendmachung von Ansprüchen.
Darüber hinaus trägt sie dazu bei, strukturelle Diskriminierung sichtbar zu machen und
Handlungsempfehlungen an die Verwaltung zu richten. Sie hat eine schlichtende Funktion,
bevor es zu einer Klage kommt.159

Die Zahlen zeigen: Das Gesetz wirkt, und es wird zunehmend genutzt. Im Jahr 2023 sind
insgesamt 1.359 Diskriminierungsbeschwerden mit Bezug zur Berliner Verwaltung
eingegangen, davon 1.205 mit Bezug zum LADG.160 Allein bei der Ombudsstelle gingen 883
Beschwerden ein, davon 392 mit LADG-Bezug.161 Im Vergleich zum Vorjahr ist das ein
deutlicher Anstieg. Am häufigsten wurden Diskriminierungen aufgrund rassistischer
Zuschreibung bzw. ethnischer Herkunft sowie aufgrund von Behinderung oder chronischer
Erkrankung gemeldet.162

Das LADG stellt einen wichtigen Schritt im Kampf gegen Diskriminierung dar. Zugleich
zeigt die praktische Anwendung jedoch auch die Grenzen des Gesetzes auf: Seine
Wirksamkeit entfaltet es nur dort, wo es hinreichend bekannt ist, konsequent angewendet und
kontinuierlich weiterentwickelt wird. Darüber hinaus müssen Betroffene über die
notwendigen Ressourcen verfügen, um ihre Rechte tatsächlich geltend machen zu können.
Dies spiegelt sich in der weiterhin vergleichsweise geringen Anzahl an Klagen auf Grundlage
des LADG wider. Seit Inkrafttreten des Gesetzes im Juni 2020 wurden bis zum 31. Dezember
2024 insgesamt 41 Klagen eingereicht.163 Auch das Ziel, eine Kultur der Wertschätzung von
Vielfalt aktiv zu fördern, wird bislang noch nicht ausreichend eingelöst. Fortbildungen allein
reichen dafür nicht, es braucht strukturelle Verankerung in Leitbildern, Personalentwicklung
und Verwaltungshandeln. Die Maßnahmen des Diversity-Landesprogramms sind dafür ein
erster wichtiger Schritt. Die senatsübergreifende Umsetzung und Abstimmung erweist sich
aber als herausfordernd, stark geprägt von dem Engagement einzelner verantwortlicher
Personen in den jeweiligen Senatsverwaltungen. Eine erhöhte Verbindlichkeit zur Förderung
von diversitätsfördernden und -steuernden Maßnahmen könnte durch eine gesetzliche
Verankerung im LADG erreicht werden. Dies gilt insbesondere für Maßnahmen der
‘affirmative action’.

159 LADG, Artikel 1 § 14.
160 Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung
(SenASGIVA), Folgebericht zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) und des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in der Berliner Verwaltung (Berichtsjahr 2023) (Berlin, 2024),
3.
161 SenASGIVA, Folgebericht LADG/AGG 2023, 3.
162 Ebd. 5-6.
163 Abgeordnetenhaus Berlin, Folgebericht zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) und
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in der Berliner Verwaltung – Vorgang H19-0189 (2021),
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189-v.pdf; Abgeordnetenhaus Berlin,
Folgebericht zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) und des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in der Berliner Verwaltung – Vorgang H19-0189.A (2022),
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.A-v.pdf; Abgeordnetenhaus Berlin,
Folgebericht zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) und des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in der Berliner Verwaltung – Vorgang H19-0189.B (2023),
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.B-v.pdf; Abgeordnetenhaus Berlin,
Folgebericht zur Umsetzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) und des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in der Berliner Verwaltung – Vorgang H19-0189.D (2024),
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.D-v.pdf.

https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.A-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.A-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.B-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.D-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/adosservice/19/Haupt/vorgang/h19-0189.D-v.pdf
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Nach bald sechs Jahren nach Inkrafttreten des LADG gibt es ein breites Anwendungs- und
Erfahrungswissen im Umgang mit dem LADG, vor allem von zivilgesellschaftlichen
Beratungsstellen, Jurist*innen oder der LADG-Ombudsstelle. Dabei zeigt sich ein
Novellierungsbedarf. Hinweise zum LADG kommen vor allem aus der Zivilgesellschaft: Der
Merkmalskatalog wird von Betroffenen und Organisationen als zu eng gefasst bewertet. Neue
und sich wandelnde Formen von Diskriminierung finden nur unzureichend Eingang in den
gesetzlichen Schutz. So erreichten die Ombudsstelle etwa Beschwerden, die sich auf
Diskriminierungsgründe wie Staatsangehörigkeit, Familienstand, äußeres Erscheinungsbild
oder Aufenthaltsstatus bezogen, Merkmale, die vom LADG bislang nicht erfasst werden.164

Das Gesetz bleibt damit in Teilen hinter seinem eigenen Anspruch zurück.

Das LADG muss gemeinsam mit der Zivilgesellschaft evaluiert und konsequent weiter-
entwickelt werden. Der Merkmalskatalog muss gezielt erweitert werden, etwa um
Diskriminierung aufgrund von Gewicht, Staatsangehörigkeit, Aufenthaltsstatus oder
Familienstand, und den Anwendungsbereich verbindlich auf landeseigene Unternehmen
ausdehnen.165

Neben der inhaltlichen Weiterentwicklung braucht es auch eine bessere Beschwerdekultur.
Hierarchische Strukturen und eine geringe Fehleroffenheit prägen weite Teile der Berliner
Verwaltung, mit direkten Folgen für die Qualität der Beschwerdebearbeitung.

Besonders problematisch ist, dass die bestehenden Verpflichtungen des LADG noch immer
nicht konsequent umgesetzt werden. Die Fortbildungspflichten aus § 11 Absatz 4 LADG
werden bislang zu wenig eingehalten. Auch die Verpflichtung aus § 3 Absatz 2 LADG,
wonach das Land Berlin bei Mehrheitsbeteiligungen auf die Umsetzung des Gesetzes
hinwirken soll, bleibt weitgehend unbearbeitet: Selbst in den Beteiligungsrichtlinien für
landeseigene und landesbeteiligte Unternehmen, einschließlich der städtischen Wohnungsbau-
gesellschaften, findet das LADG bis heute keine Erwähnung. Der Anwendungsbereich des
LADG muss sich deshalb verbindlich auf landeseigene Körperschaften und Unternehmen
ausdehnen und dafür sorgen, dass bestehende Pflichten tatsächlich durchgesetzt werden.

Die LADG-Ombudsstelle muss rechtlich wie personell gestärkt werden und zu einer
unabhängigen Behörde weiterentwickelt werden, mit einem eigenen Initiativrecht, einem
eigenständigen Presserecht und verbindlicher Berichtspflicht. Derzeit wird sie nur auf
individuelle Beschwerde hin tätig; ein proaktives Eingreifen ist ihr nicht möglich.166 Ebenso
braucht es ein verbindliches Recht der Ombudsstelle, die Umsetzung ihrer Handlungs-
empfehlungen zu überprüfen, nur so kann sie ihre strukturelle Wirkung tatsächlich entfalten.
Damit das Gesetz auch in der Fläche wirkt, braucht es außerdem verpflichtende
Antidiskriminierungsschulungen für alle Dienstkräfte in der direkten Interaktion mit
Berliner*innen sowie eine stärkere institutionelle Verankerung in Schulen und Kitas.

Das LADG zeigt: Berlin hat die richtigen Instrumente geschaffen. Aber sie werden noch nicht
konsequent genug genutzt. Und sechs Jahre nach Inkrafttreten besteht bereits ein
Novellierungsbedarf. Deshalb braucht es eine stärkere politische Priorisierung, eine bessere

164 Ebd, 7.
165 LADG, Artikel 1 § 2 (Merkmalskatalog); Artikel 1 § 3 Absatz. 2 (Beteiligungsunternehmen).
166 Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung,
Folgebericht LADG/AGG 2023 (Berlin, 2024), 3.
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Verankerung in der Verwaltung und die Einbettung in eine ressortübergreifende
Antidiskriminierungsstrategie.

4.2. Antisemitismus in Berlin

Jüdisches Leben ist ein konstitutiver Bestandteil Berlins – historisch wie gegenwärtig. Der
Schutz jüdischen Lebens sowie der konsequente Kampf gegen Antisemitismus ist eine
grundlegende Voraussetzung demokratischer Ordnung und gesellschaftlicher Teilhabe.
Gleichwohl gibt es Antisemitismus in Berlin, nicht zuletzt zeigt der Berlin Monitor eine breite
Zustimmung zu antisemitischen Einstellungen und Verschwörungsmentalitäten.167 Der
7. Oktober 2023 stellt zudem eine Zäsur für die jüdischen und israelischen Communitys dar,
wie einige empirische Studien und der Berlin Monitor gezeigt haben. Nicht nur die Massaker
in Israel, sondern auch die Radikalisierung des Antisemitismus in Deutschland stellen eine
Bedrohung und zugleich Belastung für Jüdinnen*Juden dar.168

Antisemitismus ist als eine zeitübergreifende (kollektive) Feindschaft zu verstehen, die sich
historisch wandelt und Jüdinnen*Juden fortwährend Bedrohungs- und Gewalterfahrungen
aussetzt. Antisemitismus tritt in allen gesellschaftlichen Bereichen auf und reicht von subtilen
Ausgrenzungen bis zu offenen Feindseligkeiten, von Verschwörungsmythen bis zu
systematischer Gewalt und Diskriminierung. Die Vernichtungsideologie der Shoah markiert
dabei einen historischen Kulminationspunkt der Verfolgung, ohne diese auf ihn zu begrenzen.
Antisemitische Gewalt ist nicht nur an einzelne historische Zäsuren gebunden, sondern
zeichnet sich durch Wiederholbarkeit und Eskalationsdynamiken aus. Antisemitismus zeigt
sich nicht allein in offener, eruptiver Gewalt, sondern auch in sozialen Praktiken, die
Antisemitismus legitimieren und strukturell fortschreiben.

Antisemitismus lässt sich als ein komplexes soziales, politisches und kulturelles
Deutungsmuster (hier auch Weltbild), das weit über individuelle Vorurteile hinausgeht,
verstehen. Die britische Wissenschaftlerin Helen Fein beschrieb Antisemitismus als
dauerhafte Struktur feindlicher Überzeugungen gegenüber Jüdinnen*Juden, die sich historisch
flexibel an unterschiedliche gesellschaftliche Bedingungen anpassen und reaktualisieren.169

Der deutsche Soziologe Klaus Holz analysiert Antisemitismus als identitätsstiftendes Prinzip
moderner Gesellschaften, als Weltanschauungsprinzip, das Jüdinnen*Juden als den Dritten,
als „Antikollektiv“ konstruiert – als negativ codierte Gegenfigur zum imaginierten „Wir“ der
(deutschen) Nation.170

Antisemitismus ist nicht abstrakt und lässt sich nicht nur über Vorfälle herleiten.
Antisemitismus ist historisch wie gegenwärtig gesellschaftlich und institutionell verankert –

167 Gert Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya (Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin –
Zwischen demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments, 62-82; 132.
168 Marina Chernivsky und Friederike Lorenz-Sinai, Zwischenbericht der bundesweiten Studie zu den
Auswirkungen des terroristischen Anschlags am 7. Oktober 2023 auf jüdische und israelische Communitys in
Deutschland (Kompetenzzentrum für antisemitismuskritische Bildung und Forschung [KOAS], 2025); Gert
Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya (Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin – Zwischen
demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments, 11.
169 Werner Bergmann, „Was heißt Antisemitismus?“, Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), 27.
November 2006, https://www.bpb.de/themen/antisemitismus/dossier-antisemitismus/was-heisst-
antisemitismus/37945/was-heisst-antisemitismus/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
170 Klaus Holz, Nationaler Antisemitismus. Wissenssoziologie einer Weltanschauung (Hamburg: Hamburger
Edition, 2001).

https://www.berlin-monitor.de/
https://www.bpb.de/themen/antisemitismus/dossier-antisemitismus/was-heisst-antisemitismus/37945/was-heisst-antisemitismus/
https://www.bpb.de/themen/antisemitismus/dossier-antisemitismus/was-heisst-antisemitismus/37945/was-heisst-antisemitismus/
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beispielsweise in Schulen, die antisemitische Vorfälle teilweise übersehen, relativieren oder
ignorieren, in unzureichenden Beschwerdestrukturen, in der Missachtung jüdischer
Perspektiven und Erfahrungen.171 Dass erst jetzt ernsthaft über institutionellen
Antisemitismus und antisemitische Diskriminierung geforscht wird, ist selbst Ausdruck einer
tief verwurzelten strukturellen Auslassung in der Wissenschaft, Gesellschaft und Politik und
einer Gleichgültigkeit gegenüber jüdischen Erfahrungen, die wir aktiv und strukturell
überwinden müssen.172

Der Berlin Monitor zeigt eine breite Zustimmung zu antisemitischen Positionen, teils als
geschlossenes Weltbild und mehr als ein Drittel der Befragten sind bereit, an verschiedene
Verschwörungserzählungen zu glauben.173 Die Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus Berlin (RIAS) dokumentierte für das Jahr 2024 insgesamt 2.521
antisemitische Vorfälle in der Stadt – fast doppelt so viele wie im Vorjahr und im Schnitt 210
Fälle pro Monat.174 Dieser Anstieg ist kein statistisches Artefakt, sondern Ausdruck einer
realen Verschlechterung der Lage: Antisemitismus ist heute gewaltvoller und enthemmter als
früher.175

Auch die Beratungsstelle OFEK Berlin in Trägerschaft von OFEK e.V. verzeichnete eine
steile Zunahme der Beratungsbedarfe, der Fallzahlen und Beratungsanfragen: In der Folge des
7. Oktober 2023 kam es in Deutschland und so auch in Berlin zu einem schlagartigen Anstieg
antisemitischer Vorfälle und Straftaten – von der verbalen Hetze, raumgreifender
antisemitischer Bildsprache bis hin zu physischen Bedrohungen und Angriffen (z.B. Angriffe
auf Studierende, Markierungen von Häusern, Angriffe in digitalen Medien, versuchte und
ausgeführte Anschläge gegen jüdische Einrichtungen). Dieser Zustand führt zu dauerhafter
Anspannung, Angst und Erschöpfung, aber auch zur Re-Traumatisierung, zu schwindendem
Sicherheitsgefühl und Einschränkung der sozialen Mobilität und Teilhabe in allen
gesellschaftlichen Bereichen.176

Bundesweit hat OFEK im ersten Jahr nach dem 7. Oktober 2023 1.858 Fälle aufgenommen,
dokumentiert und umfassend beraten. Diese Entwicklung stellte die Organisation vor
erhebliche, teils kaum zu bewältigende Herausforderungen. Von der bundesweiten
Beratungsstatistik kamen 1.283 Beratungsfälle aus Berlin und erstreckten sich über alle
Lebensbereiche – vor allem auf Schulen, Hochschulen, Kulturinstitutionen, Festivals und den
öffentlichen Raum.

Die bundesweite Studie zu den Auswirkungen des 7. Oktobers 2023 auf jüdische und
israelische Communitys in Deutschland hat gezeigt, dass die befragten Jüdinnen*Juden

171 Marina Chernivsky und Friederike Lorenz-Sinai, „Institutioneller Antisemitismus in der Schule“,
Baustein 14 in Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage (Hrsg.), Berlin 2024.
172 Ebd.
173 Gert Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya (Hrsg.), Der Berlin-Monitor 2025. Berlin –
Zwischen demokratischer Haltung und verbreiteten Ressentiments, 32.
174 Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus Berlin (RIAS Berlin), Antisemitische Vorfälle in Berlin
2024 (Berlin, 2025), 1, https://report-antisemitism.de/documents/2025-05-20_rias-be_Antisemitische-Vorfaelle-
Berlin-2024.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
175 Klarissa Krause, „Antisemitismus in Berlin: Gewaltvoller und enthemmter“, taz, 20. Mai 2025,
https://taz.de/Antisemitismus-in-Berlin/!6085944/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
176 OFEK e.V., Beratungsstatistik 2024/2025 – OFEK e.V. Beratungsstelle bei antisemitischer Gewalt und
Diskriminierung (Berlin, 2025), https://ofek-beratung.de/wp-
content/uploads/2025/12/OFEK_Berlin_Beratungsstatistik_2024-25.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://www.berlin-monitor.de/
https://report-antisemitism.de/documents/2025-05-20_rias-be_Antisemitische-Vorfaelle-Berlin-2024.pdf
https://report-antisemitism.de/documents/2025-05-20_rias-be_Antisemitische-Vorfaelle-Berlin-2024.pdf
https://taz.de/Antisemitismus-in-Berlin/!6085944/
https://taz.de/Antisemitismus-in-Berlin/!6085944/
https://ofek-beratung.de/wp-content/uploads/2025/12/OFEK_Berlin_Beratungsstatistik_2024-25.pdf
https://ofek-beratung.de/wp-content/uploads/2025/12/OFEK_Berlin_Beratungsstatistik_2024-25.pdf
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verstärkt Anfeindungen, Diskriminierung und Ausgrenzung in nahezu allen Lebensbereichen
erfahren – etwa in Schulen, Hochschulen, am Arbeitsplatz oder im öffentlichen Raum. Ein
Großteil von ihnen berichtet von sozialem Rückzug, dem Verbergen ihrer Identität sowie
erheblichen psychischen Belastungen. Zugleich wird ein wachsender Vertrauensverlust in
gesellschaftliche Institutionen und das unmittelbare Umfeld beschrieben.177

Antisemitismus tritt in Berlin in unterschiedlichen Formen auf: als rechtsextremer
Antisemitismus, der 2024 so viele Vorfälle verursachte wie nie zuvor seit Beginn der
Dokumentation, als israelbezogener Antisemitismus, der mit 71 Prozent den größten Teil der
erfassten Fälle ausmacht, und als alltäglicher Antisemitismus, der sich in Beleidigungen,
Schmierereien und Online-Anfeindungen zeigt.178 Etwa eintausend antisemitische E-Mails
oder Kommentare wurden 2024 allein an jüdische oder israelische Institutionen gerichtet.179

Diese Beobachtungen decken sich mit den Befunden des Berliner Monitors wie bereits
skizziert wurde.

Dabei gilt: Der Kampf gegen alle Formen von Antisemitismus wird von uns ernst genommen
– gegen rechtsextreme und faschistische Ideologien ebenso wie gegen israelbezogenen
Antisemitismus, auch wenn er aus der politischen Linken kommt. Wir unterscheiden klar
zwischen antisemitischen Positionen und sachlicher Kritik an der israelischen Regierung: Wer
konkrete politische Maßnahmen kritisiert, ohne Jüdinnen*Juden kollektiv verantwortlich zu
machen oder doppelte Standards anzulegen, übt legitime politische Kritik. Wer
Jüdinnen*Juden pauschal für das Handeln eines Staates verantwortlich macht, betreibt
Antisemitismus.

Ziel ist die konsequente Umsetzung des Berliner Landeskonzepts zur Weiterentwicklung der
Antisemitismusprävention, einschließlich der Stärkung von Bildung, (anwendungsbezogener)
Forschung, Erfassung und Betroffenenberatung, um bestehende Forschungs-, Bildungs- und
Schutzlücken zu schließen und auch Berliner Fachkräfte sowie Institutionen nachhaltig in
ihrem Umgang mit Antisemitismus zu fördern. Antisemitismusprävention benötigt
verlässliche, dauerhafte und nachhaltige Förderstrukturen – keine kurzfristigen Projekt-
förderungen, die Träger in Unsicherheit bringen. Eine langfristige Finanzierung etablierter
und fachlich qualifizierter Organisationen, die Betroffene beraten, Bildungsarbeit leisten und
Empowerment ermöglichen, wird als zentral erachtet.

Im vergangenen Jahrzehnt haben sich in Berlin professionalisierte Strukturen in den
Bereichen Forschung, Bildung, Beratung, Erfassung und Dialog herausgebildet.
Zivilgesellschaftliche Organisationen leisten hierbei eine systemrelevante Arbeit und
generieren Wissen, das in staatliche Regelstrukturen eingespeist wird. Institutionen wie
Schulen, Hochschulen und weitere Organisationen greifen zunehmend auf diese Expertise
zurück. Gleichzeitig besteht die Erwartung, dass zivilgesellschaftliche Akteure kontinuierlich
Unterstützung bereitstellen und strukturelle Lücken staatlicher Angebote kompensieren.
Spätestens seit dem 7. Oktober 2023 wurde deutlich, dass die Radikalisierung antisemitischer
Dynamiken auf vielfach unvorbereitete Strukturen traf. Unter diesen Bedingungen ist die
Zivilgesellschaft jedoch nicht in der Lage, flächendeckend zu agieren – wenngleich Berichte
einzelner Träger ausdrücklich belegen, in welchem Umfang Organisationen sowohl
quantitativ als auch inhaltlich getragen und reagiert haben.

177 Chernivsky und Lorenz-Sinai, Zwischenbericht, 2025.
178 RIAS Berlin, Antisemitische Vorfälle in Berlin 2024, 5.
179 Ebd., 8.
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Der Bereich der Erfassung und Betroffenenberatung ist hochspezifisch: Keine der
spezialisierten Melde- und Beratungsstellen verfügt über eine verlässliche langfristige
Finanzierung, zugleich ist die professionelle Beratung von Betroffenen nicht aussetzbar. Die
Qualität psychosozialer, psychologischer, rechtlicher und institutioneller Unterstützung ist
unmittelbar an existenzielle Bedarfe der Ratsuchenden gebunden und bemisst sich
maßgeblich an ihrer Qualität und Verfügbarkeit – insbesondere in Krisenzeiten.

Auch der Bereich Empowerment und Dialog wird als eine zentrale politische Praxis
verstanden: Geschützte Räume, in denen jüdische Menschen ihre Erfahrungen artikulieren
und kollektiv reflektieren können, sind kein Zusatzangebot, sondern ein konstitutiver
Bestandteil wirksamer Antisemitismusprävention. Dies gilt sowohl für jüdische Menschen als
auch für andere Communitys und auch für Dialog zwischen ihnen – auch im Sinne von
Annäherung und polylogischem Austausch. Formate wie Safer Spaces sollen gezielt gestärkt
und ihre nachhaltige strukturelle Förderung vorangetrieben werden.

Der digitale Raum erweist sich zunehmend als zentraler Ort antisemitischer Agitation und
Verbreitung entsprechender Narrative. Um antisemitischen Narrativen im digitalen Raum
entgegenzuwirken, braucht es ein Forschungscluster zu digitalem Antisemitismus. Es soll
Frühwarnsysteme entwickeln, digitale Bildungsarbeit stärken und als Beratungsinstanz für
Politik, Medien und Plattformbetreiber*innen fungieren.

Es wird häufig betont, Antisemitismus habe keinen Platz. Tatsächlich ist er jedoch Teil
gesellschaftlicher Realität und trifft Jüdinnen*Juden existenziell. Dass Jüdinnen*Juden in
Berlin Angst haben müssen, Diskriminierung und Teilhabeeinschränkungen erfahren, ist nicht
hinnehmbar. Jüdisches Leben in dieser Stadt muss wieder selbstverständlich, sichtbar und vor
allem sicher werden.

4.3. Antimuslimischer Rassismus in Berlin

Antimuslimischer Rassismus ist in Deutschland allgegenwärtig, wird jedoch häufig übersehen
oder verharmlost. Diese Form der Diskriminierung muss sichtbar gemacht und in allen
gesellschaftlichen Handlungsbereichen konsequent bekämpft werden.

Antimuslimischer Rassismus zeigt sich in Strukturen und Institutionen, etwa in Routinen,
Bewertungsmaßstäben und Entscheidungsprozessen in Schulen, Behörden, auf dem
Wohnungs- und Arbeitsmarkt sowie bei der Polizei. Entscheidend ist dabei, wie solche
Strukturen benannt, aufgebrochen und neu gefasst werden können.

Die Datenlage für Berlin zeichnet ein alarmierendes Bild. 20 Prozent der Berliner
Bevölkerung weisen ein geschlossen antimuslimisches, rassistisches Denkmuster auf,
48 Prozent lehnen den Islam ab.180 Bundesweit berichtet etwa jede zweite muslimische Person
von rassistischer Diskriminierung bei Behördengängen.181 Nahezu 70 Prozent der befragten

180 Gert Pickel, Oliver Decker und Katrin Reimer-Gordinskaya, Der Berlin-Monitor 2023: Berlin in Zeiten
multipler Krisen (Springe: zu Klampen, 2024), 69, https://berlin-monitor.de/wp-
content/uploads/2024/01/BerlinMonitor_2023_Zeiten-multipler-Krisen_Web.pd  (zuletzt abgerufen am 22. April
2026).
181 Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), Rassismus und seine Symptome:
Bericht des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitors (Berlin: DeZIM, 2023), 12,

https://berlin-monitor.de/wp-content/uploads/2024/01/BerlinMonitor_2023_Zeiten-multipler-Krisen_Web.pdf
https://berlin-monitor.de/wp-content/uploads/2024/01/BerlinMonitor_2023_Zeiten-multipler-Krisen_Web.pd
https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5824.pdf
https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5824.pdf
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Muslim*innen geben an, rassistische Diskriminierung in Deutschland erfahren zu haben.182

Der NaDiRa-Bericht 2023 des Deutschen Zentrums für Integrations- und
Migrationsforschung (DeZIM) zeigt darüber hinaus, dass 46 Prozent der muslimischen Frauen
angeben, bei Kontakten mit Ämtern oder Behörden Diskriminierungserfahrungen gemacht zu
haben.183 Besonders gravierend: Schwarze, muslimische oder asiatische Frauen und Männer
geben jeweils mehr als doppelt so häufig wie der Rest der Bevölkerung an, medizinische
Behandlungen aus Angst vor Schlechterbehandlung verzögert oder vermieden zu haben.184

Wiederholte Diskriminierungserfahrungen haben dabei nachweislich Folgen für die
Gesundheit und hängen mit einem Vertrauensverlust in staatliche Institutionen zusammen,
was die Demokratie insgesamt schwächen kann.185

Die Bekämpfung von antimuslimischem Rassismus in Berlin erfordert eine umfassende und
koordinierte Strategie über alle Politikbereiche hinweg. Gleichzeitig muss Politik alle Formen
von Rassismus und religiöser Diskriminierung konsequent in den Blick nehmen – besonders
von denen, die oft unbeachtet bleiben, wie z. B. gegenüber Alevit*innen, Drus*innen,
Jesid*innen und anderen religiösen Minderheiten.

Ein zentraler Baustein ist die Einrichtung einer unabhängigen Stelle auf Landesebene, die
bestehende Schutzlücken systematisch identifiziert und schließt. Dabei geht es etwa um
Diskriminierung im Schulalltag, bei Bewerbungsverfahren oder im Kontakt mit Behörden,
zum Beispiel, wenn Menschen aufgrund ihres Namens seltener zu Vorstellungsgesprächen
eingeladen werden oder religiöse Kleidung zu ungerechtfertigten Nachteilen führt. Die
Ergebnisse der bestehenden Fachkommission sollen dabei verbindlich in die Arbeit aller
Senatsverwaltungen einfließen.

Darüber hinaus müssen bestehende Beratungs- und Empowermentangebote langfristig
gesichert und gezielt ausgebaut werden. Dabei müssen insbesondere communitybasierte
Beratungs- und Beschwerdestellen die vorhandenen Strukturen ergänzen und stärken.

Entscheidend ist, dass diese Angebote von den Communitys selbst getragen und als
niedrigschwellig zugänglich wahrgenommen werden. Neben bestehenden themenspezifischen
Fachstellen sollen solche Strukturen gezielt unterschiedliche Communitys ansprechen und
zugleich mehrere gesellschaftliche Problemlagen abdecken können, etwa Diskriminierung auf
dem Arbeits- oder Wohnungsmarkt oder im Kontakt mit Behörden.

Gleichzeitig ist es zentral, dass staatliche Institutionen ihr Handeln konsequent
diskriminierungssensibel ausrichten. Deshalb sollten verpflichtende Fortbildungen für alle
Beschäftigten im öffentlichen Dienst eingeführt werden sowie klare Zuständigkeiten
geschaffen werden, beispielsweise durch spezialisierte Ansprechpersonen bei den
Sicherheitsbehörden.

https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5824.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
182 European Union Agency for Fundamental Rights, Being Muslim in the EU (Wien, 2024), 36,
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2024-being-muslim-in-the-eu_en.pdf (zuletzt abgerufen
am 22. April 2026).
183 DeZIM, Rassismus und seine Symptome: Bericht des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitors,
89.
184 Ebd., 158.
185 Ebd.

https://www.claim-allianz.de/aktuelles/news/pressemitteilung-antimuslimische-uebergriffe-und-diskriminierung-in-berlin-2024-alarmierender-anstieg-dokumentierter-antimuslimischer-vorfaelle-in-berlin/
https://www.rassismusmonitor.de/fileadmin/user_upload/NaDiRa/Rassismus_Symptome/2023-11-07_NaDiRa-2023_Pressematerialien.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2024-being-muslim-in-the-eu_en.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2024-being-muslim-in-the-eu_en.pdf
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Auch im Bildungsbereich braucht es verbindliche und transparente Regeln. Schulordnungen
sollten so gestaltet sein, dass sie Diskriminierung klar benennen und konsequent dagegen
vorgehen und in ihrer Form einheitlich LADG-konform sind. Dabei muss berücksichtigt
werden, dass unterschiedliche Gruppen unterschiedliche Formen von Diskriminierung
erfahren und entsprechend spezifische Unterstützung benötigen.

Ein weiterer wichtiger Schritt ist die Abschaffung rechtlicher Regelungen, die
Diskriminierung ermöglichen. Dazu zählt insbesondere das Neutralitätsgesetz. Das Gesetz
schließt insbesondere kopftuchtragende Frauen vom Staatsdienst aus, verletzt Grundrechte
wie Religions- und Berufsfreiheit und verfestigt Ungleichbehandlungen im öffentlichen
Dienst, statt Diskriminierung abzubauen.

Muslimisches Leben soll in Kunst, Medien und Bildung sichtbar sein, diskriminierungsfrei,
vielfältig und selbstbestimmt. Gemeinsam mit muslimischen Selbstorganisationen in Berlin
soll die Stadt zu einem Ort werden, der muslimisches Leben nicht nur anerkennt, sondern
aktiv schützt und wertschätzt.

4.4. Anti-Schwarzer Rassismus in Berlin

Anti-Schwarzer Rassismus ist strukturell verankert und durchzieht alle gesellschaftlichen
Bereiche. Staat und Gesellschaft sind gefordert, ihm entschieden entgegenzutreten und die
gleichberechtigte politische, wirtschaftliche und soziale Teilhabe Schwarzer, afrikanischer
und afrodiasporischer Menschen in Berlin zu sichern.

Anti-Schwarzer Rassismus ist tief in historischen, kulturellen und institutionellen Strukturen
verankert. Seine Wurzeln liegen in der kolonialen Vergangenheit, in der Schwarze Menschen
systematisch entmenschlicht, versklavt und als minderwertig klassifiziert wurden. Trotz der
formellen Abschaffung der Sklaverei wirkt er bis heute fort, in gesellschaftlichen Realitäten,
in Institutionen und in strukturellen Benachteiligungen beim Zugang zu Bildung, Arbeit,
Wohnen und Gesundheit sowie in weiteren Lebensbereichen.

Um Anti-Schwarzen Rassismus wirksam zu bekämpfen, braucht es die Dekolonisierung der
Gesellschaft: den Abbau rassistischer und kolonial geprägter Strukturen und Denkmuster.
Durch das Hinterfragen und Aufbrechen bestehender Machtverhältnisse können
diskriminierende und ungerechte Verhältnisse überwunden werden. Voraussetzung dafür ist,
dass Politik Dekolonisierung als Querschnittsthema anerkennt und entsprechend handelt.186

Auch Berlin trägt aufgrund seiner Geschichte als ehemalige Hauptstadt des deutschen
Kolonialismus und Imperialismus eine besondere Verantwortung, sich entschieden für
Gerechtigkeit und Teilhabe einzusetzen. Trotz rechtlicher Fortschritte bestehen weiterhin
strukturelle und institutionelle Formen von Diskriminierung, etwa durch Racial Profiling, und
staatliche Institutionen übernehmen noch zu selten umfassend Verantwortung für Prävention
und Bekämpfung.

Die Datenlage belegt das Ausmaß des Problems deutlich: Der Afrozensus 2020, die bislang
größte Befragung unter Schwarzen, afrikanischen und afrodiasporischen Menschen in

186 Decolonize Berlin e. V., „Dekolonisierung als Querschnittsthema,“ Decoloize Berlin, https://decolonize-
berlin.de/de/dekolonisierung/allgemein (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://decolonize-berlin.de/de/?utm_source=chatgpt.com
https://decolonize-berlin.de/de/dekolonisierung/allgemein
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Deutschland mit knapp 6.000 Teilnehmenden, zeigt, wie tiefgreifend Anti-Schwarzer
Rassismus wirkt.187 97,3 Prozent der Befragten haben in den Jahren 2018 - 2020 Anti-
Schwarzen Rassismus im Alltag erlebt, am häufigsten in Öffentlichkeit und Freizeit, in
Medien und Internet sowie im Arbeitsleben.188 Über 56 Prozent gaben an, bereits ohne
erkennbaren Grund von der Polizei kontrolliert worden zu sein.189 Besonders gravierend: Fast
80 Prozent der Betroffenen meldeten rassistische Vorfälle gar nicht erst, weil ihnen nicht
geglaubt wird oder sie weitere Diskriminierung befürchten.190 Der Afrozensus macht damit
klar, dass Anti-Schwarzer Rassismus ein strukturelles Problem ist und widerlegt die
Vorstellung, es handle sich um Einzelfälle.

Trotz wichtiger Fortschritte, etwa durch zivilgesellschaftliches Engagement und den
Beschluss des Abgeordnetenhauses zur Umsetzung der UN-Dekade für Menschen
afrikanischer Herkunft, bedarf es einer weiterführenden, verbindlichen und ressortüber-
greifenden Gesamtstrategie, um Anti-Schwarzen Rassismus konsequent abzubauen. Die Ziele
der UN-Dekade sind verbindlich im Landesrecht (z. B. im Rahmen der Weiterentwicklung
des LADG) sowie in Förder- und Hochschulstrukturen zu verankern, einschließlich klarer
Monitoring- und Berichtspflichten. Erfolgreiche Projekte, Netzwerke, Archive und
Beratungsstrukturen sind dauerhaft zu sichern und institutionell abzusichern. Zudem ist der
politisch verbindliche Start der zweiten UN-Dekade sicherzustellen.

Besonders in Bereichen wie Verwaltung, Polizei, Bildung sowie auf dem Arbeits- oder
Wohnungsmarkt bestehen weiterhin erhebliche strukturelle Defizite. Gleichzeitig wird in der
Datenerhebung meist mit der Kategorie „Migrationshintergrund“ gearbeitet, wodurch Anti-
Schwarzer Rassismus oft unsichtbar bleibt. Eine differenziertere Datenlage ist deshalb nicht
nur wissenschaftlich notwendig, sondern eine zentrale Voraussetzung für wirksame politische
Maßnahmen.

Es ist daher klar: Die Prävention und Bekämpfung von Anti-Schwarzem Rassismus ist keine
Aufgabe allein für die Betroffenen, sie ist eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung, der
sich Berlin stellen muss. Dabei gilt, dass Schwarze und afrodiasporische Menschen nicht erst
in der Umsetzung, sondern bereits in der Konzeption politischer Strategien aktiv mitwirken,
mitgestalten und Verantwortung übernehmen können.

Dabei sind mehrere miteinander verknüpfte Maßnahmen notwendig. Anti-Schwarzer
Rassismus muss stärker sichtbar gemacht werden – durch gezielte Forschungsförderung, eine
verbesserte Datenlage sowie die Weiterentwicklung von Beratungs-, Beschwerde- und
Meldestrukturen.

Zugleich muss die konsequente Aufarbeitung der kolonialen Vergangenheit Berlins
vorangetrieben werden, in der Erinnerungskultur, bei der Umbenennung von Straßen und
öffentlichen Räumen sowie in Bildung und Kultur. Ziel ist es, das von der Zivilgesellschaft
erarbeitete gesamtstädtische Erinnerungskonzept „Kolonialismus erinnern“ vollständig auf
Landes- und Bezirksebene umzusetzen, um dekoloniale Erinnerungskultur nachhaltig zu
verankern. Ein zentraler Lern- und Erinnerungsort ist prioritär umzusetzen und dauerhaft

187 Muna AnNisa Aikins et al., Afrozensus 2020: Perspektiven, Anti-Schwarze Rassismuserfahrungen und
Engagement Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Menschen in Deutschland (Berlin, 2021), 12-19,
https://afrozensus.de/reports/2020/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
188 Ebd, 92.
189 Ebd., 120 - 221.
190 Ebd., 221; 235.

http://www.afrozensus.de/
https://afrozensus.de/reports/2020/
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institutionell zu verankern. Dafür braucht es eine eigenständige Trägerstruktur, eine
gesicherte Grundfinanzierung sowie die verbindliche kuratorische Beteiligung migrantischer,
diasporischer und postkolonialer Expert*innen. Auch die Koordinierungsstelle „Decolonize
Berlin“ muss gestärkt werden und die Provenienzforschung zu den Beständen der Berliner
Museen und Sammlungen sowie in der wissenschaftlichen Forschung an den Hochschulen
erweitert werden.

Das Empowerment und die Partizipation Schwarzer Communitys muss durch den Ausbau und
die langfristige Finanzierung von Beratungs-, Melde- und Empowermentstrukturen gesichert
werden. Dazu gehört auch das erste Schwarze-Community-Zentrum, das strukturell
abzusichern und zu stärken ist. Die Perspektiven und die Expertise Schwarzer Menschen
müssen aktiv einbezogen werden; Zugänge zu öffentlichen Fördermitteln sind zu verbessern
und die Vernetzung und Professionalisierung Schwarzer Akteur*innen ist gezielt zu begleiten.

Die Berliner Verwaltung muss gezielt für Anti-Schwarzen Rassismus sensibilisiert und
weiterentwickelt werden, durch verpflichtende Fortbildungen, rassismuskritische
Organisationsentwicklung und unabhängige Beschwerdestellen mit spezifischer Fach-
kompetenz.

Berlin hat eine historische Verantwortung und die politischen Mittel, ihr gerecht zu werden.
Es braucht eine verbindliche Gesamtstrategie, die alle Senatsressorts und die Bezirke
einschließt und die strukturellen Ursachen von Anti-Schwarzem Rassismus konsequent
adressiert.

4.5. Anti-asiatischer Rassismus in Berlin

Anti-asiatischer Rassismus ist in Deutschland und Berlin eine weit verbreitete, aber häufig
unterschätzte Form von Diskriminierung. Auch anti-asiatischer Rassismus ist historisch
gewachsen und bis heute wirksam. Dabei handelt es sich um strukturelle und institutionelle
Diskriminierung, die sich in gesellschaftlichen Routinen, Zuschreibungen und institutionellen
Abläufen manifestiert.191

Menschen, die als asiatisch wahrgenommen werden, erleben Diskriminierung im Alltag, im
öffentlichen Raum und im Kontakt mit staatlichen Institutionen. Daten aus einer Online-
Befragung des DeZIM-Instituts aus dem Jahr 2020 verdeutlichen das Ausmaß: 55 Prozent der
befragten Personen asiatischer Herkunft gaben an, im ersten Jahr der Pandemie rassistische
Diskriminierung erfahren zu haben.192 Die häufigste Form war verbale Diskriminierung
(62 Prozent), doch auch körperliche Angriffe wurden berichtet (11 Prozent).193 Besonders
häufig traten diese Vorfälle im öffentlichen Raum auf, auf der Straße (52 Prozent), im
öffentlichen Nahverkehr (51 Prozent) und in Geschäften (31 Prozent).194

191 Akiko rive und Cuso Ehrich, Anti-Asiatischer Rassismus. Eine Einführung für die politische Bildungsarbeit,
hrsg. von korientation e. V. (Berlin: korientation – Netzwerk für Asiatisch-Deutsche Perspektiven e. V., 2023),
17-24, https://www.korientation.de/wp-content/uploads/2023/06/FINAL-Anti-Asiatischer-Rassismus-Eine-
Einfuehrung-fuer-die-politische-Bildungsarbeit_v5-1.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
192 Jonas Köhler und Kimiko Suda, Erste Ergebnisse der Studie „Antiasiatischer Rassismus in Zeiten der
Corona-Pandemie“ (Factsheet, Berlin: DeZIM-Institut, 2023), 4, https://www.dezim-
institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5558.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
193 Ebd., 5.
194 Ebd., 6.

https://www.korientation.de/wp-content/uploads/2023/06/FINAL-Anti-Asiatischer-Rassismus-Eine-Einfuehrung-fuer-die-politische-Bildungsarbeit_v5-1.pdf
https://www.korientation.de/wp-content/uploads/2023/06/FINAL-Anti-Asiatischer-Rassismus-Eine-Einfuehrung-fuer-die-politische-Bildungsarbeit_v5-1.pdf
https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5558.pdf
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Gleichzeitig zeigt sich eine erhebliche Untererfassung, die selbst Ausdruck struktureller
Probleme ist: Nur etwa 10 Prozent der verbal diskriminierten Personen und 22 Prozent der
Betroffenen körperlicher Angriffe meldeten die Vorfälle.195 Auch die Meldestelle anti-
asiatischer Rassismus bestätigt dieses Bild, indem mehr als 80 Prozent der Betroffenen von
Rassismuserfahrungen berichten.196 Zugleich zeigt sich anhand der 141 dokumentierten
Vorfälle im Jahr 2025, dass 57 Prozent der Betroffenen keine Meldestelle oder
Beratungsstelle aufsuchten und 88 Prozent die Vorfälle nicht bei der Polizei meldeten.197

Dadurch bleibt ein großer Teil von Diskriminierungserfahrungen unsichtbar.198

Diskriminierung wirkt dabei nicht nur offen und direkt, sondern auch subtil und strukturell.
So berichten 45 Prozent der asiatischen Frauen und 47 Prozent der asiatischen Männer von
subtilen Diskriminierungserfahrungen im Alltag.199 Gleichzeitig geben 27 Prozent der Frauen
und 31 Prozent der Männer an, Diskriminierung im Kontakt mit Behörden und Ämtern erlebt
zu haben.200

Diese Dynamiken setzen sich auf institutioneller Ebene fort, etwa in fehlender Repräsentation,
mangelnder Sensibilisierung oder unzureichender Berücksichtigung von Erfahrungen mit
anti-asiatischem Rassismus. Wenn institutionelle Strukturen nicht darauf ausgelegt sind,
Diskriminierung zu erkennen und zu bearbeiten, verfestigen sich bestehende diskriminierende
Strukturen.201

Es steht außer Frage, dass anti-asiatischer Rassismus als spezifische, strukturell und
institutionell verankerte Form von Rassismus anerkannt und gezielt bekämpft werden muss.
Dazu gehören der Ausbau und die nachhaltige Finanzierung von Beratungs-, Melde- und
Empowermentstrukturen sowie eine systematische Datenerhebung und Sensibilisierung
innerhalb staatlicher Institutionen. Empowermentangebote sollen die politische, kulturelle und
mediale Repräsentanz asiatisch-deutscher Communitys stärken.

4.6. Antiziganismus in Berlin

Sinti*zze und Rom*nja sind seit Jahrhunderten Teil der deutschen und Berliner Gesellschaft
und erleben zugleich seit Jahrhunderten Verfolgung, Ausgrenzung und Diskriminierung.
Dieser Rassismus wird entschieden zurückgewiesen. Berlin soll für die Gemeinschaft der
Sinti*zze und Rom*nja ein sicheres und lebenswertes Zuhause sein, frei von Diskriminierung
in allen Lebensbereichen.

195 Ebd., 7.
196 Meldestelle Antiasiatischer Rassismus, Dokumentation von anti-asiatischen Vorfällen und Diskriminierung
gegenüber asiatisch gelesenen Menschen in Deutschland. Jahresbericht 2025, 36,
https://drive.google.com/file/d/1BrY4u5LSd6Xy1mij5MviLzvyQ9Bvk0id/view (zuletzt abgerufen am 22. April
2026).
197 Ebd., 15.
198 Ebd.
199 DeZIM, Rassismus und seine Symptome: Bericht des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismusmonitors,
27.
200 Ebd., 27.
201 Kimiko Suda, Sabrina J. Mayer und Christoph Nguyen, „Antiasiatischer Rassismus in Deutschland“, in Aus
Politik und Zeitgeschichte (APuZ), Nr. 42–44/2020, Bundeszentrale für politische Bildung, 9. Oktober 2020,
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/antirassismus-2020/316771/antiasiatischer-rassismus-in-
deutschland/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://drive.google.com/file/d/1BrY4u5LSd6Xy1mij5MviLzvyQ9Bvk0id/view
https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-5824.pdf
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/antirassismus-2020/316771/antiasiatischer-rassismus-in-deutschland/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/antirassismus-2020/316771/antiasiatischer-rassismus-in-deutschland/
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Antiziganismus hat sich über Jahrhunderte in unserer Gesellschaft verfestigt und wird bis
heute kultiviert. Seit dem 14. Jahrhundert wurden Sinti*zze und Rom*nja verfolgt, entrechtet
und kriminalisiert. Das gipfelte im nationalsozialistischen Völkermord, in dem mindestens
500.000 Sinti*zze und Rom*nja getötet wurden.202 Unter den deutschen Sinti*zze gibt es
keine Familie ohne Opfer.203 Was nach 1945 oft übersehen wird: Die rassistische Erfassung
und Sonderbehandlung von Sinti*zze und Rom*nja setzte sich in der Bundesrepublik fort. In
der Bundesrepublik wurden sogenannte „Landfahrer Zentralen“ gegründet und mit
ehemaligem SS-Personal besetzt, das auf Datensätze der nationalsozialistischen
„Z*Leitstelle“ zurückgriff.204 Diese institutionellen Kontinuitäten sind kein abgeschlossenes
Kapitel der Geschichte, ihre Wirkungen sind bis heute spürbar.

Antiziganismus ist strukturell und institutionell: in Behörden, Schulen, auf dem Arbeitsmarkt,
im Wohnungsbereich und in der Justiz. Er zeigt sich in Routinen, Entscheidungspraktiken und
Zuschreibungen, die Sinti*zze und Rom*nja systematisch benachteiligen und ausgrenzen.

Rassistische Fremdbezeichnungen sind dabei weiterhin weit verbreitet und gesellschaftlich
normalisiert. Zuschreibungen wirken sich konkret auf ihre Lebensrealität aus, etwa wenn
ihnen Wohnraum verweigert wird, sie seltener zu Vorstellungsgesprächen eingeladen werden
oder ihre Anliegen bei Behörden nicht gleichwertig bearbeitet werden.

Besonders deutlich wird dies im Kontakt mit staatlichen Institutionen. Am Arbeitsmarkt
erfahren Sinti*zze und Rom*nja systematische Ausgrenzung, während ihnen in Behörden
häufig mit Misstrauen begegnet wird. Im Bereich von Jobcentern, Familienkassen und
Sozialämtern zeigt sich dies etwa darin, dass Leistungen verzögert oder verweigert,
unverhältnismäßig viele Nachweise verlangt oder Anträge pauschal abgelehnt werden.205

Auch im Bildungssystem setzt sich diese strukturelle Benachteiligung fort: Sinti*zze und
Rom*nja sind überdurchschnittlich häufig von Ausgrenzung, niedrigen Erwartungen und
institutioneller Diskriminierung betroffen.206 Berichte über Mobbing durch Mitschüler*innen,

202 Unabhängige Kommission Antiziganismus (UKA), Perspektivwechsel. Bericht der Unabhängigen
Kommission Antiziganismus (Berlin: 2021), BT-Drucksache 19/30310, 32,
https://dserver.bundestag.de/btd/19/303/1930310.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026); Romani Rose,
Bürgerrechte für Sinti und Roma (Heidelberg: Selbstverlag, 1987), 31.
203 Hajdi Barz, Gut gemeint ist nicht gut gemacht. Kriterien zur Reflexion und Vermeidung von Rassismus
gegen Rom*nja und Sinti*zze in didaktischem Material und der Unterrichtsplanung, hrsg. von RomaniPhen e.V.
(o. O., 2020), 2, https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-content/uploads/2021/07/rassismus-gegen-romnja-und-
sintizze_gut-gemeint-nicht-gut-gemacht_vielfalt-mediathek.pdf.
204 Romnja Power. o. J. Hintergrundinformationen zur Geschichte des Antiziganismus und Racial Profiling.
(Bildungsmaterial 2021) 8, https://romnja-power.de/wp-
content/uploads/2025/01/220705_Bildungsmaterial_Polizeigewalt.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026);
UKA, Perspektivwechsel, 45.
205 Dokumentationsstelle Antiziganismus (DOSTA/MIA Berlin) / Amaro Foro e.V., Kurzbericht 2024: Höchste
Fallzahl seit Projektbeginn. Amaro Foro e.V. fordert dringende Umsetzung von Handlungsempfehlungen,
(Berlin, 15.April 2025), 10;18, https://amaroforo.de/2025/04/15/dokumentation-antiziganistischer-vorfaelle-
2024-hoechststand-der-fallzahlen-erreicht/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
206 migazin.de.2024. „Jahresbericht: Zahlreiche antiziganistische Vorfälle in Berlin.“ migazin.de,
https://www.migazin.de/2024/09/17/jahresbericht-zahlreiche-antiziganistische-vorfaelle-in-berlin/ (zuletzt
abgerufen am 22. April 2026);
Daniel Strauß (Hrsg.), Studie zur aktuellen Bildungssituation deutscher Sinti und Roma. Dokumentation und
Forschungsbericht (Marburg: I-Verb.de, 2011), https://lagrenne-stiftung.de/media/pages/material/studie-zur-
aktuellen-bildungssituation-deutscher-sinti-und-roma/3f1873bdde-
1775419932/2011_strauss_studie_sinti_bildung-2.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://dserver.bundestag.de/btd/19/303/1930310.pdf
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https://amaroforo.de/2025/04/15/dokumentation-antiziganistischer-vorfaelle-2024-hoechststand-der-fallzahlen-erreicht/?utm_source=chatgpt.com
http://migazin.de/
http://migazin.de/
https://www.migazin.de/2024/09/17/jahresbericht-zahlreiche-antiziganistische-vorfaelle-in-berlin/
https://lagrenne-stiftung.de/media/pages/material/studie-zur-aktuellen-bildungssituation-deutscher-sinti-und-roma/3f1873bdde-1775419932/2011_strauss_studie_sinti_bildung-2.pdf
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aber auch durch schulisches Personal, sowie über die mangelnde Anerkennung von
Diskriminierungserfahrungen zeigen, dass Schulen nicht nur Schutzräume sind, sondern selbst
Teil des Problems sein können.207

Im Jahr 2024 dokumentierte die Dokumentationsstelle Antiziganismus (DOSTA/MIA) 247
Vorfälle und damit ein vergleichbares Niveau wie im Jahr 2023, wobei weiterhin von einer
hohen Dunkelziffer auszugehen ist.208 Die drei Lebensbereiche mit den meisten Vorfällen
waren der Kontakt zu Behörden mit 49 Fällen, der Bildungsbereich mit 47 Fällen und die
Öffentlichkeit mit 45 Fällen.209 Bundesweit registrierte die Melde- und Informationsstelle
Antiziganismus (MIA) 2024 1.678 Vorfälle, nach 1.233 im Jahr 2023.210 Dabei ist von einem
erheblichen Dunkelfeld auszugehen: Viele Betroffene melden Vorfälle nicht, weil sie weitere
Diskriminierung fürchten oder kein Vertrauen in die zuständigen Stellen haben.

Für Berlin ist daher klar: Die Stadt muss entschlossen gegen strukturellen und institutionellen
Antiziganismus vorgehen. Im Bereich der Verwaltung wird auf ein rassismuskritisches
Monitoring behördlicher Praktiken sowie auf verpflichtende Antidiskriminierungsschulungen
für alle Beschäftigten des öffentlichen Dienstes gesetzt. Der gesetzlich festgeschriebene
Beirat für Angelegenheiten der Rom*nja und Sinti*zze ist in seiner Einsetzung von der
Verwaltung so schlecht eingebunden worden, dass er in seiner jetzigen Form nicht arbeits-
fähig ist.

Im Bildungsbereich muss das Recht auf Bildung in Berlin für alle Kinder, unabhängig vom
Aufenthaltsstatus, gelten. Lehrer*innen und Jugendämter müssen zu Fragen von Anti-
ziganismus geschult werden. Selbstorganisationen der Sinti*zze und Rom*nja müssen an der
Entwicklung von Curricula und Schulbüchern mitwirken.

Zivilgesellschaftliche Selbstorganisationen der Sinti*zze und Rom*nja benötigen eine
dauerhafte strukturelle Grundfinanzierung statt kurzfristiger Projektmittel, die keine
Kontinuität ermöglichen. Die Politik muss communitybasierte Empowermentprojekte in
Selbstorganisationen nachhaltig stärken.

Der Kampf gegen Antiziganismus kann nur gelingen, wenn strukturelle Veränderungen
konsequent vorangetrieben und die Perspektiven der Betroffenen einbezogen werden.

4.7. Diskriminierung in der und durch die Berliner Polizei

Diskriminierung im Kontext polizeilichen Handelns ist kein Randphänomen, sondern eine
zentrale Herausforderung für den demokratischen Rechtsstaat. Die Polizei hat als Aufgabe,
alle Menschen gleichermaßen zu schützen. Dafür braucht es nicht nur individuelle
Sensibilität, sondern vor allem strukturelle Voraussetzungen: transparente Verfahren,

207 Isidora Randjelović, Rassismus gegen Rom*nja und Sinti*zze, 1-6, https://www.vielfalt-mediathek.de/wp-
content/uploads/2020/12/expertise_randjelovic_rassismus_gegen_rom_nja_vielfalt_mediathek_1.pdf (zuletzt
abgerufen am 22. April 2026).
208 DOSTA/MIA Berlin / Amaro Foro e.V., Kurzbericht 2024, 6.
209 Ebd., 10-13.
210 Melde- und Informationsstelle Antiziganismus (MIA), Antiziganistische Vorfälle 2024 in Deutschland.
Dritter Jahresbericht der Melde- und Informationsstelle Antiziganismus. (Berlin, 23. Juni 2025),
https://www.antiziganismus-melden.de/wp-content/uploads/2025/06/MIA-JB-2024.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
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wirksame Kontrolle und eine konsequent diskriminierungskritische Ausrichtung von
Ausbildung, Praxis und Organisationskultur.

Diskriminierung im Kontext polizeilichen Handelns ist strukturell und institutionell. Hierfür
kann verwiesen werden auf die Berliner Polizeistudie aus dem Jahr 2022, die Einstellungen,
Erfahrungen und Organisationskultur innerhalb der Polizei untersuchte.211 Ergänzt wird sie
durch Erhebungen des Landes Berlin zum Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst, zu
dem auch die Polizei zählt.212 Daneben erfassen weitere Studien Diskriminierung durch die
Polizei, wie etwa der Afrozensus,213 oder die InRa-Studie „Institutionen & Rassismus“.214

Zwar gibt es Fortschritte bei der Diversität innerhalb der Berliner Polizei, allerdings bleibt die
Verteilung ungleich: Polizeikräfte mit Migrationshintergrund sind in Führungspositionen und
spezialisierten Bereichen weiterhin unterrepräsentiert.215 Laut einer Erhebung des Landes
Berlin gaben im Jahr 2024 23,4 Prozent der befragten Beschäftigten der Polizei Berlin an,
einen Migrationshintergrund zu haben.216 Allerdings beteiligten sich nur 4.359 von insgesamt
28.424 Beschäftigten (15,3 Prozent) an der Umfrage.217

Diese Zahlen verdeutlichen, dass Diversität zwar vorhanden ist, jedoch nicht die gesellschaft-
liche Realität Berlins abbildet, in der im Jahr 2024 knapp 40 Prozent der Bevölkerung einen
Migrationshintergrund aufweisen.218 In der polizeilichen Praxis bestehen weiterhin
strukturelle Probleme. So wird die Nationalität von Tatverdächtigen häufig bereits vor
Einsätzen kommuniziert, was rassifizierende Zuschreibungen verstärken kann.219 Gleichzeitig
zeigen sich Defizite im Umgang mit Menschen mit Sprachbarrieren sowie mit psychisch
erkrankten Personen.220

Auch Einstellungen im Berufsalltag können sich im Verlauf der Dienstzeit verändern. Der
sogenannte „Praxisschock“ beschreibt, dass diskriminierende Haltungen im Laufe der

211 Christiane Howe, Christine Decker, Lan Knobloch, Halil Can und Alexander Bosch, Bericht zur Berliner
Polizeistudie. Eine diskriminierungskritische, qualitative Untersuchung ausgewählter Dienstbereiche der Polizei
Berlin, hrsg. vom Zentrum Technik und Gesellschaft (ZTG), Technische Universität Berlin (Berlin, 2022),
https://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002449/PDF_s/Publikationen/Forschungsberichte/Bericht_Polizei
studie_ZTG_TU_Berlin.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
212 Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Erhebung des Migrationshintergrundes nach dem Gesetz zur
Förderung der Partizipation in der Migrationsgesellschaft des Landes Berlin (Berlin, 29. Oktober 2024),
https://www.berlin.de/lb/intmig/_assets/partizipation/partizipationsgesetz/befragung/gesamtbericht_erhebung-
des-migrationshintergrundes-nach-dem-gesetz-zur-forderung-der-partizipation.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
213 Aikins et al., Afrozensus 2020, 120.
214 InRa-Studie, Institutionen & Rassismus: Abschlussbericht der InRa-Studie „Institutionen & Rassismus“.
Rassismus in deutschen Institutionen und institutioneller Rassismus in Deutschland (Leipzig, 2024).
215 Drs. 19/16057, 1-5
216 Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Erhebung des Migrationshintergrundes nach dem Gesetz zur
Förderung der Partizipation in der Migrationsgesellschaft des Landes Berlin, 7.
217 Ebd..
218 Ebd., 9.
219 Mediendienst Integration, „Rassismus in der Polizei und Racial Profiling“, https://mediendienst-
integration.de/rassismus-und-antisemitismus/rassismus-in-deutschland/rassismus-in-der-polizei-und-racial-
profiling/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
220 Timm Kühn, „Polizei-Umgang mit psychisch Erkrankten: Diagnose Risiko“, taz, 3. Februar 2026,
https://taz.de/Polizei-Umgang-mit-psychisch-Erkrankten/!6151181/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
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Berufspraxis zunehmen können, insbesondere gegenüber muslimischen Menschen.221 Auch
innerhalb der Polizei berichten Beamt*innen von Diskriminierungserfahrungen.222 Dies macht
deutlich, dass Diskriminierung nicht nur nach außen wirkt, sondern auch innerhalb der Polizei
verankert ist.

Besonders deutlich wird die strukturelle Dimension von Diskriminierung bei polizeilichen
Kontrollen. Laut Afrozensus wurden 56,7 Prozent Schwarzer Menschen in Deutschland
bereits ohne konkreten Anlass kontrolliert.223 Die InRa-Studie zeigt darüber hinaus, dass
Menschen mit eigenen oder zugeschriebenen Migrationsgeschichten deutlich häufiger
polizeilichen Maßnahmen ausgesetzt sind und diese häufiger als unfair oder diskriminierend
bewerten.224 Racial Profiling bleibt trotz rechtlichem Verbot Praxis bei der Polizei.

Auch im Bereich Polizeigewalt zeigen sich Ungleichheiten. Rassifizierte Personen sind
überproportional betroffen. Für das Jahr 2025 wurden bis September 16 Todesfälle im
Zusammenhang mit Polizeieinsätzen dokumentiert, überwiegend betroffen waren rassifizierte
Menschen.225 Polizeigewalt tritt dabei nicht nur in Ausnahmesituationen auf, sondern auch im
alltäglichen Einsatzgeschehen sowie bei Demonstrationen und Großveranstaltungen. Diese
Erfahrungen wirken sich unmittelbar auf das Vertrauen in die Polizei aus.

Ein weiteres Feld betrifft den polizeilichen Umgang mit Protesten im Rahmen des
Versammlungsfreiheitsrechts, der konsequent an den Grundsätzen von Verhältnismäßigkeit,
Gleichbehandlung und Diskriminierungsfreiheit auszurichten ist. Das sogenannte „Protest
Policing“ dient zwar dem Schutz von Versammlungen und der Gefahrenabwehr, kann jedoch
zu Verzerrungen führen, wenn Gefahrenprognosen auf stereotypen Annahmen oder
zugeschriebenen Merkmalen beruhen. Dadurch entstehen Risiken ungleicher Behandlung
einzelner Protestgruppen. Eine demokratische Polizei muss daher sicherstellen, dass
Versammlungen unabhängig von politischer Ausrichtung oder zugeschriebenen Eigenschaften
gleich geschützt und bewertet werden.226

Ein weiteres strukturelles Problem liegt in der zunehmenden Nutzung datenbasierter
Polizeiarbeit. Polizeiliche Daten entstehen auf Grundlage bestehender Einsatz- und
Kontrollpraktiken und sind daher nicht neutral.227 Wenn bestimmte Gruppen häufiger
kontrolliert werden, werden sie auch häufiger in Datensätzen erfasst. Diese Verzerrungen
können durch den Einsatz von Predictive Policing und anderen datengetriebenen Instrumenten

221 Christoph Andree et al., MEGAVO-Studie. Projektbericht 2021–2024 (8. Juli 2024), 42,
https://www.polizeistudie.de/wp-content/uploads/Abschlussbericht_MEGAVO.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
222 Mediendienst Integration, „Rassismus in der Polizei“.
223 Aikins et al., Afrozensus 2020, 120.
224 InRa-Studie, Institutionen & Rassismus 66-70.
225 Recherchegruppe Death in Custody, „Todesfälle in Gewahrsam“, Stand: 13. Oktober 2025,
https://doku.deathincustody.info/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
226 Daniela Hunold et al., Polizei und Diskriminierung: Ein Überblick über Risiken, Forschungslücken und
Handlungsempfehlungen (Kurzfassung der Studie im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes), 16,
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Rechtsgutachten/polizei_st
udie_kurz.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
227 Ebd.
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verstärkt werden.228 Damit besteht die Gefahr, dass bestehende diskriminierende Praktiken
reproduziert und technisch verfestigt werden.

Für moderne Sicherheitsbehörden ist eine echte Fehlerkultur unverzichtbar. Bei
Antisemitismus, Rassismus und allen weiteren Formen von Diskriminierung braucht es
konkrete Beschwerde- und Beratungsverfahren. Fälle von Polizeigewalt und willkürlichem
Handeln müssen konsequent aufgearbeitet werden, denn sie schaden nicht nur den
Betroffenen, sondern auch den vielen Polizist*innen, die täglich rechtsstaatlich und
verantwortungsvoll handeln. Dafür müssen bestehende Strukturen kritisch hinterfragt werden
und so weiterentwickelt werden, dass polizeiliches Handeln diskriminierungskritisch und
gerecht erfolgt. Moderne, vielfältige und diskriminierungsfreie Sicherheitsbehörden sind eine
zentrale Voraussetzung für den Schutz unserer Demokratie. Deshalb braucht es
Demokratiebildung, Diskriminierungskritik und kommunikative Kompetenzen in Ausbildung,
Studium sowie Fort- und Weiterbildung. Auch müssen die Empfehlungen der Berliner
Polizeistudie konsequent umgesetzt werden, insbesondere beim Ausbau von Supervision,
Einsatznachbereitung und Resilienzförderung.

Eine wirksame Antidiskriminierungspolitik für die Berliner Polizei fußt auf Reformen der
rechtlichen Grundlagen, einer diversitätsorientierten Personalpolitik, einer diskriminierungs-
kritischen Aus- und Fortbildung sowie transparenten und unabhängigen Kontroll-
mechanismen.

4.8. Diskriminierung in der Berliner Justiz

Eine demokratische und rechtsstaatliche Justiz muss frei von Diskriminierung und für alle
Menschen gleichermaßen zugänglich sein. Zahlreiche Studien, Erfahrungsberichte und
aktuelle Datenerhebungen zeigen jedoch, dass sich Diskriminierung innerhalb der
Justizstrukturen fortsetzt.229

In Berlin waren Ende März 2026 in den sechs Haftanstalten 3.637 Menschen inhaftiert, davon
2.064 ohne deutsche Staatsangehörigkeit, ein Anteil von 56,7 Prozent.230 Bundesweit ist der
Anteil nicht-deutscher Gefangener in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen: von
25,3 Prozent im Jahr 2015 auf 44,26 Prozent im Jahr 2026.231 Berlin liegt damit im
Bundesvergleich auf Platz zwei hinter Hamburg mit 58,8 Prozent.232 Diese Zahlen
verdeutlichen, dass bestimmte Gruppen im Strafvollzug überproportional vertreten sind.233

228 Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), „Siegeszug der Algorithmen? Predictive Policing im
deutschsprachigen Raum“, 3. August 2017, https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/253603/siegeszug-der-
algorithmen-predictive-policing-im-deutschsprachigen-raum/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
229 InRa-Studie, Institutionen & Rassismus, 182-185.
230 Andreas Kopietz, „Berlins Gefängnisse haben den zweithöchsten Ausländeranteil: Das sind die Gründe“,
Berliner Zeitung, 10. April 2026, https://www.berliner-zeitung.de/article/berlins-gefaengnisse-haben-den-
zweithoechsten-auslaenderanteil-das-sind-die-gruende-10029718 (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
231 Andreas Kopietz, „Ausländerquote in Gefängnissen nahe an der 50-Prozent-Marke“, Berliner Zeitung, 9.
April 2026, https://www.berliner-zeitung.de/article/auslaenderquote-in-gefaengnissen-nahe-an-der-50-prozent-
marke-10029385 (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
232 Ebd.
233 Mitali Nagrecha, „Wenn Armut strafbar wird, herrscht Klassenjustiz“, Jacobin Magazin,
https://jacobin.de/artikel/wenn-armut-strafbar-wird-herrscht-klassenjustiz-ersatzfreiheitsstrafe-fdp-buschmann-
clan-kriminalitat-armutsdelikte (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/253603/siegeszug-der-algorithmen-predictive-policing-im-deutschsprachigen-raum/
https://www.berliner-zeitung.de/article/berlins-gefaengnisse-haben-den-zweithoechsten-auslaenderanteil-das-sind-die-gruende-10029718
https://www.berliner-zeitung.de/article/berlins-gefaengnisse-haben-den-zweithoechsten-auslaenderanteil-das-sind-die-gruende-10029718
https://www.berliner-zeitung.de/article/auslaenderquote-in-gefaengnissen-nahe-an-der-50-prozent-marke-10029385
https://www.berliner-zeitung.de/article/auslaenderquote-in-gefaengnissen-nahe-an-der-50-prozent-marke-10029385
https://jacobin.de/artikel/wenn-armut-strafbar-wird-herrscht-klassenjustiz-ersatzfreiheitsstrafe-fdp-buschmann-clan-kriminalitat-armutsdelikte
https://jacobin.de/artikel/wenn-armut-strafbar-wird-herrscht-klassenjustiz-ersatzfreiheitsstrafe-fdp-buschmann-clan-kriminalitat-armutsdelikte


Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 273 Drucksache 19/3320

Diese Überrepräsentation ist kein isoliertes Phänomen, sondern verweist auf strukturelle
Selektionsmechanismen entlang der gesamten Strafverfolgungskette. Dazu zählen unter
anderem diskriminierende Kontrollpraktiken wie Racial Profiling, die dazu führen, dass
rassifizierte Menschen häufiger polizeilich kontrolliert werden und entsprechend öfter in das
Justizsystem gelangen. Diese Dynamiken setzen sich im weiteren Verfahren fort und
verstärken bestehende Ungleichheiten. Auch scheinbar neutrale Gesetze können so zu
mittelbarer Diskriminierung marginalisierter Gruppen beitragen.

Gleichzeitig zeigt die InRa-Studie, dass es innerhalb der Justiz an einer konsequenten und
selbstkritischen Auseinandersetzung mit Rassismus und Diskriminierung fehlt.234 Rassismus
wird zwar häufig als gesellschaftliches Problem anerkannt, seine Bedeutung für die eigene
Institution und das eigene Handeln jedoch relativiert oder ausgeblendet.235 Diese Haltung
erschwert notwendige Veränderungsprozesse und verhindert institutionelles Lernen. Auch das
berufliche Selbstverständnis innerhalb der Justiz spielt eine wichtige Rolle. Neutralität wird
oft mit einer vermeintlich unpolitischen Haltung gleichgesetzt.236 Zwar wird anerkannt, dass
individuelle Einstellungen existieren, ihr Einfluss auf Entscheidungen wird jedoch häufig
unterschätzt oder verneint.237 Auch Betroffene von Diskriminierung erleben häufig, dass ihre
Perspektiven nicht ausreichend gehört werden, was zu zusätzlicher Belastung und
Vertrauensverlust führen kann.238

Ein zentraler Baustein ist die Einführung verpflichtender Fortbildungen für alle Beschäftigten
der Justiz. Themen wie Antisemitismus, Rassismus und Queerfeindlichkeit müssen verbind-
licher Bestandteil professionellen Handelns werden. Gleichzeitig müssen diese Inhalte fest in
der juristischen Ausbildung verankert und durch interdisziplinäre Perspektiven ergänzt
werden.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Stärkung einer offenen Fehlerkultur. Die Justiz muss aus
Fehlern lernen und problematische Entwicklungen transparent aufarbeiten. Dazu gehören
bessere Analysen von Fehlurteilen, stärkere Rechtsmittel und regelmäßige Supervisions-
angebote für Beschäftigte, die Raum für Reflexion und Austausch schaffen.239

Um Diskriminierung systematisch zu bekämpfen, braucht es zudem verlässliche Daten.
Deshalb braucht es ein umfassendes Monitoring diskriminierender Vorfälle in der Justiz.
Neben einem funktionierenden Beschwerde- und Beratungssystem für Angestellte in der
Justiz, aber auch Angeklagte und Kläger*innen.

Auch der Zugang zum Recht für alle Menschen muss sich verbessern. Niedrigschwellige
Angebote wie eine öffentliche Rechtsauskunft, mehrsprachige und barrierefreie Informationen
sowie ein Ausbau der Beratungs- und Prozesskostenhilfe sind zentrale Schritte, um
bestehende Hürden abzubauen.

234 InRa-Studie, Institutionen & Rassismus, 182-185.
235 Ebd.
236 Ebd., 185.
237 Ebd.
238 Leonie Fuchs et al., Verborgene Muster, sichtbare Folgen: Rassismus und Diskriminierung in Deutschland
(NaDiRa-Monitoringbericht, Berlin: Nationaler Diskriminierungs- und Rassismusmonitor, 2025), 42-46,
https://www.dezim-institut.de/fileadmin/user_upload/fis/publikation_pdf/FA-6300.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
239 InRa-Studie, Institutionen & Rassismus, 186.
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Weiteren Handlungsbedarf gibt es im Strafrecht, die Ersatzfreiheitsstrafe betrifft überpro-
portional häufig marginalisierte Personen und wird daher als Form der Kriminalisierung von
Armut kritisiert.240 Viele Betroffene leben in prekären Verhältnissen, etwa aufgrund von
Arbeitslosigkeit, Wohnungslosigkeit oder gesundheitlichen Belastungen. Unter diesen
Bedingungen können sie Geldstrafen oft nicht begleichen. In der Folge führt Armut selbst zur
Inhaftierung.241 Daher braucht es die Beseitigung von Ersatzfreiheitsstrafen sowie die
Entkriminalisierung von Bagatelldelikten, um unverhältnismäßige Belastungen zu vermeiden.

Ziel bleibt es, eine Berliner Justiz zu schaffen, die Diskriminierung erkennt, benennt und aktiv
abbaut.

4.9. Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt

Der Zugang zu Wohnraum ist eine der zentralen sozialen Fragen in Berlin. Wohnen ist nicht
nur ein Grundbedürfnis, sondern auch Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe,
Sicherheit und Stabilität. Gleichzeitig zeigt sich, dass der Berliner Wohnungsmarkt für viele
Menschen nicht gleichermaßen zugänglich ist. Steigende Konkurrenz um Wohnraum und
intransparente Vergabeverfahren verschärfen diese Ungleichheiten.

Auf dem Wohnungsmarkt manifestiert sich strukturelle Diskriminierung sowohl in formalen
Regelungen als auch in alltäglichen Praktiken. Diese führen dazu, dass marginalisierte
Gruppen systematisch schlechtere Chancen beim Zugang zu Wohnraum haben und im
Wohnalltag Diskriminierung erfahren.

Diskriminierung zeigt sich sowohl bei der Wohnungssuche als auch im bestehenden
Mietverhältnis. Sie beginnt häufig bereits beim Zugang zum Wohnungsmarkt, etwa durch
ausbleibende Einladungen zu Besichtigungen, intransparente Auswahlverfahren oder
pauschale Ablehnungen.

Im Januar 2026 stellte der Bundesgerichtshof fest, dass eine Wohnungssuchende aufgrund
ihres Namens diskriminiert wurde: Während identische Anfragen mit deutsch klingenden
Namen zu Besichtigungsterminen führten, wurde ihre Anfrage aus rassistischen Gründen
abgelehnt. Das Gericht verurteilte den Makler zur Zahlung einer Entschädigung.242

Der Fall macht deutlich, dass Diskriminierung kein Einzelfall ist. Sie erfolgt nicht nur offen,
sondern ist häufig in scheinbar neutralen Verfahren angelegt, die systematisch ungleiche
Chancen erzeugen und so strukturelle Benachteiligung verfestigen.

Überdies zeigt die Berliner Fachstelle „Fair Mieten – Fair Wohnen“, dass rund 74 Prozent der
Anfragen Diskriminierung im laufenden Mietverhältnis betreffen, während etwa 25 Prozent

240 Nicole Bögelein, „Disziplinierung von Menschen in Armut: Ein kritischer Blick auf die Reformpläne zur
Ersatzfreiheitsstrafe“, Kritische Justiz 56, Nr. 2 (2023): 265.
241 Nicole Bögelein, „Ersatzfreiheitsstrafe – Eine entbehrliche Sanktionsmaßnahme: Entkräftung sechs gängiger
Thesen von Verteidiger*innen des Freiheitsentzugs wegen Zahlungsunfähigkeit“, Vorgänge. Zeitschrift für
Bürgerrechte und Gesellschaftspolitik 62, Nr. 3 (2023): 55-65.
242 Bundesgerichtshof, Urteil vom 29. Januar 2026 – I ZR 129/25; vgl. LTO (2026): „BGH: Makler haftet wegen
Diskriminierung bei der Wohnungssuche“, https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/izr12925-bundesgerichtshof-
bgh-makler-haftet-wegen-diskriminierung-agg-humaira-waseem (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
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auf die Wohnungssuche entfallen.243 Besonders häufig geht es dabei um
Nachbarschaftskonflikte, Beleidigungen, Einschüchterungen und Belästigungen. Kinder sind
hiervon in besonderer Weise betroffen.244 Gleichzeitig wird ein deutliches Muster von
Mehrfachdiskriminierung sichtbar: In rund 40 Prozent der Fälle wirken mehrere
Diskriminierungsdimensionen zusammen,245 am häufigsten rassistische Diskriminierung (76
Prozent), daneben unter anderem Geschlecht (25 Prozent), sozialer Status (14 Prozent),
sexuelle Identität (12 Prozent), Behinderung (10 Prozent) und Religion (9 Prozent).246

Die Auswertung für 2024 macht zudem deutlich, dass Diskriminierung nicht nur in formellen
Vergabeverfahren stattfindet, sondern durch informelle Praktiken verstärkt wird.
Intransparente Auswahlprozesse, selektive Einladungen und subjektive Vorauswahlen führen
dazu, dass strukturelle Ausschlüsse weiter verfestigt und bestehende Machtverhältnisse
reproduziert werden.

Die LADG-Ombudsstelle verzeichnete in den Jahren 2021 und 2022 insgesamt 39
Beschwerden wegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt; 18 davon standen im
Zusammenhang mit landeseigenen Wohnungsunternehmen.247 Als häufigster
Diskriminierungsgrund wurde die ethnische Herkunft genannt.248 Diese Zahlen bilden jedoch
nur einen Ausschnitt der Realität ab, da viele Betroffene keine Beschwerde einreichen und
von einer erheblichen Dunkelziffer auszugehen ist.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass es ein strukturelles Problem auf dem Berliner
Wohnungsmarkt gibt. Intransparente Vergabeverfahren, sprich fehlende Nachvollziehbarkeit
von Entscheidungen, sowie Machtasymmetrien zwischen Vermieter*innen und Wohnungs-
suchenden tragen dazu bei, dass Diskriminierung systematisch fortgeschrieben wird.
Besonders problematisch ist, dass diese Mechanismen für Betroffene oft kaum sichtbar und
nur schwer anfechtbar sind.

Daraus ergibt sich ein klarer politischer Handlungsauftrag: Strukturelle Diskriminierung muss
konsequent abgebaut und ein diskriminierungsfreier Zugang zu Wohnraum sichergestellt
werden. Ein zentraler Ansatzpunkt ist dabei Transparenz. Vergabekriterien, Entscheidungs-
prozesse sowie auch digitale oder algorithmische Vorauswahlverfahren müssen offengelegt
und nachvollziehbar gestaltet werden.

Darüber hinaus braucht es faire und diskriminierungssensible Vergabeverfahren, etwa durch
anonymisierte Bewerbungen, klar definierte Auswahlkriterien und, wo sinnvoll, Losverfahren
oder transparente Einladungslogiken. Große Wohnungsunternehmen müssen verpflichtet
werden, bestehende Priorisierungen, etwa im geförderten Wohnraum, verständlich
darzustellen. Gleichzeitig gilt es, auch kleinere Vermieter*innen stärker in die Verantwortung
zu nehmen, ihre Vergabepraxis nachvollziehbar zu gestalten.

243 Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt Fair Mieten - Fair Wohnen, Fair Mieten
Fair Wohnen: Strategie + Vernetzung. Dokumentationsbericht 2024. Jahresbericht der Anfragen an die Berliner
Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt (Berlin: asum GmbH, 2024), 12, https://fairmieten-
fairwohnen.de/wp-content/uploads/2025/07/FMFW-Dokumentationsbericht-2024.pdf (zuletzt abgerufen am
22. April 2026).
244 Ebd., 2–5.
245 Ebd., 3.
246 Ebd., 13.
247 Drs. 19/14221, 3
248 Ebd.

https://fairmieten-fairwohnen.de/wp-content/uploads/2025/07/FMFW-Dokumentationsbericht-2024.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-14221.pdf
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Ein zentraler Baustein ist die verbindliche Verankerung von Antidiskriminierung im
Wohnungswesen. Das AGG sieht in § 2 Absatz 1 Nummer 8 ein Diskriminierungsverbot
beim Zugang zu öffentlich angebotenen Gütern und Dienstleistungen, einschließlich
Wohnraum, vor. In der Praxis ist diese Regelung jedoch häufig zu wenig bekannt und wird
nicht konsequent umgesetzt. Zugleich ermöglicht die Ausnahmeregelung in § 19 Absatz 3
AGG eine Ungleichbehandlung mit Verweis auf die “Schaffung und Erhaltung vermeintlich
sozial stabile“ Bewohner*innenstruktur. Dadurch eröffnen sich rechtliche Lücken, die zur
Ausgrenzung marginalisierter Gruppen genutzt werden können. Diese Regelung wird vom
UN-Antirassismus-Komitee als nicht mit europäischem Recht vereinbar bewertet und ist
vollständig zu streichen.249

Gleichzeitig braucht es eine konsequente Stärkung der Anwendung des AGG in der Praxis.
Dazu gehören regelmäßige Schulungen, insbesondere für landeseigene Wohnungs-
unternehmen, ebenso wie wirksame Informationskampagnen, damit Betroffene ihre Rechte
kennen und wahrnehmen können. Ergänzend sind eine kontinuierliche Sensibilisierung für
unterschiedliche Lebensrealitäten sowie die institutionelle Verankerung von Antidiskri-
minierung als Querschnittsaufgabe in Wohnungsunternehmen und Verwaltungen erforderlich.

Darüber hinaus sollten bestehende Strukturen gestärkt werden, etwa die Fachstelle „Fair
Mieten – Fair Wohnen“, und Beratungsangebote für Betroffene weiter ausgebaut werden.

Es braucht verbindliche Qualitätsstandards für Vergabeverfahren sowie eine stärkere
Berücksichtigung von Mehrfachdiskriminierung und besonders vulnerablen Gruppen,
insbesondere mehrfachmarginalisierten Familien.

Der Berliner Wohnungsmarkt ist nicht neutral, sondern reproduziert Diskriminierung. Diese
Strukturen müssen gezielt aufgebrochen werden. Ziel ist ein transparenter, fairer und
diskriminierungsfreier Wohnungsmarkt, der allen Menschen in dieser Stadt gleiche Chancen
auf ein sicheres Zuhause garantiert.

4.10. Diskriminierung im Bildungssystem

Diskriminierung im Bildungssystem ist strukturell verankert und prägt Bildungswege von
Anfang an. Sie äußert sich in Bewertungsmaßstäben, Unterrichtsmaterialien, Schulkultur und
administrativen Routinen, die Vorurteile reproduzieren und Teilhabe blockieren.

In Berlin hatten im Jahr 2023 rund 51,7 Prozent der schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen
einen Migrationshintergrund.250 Gleichzeitig zeigen sich deutliche Ungleichverteilungen im
Schulsystem: Während 43,1 Prozent der Jugendlichen ohne Migrationshintergrund ein
Gymnasium besuchen, liegt der Anteil bei in Deutschland geborenen Jugendlichen mit

249 Antidiskriminierungsverband Deutschland (advd), Ergänzungsliste zur AGG-Novellierung (Stand: 10. August
2023), 41, https://agg-reform.jetzt/wp-content/uploads/2023/09/2023-08-10_advd_Ergaenzungsliste.pdf (zuletzt
abgerufen am 22. April 2026).
250 Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR), Ungleiche Bildungschancen. Fakten zur
Benachteiligung von jungen Menschen mit Migrationshintergrund im deutschen Bildungssystem (Berlin, 2025),
1, https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2025/01/SVR-Fakten-zu-ungleichen-Bildungschancen-
2025.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://agg-reform.jetzt/wp-content/uploads/2023/09/2023-08-10_advd_Ergaenzungsliste.pdf
https://agg-reform.jetzt/wp-content/uploads/2023/09/2023-08-10_advd_Ergaenzungsliste.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2025/01/SVR-Fakten-zu-ungleichen-Bildungschancen-2025.pdf
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Zuwanderungsgeschichte bei 38,3 Prozent und bei Jugendlichen der ersten
Zuwanderungsgeneration bei 25,9 Prozent.251

Der Monitoringbericht der Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS)
dokumentiert für den Zeitraum 2021 bis 2024 insgesamt 775 Fälle, im Schnitt mindestens ein
Diskriminierungsfall pro Schultag.252 In 86 Prozent der Fälle waren Schüler*innen
betroffen,253 und in der Mehrheit der Fälle ging die Diskriminierung vom Schulpersonal
aus.254 Gleichzeitig zeigt sich eine hohe Hürde bei der Meldung: Nur ein sehr geringer Anteil
der Betroffenen meldete die Vorfälle selbst (9 Prozent), während die meisten Meldungen
durch Eltern oder Dritte erfolgen (56 Prozent, 14 Prozent). 255

Rassistische Diskriminierung stellt dabei den größten Anteil der dokumentierten Fälle dar,
gefolgt von Diskriminierung aufgrund von Behinderung oder chronischer Erkrankung.256

Auch Inklusion bleibt ein zentrales Problem: Mehrere tausend Kinder werden aufgrund einer
Behinderung oder chronischer Erkrankungen diskriminiert, mit der Folge, dass sie in Berlin
nur eingeschränkt oder gar nicht beschult werden.257

Diese Befunde stehen in einem klaren Spannungsverhältnis zur bestehenden Rechtslage. Das
Berliner Schulgesetz verpflichtet zur Herstellung von Chancengleichheit und garantiert ein
Recht auf diskriminierungsfreie Bildung.258 Ergänzend untersagen das AGG und LADG
Diskriminierung im Bildungsbereich ausdrücklich.259 Dennoch zeigt die Praxis, dass diese
rechtlichen Vorgaben bislang nicht ausreichend in wirksame Schutz-, Beschwerde- und
Interventionsstrukturen übersetzt sind.

Diskriminierung wird im Schulkontext nach wie vor zu häufig als individuelles Fehlverhalten
behandelt statt als institutionelles Problem systematisch angegangen. Bestehende
Beschwerdewege sind für Schüler*innen schwer zugänglich, wenig transparent und in
erheblichem Maße von den Ressourcen ihrer Familien abhängig. Hinzu kommt, dass die
Antidiskriminierungsbeauftragte an Schulen weder weisungsbefugt noch institutionell
unabhängig ist. Dadurch fehlen ihr zentrale Voraussetzungen, um Diskriminierung im
schulischen Kontext wirksam und konsequent zu bekämpfen.

Notwendig ist eine unabhängige Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle nach dem
Vorbild des Berliner Netzwerks gegen Diskriminierung in Schule und Kita (BeNeDiSK). Sie
sollte gesetzlich verankert und mit klaren Befugnissen ausgestattet werden, etwa einem
Auskunfts- und Stellungnahmerecht gegenüber Bildungseinrichtungen und Verwaltung. Die
Stelle muss alle Diskriminierungsformen in einem horizontalen Ansatz bearbeiten, Fälle
systematisch erfassen und auswerten und daraus konkrete Strategien für Prävention und

251 Ebd., 4.
252 Anlaufstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen (ADAS), Diskriminierung an Berliner Schulen: ADAS
berichtet. Monitoringbericht 2021–2024 (Berlin: LIFE – Bildung, Umwelt, Chancengleichheit e. V., 2025), 18,
https://life-online.de/wp-content/uploads/2026/03/ADAS-Monitoringbericht-2021-2024.pdf (zuletzt abgerufen
am 22. April 2026).
253 Ebd., 18.
254 Ebd., 11.
255 Ebd., 28.
256 Ebd., 7.
257  Ebd. 8.
258 Schulgesetz für das Land Berlin (SchulG Bln), §§ 2 und 4
259 AGG, § 2 Absatz 2; LADG, § 2.

https://life-online.de/wp-content/uploads/2026/03/ADAS-Monitoringbericht-2021-2024.pdf
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Intervention entwickeln. Ein partizipativ besetztes Gremium, in dem auch Menschen mit
Diskriminierungserfahrung vertreten sind, ist dabei zentral, um Qualität, Transparenz und
Betroffenenorientierung zu sichern.

Wichtig ist zudem eine klare Trennung von Beschwerdemanagement und Beratung.
Betroffene brauchen geschützte und vertrauliche Räume, in denen sie ihre Erfahrungen
einordnen und eigene Schritte entwickeln können – anonym, ohne Druck und unabhängig von
Behörden. Psychosoziale, juristische und spezialisierte Beratungsangebote müssen deshalb
dauerhaft und verlässlich öffentlich finanziert werden. Gerade für Kinder und Jugendliche, die
von Antisemitismus, Rassismus oder anderen Formen von Diskriminierung betroffen sind,
bestehen weiterhin große Lücken, insbesondere im Bereich psychische Gesundheit und
Resilienz. Hier braucht es einen gezielten Ausbau.

Gleichzeitig müssen die Rahmenbedingungen an Schulen weiterentwickelt werden.
Schulordnungen sollten Diskriminierung klar benennen und regelmäßig überprüft werden,
ergänzt durch ein landesweites Monitoring, das Entwicklungen sichtbar macht.
Diskriminierungskritisches Professionswissen gehört verbindlich in alle Phasen der
Lehrkräftebildung – vom Studium über den Vorbereitungsdienst bis zur Fortbildung. Das
Lehrkräftebildungsgesetz (LBiG) ist entsprechend weiterzuentwickeln: Diversitäts- und
Antidiskriminierungskompetenz sowie die Reflexion eigener Haltungen sind zentrale
Bestandteile professionellen Handelns. Antisemitismus- und Rassismuskritik sind dabei keine
Zusatzthemen, sondern integraler Teil pädagogischer Praxis.

Langfristig muss Diskriminierungsschutz als Querschnittsaufgabe in Schulentwicklung und
Qualitätssicherung verankert werden, eingebettet in Inklusionspolitik, begleitet durch
unabhängige Evaluation und gestützt durch zivilgesellschaftliche Strukturen. Ein gerechtes
Bildungssystem entsteht nicht allein durch gute Gesetze, sondern durch deren konsequente
Umsetzung und eine Politik, die strukturelle Diskriminierung aktiv abbaut.

4.11. Diskriminierung in der Wissenschaft

Berliner Hochschulen tragen eine zentrale Verantwortung für die Gestaltung einer diskrimi-
nierungsfreien, offenen und demokratischen Gesellschaft. Mit § 5b des Berliner Hochschul-
gesetzes (BerlHG) sind Hochschulen verpflichtet, auf die Gleichstellung aller Menschen
hinzuwirken, diskriminierungsfreie Studien- und Arbeitsbedingungen zu schaffen und
bestehende Barrieren aktiv abzubauen. Ergänzt wird dies durch § 59a BerlHG, der die
Einrichtung zentraler Strukturen für Diversität und Antidiskriminierung vorschreibt. Auch die
Hochschulverträge 2024-2028 formulieren ausdrücklich den Anspruch, Vielfalt strukturell zu
verankern und Diskriminierung intersektional zu bearbeiten.260 Antidiskriminierung ist damit
keine optionale Zusatzaufgabe, sondern ein verbindlicher gesetzlicher Auftrag für die Hoch-
schulen.

Die Realität an den Berliner Hochschulen bleibt hinter diesem Anspruch zurück. Antisemi-
tische und diskriminierende Vorfälle, einschließlich verbaler Angriffe, Gewalt oder
Vandalismus, treten insbesondere seit dem 7. Oktober 2023 vermehrt auf. Dem ist mit

260 Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege Berlin, Hochschulverträge 2024–2028
(Einzelverträge mit den Berliner Hochschulen), Berlin 2024, 21,
https://www.berlin.de/sen/wissenschaft/politik/hochschulvertraege/ (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).

https://www.berlin.de/sen/wissenschaft/politik/hochschulvertraege/?utm_source=chatgpt.com
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wirksamen antisemitismus- und diskriminierungskritischen Schutz- und Präventions-
konzepten konsequent zu begegnen. Zwar wurden in den vergangenen Jahren wichtige
Fortschritte erzielt, etwa durch Antidiskriminierungsstellen, Antisemitismusbeauftragte,
Diversitätsbeauftragte und Beschwerdestrukturen. Dennoch zeigt sich ein fragmentiertes Bild:
Während einige Hochschulen über vergleichsweise gut ausgestattete, hauptamtliche
Strukturen verfügen, arbeiten andere mit Teilfreistellungen, Nebenämtern oder befinden sich
noch im Aufbau.261 Antidiskriminierung hängt damit bislang zu stark von einzelnen Personen,
Engagement und institutionellen Prioritäten ab, statt flächendeckend verbindlich abgesichert
zu sein. Diese Unterschiede führen dazu, dass gesetzliche Verpflichtungen je nach
Hochschule unterschiedlich umgesetzt werden. Dabei greifen Hochschulen auf die Beratung
und Begleitung von zivilgesellschaftlichen Trägern zurück – diese sind in ihrer Arbeit jedoch
nicht ausreichend gesichert und müssen trotz stark angestiegener Bedarfe diese Unterstützung
für die Regelstrukturen leisten.

Beauftragte übernehmen ihre Aufgaben neben Forschung, Lehre oder Verwaltung, ohne
ausreichende Ressourcen oder klare Zuständigkeiten. Gleichzeitig fehlt es an einheitlichen
Standards für Ausstattung, Kompetenzen und institutionelle Unabhängigkeit.262 Auch
Beschwerdestrukturen sind nicht überall so ausgestaltet, dass sie Vertrauen schaffen,
niedrigschwellig zugänglich sind und wirksam handeln können.263

Antidiskriminierungsarbeit muss merkmalsübergreifend organisiert sein. Alle gesetzlich
geschützten Diskriminierungsdimensionen sind gleichermaßen ernst zu nehmen und dürfen
nicht gegeneinander ausgespielt werden. Gleichzeitig bedeutet dies nicht, Unterschiede
unsichtbar zu machen. Diskriminierung wirkt unterschiedlich, in ihren Ursachen,
Mechanismen und Auswirkungen. Diese Unterschiede müssen benannt und analysiert
werden.264

Dafür braucht es den Aufbau nachhaltiger, tragfähiger und professioneller Strukturen.
Bestehende Angebote und Beauftragungen müssen in eine ganzheitliche Diversitäts- und
Antidiskriminierungsstruktur überführt werden, die klar organisiert, ausreichend ausgestattet
und dauerhaft abgesichert ist. Antidiskriminierung darf nicht projektförmig oder befristet
organisiert sein, sondern muss als Daueraufgabe institutionell verankert werden.

Das Hochschulgesetz verpflichtet die Hochschulen ausdrücklich dazu, Diskriminierung zu
analysieren und ihre Ursachen zu erforschen.265 Dennoch ist Antidiskriminierungsforschung
bislang nicht ausreichend institutionell verankert. Es fehlt an dauerhaften Strukturen, an
gesicherter Förderung und an systematischer Datenerhebung. Ohne diese Grundlagen bleiben
viele Formen struktureller Diskriminierung unsichtbar. Deshalb ist der Ausbau von Forschung
zu Antisemitismus, Rassismus, Klassismus, Sexismus und Ableismus im Hochschulsystem
zentral. Hochschulen müssen Wissensproduktion kritisch hinterfragen, marginalisierte

261 Siehe Kommissionsvorgang 0031.
262 Nachwuchsforschungsgruppe „Fix the Institution!“, Zentrum für Interdisziplinäre Frauen- und
Geschlechterforschung, Technische Universität Berlin, und Stabsstelle Diversity und Antidiskriminierung, Freie
Universität Berlin, Für die konsequente Verfolgung eines horizontalen Ansatzes in der Antidiskriminierungs-
und Diversitätsarbeit an Hochschulen! Positionspapier, 1-2,
https://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-
Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
263 Ebd.
264 Ebd.
265 BerlHG, § 5b Absatz 2.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0031-st-Senat.pdf
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Perspektiven einbeziehen und bestehende Diskriminierungen sichtbar machen. Der Abbau
von Diskriminierung setzt eine differenzierte, empirisch fundierte und kontinuierliche
Forschung voraus – ebenso wie starke zivilgesellschaftliche Strukturen, die eng mit
Hochschulen zusammenarbeiten.

Um diese Ziele zu erreichen, kommt der Hochschulfinanzierung eine entscheidende Rolle zu.
Hochschulverträge müssen langfristig angelegt und finanziell gestärkt werden, um
nachhaltige Strukturen zu ermöglichen. Die Hochschulverträge sind das zentrale
Steuerungsinstrument, um Antidiskriminierung verbindlich zu verankern. Sie müssen sich so
weiterentwickeln, dass klare Zielvereinbarungen zur Umsetzung von § 5b des Berliner
Hochschulgesetzes getroffen werden. Dazu gehören verbindliche Vorgaben für die personelle
und strukturelle Ausstattung von Antidiskriminierungsstellen sowie der Nachweis konkreter
Maßnahmen zum Abbau von Diskriminierung. Diversität und Chancengleichheit müssen als
Qualitätskriterien in Lehre, Forschung und Organisation fest verankert werden. Hochschulen,
die hier Fortschritte erzielen, sollen davon auch finanziell profitieren.

Der Anteil des Sockelbetrags in der leistungsbasierten Hochschulfinanzierung soll erhöht
werden, um stabile Grundstrukturen zu sichern. Gleichzeitig müssen die Leistungsindikatoren
so angepasst werden, dass Diversität, Antidiskriminierung und Teilhabe systematisch
berücksichtigt werden.

Die Qualitäts- und Innovationsoffensive muss gezielt genutzt werden, um diskriminierungs-
sensible Lehre und Forschung zu stärken. Projekte zu rassismuskritischer Forschung, zur
Dekolonisierung von Curricula und zu inklusiven Lehrformaten müssen gefördert und, sofern
erfolgreich, dauerhaft in die Grundfinanzierung überführt werden.

Die gesetzlichen Vorgaben bestehen bereits, sie müssen konsequent umgesetzt werden.
Antidiskriminierung ist ein zentraler Bestandteil guter Hochschulpolitik und darf nicht länger
als ergänzende Maßnahme verstanden werden, sondern muss als zentrale Querschnittsaufgabe
in allen Bereichen der Hochschule verankert werden.

4.12. Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt

Diskriminierung im Arbeitsleben ist ein strukturelles Problem, das sich in Bewerbungs-
verfahren, bei Beförderungen oder in digitalen Auswahlprozessen zeigt. Marginalisierte
Personen werden beim Zugang zum Arbeitsmarkt ebenso wie im Arbeitsverhältnis selbst
diskriminiert. Mechanismen wie intransparente Beförderungsentscheidungen, informelle
Netzwerke, oder in digitalen Auswahl- und Bewertungssystemen reproduzieren dabei häufig
Diskriminierungsstrukturen im Arbeitsleben.266

Im Afrozensus berichteten zwischen 2018 und 2020 insgesamt 84,7 Prozent der Befragten
von Diskriminierungserfahrungen im beruflichen Kontext, knapp ein Drittel davon häufig
oder sehr häufig.267 Auch bei beruflichen Aufstiegschancen zeigen sich klare Ungleichheiten:
49,9 Prozent berichteten 2020 aus rassistischen Gründen nicht befördert worden zu sein,

266 AlgorithmWatch, „Automatisch aussortiert? Wenn KI-Systeme in Bewerbungsprozessen diskriminieren“,
https://algorithmwatch.ch/de/diskriminierung-durch-ki-in-der-personalauswahl/ (zuletzt abgerufen am 22. April
2026).
267 Aikins et al., Afrozensus 2020, 90.

https://algorithmwatch.ch/de/diskriminierung-durch-ki-in-der-personalauswahl/?utm_source=chatgpt.com
https://algorithmwatch.ch/de/diskriminierung-durch-ki-in-der-personalauswahl/?utm_source=chatgpt.com
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während 67,3 Prozent angaben, aufgrund von Diskriminierung keinen Arbeitsplatz erhalten zu
haben.268 Besonders betroffen sind TIN*-Befragte, die zu 39,2 Prozent angaben, unterhalb
ihrer Qualifikation beschäftigt zu sein, deutlich häufiger als cis Frauen (30 Prozent) und cis
Männer (26 Prozent).269

2024 dokumentierte die CLAIM-Allianz insgesamt 644 antimuslimische Vorfälle, davon
11,81 Prozent im Arbeitsleben.270 Auch bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes nahm
Diskriminierung in der Arbeit eine zentrale Rolle ein und zählte mit 33 Prozent der
gemeldeten Fälle als größter Bereich.271 Gleichzeitig erschweren Abhängigkeitsverhältnisse
oft eine Meldung, sodass von einer hohen Dunkelziffer auszugehen ist.

Die aktuelle Rechtslage im AGG setzt einen wichtigen Rahmen, bleibt in ihrer praktischen
Wirksamkeit jedoch deutlich hinter ihrem Anspruch zurück. Zwar verpflichtet § 13 AGG
Arbeitgeber*innen zur Einrichtung betrieblicher Beschwerdestellen, diese Verpflichtung wird
jedoch weder systematisch kontrolliert noch ausreichend durchgesetzt. Es fehlt an wirksamen
Sanktionsmechanismen bei Nichterfüllung, an unabhängigen Monitoringstrukturen und an
niedrigschwelligen, tatsächlich vertrauenswürdigen Zugängen für Beschäftigte. Hinzu kommt,
dass strukturelle Hürden wie die Beweislastregelung (§ 22 AGG) sowie Abhängigkeits-
verhältnisse im Arbeitsverhältnis dazu führen, dass bestehende Rechte in der Praxis nur
eingeschränkt genutzt werden. Dadurch entsteht eine erhebliche Umsetzungslücke zwischen
rechtlichem Anspruch und tatsächlicher Schutzwirkung.

Auch wenn das AGG bislang keine wirksamen Kontrollmechanismen zur Überprüfung der
Verpflichtung zur Einrichtung betrieblicher Beschwerdestellen vorsieht, besteht auf
Landesebene ein klarer politischer Gestaltungsspielraum. Insbesondere dort, wo Berlin als
Eigentümerin oder Anteilseignerin wirtschaftlich tätig ist, kann und muss Verantwortung
aktiv wahrgenommen werden. In landeseigenen Unternehmen und Beteiligungen sollten
verbindliche Vorgaben zur vollständigen Umsetzung der gesetzlichen Antidiskriminierungs-
pflichten festgeschrieben werden. Dazu gehören insbesondere die Einrichtung
funktionierender, unabhängiger und niedrigschwelliger Beschwerdestrukturen, transparente
Verfahren im Umgang mit Diskriminierungsfällen sowie regelmäßige Evaluationen ihrer
Wirksamkeit.

Darüber hinaus braucht es eine systematische Bestandsaufnahme der bestehenden
Beschwerde- und Beratungsstrukturen in den Berliner Beteiligungsunternehmen, um
Transparenz über deren konkrete Ausgestaltung und Zugänglichkeit herzustellen.272 Auf
dieser Grundlage sollten gemeinsam mit der Fachstelle „Arbeitsmarkt und
Antidiskriminierung“ verbindliche Leitlinien entwickelt werden, die für alle landeseigenen
Unternehmen gelten. Ziel muss es sein, einheitliche Mindeststandards zu etablieren und eine
wirksame Antidiskriminierungspraxis strukturell zu verankern.

268 Ebd., 97.
269 Ebd., 98.
270 CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit, Antimuslimische Vorfälle in Berlin 2024.
Jahresbilanz antimuslimischer Übergriffe und Diskriminierungen, 11. Juni 2025, 12, https://www.claim-
allianz.de/content/uploads/2025/06/250610_claim_report_antimuslimische_vorfaelle_in_berlin_2024-
2.pdf?x22834 (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
271 Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Jahresbericht 2024 (Berlin, Mai 2025), 14,
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Jahresberichte/2024.pdf
(zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
272 Wortprotokoll der 9. Sitzung, 10

https://www.claim-allianz.de/content/uploads/2025/06/250610_claim_report_antimuslimische_vorfaelle_in_berlin_2024-2.pdf?x22834
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Jahresberichte/2024.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Jahresberichte/2024.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-009-wp.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-009-wp.pdf
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Ein zentraler Hebel hierfür sind die Beteiligungsrichtlinien des Landes Berlin. In den
„Grundsätzen der Beteiligungsführung“273 sollte klar festgeschrieben werden, dass
Antidiskriminierung und Diversitätsentwicklung keine freiwilligen Zusatzleistungen
darstellen, sondern verbindliche Governance-Kriterien sind. Dies umfasst unter anderem
Berichtspflichten zu Diskriminierungsvorfällen, den Nachweis funktionierender Beschwerde-
und Beratungsstrukturen, verpflichtende Präventionsmaßnahmen wie Schulungen sowie die
Verankerung von Antidiskriminierungszielen in Zielvereinbarungen mit den jeweiligen
Geschäftsführungen. Auf diese Weise kann das Land Berlin dort, wo es unmittelbaren
Einfluss hat, eine Vorbildfunktion übernehmen und zeigen, dass wirksamer Diskriminierungs-
schutz integraler Bestandteil verantwortungsvoller Unternehmenssteuerung ist.

Besondere Dringlichkeit ergibt sich im Kontext der digitalen Transformation des Arbeits-
marktes. Der Einsatz KI-gestützter Systeme im Recruiting verspricht Effizienzgewinne, birgt
jedoch auch Diskriminierungsrisiken.274 Studien und Praxisbeispiele zeigen, dass
algorithmische Systeme bestehende Diskriminierungsmuster reproduzieren oder sogar
verstärken können, häufig ohne Transparenz für Bewerbende oder Anwender*innen.275

Besonders relevant ist dabei intersektionale Diskriminierung, bei der mehrere Merkmale wie
Geschlecht, Herkunft oder Alter zusammenwirken und neue Formen struktureller
Benachteiligung erzeugen.276

Wie Forschungsergebnisse, unter anderem im Kontext von AlgorithmWatch, zeigen, entsteht
algorithmische Diskriminierung nicht allein auf technischer Ebene, sondern im
Zusammenspiel von Daten, Designentscheidungen und gesellschaftlichen Kontexten.
Entsprechend kann sie auch nicht allein technisch gelöst werden, sondern erfordert ein
Zusammenspiel aus organisatorischen, rechtlichen und politischen Maßnahmen.277

Daraus folgt ein klarer Handlungsauftrag. Unternehmen müssen ihre Auswahlverfahren und
eingesetzten Systeme auf Diskriminierungsrisiken prüfen und Personalverantwortliche
entsprechend sensibilisieren. Auch Softwareentwickler*innen tragen Verantwortung: Sie
müssen transparente, nachvollziehbare und diskriminierungssensible Systeme gestalten.
Zugleich ist die Politik gefordert, verbindliche Rahmenbedingungen für Transparenz,
Rechenschaft und unabhängige Prüfmechanismen zu schaffen.278

Deshalb sind klare regulatorische Standards für algorithmische Systeme im Arbeitskontext
erforderlich. Dazu gehören insbesondere Transparenz- und Nachvollziehbarkeitspflichten,

273 Senat von Berlin, Grundsätze der Beteiligungsführung. Beschluss des Senats von Berlin vom 29.10.2024,
redaktionell angepasst am 08.11.2025 durch die Senatsverwaltung für Finanzen,
https://www.berlin.de/sen/finanzen/vermoegen/beteiligungen/management-controlling/beteiligungsgrundsaetze-
berlin-vom-29102024-gesamt.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
274 Robin Adrien Schwarz, „Wenn KI die Diskriminierung skaliert“, HR Today, 26. Januar 2026,
https://www.hrtoday.ch/de/article/wenn-ki-die-diskriminierung-skaliert (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
275 Pia Sombetzki, „Wie und warum Algorithmen diskriminieren“, AlgorithmWatch,
https://algorithmwatch.org/de/wie-und-warum-algorithmen-diskriminieren/ (zuletzt abgerufen am 22. April
2026); Katharina Mosene, „Warum KI Vergangenes vorhersagt und Diskriminierung fortschreibt“, Friedrich-
Ebert-Stiftung, 6. Oktober 2025, https://www.fes.de/news/warum-ki-vergangenes-vorhersagt-und-
diskriminierung-fortschreibt (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
276 AlgorithmWatch, „Automatisch aussortiert?“.
277 Ebd.
278 Ebd.
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regelmäßige unabhängige Audits sowie effektive Beschwerde- und Rechtsschutz-
möglichkeiten für Betroffene.279

Für eine gerechte Arbeitswelt braucht es deshalb einen Paradigmenwechsel. Berlin hat als
Arbeitgeberin, Beteiligungsträgerin und politische Akteurin die Verantwortung und die
Möglichkeit, hier voranzugehen und verbindliche Standards zu setzen. Ein fairer Arbeitsmarkt
entsteht nicht von selbst, er muss politisch gewollt, strukturell abgesichert und konsequent
durchgesetzt werden.

4.13. Diskriminierung im Gesundheitswesen

Diskriminierung im Gesundheitswesen ist ein strukturell verankertes Problem, das sich in der
Ausbildung von Gesundheitspersonal, im Zugang zur Versorgung und in der Behandlungs-
praxis zeigt. Bereits bei der Terminvergabe bestehen messbare Ungleichheiten: Patient*innen
mit deutsch klingenden Namen erhalten häufiger positive Rückmeldungen als Personen mit
türkischen oder nigerianischen Namen.280 Die Erfolgsquote liegt bei 51 Prozent für deutsche
Namen, gegenüber 45 Prozent bzw. 44 Prozent für türkische und nigerianische Namen.281

Diskriminierung setzt damit bereits vor dem ersten medizinischen Kontakt ein. Zusätzlich
verstärken sozioökonomische Faktoren diese Ungleichheiten, etwa durch Unterschiede
zwischen privat und gesetzlich Versicherten.282

Die Folgen zeigen sich deutlich in der Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen.
Rassistisch markierte Personen verzichten oder verzögern notwendige Behandlungen
häufiger: Bei Männern sind es 8,0 Prozent gegenüber 3,5 Prozent, bei Frauen 13,0 Prozent
gegenüber 6,3 Prozent.283 Besonders deutlich wird die Belastung im Zusammenhang mit
Diskriminierungserfahrungen: 48 Prozent der Schwarzen Frauen berichten, medizinische
Behandlungen verzögert zu haben, ein Unterschied von 17 Prozentpunkten im Vergleich zu
nicht rassifizierten Frauen.284 Diese Daten zeigen, dass Diskriminierung direkte
Auswirkungen auf Gesundheitsverhalten und Versorgung hat.

Auch innerhalb der Versorgung zeigen sich systematische Diskriminierung. Rassifizierte
Patient*innen berichten deutlich häufiger, dass ihre Beschwerden nicht ernst genommen
werden oder sie deshalb Ärzt*innen wechseln müssen.285 Diese Erfahrungen führen zu einem
erheblichen Vertrauensverlust in das Gesundheitssystem. Studien zeigen zudem, dass
Diskriminierung insgesamt messbare negative Auswirkungen auf die physische und

279 Ebd.
280 Britta Hecking, Albrecht Lüter und Verena Mörath (unter Mitarbeit von Rada Pantelic), Diskriminierung im
Gesundheitswesen: Bedarfsanalyse zur Einrichtung einer Fachstelle in Berlin. Abschlussbericht (Berlin: Camino
gGmbH, 2025), 24-26, https://camino-werkstatt.de/downloads/Bedarfsanalyse-Diskriminierung-im-
Gesundheitswesen.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
281  Hecking, Lüter und Mörath, Diskriminierung im Gesundheitswesen, 24–26.
282  Ibdi., 24–27.
283 Nationaler Diskriminierungs- und Rassismusmonitor (NaDiRa), Rassismus und seine Auswirkungen im
Gesundheitswesen (2023), 32–34,
https://www.rassismusmonitor.de/fileadmin/user_upload/NaDiRa/Rassismus_Symptome/Rassismus_und_seine_
Symptome.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
284 Ebd., 33.
285 Ebd., 14.
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psychische Gesundheit hat und mit einer schlechteren Selbsteinschätzung des Gesundheits-
zustands einhergeht.286

Die Ergebnisse des Afrozensus bestätigen diese Befunde eindrücklich. Demnach berichten
66,7 Prozent der Befragten, dass ihre gesundheitlichen Beschwerden nicht ernst genommen
werden, während 62 Prozent angeben, dass ihre Rassismuserfahrungen in der Psychotherapie
relativiert oder infrage gestellt werden.287 Zudem gehen 98 Prozent der Befragten davon aus,
dass Diskriminierung im Gesundheitswesen weit verbreitet ist, und 14,7 Prozent haben
medizinische Versorgung aus Angst vor Diskriminierung gemieden.288

Ergänzend zeigen Studien wie die von GePGeMi, dass insbesondere asiatisch gelesene
Menschen im Gesundheitswesen mit spezifischen Formen von Rassismus konfrontiert sind.
Dazu gehören das Nicht-Ernstnehmen von Beschwerden, die Verweigerung von Terminen
sowie das Meiden medizinischer Versorgung aus Angst vor Diskriminierung.289 Insgesamt
berichten 82 Prozent der Befragten mit asiatischer Migrationsgeschichte, innerhalb eines
Jahres Diskriminierung erlebt zu haben, was die Breite und Kontinuität der Problematik unter-
streicht.290

Auch die Bedarfsanalyse von Camino zeigt, dass Diskriminierung im Gesundheitswesen eng
mit gesellschaftlichen Machtverhältnissen verknüpft ist und insbesondere entlang von
Diskriminierungskategorien wie Herkunft, Geschlecht, sozialem Status oder Behinderung
verläuft.291 Diskriminierung tritt häufig in Form von Mehrfachdiskriminierung auf. Betroffene
befinden sich dabei oft in einer doppelten Vulnerabilität: Sie sind gesundheitlich auf
Versorgung angewiesen und gleichzeitig Diskriminierung ausgesetzt, was ihre Handlungs-
möglichkeiten erheblich einschränkt.292

Ein zentraler Faktor für die Reproduktion von Diskriminierung im Gesundheitswesen liegt in
den bestehenden Systemstrukturen. Auch die medizinische Ausbildung ist Teil dieser
Strukturen, da rassifizierte Gruppen häufig unterrepräsentiert oder stereotypisiert dargestellt
werden, wodurch bestehende Ungleichheiten verfestigt werden. Gleichzeitig fehlt es an
wirksamen und niedrigschwelligen Beschwerdemöglichkeiten für Betroffene. Gerade in
Abhängigkeitssituationen, etwa während eines Krankenhausaufenthalts, besteht eine hohe
Hemmschwelle, Diskriminierung zu melden, da negative Konsequenzen befürchtet werden.

Das Beschwerdesystem im Gesundheitswesen ist zudem stark fragmentiert, nur unzureichend
auf Diskriminierung ausgerichtet und häufig institutionell gebunden. Dadurch fehlen sowohl
unabhängige Strukturen als auch eine systematische Auswertung von Diskriminierungsfällen.
Beschwerden werden zwar aufgenommen, führen jedoch selten zu strukturellen

286 Robert Koch-Institut, Diskriminierung und Gesundheit – Ergebnisse zur gesundheitlichen Ungleichheit
(2024), 2-3, https://www.rki.de/DE/Aktuelles/Publikationen/Journal-of-Health-
Monitoring/GBEDownloadsJ/Focus/JHealthMonit_2026_11_03_Diskriminierung.pdf (zuletzt abgerufen am 22.
April 2026).
287 Aikins et al., Afrozensus 2020, 62-68.
288 Ebd., 70-72.
289 GePGeMi e.V., Gemeinsam gegen Vorurteile – Diskriminierung und Teilhabe asiatischer Migrantinnen in
Deutschland (2025), 40, https://www.gemi-
berlin.de/app/download/14729147633/GemeinsamProzent20gegenProzent20Vorurteile20241220_DigitalProzent
20Version.pdf (zuletzt abgerufen am 22. April 2026).
290 Ebd., 7-9.
291 Hecking, Lüter und Mörath, Diskriminierung im Gesundheitswesen, 2.
292 Ebd., 30.
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Veränderungen oder einer verbindlichen Rückkopplung in Politik und Versorgungspraxis.
Insbesondere der geringe institutionalisierte Austausch zwischen Patient*innenbeauftragten
und Antidiskriminierungsstrukturen verstärkt diese Lücken.

Vor diesem Hintergrund ist ein umfassender struktureller Ansatz erforderlich. Zunächst
bedarf es der verbindlichen Verankerung von Rassismuskritik und Antidiskriminierung in
Ausbildung, Studium sowie Fort- und Weiterbildung aller Gesundheitsberufe. Darüber hinaus
sind institutionelle Reformen notwendig. Unabhängige und niedrigschwellige Beschwerde-
stellen müssen flächendeckend etabliert und mit entsprechenden Kompetenzen ausgestattet
werden. Diskriminierung sollte systematisch dokumentiert und als Bestandteil der Qualitäts-
sicherung im Gesundheitswesen verankert werden.

Ein weiterer zentraler Baustein ist die stärkere Einbindung von betroffenen Communitys.
Partizipative und rassismuskritische Forschung kann dazu beitragen, Wissenslücken zu
schließen und bedarfsgerechte Maßnahmen zu entwickeln. Gleichzeitig müssen strukturelle
Zugangsbarrieren abgebaut werden, etwa durch mehrsprachige Angebote oder Sprach-
mittlung.

Der Anspruch auf eine gleichwertige und diskriminierungsfreie gesundheitliche Versorgung
ist bislang nicht eingelöst worden. Eine gerechte und solidarische Gesundheitsversorgung für
alle erfordert daher einen umfassenden strukturellen Wandel, der alle Ebenen des
Gesundheitssystems konsequent einbezieht und bestehende Diskriminierung aktiv abbaut.

5. Handlungsempfehlungen

Im Anschluss an die vorangegangenen Ausführungen werden zentrale Handlungs-
empfehlungen für ein Berlin vorgelegt, das Antidiskriminierung und demokratischen
Zusammenhalt konsequent stärkt. Sie beziehen sich auf die Bereiche Diskriminierung im
Bildungssystem, in der und durch die Berliner Polizei, in der Justiz, in der Wissenschaft, im
Gesundheitswesen, im Arbeitsleben sowie auf dem Wohnungsmarkt. Die Empfehlungen
bündeln Expertise aus unterschiedlichen Communitys, aus Beratungs- und Beschwerde-
strukturen, aus Wissenschaft und politischer Praxis. Sie verstehen sich als Weiterentwicklung
bestehender Ansätze und machen deutlich, wo bestehende Strukturen nicht ausreichen. Die
Empfehlungen sind bewusst nicht als abgeschlossener Katalog angelegt, sondern als
politischer Arbeitsauftrag: Antidiskriminierung erfordert kontinuierliche Weiterentwicklung
von Institutionen, klare Verantwortung und nachhaltige strukturelle Veränderungen.

5.1. Demokratischer Zusammenhalt

a. Berliner Demokratiefördergesetz
Ein Berliner Demokratiefördergesetz soll politische und zivilgesellschaftliche
Institutionen unterstützen, die sich gegen jede Form der Diskriminierung
einsetzen, die politische Beteiligung in allen gesellschaftlichen Bereichen
stärken und damit das Vertrauen in demokratische Institutionen auch bei bisher
beteiligungsfernen Bevölkerungsgruppen erhöhen sowie Gelegenheiten fördern
und Hindernisse abbauen, sodass freiwilliges und solidarisches Engagement
für alle Bevölkerungsgruppen zugänglich wird.
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b. Berlin-Studie zum gesellschaftlichen Zusammenhalt
Es wird empfohlen, eine Berlin-Studie zum gesellschaftlichen Zusammenhalt
zu beauftragen, die differenzierte Aussagen zu den einzelnen Stadtbezirken
ermöglicht, sich methodisch am Konzept des „Radars gesellschaftlicher
Zusammenhalt“ orientiert, mehrsprachige Fragebögen und Interviewerinnen
einsetzt, regelmäßig wiederholt wird, um Entwicklungen sichtbar zu machen,
und durch qualitative Methoden wie Interviews, Fokusgruppen und
Beobachtungen ergänzt wird, um den Perspektiven der Stadtbewohnerinnen
mehr Raum zu geben.

c. Partizipative Modelle zur Förderung des Zusammenhalts
Partizipative Ansätze zur Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts
sollen durch die Entwicklung und Erprobung von Beteiligungsformaten in
Quartieren und auf gesamtstädtischer Ebene gestärkt werden, um der häufig als
„top-down“ wahrgenommenen Debatte ein Gegengewicht zu geben, wobei
eine Orientierung an bestehenden Modellen wie den „Dortmunder Werkstätten
zum sozialen Zusammenhalt“ erfolgen kann.

5.2. Polizei

a. Fehlerkultur und unabhängige Aufarbeitung konsequent ausbauen
Eine moderne Polizei braucht eine gelebte Fehlerkultur. Diskriminierung,
Polizeigewalt und rechtswidriges Verhalten müssen transparent aufgearbeitet
werden. Dafür braucht es unabhängige, niedrigschwellige Beschwerde- und
Beratungswege sowie verbindliche Verfahren der institutionellen
Aufarbeitung. Ziel ist ein Sicherheitsapparat, der aus Fehlern lernt, Vertrauen
stärkt und rechtsstaatliches Handeln absichert.

b. Verbindliche Ausbildung zu Demokratie, Antidiskriminierung und
Kommunikation stärken
Demokratiebildung, Menschenrechtsorientierung, Diskriminierungskritik
sowie kommunikative und deeskalierende Kompetenzen müssen verbindlicher
Bestandteil der polizeilichen Ausbildung, des Studiums und der Fortbildung
werden. Nur so kann eine professionelle Praxis gefördert werden, die Vielfalt
reflektiert und Grundrechte konsequent schützt.

c. Empfehlungen der Berliner Polizeistudie strukturell umsetzen
Die Ergebnisse der Berliner Polizeistudie sind nicht nur analytisch, sondern
handlungsleitend zu verstehen. Insbesondere Supervision, Einsatznach-
bereitung und psychosoziale Unterstützung müssen flächendeckend ausgebaut
werden, um Reflexion zu ermöglichen und Belastungen im Dienst nachhaltig
zu bearbeiten.

d. Diskriminierungsrisiken in Einsatz- und Datenpraxis abbauen
Polizeiliche Routinen und datenbasierte Verfahren sind kritisch zu überprüfen.
Die Weitergabe und Nutzung von Informationen muss so gestaltet werden,
dass rassifizierende Zuschreibungen vermieden werden. Auch der Einsatz von
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Predictive-Policing-Ansätzen bedarf klarer rechtlicher und ethischer
Leitplanken, um die Reproduktion bestehender Diskriminierung zu verhindern.

e. Transparenz, Kontrolle und Vertrauen in Sicherheitsbehörden stärken
Unabhängige Kontrollstrukturen und transparente Beschwerdeverfahren
müssen zentrale Bausteine der Polizei sein. Gleichzeitig muss der Einsatz
technischer Systeme, etwa im Bereich Datenanalyse oder Bodycams,
kontinuierlich evaluiert werden, um Grundrechtsschutz und Verhältnis-
mäßigkeit sicherzustellen. Ziel ist eine Polizei, die Vertrauen stärkt und
gesellschaftliche Vielfalt abbildet.

5.3. Justiz

a. Verpflichtende Aus- und Fortbildung zu Diskriminierung und
Grundrechten stärken
Alle Beschäftigten der Justiz sollen verpflichtend in den Bereichen Rassismus,
Antisemitismus, Queerfeindlichkeit und weiteren Formen von Diskriminierung
geschult werden. Diese Inhalte müssen verbindlich in juristische Ausbildung,
Referendariat und Fortbildung integriert und interdisziplinär ergänzt werden.

b. Institutionelle Fehlerkultur und Aufarbeitung ausbauen
Die Justiz braucht eine systematische und transparente Fehlerkultur.
Fehlurteile und strukturelle Fehlentwicklungen müssen wissenschaftlich
begleitet analysiert und öffentlich aufgearbeitet werden. Ergänzend sind
Supervision, Fallreflexion und der Ausbau von Rechtsmittelstrukturen zu
stärken.

c. Unabhängiges Monitoring und Beschwerdestrukturen einführen
Es braucht ein umfassendes, kontinuierliches Monitoring diskriminierender
Vorfälle innerhalb der Justiz. Ergänzend sind unabhängige, niedrigschwellige
und weisungsfreie Beschwerde- und Beratungsstellen für Beschäftigte und
Verfahrensbeteiligte aufzubauen.

d. Zugang zum Recht konsequent verbessern
Der Zugang zum Recht muss sozial, sprachlich und organisatorisch barrierefrei
ausgestaltet werden. Dazu gehören der Ausbau einer Öffentlichen Rechts-
auskunft, mehrsprachige und verständliche Informationen sowie eine gestärkte
und vereinfachte Beratungs- und Prozesskostenhilfe.

e. Strafrechtliche Ungleichheiten abbauen und Ersatzfreiheitsstrafen
reformieren
Die Ersatzfreiheitsstrafe trifft überproportional Menschen in Armut und
verstärkt damit bestehende soziale Ungleichheiten. Sie soll schrittweise
abgeschafft bzw. deutlich reduziert werden. Gleichzeitig sind Bagatelldelikte
kritisch zu überprüfen und konsequenter auf nicht-freiheitsentziehende
Sanktionen auszurichten.
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5.4. Wohnungsmarkt

a. Transparenzpflichten im Wohnungsmarkt konsequent ausbauen
Vergabekriterien, Entscheidungsprozesse und digitale oder algorithmische
Auswahlverfahren müssen vollständig nachvollziehbar offengelegt werden.
Ziel ist die Reduktion intransparenter Entscheidungsräume, in denen Diskrimi-
nierung reproduziert wird.

b. Diskriminierungssensible und faire Vergabeverfahren einführen
Wohnungsvergabeprozesse sollen diskriminierungskritisch reformiert werden,
etwa durch anonymisierte Bewerbungsverfahren, klar definierte und
überprüfbare Auswahlkriterien sowie transparente Los- oder Einladungs-
verfahren, wo dies sinnvoll anwendbar ist.

c. Verbindliche Antidiskriminierungsstandards für Wohnungswirtschaft
etablieren
Wohnungsunternehmen und Vermieter*innen sollen verpflichtet werden,
Antidiskriminierung als Querschnittsaufgabe umzusetzen. Dazu gehören
regelmäßige Schulungen zum AGG, verbindliche interne Leitlinien sowie die
institutionelle Verankerung diskriminierungskritischer Verfahren.

d. Beschwerde- und Beratungsstrukturen stärken
Die bestehenden Beratungs- und Unterstützungsangebote, insbesondere die
Fachstelle „Fair Mieten – Fair Wohnen“, sollen strukturell ausgebaut und
dauerhaft gesichert werden. Ziel ist eine niedrigschwellige, unabhängige und
wirksame Unterstützung für Betroffene von Wohnungsdiskriminierung.

e. Qualitätsstandards und Schutz vor Mehrfachdiskriminierung sichern
Es braucht verbindliche Qualitätsstandards für Vergabeverfahren im
Wohnungswesen, die insbesondere Mehrfachdiskriminierung und die
besondere Schutzbedürftigkeit marginalisierter Gruppen berücksichtigen.
Diese Standards sollen regelmäßig überprüft und weiterentwickelt werden.

5.5. Bildungssystem

a. Unabhängige Beschwerde- und Beratungsstrukturen schaffen
Es braucht unabhängige, niedrigschwellige und schulübergreifende
Beschwerdestellen, die für Schüler*innen direkt zugänglich sind. Diese
müssen weisungsfrei arbeiten, vertraulich beraten und wirksam in schulische
Entscheidungsstrukturen eingebunden sein, um Diskriminierung konsequent
bearbeiten zu können.

b. Verbindliche Antidiskriminierungsarchitektur an Schulen etablieren
Schulen benötigen klare, verbindliche Standards im Umgang mit
Diskriminierung. Dazu gehören einheitliche Verfahren, feste Zuständigkeiten,
transparente Interventionswege sowie verpflichtende, regelmäßig überprüfte
Schul- und Hausordnungen.
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c. Landesweites Monitoring von Diskriminierung einführen
Diskriminierungsvorfälle müssen systematisch erfasst, ausgewertet und
veröffentlicht werden. Ein kontinuierliches Monitoring ermöglicht es,
strukturelle Problemlagen sichtbar zu machen und politische sowie schulische
Steuerung gezielt auszurichten.

d. Qualifizierung und Sensibilisierung des Bildungspersonals stärken
Antidiskriminierung, Rassismuskritik, Antisemitismuskritik und diversitäts-
sensible Pädagogik müssen verbindlicher Bestandteil der Ausbildung sowie
regelmäßiger Fortbildungen für Lehrkräfte und pädagogisches Personal
werden. Ziel ist eine professionelle Praxis, die Diskriminierung erkennt und
aktiv abbaut.

e. Prävention, Empowerment und Inklusion ausbauen
Schulen müssen Präventions- und Bildungsangebote für Schüler*innen
systematisch stärken, um Diskriminierung frühzeitig zu erkennen und
Betroffene zu empowern. Gleichzeitig sind zivilgesellschaftliche Beratungs-
und Empowermentstrukturen langfristig zu fördern, um Selbstorganisation und
Schutzräume zu sichern.

5.6. Wissenschaft

a. Antidiskriminierung strukturell und dauerhaft an Hochschulen
verankern
Antidiskriminierungsarbeit muss als verbindliche Daueraufgabe verstanden
und in allen Berliner Hochschulen einheitlich, nachhaltig und institutionell
abgesichert umgesetzt werden. Bestehende Einzelstrukturen sind in eine
kohärente Diversitäts- und Antidiskriminierungsarchitektur zu überführen.

b. Einheitliche Standards für Ausstattung, Kompetenzen und
Unabhängigkeit schaffen
Für Antidiskriminierungsbeauftragte und -stellen sind verbindliche
Mindeststandards hinsichtlich personeller Ausstattung, Zuständigkeiten,
Arbeitszeitanteilen und institutioneller Unabhängigkeit festzulegen, um eine
strukturell gleichwertige Umsetzung an allen Hochschulen sicherzustellen.

c. Niedrigschwellige und wirksame Beschwerdestrukturen garantieren
Beschwerdeverfahren müssen unabhängig, vertrauenswürdig und für
Studierende sowie Beschäftigte leicht zugänglich sein. Sie sind so auszu-
gestalten, dass sie diskriminierungssensibel, transparent und handlungsfähig
wirken können.

d. Antidiskriminierungsforschung und Datenerhebung ausbauen
Das Hochschulgesetz ist konsequent umzusetzen, indem Forschung zu
Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Klassismus und Ableismus dauerhaft
institutionell verankert und finanziell abgesichert wird. Gleichzeitig braucht es
systematische Datenerhebungen, um strukturelle Diskriminierung sichtbar zu
machen.
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e. Weiterentwicklung der Hochschulfinanzierung im Hinblick auf Diversität
und Teilhabe
Hochschulverträge und leistungsbasierte Finanzierung sind gezielt
weiterzuentwickeln. Diversität, Teilhabe und Antidiskriminierung sollen als
verbindliche Qualitätskriterien verankert werden. Hochschulen mit
nachweisbaren Fortschritten in diesen Bereichen sollen finanziell stärker
gefördert werden, während erfolgreiche Modellprojekte dauerhaft in die
Grundfinanzierung überführt werden.

5.7. Arbeitsmarkt

a. Verbindliche Antidiskriminierungsstandards im Arbeitsleben durchsetzen
Betriebliche Beschwerdestrukturen müssen flächendeckend eingerichtet,
wirksam ausgestaltet und tatsächlich unabhängig zugänglich sein. Besonders in
landeseigenen Unternehmen sind klare Mindeststandards, Transparenz-
pflichten und regelmäßige Evaluationen verbindlich zu verankern.

b. Land Berlin als Vorbild in der Beteiligungssteuerung stärken
In den Beteiligungsrichtlinien des Landes sollen Antidiskriminierung und
Diversität als verbindliche Governance-Kriterien festgeschrieben werden.
Dazu gehören Berichtspflichten, verpflichtende Präventionsmaßnahmen sowie
die Verankerung messbarer Antidiskriminierungsziele in Zielvereinbarungen
mit Geschäftsführungen.

c. Strukturelle Barrieren im Arbeitsrecht abbauen und Durchsetzung
stärken
Die bestehenden Regelungen des AGG müssen durch effektive Kontroll- und
Sanktionsmechanismen flankiert werden. Ergänzend sind niedrigschwellige
Beschwerdewege sowie unabhängige Monitoringstrukturen erforderlich, um
die Umsetzung von Rechten in der Praxis sicherzustellen.

d. Diskriminierung im digitalen und KI-gestützten Recruiting regulieren
Für algorithmische Auswahlverfahren im Arbeitskontext braucht es
verbindliche Standards zu Transparenz, Nachvollziehbarkeit und
Diskriminierungssensibilität. Ergänzend sind regelmäßige unabhängige Audits
sowie Beschwerde- und Rechtsschutzmöglichkeiten für Betroffene
sicherzustellen.

e. Prävention und strukturelle Verantwortung in Unternehmen verankern
Unternehmen und Softwareentwickler*innen sollen verpflichtet werden,
Auswahl- und Bewertungssysteme systematisch auf Diskriminierungsrisiken
zu prüfen. Gleichzeitig braucht es verpflichtende Schulungen für Personal-
verantwortliche sowie klare Verantwortlichkeiten für diskriminierungssensible
Personalentscheidungen.
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5.8. Gesundheitswesen

a. Verbindliche und vernetzte Antidiskriminierungsstrukturen im
Gesundheitswesen aufbauen
Es braucht eine koordinierte, institutionell abgesicherte Antidiskriminierungs-
architektur im Gesundheitswesen mit klaren Zuständigkeiten und einer festen
Schnittstelle zu den Patient*innenbeauftragten.

b. Systematische Zusammenarbeit und gemeinsames Monitoring etablieren
Patient*innenbeauftragte und Antidiskriminierungsberatungsstellen sollen
strukturell eng zusammenarbeiten. Dazu gehören regelmäßige Abstimmungen
sowie die gemeinsame Auswertung von Beschwerdedaten zur Identifikation
struktureller Problemlagen.

c. Unabhängige und spezialisierte Beschwerdestellen ausbauen
Im Gesundheitswesen sollen unabhängige Beratungs- und Beschwerdestellen
mit explizitem Mandat für Antisemitimus, Rassismus, Mehrfach-
diskriminierung und strukturelle Benachteiligung eingerichtet bzw. gestärkt
werden.

d. Beschwerdemanagement diskriminierungssensibel reformieren und
extern evaluieren
Krankenhäuser sollen ihr Beschwerdemanagement verpflichtend
diskriminierungssensibel weiterentwickeln. Externe Kontroll- und Evaluations-
mechanismen sind dabei sicherzustellen, um Wirksamkeit und Unabhängigkeit
zu gewährleisten.

e. Antidiskriminierung institutionell in Kammern und Patientenvertre-
tungen verankern
Patientenfürsprecher*innen sowie berufsständische Kammern sollen strukturell
gestärkt werden, durch verbindliche Fortbildungen, klare Mandate,
Anonymisierungsmöglichkeiten für Beschwerden sowie wirksame
Kompetenzen zur Bearbeitung und Sanktionierung von Diskriminierung.
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IV. Stellungnahme der Fraktion Die Linke

1. Einordnung der Geschehnisse in der Enquete-Kommission

In dieser Stellungnahme erläutert die Linksfraktion zunächst den politischen Diskurs der
Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegen Antisemitismus,
Rassismus, Muslimfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“293 (im folgenden
Enquete-Kommission). Darüber hinaus ordnen wir politisch ein, warum es der Enquete-
Kommission nicht gelungen ist, einen gemeinsamen Abschlussbericht zu schreiben.
Anschließend wird zu den inhaltlichen Teilen und Aspekten Stellung genommen und es
werden zusätzliche Handlungsempfehlungen vorgeschlagen.

1.1. Entstehung der Enquete-Kommission

Als Hintergrund stellen wir zunächst Aspekte der Entstehung der Enquete-Kommission dar,
die in den Kapiteln A und B des Berichts nicht enthalten sind. Dies sind in erster Linie
Änderungen, die die Linksfraktion gemeinsam mit der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen als
Opposition zum Auftrag der Kommission einbringen wollten. Aus unserer Sicht ist es
essentiell, Diskriminierungen nicht nur anzuerkennen, sondern aktiv abzubauen. „Es ist
staatliche Aufgabe, Antisemitismus, Rassismus und jeder Form der Diskriminierung offensiv
und entschlossen entgegenzuwirken, unabhängig davon, ob sie von gesellschaftlichen oder
staatlichen Akteur*innen, Strukturen, Institutionen oder Gesetzen ausgeht.“294 Leider wurde
dieser Änderungsantrag abgelehnt. Zudem fand dieser Grundgedanke nicht bei allen
Mitgliedern der Enquete-Kommission Unterstützung. Die entstandenen unüberbrückbaren
Differenzen wurden bei den Beratungen offen sichtbar. Diese Differenzen werden später noch
näher eingeordnet. Sie stehen in einem größeren politischen Kontext des Rechtsrucks und
authoritarian backsliding (demokratischer Rückschritte), die leider häufig von den Kräften
der sogenannten Mitte mitgetragen werden.

Die Geschäftsordnung des Abgeordnetenhauses von Berlin sieht vor, dass ein
Abschlussbericht erstellt wird.295 Nach den Erfahrungen aus der Enquete-Kommission zum
Thema „Neue Energie für Berlin – Zukunft der energiewirtschaftlichen Strukturen“ bestand
die Erwartung in der Linksfraktion, dass der Abschlussbericht der Enquete-Kommission
gemeinsam von allen Fraktionen erarbeitet wird, wobei zugleich die Möglichkeit bestand,
Sondervoten zu schreiben296. Dieser Auftrag steht auch implizit im Beschluss des
Abgeordnetenhauses, der die aktuelle Enquete-Kommission berufen hat.297 Jedoch wurde bei
der Arbeit dieser Enquete-Kommission spätestens im Herbst 2025 klar, dass es wohl nicht
mehr zu einer Einigung für einen Abschlussbericht kommen würde. Nicht nur, weil die
politischen Positionen der verschiedenen Mitglieder so weit auseinander lagen, dass ein
menschenrechtliches Verständnis nicht mehr als Grundlage in Frage kam, sondern auch, weil
die belastende Arbeitsatmosphäre von Einschüchterungen, Aggression und
Herabwürdigungen geprägt war. Dazu kam ein medialer und politischer Eklat, bei dem ein
Mitglied der Enquete-Kommission Aussagen in sozialen Medien tätigte, die als rassistisch

293 Drs. 19/1804-2, S. 2.
294 Drs. 19/1804-02.
295 § 24 GO Abghs
296 Vgl. Drs. 17/2500
297 Drs. 19/2068.
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und den Holocaust relativierend bewertet wurden.298 Da weder die betreffende Person noch
ihre Fraktion ausreichend Verantwortung übernahm, sind die Sachverständige Saraya Gomis
und die stellvertretende Sachverständige Hajdi Barz aus der Enquete-Kommission
zurückgetreten. Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen erklärten, dass eine
weitere Zusammenarbeit schwer vorstellbar sei.299 In weiteren Beratungen im Januar 2026
wurde geeint, dass das Büro der Kommission eine Zusammenfassung der Anhörungen der
Enquete-Kommission erstellen würde. Man verständigte sich darauf, dass keine gemeinsamen
Empfehlungen ausgesprochen werden sollen bzw. können. Vielmehr sollten zunächst die
Anhörungen zu den einzelnen Themenkomplexen zusammengefasst dargestellt und sodann
die Empfehlungen der Anzuhörenden tabellarisch aufgeführt werden. Es wurde vereinbart,
dass jede Fraktion eine Stellungnahme bzw. ein Sondervotum zum Bericht mit eigenen
Handlungsempfehlungen erstellen kann. An dieser Stelle ist es wichtig, nochmal die
Entstehung der Enquete-Kommission darzulegen. Ursprünglich sah der Koalitionsvertrag von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke 2021 vor, eine Enquete-Kommission gegen
Rassismus einzusetzen, „um unter Beteiligung von Zivilgesellschaft und Expert*innen
strukturellen Rassismus und Diskriminierungen in Gesellschaft und staatlichen Einrichtungen
aufzudecken und Gegenmaßnahmen zu entwickeln“300.

Mit der neuen CDU-SPD-Koalition 2023 gab es zunächst für die Einsetzung der Enquete-
Kommission keinen konkreten Zeitplan seitens der Koalition. Wegen der Ereignisse in Berlin
nach dem Terroranschlag der Hamas in Israel vom 7. Oktober 2023, dem gestiegenen
Antisemitismus und dem ebenfalls gestiegenen Rassismus hat die Debatte um die Enquete-
Kommission Fahrt aufgenommen. Im November 2023 verkündete die Koalition presse-
öffentlich die Einsetzung einer Enquete-Kommission „Für gesellschaftlichen Zusammenhalt,
gegen Antisemitismus, Rassismus, Islamfeindlichkeit und jede Form von Diskriminierung“.
Ursprünglich war die Einsetzung für April 2024 vorgesehen.

Am 26. Juni 2024 brachten die CDU- und SPD-Fraktionen den Antrag im Abgeordnetenhaus
ein.301 Die regierungstragenden Fraktionen verschoben die Beratung im Abgeordnetenhaus
jedoch mehrfach, was auch ein Warnsignal für die Enquete-Kommission hätte sein können.
Der Beschluss wurde im Dezember 2024 mit der Mehrheit der CDU- und SPD-Fraktion im
Abgeordnetenhaus von Berlin gefasst.302 Der Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen303 wurde abgelehnt.

1.2. Kritik am Einsetzungsantrag

Als der Antrag der CDU- und SPD-Fraktionen veröffentlicht wurde, stieß er nicht nur bei der
Opposition, sondern auch in der Zivilgesellschaft auf Enttäuschung wegen des sachlichen
Inhalts und der Ziele, die dem Auftrag einer Enquete-Kommission nicht entsprechen.

298 Inhaltsprotokoll des Ausschusses IntGleich 19/42, 27. November 2025.
299 Tewalt, Anne (2026) „Nach Streit und zwei Austritten: Berlins Enquetekommission für Zusammenhalt wird
nicht mehr öffentlich tagen.“ Tagesspiegel, 18. Januar 2026. Online unter:
https://www.tagesspiegel.de/berlin/nach-streit-und-zwei-austritten-berlins-enquetekommission-fur-
zusammenhalt-wird-nicht-mehr-offentlich-tagen-15146876.html. (zuletzt aufgerufen am 25. Februar 2026).
300 Koalitionsvertrag der Landesparteien SPD, Linke und Bündnis 90/Die Grüne, 2021. Online unter:
https://dielinke.berlin/fileadmin/images/2021/211128_Koalitionsvertrag_Druckfassung.pdf , S. 79. (zuletzt
aufgerufen am 25. Februar 2026).
301 Drs. 19/1804
302 Drs. 19/2068
303 Drs. 19/1804-2

https://www.tagesspiegel.de/berlin/nach-streit-und-zwei-austritten-berlins-enquetekommission-fur-zusammenhalt-wird-nicht-mehr-offentlich-tagen-15146876.html.
https://dielinke.berlin/fileadmin/images/2021/211128_Koalitionsvertrag_Druckfassung.pdf
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Bereits im Titel des Antrags der Fraktionen von CDU und SPD findet sich ein wesentlicher
fachlicher Fehler: der Begriff „Muslimfeindlichkeit“. Sowohl die Zivilgesellschaft als auch
die Wissenschaft sprechen von „antimuslimischem Rassismus“, nicht von
„Muslimfeindlichkeit“. Der Begriff „Muslimfeindlichkeit“ ist irreführend, da es sich nicht um
Feindlichkeit aufgrund von Religiosität handelt, sondern um eine Form des Rassismus gegen
Menschen, die als Muslim*innen wahrgenommen werden. Außerdem: Während
„Muslimfeindlichkeit“ oft als Einstellung oder Haltung (Feindseligkeit) verstanden wird,
betont „antimuslimischer Rassismus“ die strukturelle, gesellschaftliche und rassistische
Komponente dieser Form von Diskriminierung.304 Wenn das Phänomen als individuelle
Einstellung und getrennt von Rassismus definiert wird, wie es im Titel der Enquete-
Kommission geschieht, wird es nicht als Form des strukturellen Rassismus wahrgenommen.
Ein ähnliches Problem besteht bei der Wahrnehmung von Antisemitismus als lediglich
individuelles und nicht als strukturelles Problem (dazu wird im Unterabschnitt
„Antisemitismus“ näher ausgeführt).

Allerdings war die Positionierung des Einsetzungsantrags zu Ebenen von strukturellem
Rassismus, Antisemitismus und anderen Formen von Diskriminierung von Anfang an
widersprüchlich. Die strukturelle Ebene wurde im Antrag nur einmal als „strukturelle
Benachteiligung“ erwähnt, während an anderen Stellen des Antrags Antisemitismus und
Rassismus in spezifischen Milieus der Gesellschaft verortet wurden. Die verschiedenen
Formen von Rassismus und Antisemitismus sollten in der gesamten Berliner Gesellschaft
bekämpft werden, allerdings werden auch „einzelne Milieus“ erwähnt. Wenn der Begriff
„Milieu“ nicht klar definiert wird, könnte der Eindruck entstehen, dass bestimmte Milieus
stärker für Rassismus und Antisemitismus verantwortlich sind. Solche pauschalen
Unterstellungen, die oft ethnisiert und kulturalisiert werden, sind Bestandteil der reaktionären
Abwehr gegen Antidiskriminierungsarbeit und wissenschaftlich widerlegt.305 Solche
Unterstellungen kamen leider in den Beratungen der Enquete-Kommission häufiger vor.

1.3. Arbeitsgrundlagen der Enquete-Kommission

Im Abschnitt „Arbeitsgrundlagen“ des Einsetzungsantrags war insbesondere der Umgang mit
den rechtlichen Grundlagen des Antidiskriminierungsrechts problematisch. Zwar wurden
einschlägige Normen teilweise implizit berührt, jedoch nicht klar benannt oder systematisch
dargestellt. So fehlen zentrale Bezugspunkte wie die International Convention on the
Elimination of All Forms of Racial Discrimination, die Charta der Grundrechte der
Europäischen Union sowie die maßgeblichen nationalen Regelungen, insbesondere das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz und das Landesantidiskriminierungsgesetz Berlin.

304 In den Wörtern einer vom Senat berufenen Expert*innen-Kommission ist der antimuslimische Rassismus
„eine Sonderform des Rassismus, die auf einer Rassifizierung von (tatsächlicher oder zugeschriebener)
muslimischer Religionszugehörigkeit basiert. Hierfür wird eine kulturalisierte und biologisierte Differenz
zwischen Muslim*innen und nicht-Muslim*innen konstruiert, wodurch Muslim*innen marginalisiert und
essenzialisiert und gegenüber nicht-Muslim*innen polarisiert und hierarchisiert werden. Vgl. Senatsverwaltung
für Justiz, Vielfalt und Antidiskriminierung (Berlin 2022): Handlungsempfehlungen der
Expert*innenkommission antimuslimischer Rassismus Berlin. Berlin. Online unter:
https://www.berlin.de/sen/lads/schwerpunkte/rechtsextremismus-rassismus-antisemitismus/lads-antimusl-
handlungs-202208-pa-barrierefrei.pdf. (zuletzt aufgerufen am 25. Februar 2026).
305 Erdem, Esra (2011). Facetten der Integrationsdebatte: Die SINUS-Studie zu Migrantenmilieus und die Logik
post-ethnischer Gouvernmentalität. Online unter: https://www.rosalux.de/publikation/id/5398/geschlecht-
migration-integration. (zuletzt aufgerufen am 25. Februar 2026).

https://www.rosalux.de/publikation/id/5398/geschlecht-migration-integration
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Gerade diese Normen bilden jedoch das Fundament des Antidiskriminierungsschutzes in
Deutschland und auf EU-Ebene. Wenn sie im Einsetzungsantrag nicht klar hervorgehoben
werden, entsteht der Eindruck, dass gesetzliche Verpflichtungen gegenüber politischen
Programmen und Landesmaßnahmen nachrangig behandelt werden. Aus Sicht der
Linksfraktion ist das ein falsches Signal. Antidiskriminierung ist kein freiwilliges Politikfeld,
sondern beruht auf verbindlichen menschenrechtlichen und gesetzlichen Verpflichtungen.
Diese müssen die Grundlage allen staatlichen Handelns bilden und entsprechend sichtbar
gemacht werden.

1.4. „Prüfung“ der Zivilgesellschaft

Ein weiterer gravierender Punkt des Einsetzungsantrags war die explizite Erwähnung einer
Prüfung der zivilgesellschaftlichen Initiativen, die Fördergelder vom Land Berlin erhalten.
Laut Einsetzungsantrag soll eine Bedarfsanalyse durchgeführt werden, die festlegen soll,
welche Initiativen sich „positiv auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt auswirken“. Eine
„Überprüfung“306 sollte stattfinden, welche Ressourcen „nötig“ sind und „welche Elemente
aus diesen Erfahrungen in andere Aktivitäten übertragen werden können“.307 Diese
Formulierungen sendeten ein verheerendes Signal an all jene, die sich gegen Rassismus,
Antisemitismus und andere Formen der Diskriminierung einsetzen. Angesichts
medienwirksamer Rufmordkampagnen in einer Gesellschaft, die einen Rechtsruck erlebt, gibt
es Angst, dass Druck auf Fördergeber*innen und politische Entscheidungsträger*innen dazu
führen könnte, dass sie ihre Fördergelder verlieren. Dieser Ton wurde bereits am Tag nach der
letzten Bundestagswahl gesetzt, als die CDU/CSU-Fraktion eine Anfrage im Bundestag zur
politischen Neutralität gemeinnütziger Organisationen einreichte.308

Diese Anfrage hat das Vertrauen in staatliches Handeln spürbar belastet. Wenn der Eindruck
entsteht, dass parlamentarische Instrumente genutzt werden, um in fachliche Prozesse
einzugreifen oder politische Einflussnahme auszuüben, leidet darunter die Glaubwürdigkeit
demokratischer Institutionen insgesamt.

Andere Entwicklungen im Kulturbereich sind auch auf Bundesebene zu beobachten. So haben
etwa Eingriffe in bestehende Förderstrukturen wie bei Demokratie Leben!309 oder Versuche,
Einfluss auf unabhängige Jury-Verfahren im Kulturbereich zu nehmen, erhebliche
Verunsicherung ausgelöst.310 Die zum Teil rechtswidrigen Eingriffe in Förderstrukturen auf
Landesebene haben zu einem spektakulären Eklat geführt.311

306 Drs. 19/1804, S. 3.
307 Ibid., S. 4.
308 BT Drucksache. 20/15035. Online unter: https://dserver.bundestag.de/btd/20/150/2015035.pdf; siehe auch der 
Spiegel, Kleine Anfrage zur Finanzierung. Union setzt mit 551 Fragen gemeinnützige Organisationen unter
Druck. Online unter: https://www.spiegel.de/politik/deutschland/union-setzt-mit-551-fragen-gemeinnuetzige-
organisationen-unter-druck-linke-und-gruene-ueben-scharfe-kritik-a-b48f89b3-2460-4400-aad4-dac99ede9284
(zuletzt aufgerufen am 20. Februar 2025).
309 Zajonz, David. (2026): Wie der Umbruch bei "Demokratie leben" verunsichert. Die Tagesschau. 18. April
2026.  Online unter: https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/demokratie-leben-umburch-projekte-
100.html (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
310 Götze, Grete. Nach Verfassungsschutz-Abfrage Buchbranche empört über Weimer-Vorgehen. Die Tagesschau.
11.03.2026. Online unter: https://www.tagesschau.de/kultur/wolfram-weimer-buchhandlungspreis-reaktionen-
100.html (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
311 Kiesel, Robert (2026): CDU-Druck, Rechtsverstöße, Millionenrisiko : Antikorruptionsbericht erschüttert
die Berliner Kulturverwaltung. Der Tagesspiegel. 4. März 2026. Online unter:
https://www.tagesspiegel.de/berlin/cdu-druck-rechtsverstosse-millionenrisiko-antikorruptionsbericht-erschuttert-

https://dserver.bundestag.de/btd/20/150/2015035.pdf
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/union-setzt-mit-551-fragen-gemeinnuetzige-organisationen-unter-druck-linke-und-gruene-ueben-scharfe-kritik-a-b48f89b3-2460-4400-aad4-dac99ede9284%20(zuletzt
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/demokratie-leben-umburch-projekte-100.html
https://www.tagesschau.de/kultur/wolfram-weimer-buchhandlungspreis-reaktionen-100.html
https://www.tagesspiegel.de/berlin/cdu-druck-rechtsverstosse-millionenrisiko-antikorruptionsbericht-erschuttert-die-berliner-kulturverwaltung-15310997.html
https://www.berlin.de/rechnungshof/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen/artikel.406252.php
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Gerade dort, wo Entscheidungen auf fachlicher Expertise, transparenten Kriterien und
unabhängigen Verfahren beruhen sollten, führt politische Einflussnahme zu einem
Vertrauensverlust bei Träger*innen, Zivilgesellschaft und Öffentlichkeit.

Aus Sicht der Linksfraktion ist klar: Eine funktionierende Demokratie lebt von klaren
Zuständigkeiten, verlässlichen Verfahren und der Unabhängigkeit fachlicher Entscheidungen.
Wenn diese Prinzipien unterlaufen werden, schwächt das nicht nur einzelne Programme,
sondern das demokratische System insgesamt. Es braucht deshalb eine klare Trennung
zwischen politischer Steuerung und fachlicher Umsetzung sowie den konsequenten Schutz
unabhängiger Strukturen vor politischem Zugriff. Während viele Träger*innen im Herbst
2025 um ihre Förderung für Projekte im Antisemitismuspräventionsbereich kämpfen mussten
und einige Initiativen ihre Gelder tatsächlich verloren haben312, wird vom Rechnungshof
bestätigt, dass die Senatsverwaltung für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt Gelder
zur Bekämpfung von Antisemitismus an zum Teil unseriöse Akteur*innen ohne inhaltliche
Prüfung vergeben hat. Die Vorwürfe sind so schwerwiegend, dass ein
Untersuchungsausschuss im Abgeordnetenhaus eingesetzt wurde, um den Sachverhalt zu
prüfen. In dieser Stellungnahme wird auf den Umgang mit dem Haushaltsgesetz nicht weiter
eingegangen. Allerdings müssen Konsequenzen gezogen werden: Der notwendige Kampf
gegen Antisemitismus wird von CDU-Mitgliedern genutzt, um Klientelinteressen
durchzusetzen und öffentliche Gelder zu missbrauchen.

1.5. Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen

Mit dem Änderungsantrag der Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen sollten auf
Basis bestehender Analysen und Empfehlungen aus Wissenschaft und Zivilgesellschaft
ressortübergreifende Konzepte entwickelt werden, um strukturellen und institutionellen
Antisemitismus, Antiziganismus, Rassismus gegen Schwarze und Muslim*innen sowie
weitere Formen von Rassismus abzubauen. Dabei sollte der Fokus insbesondere auf
strukturellem und institutionellem Antisemitismus und Rassismus in allen
Gesellschaftsbereichen liegen. Die zivilgesellschaftlichen Organisationen sollten nicht
geprüft, sondern unterstützt und strukturell sowie finanziell gestärkt werden.

Ein weiteres Ziel des Änderungsantrags war es, zivilgesellschaftlichen Organisationen, die
Aufgaben und Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung von Antisemitismus,
Antiziganismus und Rassismus für den Staat übernehmen, die Möglichkeit zu geben, angehört
zu werden. Damit sollten sie die Gelegenheit erhalten, auf Lücken in Gesetzgebung und
Verwaltungspraktiken hinzuweisen und Vorschläge für weitere Maßnahmen zu unterbreiten.
Zwar haben viele vor der Enquete-Kommission gesprochen, es gab allerdings auch
Organisationen, die nicht kommen wollten, da sie befürchteten, ihre Fördergelder zu
verlieren, einen negativen Eindruck bei den Verwaltungen zu hinterlassen oder in den Medien
schlecht dargestellt zu werden. Tatsächlich wurden einige Fragen auf unhöfliche Art und
Weise gestellt, Anzuhörende wurden unter Druck gesetzt und es gab Berichterstattung in den

die-berliner-kulturverwaltung-15310997.html (zuletzt aufgerufen am 4. März 2026); Rechnungshof von Berlin 
(2026): Bericht nach § 88 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung an die Senatsverwaltung für Kultur und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt, das Abgeordnetenhaus von Berlin und den Senat von Berlin. 14. April 2026.
Online unter: https://www.berlin.de/rechnungshof/veroeffentlichungen/veroeffentlichungen/artikel.406252.php
(zuletzt aufgerufen am 17. April 2026)
312 Peter, Eric (2025): CDU-Fördergeldaffäre. Timur und sein Trupp. Die taz. 19. November 2025. Online unter:
https://taz.de/CDU-Foerdergeldaffaere/!6131189/ (zuletzt aufgerufen am 25. Februar 2026).
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Medien, die angedeutet hat, dass einzelne Projekte ihre Fördergelder verloren hätten, weil
Vertreter*innen des Projekts die Politik von AfD und CDU kritisiert haben.

Nach den ersten Sitzungen war es schwieriger, Organisationen zu überzeugen, Expert*innen
für die Anhörungen zu gewinnen, da sich die schlechte und teilweise aggressive Atmosphäre
in der Enquete-Kommission herumgesprochen hatte.

Die Organisationen, die eine essenzielle Antidiskriminierungsinfrastruktur in Berlin
ausmachen, sollen die besten Voraussetzungen für ihre wichtige Arbeit erhalten. Bausteine
dafür sind eine langfristige Stärkung und Absicherung ihrer Unterstützung und Ressourcen
durch das geplante Landesdemokratiefördergesetz sowie Verbesserungen bei der Anwendung
von Zuwendungs- und Haushaltsrecht. Eigentlich wäre es Aufgabe der Enquete-Kommission,
den aktuellen verwaltungsseitigen Diskussionsstand nachvollziehbar darzustellen und eigene
Vorschläge für eine zukunftsfeste Absicherung der Arbeit zivilgesellschaftlicher Initiativen in
den Bereichen Prävention, Beratung und Empowerment zu erarbeiten. Eine „Evaluation“,
„kritische Begleitung“ oder „Überprüfung“ von zivilgesellschaftlichen Projekten, die letztlich
auf Kürzungen, Streichungen, Verdächtigungen oder die Delegitimierung zivilgesellschaft-
licher Arbeit abzielen, ist dezidiert abzulehnen und sollte nicht Gegenstand der Enquete-
Kommission sein. Die Aufgabe der Kommission besteht darin, eine fundierte Analyse zu
erarbeiten und eine entsprechende lösungsorientierte Politik zu entwickeln.

1.6. Aberkennung und Bagatellisierung von strukturellem Antisemitismus und
Rassismus

Die Aberkennung von institutionellem und strukturellem Antisemitismus und Rassismus war
und bleibt ein schmerzhaftes Dauerthema in der Enquete-Kommission. Diese unnachgiebige
Haltung machte allen Mitgliedern deutlich, dass es keinen gemeinsamen Konsens im Kampf
gegen Antisemitismus und Rassismus gab. Für die Linksfraktion kann diese wiederholte und
vehemente Aberkennung und Bagatellisierung von strukturellem Rassismus und
Antisemitismus nicht als falsches Verständnis interpretiert werden, sondern als eine Leugnung
mit Absicht.

In der CDU gibt es mehrere Anzeichen dafür, dass diese Haltung von Leugnung und
Bagatellisierung von strukturellem Antisemitismus und Rassismus weit verbreitet zu sein
scheint. So hat beispielsweise der amtierende Regierende Bürgermeister von Berlin Kai
Wegner, damals Vorsitzender der CDU Berlin, im Jahr 2020 diese Haltung offen gezeigt, als
er dazu aufrief, im Abgeordnetenhaus gegen das Landesantidiskriminierungsgesetz zu
stimmen. Er sah darin einen Vorwurf gegen die Polizei und andere Behörden.313 Stephan
Lenz, Mitglied der Enquete-Kommission in Berlin, führte exemplarisch aus: „Was ich aber
wirklich ablehne, ist so eine Grundannahme, wir hätten eine strukturelle Muslimfeindlichkeit,
einen strukturellen Rassismus in unseren Institutionen. Als Grundannahme halte ich das für
falsch.“314 In einer ähnlichen Enquete-Kommission zum Thema Rassismus, die in Thüringen
von 2017 bis 2019 eingesetzt wurde, war es nicht anders. In einem Sondervotum zum
Abschlussbericht der Kommission schrieben die CDU-Fraktionsmitglieder: „Es existieren
weder in Thüringen noch in Deutschland Tatsachen, die die Annahme von Rassismus und

313 Süddeutsche Zeitung. 3. Juni 2020. Streit ums Antidiskriminierungsgesetz. Online unter:
https://www.sueddeutsche.de/service/berlin-streit-ums-antidiskriminierungsgesetz-dpa.urn-newsml-dpa-com-
20090101-200603-99-288144 (zuletzt aufgerufen am 25. Februar 2026).
314 Vgl. Stephan Lenz, Wortprotokoll zur 5. Sitzung, S. 81.
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Diskriminierung als strukturelles beziehungsweise institutionelles Problem rechtfertigen.
Rassistische Diskriminierung – wie auch andere Formen von Diskriminierung – sind unserer
Ansicht nach illegitimer Ausdruck des Denkens Einzelner.“315 Demnach würden
Antisemitismus und Rassismus nur auf der Ebene individueller Einstellungen existieren. Das
hieße, dass diese Interpretation der rassistischen und antisemitischen Diskriminierung das
Völker-, Europa- und nationale Recht entweder nicht versteht oder es nicht umsetzen will.

In den Anhörungen der Enquete-Kommission versuchten Sachverständige, Anzuhörende und
Betroffene, diese strukturelle Ebene hervorzuheben und sie mit Studien, wissenschaftlicher
Forschung und anderen Belegen zu untermauern. Dies ist nicht nur für Betroffene bitter zu
hören, aber führt auch dazu, dass Entscheidungsträger*innen der Antidiskriminierungsarbeit
schaden können, weil sie die gesellschaftliche Realität nicht akzeptieren wollen und dann ihre
Arbeit gar nicht verstehen. Wie zahlreiche Studien zeigen, ist die Leugnung von
Antisemitismus und Rassismus der Nährboden, der rassistische Strukturen am Leben erhält.316

In den Sitzungen der Enquete-Kommission leugneten die Mitglieder der CDU-Fraktion und
die auf ihren Vorschlag gewählten Sachverständigen die strukturelle Ebene von Rassismus
und Antisemitismus in verschiedenen Formen. Bereits in der ersten inhaltlichen Sitzung
wurden die Teilnehmenden mit verschiedenen Aussagen schockiert, darunter die Behauptung,
Antidiskriminierungsarbeit spalte die Gesellschaft.317 Dazu kam die Behauptung, die auch in
der nächsten Sitzung wiederholt wurde, dass die Artikel des Grundgesetzes nach Artikel 1
sowie ihre Inhalte und Werte verhandelbar seien.318 Damit werden die Grundpfeiler unserer
Grundrechte und der Schutz vor Diskriminierung infrage gestellt: persönliche Freiheitsrechte,
Gleichheit vor dem Gesetz, Glaubens- und Gewissensfreiheit, Meinungs-, Kunst- und
Wissenschaftsfreiheit sowie Versammlungsfreiheit. Dies ist eine akute Abwehr der staatlichen
Verantwortung, die auf allen Ebenen im Grundgesetz, im Völkerrecht sowie in
Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgesetzen verankert ist.

In den Beratungen kam es immer wieder zu Begriffsverschiebungen, bei denen die
Menschenrechte fälschlicherweise als Verrechtlichung oder Bedrohung der Gesellschaft
dargestellt wurden, zum Teil, weil sie mit Bevorzugung gleichgesetzt wurden. Auch wurde
versucht, Antidiskriminierungsarbeit zu delegitimieren, indem wissenschaftliche Konzepte als
„identitätspolitisch“ diffamiert wurden. Tatsächlich tauchte Wissenschaftsfeindlichkeit immer
wieder auf, indem empirische Forschung zu Diskriminierung systematisch infrage gestellt
wurde. Diskriminierungserfahrungen wurden durch statistische Tricks relativiert und damit
bagatellisiert. In der fünften Sitzung wurde die Validität von Betroffenenbefragungen
grundsätzlich infrage gestellt. Es hieß: „Wahrnehmung schafft Realität, aber es kann auch
eine parallele Realität sein, die nicht mit objektiv bestimmbaren Realitäten übereinstimmt.“319

315 Thüringer Landtag, Drs. 6/7709, online unter: https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/1-
Hauptmenue/6-Service_und_Kontakt/3-Presse/1-
Pressemitteilungen/Dokumente/bericht_der_enquetekommission_6_1_ursachen_und_formen_von_rassismus_un
d_diskriminierungen_in_thueringen_sowie_ihre_auswirkungen_auf_das_gesellschaftli.pdf , S. 104. (zuletzt
aufgerufen am 25. Februar 2026)
316 Elias, Amanuel (2024). Racism as neglect and denial. Ethnic and Racial Studies, 47(3), 483–505. Online
unter: https://doi.org/10.1080/01419870.2023.2181668 (zuletzt aufgerufen am 25.02.2026)
317 Dr. Sandra Kostner, Wortprotokoll zur 2. Sitzung, S. 12-14.
318 Stephan Lenz: „Alles, was nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 1 Grundgesetz fällt, ist sozusagen
Diskussionsgegenstand, selbst wenn es rechtlich geregelt ist. Recht kann man ändern.“ Wortprotokoll der
zweiten Sitzung, S. 52; „(…)Artikel 1 mit seinem Anwendungsbereich und anderen Dingen, die durchaus
verhandelbar sind, auch wenn sie im Grundgesetz stehen.“ Wortprotokoll zur 3. Sitzung, S. 78.
319 Sachverständiger Dr. Marcus Funck, Wortprotokoll zur 5. Sitzung, S. 14
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Auch vor dem Konstruieren von Opfergemeinschaften durch subjektives Empfinden wurde
gewarnt. 320 An dieser Stelle soll jedoch klar sein, dass die Tatbestände von Antisemitismus
und Rassismus – ähnlich wie die von Völkermord und „ethnischer Säuberung“ – nicht auf
subjektives Empfinden zurückzuführen sind, sondern durch (inter-)nationales Recht definiert
sind. Versuche, diese Erfahrungen als eine konstruierte Realität darzustellen, müssen
hinterfragt werden.

Häufig kam es zu einer Ethnisierung des Problems in den Anhörungen, bei der sich der Fokus
auf bestimmte Bevölkerungsgruppen richtete, während der Antisemitismus in der
Mehrheitsgesellschaft nahezu unsichtbar wurde. Zudem gab es eine Versicherheitlichung des
Diskurses über Diskriminierung, das heißt eine Verlagerung der Antidiskriminierungsarbeit in
sicherheitspolitische Diskurse. Mit anderen Worten wurde die präventive Bildungsarbeit, die
Unterstützung der Betroffenen durch Beratung und die Verstärkung des Antidiskriminierungs-
rechts einem Law-and-Order-Ansatz untergeordnet.

Die versuchte Delegitimierung der Rassismusforschung als Ideologie321 und damit aller ihrer
Erkenntnisse, die für die Aufrechterhaltung der Demokratie von entscheidender Bedeutung
sind, könnte als Paradebeispiel für die Aushöhlung rechtsstaatlicher und demokratischer
Standards (democratic Backsliding) dienen. Als Fraktion lehnen wir diese Haltung eindeutig
ab und werden alles auf parlamentarischer Ebene tun, gegen dieses democratic Backsliding zu
kämpfen.

1.7. Fazit

In der Präambel des Änderungsantrags der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen vom November 2024 wird die Beschreibung des Problems vorweggenommen:
„Bei der Bekämpfung von institutionellen und strukturellen Ausschlüssen stehen wir auch in
Berlin noch am Anfang. Der Alltag vieler Berliner*innen ist von Ausgrenzungs- und
Diskriminierungserfahrungen geprägt. Wird diese alltägliche Antisemitismus-, Rassismus und
Diskriminierungserfahrung aber thematisiert, findet oftmals und reflexhaft eine Relativierung,
Verharmlosung oder eine Täter-Opfer-Umkehr statt.“322 Die Autor*innen dieser Sätze
konnten nicht ahnen, wie zutreffend sie sich auf die Ereignisse der Enquete-Kommission
beziehen würden.

Wenn Menschen oder Institutionen die Existenz von strukturellem Antisemitismus und
Rassismus leugnen, soll das als eine bewusste Handlung verstanden werden, nicht als
Ignoranz.323 Es geht jedoch nicht nur darum, nicht zu verstehen, wie Antisemitismus und
Rassismus in unserer Gesellschaft strukturiert sind, sondern auch darum, aktiv eine Form des
Wissens aufrechtzuerhalten, die sich weigert, ihre Dominanz anzuerkennen. Die Ignoranz
bestimmter politischer Entscheidungsträger*innen lässt sich als Form des Widerstands gegen
die Aufklärung rassistischer Ungerechtigkeit deuten, als Weigerung, existierende Macht-
verhältnisse in der Gesellschaft ändern zu wollen.
Die Einsicht, dass struktureller und institutioneller Antisemitismus sowie Rassismus in
unserer Gesellschaft verankert sind, ist jedoch kein Vorwurf gegen einzelne Institutionen oder
Personen. Vielmehr bildet sie die Grundlage für einen Aufruf zur Gleichberechtigung und

320 Sachverständiger Dr. Marcus Funck, Wortprotokoll zur 5. Sitzung, S. 15.
321 Sachverständiger Dr. Henrick Hansen, Wortprotokoll zur 6. Sitzung, S. 73.
322 Drs. 19/1804-2, S. 2.
323 Vgl. Mills, C. W. (1997): The Racial Contract. Cornell University Press.
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zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Ziel ist es, bestehende Strukturen zu ändern und zu
demokratisieren, gesellschaftliche Probleme zu verstehen und einen demokratischen und
rechtsstaatlichen Zusammenhalt aufzubauen, der Orientierung bietet und alle einbezieht.

Abschließend möchten wir uns bei allen Expert*innen bedanken, die gekommen sind, um ihr
Wissen mit uns zu teilen. Zur Enquete-Kommission wurden Expert*innen aus Zivilgesell-
schaft und Wissenschaft eingeladen, die vielfältige Analysen und Handlungsempfehlungen
erarbeitet haben. Aufgrund der vereinbarten Seitengrenze konnten diese jedoch nicht in einem
eigenen Abschnitt vollständig dargestellt werden, sondern wurden in den Abschnitt zur
gesetzlichen Grundlage der Antidiskriminierungsarbeit sowie in die Abschnitte zu den
gesellschaftlichen Themenfeldern integriert. Eine Zusammenfassung der Analyse der
Zivilgesellschaft wird im Abschnitt 3 behandelt werden.

2. Gesetzliche Grundlagen der Antidiskriminierungsarbeit und
Handlungsempfehlungen für die Weiterentwicklung der Grundrechte

Die zweite Sitzung der Enquete-Kommission sollte dazu dienen, die gesetzlichen Grundlagen
für die Antidiskriminierungsarbeit klarzustellen und die Frage nach Verbesserungs-
vorschlägen zu beantworten. Jedoch haben die Anhörung und Debatte grundlegende Konflikte
im Verständnis von Antidiskriminierung und Grundrechten offengelegt.

Die Linksfraktion will ein paar Debattenlinien aus den Anhörungen darlegen, um die
gesetzlichen Grundlagen klarzustellen, denn es muss transparent sein, was zu tun ist. Dann
werden Handlungsempfehlungen klar formuliert. Manche wurden schon zum Teil im Kapitel
B zusammengefasst, allerdings sind damit einige Details verloren gegangen. Wir wollten
präzisieren und auch ergänzen, weil das Kapitel B die Empfehlungen der schriftlichen
Stellungnahmen und Vorlagen nicht erfasst hat.

2.1. Struktureller Antisemitismus und Rassismus

Während ein Teil der Sachverständigen Antidiskriminierung im Einklang mit verfassungs-,
europa- und völkerrechtlichen Verpflichtungen als strukturelle Aufgabe begreift, hat die von
der CDU benannte Anzuhörende, deren Texte auch von der AfD in ihren Anfragen für den
Bundestag verwendet werden324, in der zweiten Sitzung der Kommission die Existenz bzw.
Nachweisbarkeit struktureller Diskriminierung infrage gestellt, was schon früher in der
Einordnung erwähnt wurde. Auch der CDU-Abgeordnete Stephan Lenz und ein auf
Vorschlag der CDU-Fraktion in die Kommission gewählter Sachverständiger leugneten oder
verstanden nicht die Existenz des strukturellen Rassismus.325

Diese Position der Verleugnung und Ablehnung ist entschieden zurückzuweisen. Die
Leugnung struktureller Diskriminierung verhindert wirksame Politik. Daher stellt sich die
Frage, wie eine regierungstragende Fraktion sachliche und grundrechtskonforme
Antidiskriminierungspolitik machen kann, wenn sie nicht akzeptiert, dass Diskriminierung
existiert und wie sie funktioniert.

324 BT-Drucksache. 20/7565, S. 1.
325 Prof. Dr. Barbara Zehnpfennig, Wortprotokoll zur 2. Sitzung, S. 32-34; Stephan Lenz, Wortprotokoll zur
6. Sitzung, S. 73-74; Stephan Lenz, Wortprotokoll zur 5. Sitzung, S. 81.
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2.2. Verfassungsrechtliche Einordnung: Artikel 3 GG als Schutz- und Förderauftrag

Das Diskriminierungsverbot des Artikels 3 Absatz 3 Grundgesetz ist nach ständiger
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht lediglich ein Abwehrrecht, sondern
begründet zugleich staatliche Schutzpflichten. Bereits im Kontext des sogenannten zweiten
NPD-Urteils 2017 hat das Gericht klargestellt, dass die Menschenwürdegarantie326 und das
Diskriminierungsverbot untrennbar mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung
verbunden sind.327

Das Gericht betont, dass Konzepte, die auf rassistischer oder antisemitischer Ungleich-
wertigkeit beruhen, mit der Menschenwürde unvereinbar sind. Daraus folgt nicht nur ein
Unterlassungsgebot, sondern auch eine Verpflichtung des Staates, aktiv gegen
Diskriminierung vorzugehen.

Vor diesem Hintergrund ist die von Dr. Kostner vertretene Auffassung, wonach staatliche
Maßnahmen zum Ausgleich struktureller Benachteiligung den gesellschaftlichen
Zusammenhalt gefährden könnten,328 verfassungsrechtlich nicht haltbar. Vielmehr gilt: Der
Staat ist verpflichtet, tatsächliche Gleichheit herzustellen, wenn strukturelle
Ungleichheiten bestehen.

Auch die von Teilen der Debattenteilnehmenden implizit oder explizit vorgenommene
Relativierung des Gehalts von Artikel 3 GG, etwa durch die Infragestellung von
Fördermaßnahmen oder deren Gleichsetzung mit unzulässiger „Bevorzugung“, widerspricht
der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung. Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz hat unter
Verweis auf verfassungs-, europa- und völkerrechtliche Vorgaben hervorgehoben, dass
Diskriminierung gerade auch strukturelle Dimensionen umfasst und staatliche Stellen zu
aktiven Maßnahmen verpflichtet sind.329

2.3. Verfassungsrechtliche Einordnung: Die freiheitlich demokratische Grundordnung

Im Rahmen der Anhörung wurde deutlich, dass die Auslegung der freiheitlich demokratischen
Grundordnung nicht losgelöst vom Diskriminierungsschutz erfolgen kann. Prof. Dr. Cengiz
Barskanmaz hat in diesem Zusammenhang zutreffend darauf hingewiesen, dass das
Diskriminierungsverbot, insbesondere nach Artikel 3 Absatz 3 GG, integraler Bestandteil der
freiheitlich demokratischen Grundordnung ist.330 Diese Einordnung entspricht der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, insbesondere dem Beschluss zum NPD-
Verbotsverfahren aus dem Jahr 2017. Darin stellt das Gericht klar, dass die Garantie der
Menschenwürde im Artikel 1 Absatz 1 GG in Verbindung mit dem Gleichheitsgebot eine
tragende Säule der verfassungsmäßigen Ordnung bildet. Konzepte, die auf der
Ungleichwertigkeit von Menschen beruhen, etwa rassistische oder antisemitische Ideologien,
sind mit der freiheitlich demokratischen Grundordnung unvereinbar.331 Daraus folgt, dass der
Schutz vor Diskriminierung nicht lediglich ein politisches Ziel darstellt, sondern zum

326 Artikel 1 Absatz 1 GG
327 Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz, Wortprotokoll zur 2 Sitzung, S. 8.
328 Dr. Sandra Kostner, ebd., S. 12–13.
329 Ebd., S. 7.
330 Ebd., S. 8.
331 Prof. Dr. Cengiz Barksanmaz, Kommissionsvorgang 0001, S. 6.
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verfassungsrechtlich geschützten Kernbereich gehört und staatliches Handeln entsprechend
bindet.

Vor diesem Hintergrund sind Positionen, wie sie in der Anhörung unter anderem von Dr.
Sandra Kostner sowie in ähnlicher Stoßrichtung vom Abgeordneten Stephan Lenz vertreten
wurden,332 kritisch zu bewerten. Soweit dort die Bedeutung struktureller Diskriminierung
relativiert oder der Eindruck erweckt wird, Maßnahmen zu deren Abbau könnten im
Widerspruch zur freiheitlich demokratischen Grundordnung stehen, verkennt dies die
verfassungsrechtliche Systematik. Die freiheitlich demokratische Grundordnung schützt
gerade nicht eine formale Gleichheit unter Ignoranz realer Ungleichverhältnisse, sondern ist –
wie vom Bundesverfassungsgericht im Beschluss von 2017 hervorgehoben – untrennbar mit
dem Gebot verbunden, menschenfeindliche Ungleichwertigkeitsvorstellungen zurückzu-
weisen. Eine Interpretation, die den Gehalt von Artikel 3 GG relativiert oder als politisch
abwägbar darstellt, läuft Gefahr, zentrale verfassungsrechtliche Schutzgehalte auszuhöhlen
und steht damit selbst im Spannungsverhältnis zu den Grundprinzipien der Verfassung.

2.4. Völkerrechtliche Verpflichtungen: CERD und positive Handlungspflichten

Die Bundesrepublik Deutschland ist an das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminierung (International Convention on the Elimination of All
Forms of Racial Discrimination) gebunden. Nach Artikel 2 der UN-Antirassismuskonvention
sind die Vertragsstaaten verpflichtet, „mit allen geeigneten Mitteln unverzüglich eine Politik
zur Beseitigung jeder Form rassischer Diskriminierung zu verfolgen“.333 Artikel 25 GG
integriert die allgemeinen Regeln des Völkerrechts direkt in das deutsche Bundesrecht. Diese
Regeln haben Vorrang vor einfachen Bundesgesetzen; völkerrechtliche Normen stehen über
den einfachen deutschen Gesetzen, sowohl im Bundes- als auch im Landesrecht.334

Diese Verpflichtung geht ausdrücklich über ein bloßes Diskriminierungsverbot hinaus und
umfasst aktive Maßnahmen zur Beseitigung struktureller Diskriminierung. In seinen
wiederholten Empfehlungen an Deutschland hat das CERD (UN-Ausschuss für die
Beseitigung der Rassendiskriminierung) insbesondere auf Defizite im Umgang mit
institutionellem Rassismus hingewiesen. Die Infragestellung struktureller Diskriminierung
steht somit im Widerspruch zu geltenden völkerrechtlichen Verpflichtungen.

Außerdem hat die Kommission durch Nachfragen beim Senat festgestellt, dass der Prozess
zur Umsetzung der UN-Antirassismuskonvention im derzeitigen Senat nicht ideal
funktioniert. Offensichtlich gibt es keine Anweisung des Senats, die abschließenden
Anmerkungen (Concluding Observations) des CERD in allen Senatsverwaltungen
umzusetzen. Laut Antwort des Senats werden Maßnahmen „dezentral“ umgesetzt. Aus dieser
Antwort lässt sich folgern, dass jede Senatsverwaltung selbst entscheidet, wie sie agiert.335

332 Wortprotokoll zur 2. Sitzung, S. 12–13.
333 Ebd., S. 7.
334 Opinioiuris (2024): Art. 25 GG - Vorrang des Völkerrechts (Kommentar). Online unter:
https://opinioiuris.de/kommentar/gg/25 (zuletzt aufgerufen am 20. Februar 2026).

335 Kommissionsvorgang 0028, S. 1.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-002-wp.pdf
https://opinioiuris.de/kommentar/gg/25
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0028-st-Senat.pdf
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2.5. Europarechtliche Dimension: Positive Verpflichtungen nach EMRK und EGMR

Auch auf europäischer Ebene ergibt sich eine klare Verpflichtung zur aktiven Bekämpfung
von Diskriminierung. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in seiner
Rechtsprechung zu Artikel 14 EMRK klargestellt, dass Staaten nicht nur Diskriminierung zu
unterlassen haben, sondern auch positive Verpflichtungen treffen, wirksame Maßnahmen zur
Verhinderung und Aufklärung diskriminierender Handlungen zu ergreifen.336 Dies umfasst
insbesondere strukturelle Maßnahmen zur Prävention von Diskriminierung und den Schutz
gefährdeter Gruppen.

Die Annahme, dass strukturelle Diskriminierung empirisch nicht nachweisbar oder rechtlich
irrelevant sei,337 widerspricht daher auch der europäischen Menschenrechtsprechung.

2.6. Wissenschaftlicher und rechtlicher Konsens vs. politische Relativierung

Die Beiträge von Prof. Dr. Barskanmaz und die Nachfragen der Abgeordneten Elif Eralp
machen deutlich, dass strukturelle und institutionelle Diskriminierung sowohl empirisch
belegt als auch rechtlich anerkannt ist.338Demgegenüber steht eine Argumentation, die
strukturelle Ungleichheiten relativiert und stattdessen vor der angeblich spaltenden Wirkung
von Antidiskriminierungspolitik warnt.339 Diese Position verschiebt die Verantwortung vom
Staat auf die Betroffenen und negiert die Notwendigkeit struktureller Veränderungen. Die
Argumentation der CDU gipfelt in der Behauptung, dass „[a]lles, was nicht in den
Anwendungsbereich von Artikel 1 Grundgesetz fällt, [...] sozusagen Diskussionsgegenstand
[ist], selbst wenn es rechtlich geregelt ist. Recht kann man ändern“.340 Eine solche Aussage
relativiert Artikel 3 GG und stellt damit einen Angriff auf den Kernbestand der Verfassung
dar.

2.7. Konsequenzen für soziale Kohäsion

Soziale Kohäsion ist ohne tatsächliche Gleichheit nicht denkbar. Die Annahme, Antidiskrimi-
nierungspolitik gefährde den Zusammenhalt, verkennt, dass gerade bestehende Ungleich-
heiten das Vertrauen in staatliche Institutionen untergraben und die gesellschaftliche Spaltung
vertiefen. Die Anhörung zeigt daher nicht eine Überdehnung, sondern vielmehr eine
Untererfüllung staatlicher Verpflichtungen im Bereich Antidiskriminierung.

An dieser Stelle möchten wir darauf hinweisen, dass der Begriff „gesellschaftlicher
Zusammenhalt“ häufig verwendet wird, ohne ihn zu definieren. Da die Enquete-Kommission
ihre Arbeit frühzeitig beendet hat, ohne die geplante Sitzung zum Thema „gesellschaftlicher
Zusammenhalt“ durchzuführen, gab es leider keine Gelegenheit, eine gemeinsame Arbeits-
definition zu beraten. Die Linksfraktion ist jedoch der Meinung, dass gesellschaftlicher
Zusammenhalt auf Grund- und Menschenrechten sowie sozialer Gerechtigkeit und
Gleichberechtigung basieren muss.

336 Wortprotokoll zur 2 Sitzung, S. 7.
337 Dr. Sandra Kostner, ebd., S. 12–13.
338 Ebd., S. 7-9; S. 15.
339 Ebd., S. 12-13.
340 Stephan Lenz, ebd., S. 52.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-002-wp.pdf
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2.8. Verfassungsrecht als Meinung

Rechtswissenschaftler*innen und Expert*innen haben sich viel Zeit in der Anhörung
genommen, um immer wieder die verfassungs-, europa- und völkerrechtliche Lage zu
wiederholen. Dass Artikel 3 GG nicht verhandelbar ist, sondern verbindliche staatliche
Schutz- und Handlungspflichten begründet; dass die Bekämpfung struktureller und
institutioneller Diskriminierung rechtlich geboten ist; dass Förder- und
Ausgleichsmaßnahmen Ausdruck verfassungsrechtlicher Verpflichtungen und nicht deren
Verletzung sind; dass Positionen, die diese Grundlagen relativieren, im Widerspruch zu den
Grundprinzipien der freiheitlich demokratischen Grundordnung stehen – all diese Positionen
sollten für Abgeordnete eigentlich selbstverständlich sein. Dass so viel Energie dafür
aufgewendet wurde, um etwas anderes zu behaupten, werten wir als strategisches
Ablenkungsmanöver (Derailing), damit wir nicht zu einer vernünftigen Debatte über
Maßnahmen kommen konnten.

Zum Schluss ist mit Nachdruck darauf hinzuweisen, dass eine Fortführung der in der
Anhörung vertretenen CDU-Argumentationslinien, insbesondere soweit sie auf eine
Relativierung des Diskriminierungsschutzes und eine politisch motivierte Neubewertung
verfassungsrechtlicher Garantien hinauslaufen, in eine verfassungsrechtlich und
demokratietheoretisch problematische Zone führt. Wenn zentrale Grundrechte – wie das
Diskriminierungsverbot aus Artikel 3 GG – in ihrer Reichweite infrage gestellt341 oder als
politisch disponibel behandelt werden, berührt dies den Kernbestand der freiheitlich
demokratischen Grundordnung, die untrennbar mit der Garantie der Menschenwürde aus
Artikel 1 GG verbunden ist, wie sowohl in der verfassungsrechtlichen Diskussion als auch im
Beitrag von Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz hervorgehoben wurde.342 In diesem Zusammenhang
ist auch die Aussage erwähnenswert, dass diese Themen ausdrücklich im Kontext der
bevorstehenden Wahlen stehen; vielleicht glaubt die CDU, dass sie mittels eines Rechtsrucks,
der mit einem Angriff auf die Grundrechte und die Verfassung einhergeht, Wählerstimmen
gewinnen kann. Dies unterstreicht, dass es sich nicht um eine rein fachliche Debatte handelt,
sondern um eine politisch strategische Auseinandersetzung über den Stellenwert von Grund-
und Menschenrechten. Die Linksfraktion hält es daher für unerlässlich, dass für die
Wähler*innen transparent wird, welche politischen Kräfte uneingeschränkt hinter den
verfassungsrechtlich garantierten Gleichheits- und Diskriminierungsschutzrechten stehen –
und welche bereit sind, diese zur Disposition zu stellen.

2.9. Eine sich wandelnde Rechtsstruktur: PartMigG, AGG, BGG

Nach den Anhörungen und während der Erstellung der Stellungnahme im Frühling 2026
haben sich mehrere wichtige Entwicklungen im Bereich der Antidiskriminierung ergeben.
Insbesondere wurde in Berlin das Partizipations- und Integrationsgesetz PartMigG infolge
einer Intervention der Justizsenatorin zum Teil außer Kraft gesetzt.343 Die Ankündigung, das
PartMigG in einzelnen Bereichen der Verwaltung, insbesondere bei den Verfahren für
Bewerbungen, nicht mehr anzuwenden, stellt einen schwerwiegenden Eingriff in die Geltung
von Recht und Gesetz dar. Damit wird das Vertrauen in staatliche Institutionen untergraben,

341 Stephan Lenz, ebd., S. 52.
342 Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz, ebd., S. 8.
343 RBB 24 (16. März 2026). Justizsenatorin hält Bewerberauswahl nach Herkunft für rechtswidrig. Online unter:
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2026/03/justizsenatorin-badenberg-aenderung-partizipationsgesetz-kritik-
teilhabe.html (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2026/03/justizsenatorin-badenberg-aenderung-partizipationsgesetz-kritik-teilhabe.html


Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 305 Drucksache 19/3320

es wird das Signal gesendet, dass gesetzlich verankerte Maßnahmen zur Herstellung von
Chancengleichheit politisch beliebig ausgesetzt werden können. Gerade vor dem Hintergrund
struktureller Diskriminierung und der weiterhin unzureichenden Repräsentation von
Menschen mit Migrationsgeschichte im Öffentlichen Dienst gefährdet ein solches Vorgehen
die demokratische Legitimation staatlichen Handelns. Das PartMigG ist geltendes Recht und
Ausdruck eines politischen Konsenses zur Stärkung von Teilhabe und Vielfalt in der
Verwaltung.

Der Regierende Bürgermeister sollte sicherstellen, dass das PartMigG in allen Bereichen der
Berliner Verwaltung, einschließlich der Staatsanwaltschaften, uneingeschränkt angewendet
wird. Eine faktische Außerkraftsetzung durch einzelne Senatsmitglieder ist auszuschließen;
vielmehr ist die verbindliche Umsetzung des Gesetzes durch den gesamten Senat zu
gewährleisten.

2.10. AGG-Referent*innenentwurf

Am 14. April 2026 hat die Bundesregierung einen Referent*innenentwurf des AGG
veröffentlicht.344 Leider bleibt der Referent*innenentwurf hinter den Notwendigkeiten
zurück.345

Erstens bleiben die Befugnisse der Antidiskriminierungsstelle des Bundes eingeschränkt. Die
Umsetzung der EU-Standardrichtlinien für Gleichbehandlungsstellen macht deutlich, dass die
gesetzlichen Grundlagen im deutschen Antidiskriminierungsrecht klar, vollständig und ohne
Einschränkungen ausgestaltet sein müssen, damit die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
ihre Funktion wirksam erfüllen kann. Der vorliegende Referent*innenentwurf wird diesem

344 Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und
Jugend und Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (14. April 2026): Entwurf eines Zweiten
Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, online unter:
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2026_AGGAEndG.html (zuletzt aufgerufen am
15. April 2026).
345 Seihe u.a. advd (17.04.2026): Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes. Online unter: https://www.adb-
sachsen.de/storage/app/uploads/public/69e/913/d59/69e913d596ca8949251001.pdf (zuletzt aufgerufen am
20.04.2026) ; BAG Selbsthilfe (2026): Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 22. April.2026. Online unter: https://www.bag-
selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-
zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes (zuletzt abgerufen am 25. April 2026); Der
Paritätische Gesamtverband (2026): Stellungnahme des Paritätischen Gesamtverbandes zum Referentenentwurf
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vom 13. April 2026.
Online unter: https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/20260417-Stellungnahme-
AGG.pdf. (zuletzt abgerufen am 16 April 2026); Deutsche Behindertenrat (2023):  Positionspapier des DBR –
„Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz im Interesse von Menschen mit Behinderungen teilhabeorientiert
weiterentwickeln“. 15. März 2023.Online unter: https://www.deutscher-
behindertenrat.de/mime/00133285D1684945539.pdf. (zuletzt abgerufen am 16. April 2026); Bündnis- AGG
Reform jetzt! (16. April 2026): Stellungnahme des Bündnis AGG Reform-Jetzt! Zum Referentenentwurf zur
Änderung des Allgemein Gleichbehandlungsgesetztes (AGG) . Online unter:
https://www.bagw.de/fileadmin/bagw/media/Doc/DOK/DOK_26_Buendnis-AGG_Reform_jetzt-
Stellungnahme.pdf, (zuletzt aufgerufen am 17.04.2026); Spiecker gen. Döhmann, Indra und Towfigh, Emanuel
V. / Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2023): Automatisch benachteiligt – Das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz und der Schutz vor Diskriminierung durch algorithmische Entscheidungssystem.
Rechtsgutachten im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Rechtsgutachten/schutz_vo
r_diskriminierung_durch_KI.pdf (zuletzt abgerufen am 16. April 2026).

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/2026_AGGAEndG.html
https://www.adb-sachsen.de/storage/app/uploads/public/69e/913/d59/69e913d596ca8949251001.pdf
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes#:~:text=Die%20BAG%20SELBSTHILFE%20hat%20zum%20Entwurf%20eines,Vertragsverletzungsverfahren%20von%20Seiten%20der%20EU%2DKommission%20zu%20beenden.
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/20260417-Stellungnahme-AGG.pdf.
https://www.deutscher-behindertenrat.de/mime/00133285D1684945539.pdf.
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Rechtsgutachten/schutz_vor_diskriminierung_durch_KI.pdf
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Anspruch jedoch nicht gerecht, da er vom Wortlaut und Regelungsgehalt der EU-Richtlinie
abweicht und deren Vorgaben nicht vollständig übernimmt. Dadurch besteht die Gefahr, dass
die beabsichtigte Stärkung der Antidiskriminierungsstelle nicht erreicht wird. Der
Gesetzentwurf sollte daher richtlinienkonform ausgestaltet und unmittelbar am Wortlaut der
EU-Richtlinie orientiert werden, um eine 1:1-Umsetzung sicherzustellen.

Eine wirksame Antidiskriminierungsarbeit setzt zudem voraus, dass die Gleichbehandlungs-
stelle unabhängig von politischen Weisungen arbeiten kann. Die Unabhängigkeit der
Antidiskriminierungsstelle wird im Entwurf jedoch nicht ausreichend klar und verbindlich
geregelt. Um ihre Funktionsfähigkeit zu sichern, ist es erforderlich, die institutionelle
Unabhängigkeit gesetzlich eindeutig und im Einklang mit den Vorgaben der EU-Richtlinie zu
verankern.

Darüber hinaus benötigt die Antidiskriminierungsstelle eine ausreichende personelle und
finanzielle Ausstattung, um ihre Aufgaben effektiv erfüllen zu können. Der Referent*innen-
entwurf enthält hierzu jedoch keine verbindlichen Regelungen, die eine nachhaltige und
bedarfsgerechte Ausstattung gewährleisten. Es bedarf daher klarer gesetzlicher Grundlagen,
die die Ressourcen der Antidiskriminierungsstelle langfristig absichern.

Auch der Zugang zu Recht für Betroffene von Diskriminierung ist zentral für die Wirksamkeit
des Antidiskriminierungsrechts. Der Referent*innenentwurf bleibt jedoch hinter den
Möglichkeiten der Richtlinie zurück und stärkt die Rechtsdurchsetzung nicht ausreichend. Die
Prozessstandschaft durch Antidiskriminierungsverbände muss auch finanziert werden.

Schließlich ist eine systematische Erfassung, Auswertung und Veröffentlichung von Daten
erforderlich, um Diskriminierung sichtbar zu machen und wirksam bekämpfen zu können. Die
im Entwurf vorgesehenen Regelungen bleiben auch in diesem Bereich unzureichend und
schaffen keine verbindliche Grundlage für ein umfassendes Monitoring. Es sind daher klare
gesetzliche Vorgaben für Datenerhebung, Berichterstattung und Monitoring im Sinne der EU-
Richtlinie zu schaffen.

Andere Probleme wurden im Referent*innenntwurf unzureichend angegangen: angemessene
Vorkehrungen, Beweislast, Präklusionsfristen und Schutzlücken wie Recht auf Verbands-
klage. Dass die Verbände der Betroffenen nur vier Tage Zeit hatten, um Stellung zu nehmen,
ist unverständlich. Wir können in dieser Stellungnahme keine vollständige Analyse des
Gesetzentwurfs vornehmen. Die meisten Forderungen nach Änderungen des AGG, die in den
Anhörungen geäußert wurden, wurden auch mehrmals in unterschiedlichen Stellungnahmen
in Berlin und bundesweit seit 2006 artikuliert, aber fanden im Referent*innenentwurf keine
Berücksichtigung.

2.11. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

2.12.1. Senatsübergreifendes Gesamtkonzept für Antidiskriminierung als verbindlicher
Handlungsrahmen

Aus Sicht der Linksfraktion besteht ein erheblicher Handlungsbedarf, Antidiskriminierungs-
politik in Berlin kohärent, verbindlich und rechtskonform über alle Senatsverwaltungen
hinweg zu organisieren. Die Anhörungen haben deutlich gemacht, dass bestehende
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gesetzliche Regelungen ihre Wirkung nur dann entfalten können, wenn sie systematisch in die
Verwaltungspraxis übersetzt werden.346

Der Senat sollte daher ein verbindliches, senatsübergreifendes Gesamtkonzept für
Antidiskriminierung beschließen, dass Antidiskriminierung als Querschnittsaufgabe aller
Ressorts definiert und konsequent an den bestehenden rechtlichen Verpflichtungen ausrichtet.
Maßgeblich sind hierbei insbesondere die Vorgaben der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK), die Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union, Artikel 3
Grundgesetz, das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz sowie das Landesantidiskrimi-
nierungsgesetz. Wie in der Anhörung hervorgehoben wurde, verpflichten diese Normen den
Staat nicht nur zur Unterlassung von Diskriminierung, sondern auch zu aktiven Maßnahmen
zu deren Verhinderung und Abbau347.

Gemäß dem Prinzip des horizontalen Ansatzes ist eine merkmalsübergreifende Organisation
aller Schutzaufgaben erforderlich, wobei eine gegenseitige Diskriminierung einzelner
Diskriminierungsformen vermieden werden muss. Das Ziel besteht in der Schaffung einer
vernetzten, intersektional ausgerichteten Struktur, die Antisemitismus, Rassismus,
Antifeminismus, Ableismus und weitere Ungleichheitsverhältnisse gleichermaßen adressiert.
Ein solches Gesamtkonzept muss ausdrücklich auch strukturelle und institutionelle
Diskriminierung adressieren und darf sich nicht auf die Bearbeitung von Einzelfällen
beschränken. Es sollte verbindliche Standards für Prävention, Beschwerdebearbeitung,
Beratung und Monitoring festlegen sowie ressortbezogene Antidiskriminierungspläne mit
klaren Zuständigkeiten, Zeitvorgaben und überprüfbaren Zielsetzungen vorsehen.

Ein weiterer zentraler Bestandteil ist die systematische Datenerhebung und das
Monitoring von Diskriminierung sowie von Diversität innerhalb der Verwaltung, um
strukturelle Problemlagen sichtbar zu machen und gezielt adressieren zu können348. Dazu soll
eine Folgeabschätzung der Antidiskriminierungsarbeit im Senat erfolgen.

Schließlich ist die Einbindung zivilgesellschaftlicher Expertise, insbesondere von
Antidiskriminierungsverbänden und Betroffenenorganisationen, verbindlich zu verankern,
sowohl in der Entwicklung als auch in der Umsetzung und Evaluation von Maßnahmen.349

346 Dr. Susanna Kahlefeld, Wortprotokoll zur 2. Sitzung, S. 49.
347 Dr. Lino Agbalaka, ebd., S. 2–4; Soraia Da Costa Batista, Kommissionsvorgang 0002, S. 1–5.
348 Saftar Çınar, Wortprotokoll  zur 2. Sitzung, S. 9. Siehe auch Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
(EKR) / Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB) (o. J.):
Grundlagenbericht zum Monitoring von rassistischer und antisemitischer Diskriminierung.
Online unter: frb.admin.ch/de/strategie-und-aktionsplan-gegen-rassismus-und-antisemitismus (zuletzt abgerufen
am 30. April 2026). Online unter:
Grundlagenbericht zum Monitoring von rassistischer und antisemitischer Diskriminierung
 (zuletzt abgerufen am 16. April 2026); Equality and Human Rights Commission (2020): Assessing impact and
the equality duty: an eight step guide. 29. Juni 2020. Online unter: equalityhumanrights.com/guidance/public-
sector/public-sector-equality-duty/assessing-impact-and-public-sector-equality-2 (zuletzt abgerufen am 27. April
2026);
European Commission, Directorate-General for Justice and Consumers / High Level Group on Non-
discrimination, Equality and Diversity, Subgroup on Equality Data (2021): Guidance note on the collection and
use of equality data based on racial or ethnic origin. Luxemburg: Publications Office of the European Union.
Online unter: commission.europa.eu/system/files/2022-
02/guidance_note_on_the_collection_and_use_of_equality_data_based_on_racial_or_ethnic_origin_final.pdf
(zuletzt abgerufen am 27. April 2026).
349 Dr. Felix Klein, Wortprotokoll 2 zur 2- Sitzung, S. 20; Da Costa Batista, Kommissionsvorgang 0002, S. 5–6,
10. Siehe auch die FRA-Handlungsempfehlungen von „Civic Space Update: Enabling civil society to uphold EU

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-002-wp.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0002-st-an-Da%20Costa%20Batista.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-002-wp.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-002-wp.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0002-st-an-Da%20Costa%20Batista.pdf
https://fra.europa.eu/en/publication/2026/civic-space-update#read-online
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Die zuständigen Behörden sollten verbindliche antidiskriminierungsrechtliche Folgenab-
schätzungen für neue und bestehende Maßnahmen, Verfahren und Regelungen einführen,
damit Benachteiligungen verschiedener Gruppen nicht erst im Nachhinein festgestellt,
sondern bereits im Vorfeld systematisch geprüft, verhindert und korrigiert werden.

Die Umsetzung des Gesamtkonzepts sollte durch eine regelmäßige Berichterstattung an
das Abgeordnetenhaus begleitet werden, um Transparenz herzustellen und politische
Steuerung zu ermöglichen.350

Antidiskriminierung darf nicht vom Engagement einzelner Verwaltungen abhängen. Berlin
benötigt einen verbindlichen, rechtskonformen und ressortübergreifenden Handlungsrahmen,
der die bestehenden internationalen, europäischen und nationalen Verpflichtungen in konkrete
Verwaltungspraxis übersetzt und damit wirksamen Schutz vor Diskriminierung gewährleistet.

2.12.2. Antidiskriminierungsrecht wirksam weiterentwickeln und an europäische
Standards anpassen

 Ein Konzept für Datenerhebung, das internationalen und europäischen
Menschenrechtsstandards entspricht, soll entwickelt werden. 351

 Der Gesetzgeber sollte das Landesantidiskriminierungsrecht reformieren, um einen
effektiven, durchsetzbaren und europarechtskonformen Diskriminierungsschutz zu
gewährleisten. Hierzu gehört insbesondere:

- die Ausgestaltung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender
Entschädigungsregelungen

- die Präzisierung des Rechtfertigungsmaßstabs im Einklang mit verfassungs-,
europa- und völkerrechtlichen Vorgaben

- die Erweiterung des Diskriminierungskatalogs sowie dessen Öffnung für
weitere Diskriminierungsmerkmale, unter anderem sollen auch die
Diskriminierungsrisiken durch Armut, ungesicherten Aufenthaltsstatus,

values and strengthen democracy“. Online unter: https://fra.europa.eu/en/publication/2026/civic-space-
update#read-online (zuletzt ausgerufen am 20. April 2026).
350 Die Berliner Landesregierung könnte auch prüfen, ob ein unabhängiges Monitoring-, Kontroll- und
Überprüfungsinstrument zur Umsetzung antirassistischer Strategien eingerichtet werden kann. Ein mögliches
Vorbild bietet der National Action Plan Against Racism (NAPAR, https://www.gov.ie/en/department-of-children-
disability-and-equality/publications/national-action-plan-against-racism/) in Irland. Im Rahmen dieses
Aktionsplans wurden besondere Empfehlungen für ein „Monitoring, Oversight and Review Framework“
entwickelt. Als Teil des NAPAR schlug das irische Anti-Racism Committee strukturelle Maßnahmen für die
Umsetzung, Begleitung und Überprüfung des Plans vor. Dazu gehörte unter anderem die Ernennung einer bzw.
eines Special Rapporteur on Racial Equality and Racism, also einer unabhängigen Sonderberichterstatterin bzw.
eines unabhängigen Sonderberichterstatters für rassistische Diskriminierung und rassistische Gleichbehandlung.
Diese Person soll unabhängig beobachten, bewerten und öffentlich darüber berichten, welche Fortschritte bei der
Umsetzung der Ziele des Aktionsplans erzielt werden.
351 European Commission, Directorate-General for Justice and Consumers / High Level Group on Non-
discrimination, Equality and Diversity, Subgroup on Equality Data (2021): Guidance note on the collection and
use of equality data based on racial or ethnic origin. Manuskript abgeschlossen im September 2021. Luxemburg:
Publications Office of the European Union. Online unter: commission.europa.eu/system/files/2022-
02/guidance_note_on_the_collection_and_use_of_equality_data_based_on_racial_or_ethnic_origin_final.pdf
(zuletzt abgerufen am 20. April 2026); Committee on the Elimination of all Forms of Racial Discrimination
(2023): Concluding observations on the combined twenty-third to twenty-sixth reports of Germany.
CERD/C/DEU/CO/23-26. Online unter: https://docs.un.org/en/CERD/C/DEU/CO/23-26 (zuletzt aufgerufen am
16. April 2026).

https://docs.un.org/en/CERD/C/DEU/CO/23-26
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Staatsbürgerschaft, Wohnungslosigkeit und fehlende Krankenversicherung,
Fürsorgeverantwortung oder Gewicht inkludiert werden

- die Verlängerung der Verjährungsfrist auf drei Jahre
- die Anpassung des Diskriminierungsschutzes an den digitalen Raum
- Das LADG sollte auf Schutzlücken hinsichtlich algorithmischer

Diskriminierung geprüft werden. Wegen der in der Regel unsichtbaren, aber
systemischen Wirkweise algorithmischer Systeme ist beispielsweise die
Beweisführung massiv erschwert. Antidiskriminierungsverbände und
Beratungsstellen sollten mit Blick auf die zunehmenden Herausforderungen
von Diskriminierungserfahrungen, die sich ins Digitale verlagern, gestärkt
werden. Diese Stellen brauchen finanzielle Unterstützung, um Kompetenzen
und Beratungsleistungen hinsichtlich algorithmischer Diskriminierung
ausbauen zu können.

 Die Landesregierung sollte eine Initiative in den Bundesrat einbringen, die das
Allgemeine Gleichstellungsgesetz wirklich reformieren würde, um einen effektiven,
durchsetzbaren und europarechtskonformen Diskriminierungsschutz zu gewährleisten.
Hierzu gehört insbesondere:

- Der Senat soll auf europäischer Ebene aktiv darauf hinwirken, die horizontale
Antidiskriminierungsrichtlinie (Nummer 5) voranzubringen.

- Wegen der unzureichenden Reformen des AGG soll der Senat eine
Bundesratsinitiative für eine erneute Novelle des AGG einbringen.
Schutzlücken, auch im Bereich staatlichen Handelns, sollen geschlossen und
sich an den Forderungen des Bündnisses „AGG- Reform – Jetzt!“352 und den
Empfehlungen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes orientiert werden.
Der Referent*innenentwurf der Bundesregierung vom 14. April 2026 bringt
kaum Mehrwert.353

 Dazu soll die Initiative im Gesundheitsbereich folgende Punkte adressieren:
- Das AGG soll zu einem wirksamen Instrument im Gesundheits- und

Pflegebereich entwickelt werden354, inklusive des Aufbaus unabhängiger und
niedrigschwelliger Beschwerdestrukturen sowie der Einführung effektiver
Sanktionsmechanismen bei Verstößen.

- Die Herstellung umfassender Barrierefreiheit ist nicht länger als Zielvorgabe,
sondern als rechtlich durchsetzbare Verpflichtung zu verankern.355

- Eine konsequente Antidiskriminierungspolitik erfordert eine Demokratisierung
des Gesundheitswesens: Menschen mit Behinderungen und chronischen

352 Bündnis AGG Reform-Jetzt! https://agg-reform.jetzt/ (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
353 Tischbiereck, Alexander (2026): Ein Reförmchen zum Geburtstag. Zum lang erwarteten Referentenentwurf
für eine Novellierung des AGG. Verfassungsblog. 17. April 2026. Online unter: https://verfassungsblog.de/agg-
reform/;  DGB (2026): Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend sowie des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz für ein
Zweites Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 17. April 2026. Online unter:
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/DGB-StN-AGG_Reform.pdf (zuletzt
aufgerufen am 20. April 2026).
354 Hecking et al / Camino e.V (2025): Diskriminierung im Gesundheitswesen: Bedarfsanalyse zur Einrichtung
einer Fachstelle in Berlin. Abschlussbericht. Online unter: https://camino-
werkstatt.de/downloads/Bedarfsanalyse-Diskriminierung-im-Gesundheitswesen.pdf, S. 7. (zuletzt abgerufen am
16. April 2026).
355 BAG Selbsthilfe (2026): Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 22. April.2026. Online unter: https://www.bag-
selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-
zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes (zuletzt abgerufen am 16. April 2026).

https://agg-reform.jetzt/
https://verfassungsblog.de/agg-reform/
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/DGB-StN-AGG_Reform.pdf
https://camino-werkstatt.de/downloads/Bedarfsanalyse-Diskriminierung-im-Gesundheitswesen.pdf
https://www.bag-selbsthilfe.de/aktuelles/nachrichten/detail/news/stellungnahme-zum-referentenentwurf-eines-zweiten-gesetzes-zur-aenderung-des-allgemeinen-gleichbehandlungsgesetzes#:~:text=Die%20BAG%20SELBSTHILFE%20hat%20zum%20Entwurf%20eines,Vertragsverletzungsverfahren%20von%20Seiten%20der%20EU%2DKommission%20zu%20beenden.
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Erkrankungen müssen nicht nur einbezogen, sondern mit realer
Entscheidungsmacht ausgestattet werden.356

- Die Bundesratsinitiative soll das AGG und BGG so nachbessern, dass die
Verweigerung angemessener Vorkehrungen und fehlende Barrierefreiheit
ausdrücklich als Diskriminierungstatbestände geregelt werden. Angemessene
Vorkehrungen dürfen nicht durch pauschale Ausnahmen für bauliche
Maßnahmen, Produkte oder Dienstleistungen entwertet werden. Zudem braucht
es wirksame Schadensersatz- und Entschädigungsansprüche gegenüber
privaten Unternehmen sowie eine klare Verzahnung von AGG, BGG und
Barrierefreiheitsrecht.

 Dazu soll die Initiative im digitalen Bereich folgende Punkte adressieren357:
- Das AGG soll eindeutige Diskriminierungstatbestände, auch ADM

(Algorithmische Entscheidungssysteme)-System-spezifische Diskriminie-
rungen, insbesondere Gruppendiskriminierungen, einschließen.

- Das AGG soll effektive Maßnahmen zur inhaltlichen und institutionellen
Unterstützung der Betroffenen bei der Detektion und Rechtsverfolgung von
potenziellen Fehlerquellen von ADM-Systemen einschließen.

- Um einen wirkungsvollen Schutz vor Diskriminierung durch ADM-Systeme zu
gewährleisten und die unionsrechtswidrigen Defizite der Rechtsdurchsetzung
zu überwinden, muss es eine grundsätzliche Neuausrichtung des AGG in
Bezug auf die Rolle der ADS geben, mit der Einräumung umfassender
Auskunfts- und Untersuchungsrechte und der Gewährung eigener Klagerechte
durch ein Verbandsklagerecht sowie die Errichtung einer unabhängigen
Schlichtungsstelle bei der ADS.

2.12.3. Zugang zum Recht stärken und strukturelle Diskriminierung wirksam
adressieren

Um strukturelle Diskriminierung effektiv bekämpfen zu können, sollten die rechtlichen
Durchsetzungsmechanismen deutlich verbessert werden:

 Beweiserleichterungen im Antidiskriminierungsrecht sind auszubauen und zu
konkretisieren

 kollektive Rechtsschutzinstrumente, insbesondere Verbandsklagen, sind rechtlich und
finanziell zu stärken. Ein Fonds bei der Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll
eingerichtet werden. Dieser soll Verbänden, die nicht über ausreichende Mittel
verfügen, die Führung von Verbandsklagen ermöglichen

 Rahmenbedingungen sind so zu gestalten, dass sich mehr juristische Fachkräfte im
Antidiskriminierungsrecht spezialisieren können

356 Ebd.
357 van der Heiden, Iris (2024): Diagnose Diskriminierung. Beratungs- und Beschwerdemöglichkeiten bei
Diskriminierungserfahrungen im Gesundheitswesen. Herausgegeben von der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/forschungsprojekte/DE/Studie_Diagnose_Diskriminierun
g.html (zuletzt abgerufen am 16. April 2026). Siehe auch BT-Drs. 19/23700.

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/forschungsprojekte/DE/Studie_Diagnose_Diskriminierung.html
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2.12.4. Zivilgesellschaftliche Infrastruktur und Beratungsstrukturen nachhaltig stärken

Die Verwaltung sollte die zivilgesellschaftlichen Strukturen der Antidiskriminierungsarbeit
systematisch absichern und ausbauen:

 durch eine verlässliche finanzielle und personelle Ausstattung von Beratungsstellen
und Verbänden

 durch die Einrichtung eines staatlich finanzierten Rechtshilfefonds
 durch den Ausbau psychosozialer Unterstützungsangebote für Betroffene
 durch strukturelle Entlastungsmaßnahmen für stark ausgelastete Beratungsstellen
 durch eine dauerhafte finanzielle Sicherung

2.12.5. Institutionelle Strukturen auf Landesebene stärken

 Der gesamte Öffentliche Dienst des Landes Berlin soll diskriminierungskritisch und
menschenrechtsbasiert aufgestellt und geschult werden. Dafür braucht es konkrete
Organisationsentwicklungsstrategien, unter anderem für die Ausgestaltung der
Einstellungsverfahren, der Personalentwicklungsprozesse sowie für den Erwerb, den
Ausbau und die Anerkennung von Diversity-Kompetenz.

 Die LADG-Ombudsstelle muss unabhängig sein und muss personell und finanziell
gestärkt werden.

 Die LADG-Ombudsstelle muss mit einem Initiativ- und Befassungsrecht ausgestattet
werden.

 Bestehende Antidiskriminierungsgesetze müssen konsequent in die Verwaltungspraxis
umgesetzt werden.

 Die zuständigen Behörden sollten für neue und bestehende Maßnahmen, Verfahren
und Regelungen verbindliche antidiskriminierungsrechtliche Folgenabschätzungen
einführen, um potenzielle und tatsächliche Benachteiligungen verschiedener Gruppen
systematisch zu prüfen, frühzeitig zu erkennen und vor der Umsetzung zu korrigieren.

 Bei allen Erfassungen im Antidiskriminierungsbereich braucht es ein transparentes
System für Monitoring.

2.12.6. Antisemitismus wirksam bekämpfen und Daten erheben

 Maßnahmen zur Einbindung der gesamten Gesellschaft in die Bekämpfung von
Antisemitismus sind auszubauen. Daher braucht es eine verlässliche und
auskömmliche Förderung anerkannter und fachlich qualifizierter Träger sowie die
Stärkung von Dialog- und Empowermentformaten anstelle von befristeten
Projektförderungen. Die Antisemitismusprävention soll ausgebaut und gemeinsam mit
Expert*innen und Zivilgesellschaft weiterentwickelt werden. Hier muss ein Konzept,
das die strukturelle Ebene von Antisemitismus mitdenkt, entwickelt und umgesetzt
werden.

 Der Schutz von Betroffenen antisemitischer Gewalt ist zu stärken.
 Es ist von entscheidender Bedeutung, dass Forschung zum strukturellen

Antisemitismus auf Landesebene unterstützt wird.
 In diesem Bereich ist eine Datenerhebung unerlässlich, die sich auch auf strukturellen

Antisemitismus bezieht.
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2.12.7. Verwaltung diverser und mit professioneller Antidiskriminierungskompetenz
gestalten

Die öffentliche Verwaltung sollte strukturell diverser und diskriminierungssensibler
ausgestaltet werden:

 Antidiskriminierungspolitik sollte als umfassende Querschnittsaufgabe verstanden und
weiterentwickelt werden.

 Der Anteil von Beschäftigten mit Migrationshintergrund ist entsprechend ihrem Anteil
an der Berliner Gesamtbevölkerung zu erhöhen, das PartMigG muss sofort wieder
vollumfänglich umgesetzt werden.

 Verpflichtende Ausbildung und Kompetenzen sollen in allen Ebenen der Verwaltung
etabliert werden.

 Diskriminierungssensible und barrierearme Bewerbungsverfahren sind zu entwickeln;
das PartMigG soll sofort in allen Verwaltungen wieder umgesetzt werden.

 Diversität ist auch in Führungspositionen gezielt zu fördern.
Diversitäts- und Sprachkompetenzen sind systematisch in der Personalplanung zu
berücksichtigen.

 Maßnahmen dürfen nicht auf strafrechtliche Instrumente beschränkt werden, sondern
müssen präventive und strukturelle Ansätze umfassen. Eine einseitige
Versicherheitlichung von Antidiskriminierung ist zu vermeiden.

 Ansprechpersonen und Beauftragte sollen am besten aus den Communitys kommen,
die sie vertreten.

3. Zivilgesellschaft und handelnde Akteure in der Antidiskriminierungsarbeit –
Zivilgesellschaft als treibende Kraft

Nach der Anhörung zu gesetzlichen Grundlagen der Antidiskriminierungsarbeit und zu
Partizipationsstrukturen fand zunächst eine Anhörung mit zivilgesellschaftlichen
Akteur*innen statt (dritte Sitzung), bevor sich die weiteren Anhörungen spezifischen Formen
struktureller Marginalisierung zuwandten. Die vierte, fünfte und sechste Sitzung waren der
Auseinandersetzung mit Antisemitismus und Rassismus gewidmet. Angesichts der engen
zeitlichen Vorgaben, unter denen die Kommission arbeiten musste, war es nicht möglich,
diesen Themen in angemessener Weise gerecht zu werden; der Zeitplan der Enquete-
Kommission, der auch als Ergebnis der Mehrheitsverhältnisse in der Kommission zu Stande
kam, ließ nicht genügend Raum für alle erforderlichen Themen. Dadurch konnten nicht alle
betroffenen Gruppen ausreichend an der Enquete-Kommission teilnehmen. Das bedauern wir
ausdrücklich. Wir hätten uns deutlich mehr Zeit gewünscht, damit alle Communitys in ihrer
Vielfalt ihre Situation in den unterschiedlichen Lebensbereichen selbst darstellen können.

Die in den Anhörungen zusammengetragenen Aussagen der Zivilgesellschaft und von
Wissenschaftler*innen zu verschiedenen Formen von Rassismus und Antisemitismus
zeichnen ein Bild tief verankerter und vielfach ineinandergreifender Ausgrenzungs-
erfahrungen. Betroffene erleben Diskriminierung nicht als Ausnahme, sondern in vielen
Bereichen des Alltags als wiederkehrende und strukturell verfestigte Realität. Zugleich bleibt
ein großes Dunkelfeld bestehen, weil viele Vorfälle nicht gemeldet werden oder bestehende
staatliche Statistiken die tatsächliche Dimension von Diskriminierung nicht abbilden.
Besonders deutlich wird das Versagen staatlicher Strukturen dort, wo Menschen auf Schutz,
Bildung, gesundheitliche Versorgung oder faire Teilhabe angewiesen sind. Kinder und
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Jugendliche werden in Konfliktlagen alleingelassen; segregierte oder ausbleibende
Beschulung findet statt; Behörden gewährleisten mehrsprachige und barrierefreie Zugänge
nicht ausreichend, und besonders vulnerable Gruppen, etwa queere oder trans Geflüchtete,
werden nicht genügend geschützt. Hinzu kommt, dass Geflüchtete selbst dort, wo ihnen
Ansprüche zustehen, etwa im Bereich der medizinischen Versorgung, faktisch keinen
verlässlichen Zugang erhalten. Es geht also nicht nur um einzelne Fehlentscheidungen,
sondern um institutionelle Strukturen, die Ausgrenzung verstärken, anstatt gleiche Rechte und
Schutz sicherzustellen.

Ein weiterer zentraler Befund ist die prekäre Lage der zivilgesellschaftlichen Arbeit. Viele
Organisationen, Beratungsstellen und Selbstvertretungen übernehmen Aufgaben, die der Staat
eigentlich selbst gewährleisten müsste. Diese Arbeit erfolgt häufig unter unsicheren
Bedingungen, mit unzureichenden Ressourcen, im Spannungsfeld zwischen Ehrenamt und
Hauptamt und unter dem Druck kurzfristiger Förderlogiken. Beteiligung bleibt vielfach
symbolisch, Mitbestimmungsformate entfalten keine verbindliche Wirkung und Selbst-
organisationen werden nicht frühzeitig oder systematisch einbezogen. Einerseits wird
Verantwortung für Schutz und Unterstützung auf die Zivilgesellschaft verlagert, andererseits
werden genau jene Akteur*innen, die diese Lücken schließen, nicht verlässlich abgesichert.
Besonders problematisch ist dies vor dem Hintergrund eines gesellschaftlichen und
politischen Rechtsrucks, der zivilgesellschaftliches Engagement zusätzlich unter Druck setzt
und die Risiken für diejenigen erhöht, die Diskriminierung benennen oder öffentlich machen.

Die Aussagen machen zudem deutlich, dass öffentliche Debatten selbst zur Verschärfung von
Diskriminierung beitragen können. Politische Auseinandersetzungen werden auf dem Rücken
marginalisierter Gruppen geführt, entmenschlichende Narrative über Geflüchtete und
migrantische Communitys zirkulieren und antimuslimischer Rassismus wird gezielt politisch
instrumentalisiert. Begriffe werden unscharf oder strategisch verwendet, Polarisierung nimmt
zu und öffentliche Diskurse tragen dazu bei, Vorurteile, Unsicherheit und Ausgrenzung weiter
zu normalisieren. Damit ist nicht nur das gesellschaftliche Klima angesprochen, sondern auch
eine demokratische Schlüsselfrage: Wenn politische und mediale Diskurse diskriminierende
Deutungen verstärken, wird Gleichberechtigung untergraben und die Teilhabe der
Betroffenen nachhaltig eingeschränkt.

Daraus folgt die Notwendigkeit, Monitoring, Forschung und Dokumentation deutlich
auszubauen. Berlin braucht eine kontinuierliche und langfristige Dokumentations- und
Analyseinfrastruktur für Diskriminierung, eine bessere Datengrundlage zu Anti-Schwarzem
Rassismus, Bildungsreflexion sowie die konsequente Überprüfung und Korrektur
diskriminierender Verwaltungsvorgaben. Öffentliche Institutionen müssen ihre besondere
Verantwortung für den Abbau von strukturellem Rassismus systematisch wahrnehmen.
Ebenso braucht es positive Maßnahmen und Instrumente zur besseren Repräsentation
diskriminierter Gruppen.

Im Bildungsbereich sind Schutz, Teilhabe und Wissensvermittlung verbindlich zu stärken.
Segregierende Beschulungsformen sind abzubauen, der Zugang zu Bildung unabhängig vom
Aufenthaltsstatus zu sichern und Schulen zu sicheren Orten für von Rassismus betroffenen
Kindern und Jugendlichen zu machen. Lehrpläne, Curricula und Materialien müssen die
Geschichte und Verfolgung von Sint*izze und Rom*nja, asiatische Einwanderungsgeschichte,
den deutschen Kolonialismus im Asien-Pazifik-Raum und Imperialismus in Osteuropa sowie
muslimische Perspektiven verbindlich aufnehmen. Lehrkräfte müssen systematisch
fortgebildet und mit geeigneten Materialien und pädagogischen Werkzeugen ausgestattet
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werden, um Diskriminierung kompetent aufarbeiten zu können. Auch politische Bildung,
Medienkompetenz und diskriminierungssensible Beschwerdewege in Schulen sind deutlich
auszubauen.

Darüber hinaus fordert die Linksfraktion eine verlässliche strukturelle Absicherung von
Zivilgesellschaft, Selbstorganisation und Empowerment. Zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen, Communitystrukturen und Selbstvertretungen müssen dauerhaft, planbar und
ausreichend finanziert werden. Beteiligung darf nicht symbolisch bleiben, sondern muss reale
Mitbestimmung ermöglichen. Selbstorganisationen sind frühzeitig und verbindlich
einzubeziehen, Communityräume, Vereine und selbstverwaltete Zentren sind zu fördern und
Empowerment muss als eigenständiges Kriterium der Strukturförderung verankert werden.
Gleichzeitig braucht es Schutz vor politischem Druck und vor der Einschränkung
zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume.

Im Bereich Recht, Teilhabe und Schutz vulnerabler Gruppen sind menschenrechtliche
Standards konsequent umzusetzen. Dazu gehören die Überprüfung diskriminierender Gesetze,
die Sicherung gleichberechtigter Teilhabe von Geflüchteten, humanitäre Aufnahme, der
Schutz besonders vulnerabler Gruppen in Unterkünften, ein diskriminierungsfreier Zugang zu
Bildung und Gesundheitsversorgung sowie die Vermeidung von Staatenlosigkeit,
Kettenduldungen und Abschiebungen in Konstellationen gravierender Gefährdung. Für
Rom*nja und Sint*izze müssen Schutz, Teilhabe, Anerkennung und Inklusion strukturell
gestärkt werden. Behördenpraktiken, die durch unbegründete Ablehnungen oder irrelevante
Nachweisanforderungen diskriminierend wirken, sind zu unterbinden.

In der Auswertung der Anhörungen ist deutlich geworden, dass viele Communitys trotz
unterschiedlicher Betroffenheiten ähnliche zentrale Forderungen formulieren. Dazu gehören
insbesondere der Ausbau von Empowerment-, Beratungs- und Beschwerdestrukturen, die
langfristige und verlässliche Absicherung zivilgesellschaftlicher Arbeit, eine stärkere
Forschung und Datenerhebung sowie eine verbindlichere politische und institutionelle
Verankerung von Antidiskriminierung. Zugleich haben die einzelnen Communitys auf jeweils
spezifische Formen von Rassismus und Antisemitismus sowie auf besondere Schutz- und
Handlungsbedarfe hingewiesen, die nicht in allgemeinen Maßnahmen aufgehen dürfen. Wir
haben deshalb versucht, die Handlungsempfehlungen so einzuordnen, dass sowohl die
gemeinsamen strukturellen Linien als auch die spezifischen Forderungen der jeweils
betroffenen Communitys in den unterschiedlichen Abschnitten sichtbar und politisch
bearbeitbar werden.

Aus diesem Grund betrachten wir die Handlungsempfehlungen in dieser Stellungnahme
(Sondervotum) nicht als vollständigen Forderungskatalog, sondern als Anfang einer Reihe
von Dingen, die wir als Fraktion vorantreiben müssen. Wir danken allen Expert*innen, die an
den Anhörungen teilgenommen haben, ebenso wie den vielen Akteur*innen aus der
Zivilgesellschaft, die nicht in den Anhörungen vertreten waren, aber über Jahre hinweg dieses
Wissen erarbeitet und für diese Rechte gekämpft haben – und dies weiterhin tun.
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4. Polizei und Justiz

4.1. Institutioneller und struktureller Antisemitismus und Rassismus

Die Problematik von Rassismus und Antisemitismus bei der Polizei ist nicht auf einzelne
Fehlentscheidungen oder individuelles Fehlverhalten zu reduzieren, sondern muss als
strukturelle Frage staatlichen Handelns verstanden werden. Polizeiliche Praxis ist immer auch
an gesellschaftliche Ordnungsbilder gebunden. Wenn soziale Ordnung über Ein- und
Ausschlüsse hergestellt wird, dann geraten insbesondere diejenigen in den Fokus, die als
fremd, abweichend oder störend markiert werden. In diesem Zusammenhang zeigt die
Forschung, dass polizeiliche Kontrollen nicht neutral erfolgen, sondern stark von
Erfahrungswissen, weitergegebenen Routinen und gesellschaftlichen Vorurteilen geprägt sind.
Kontrolliert werden nach dieser Logik überproportional rassifizierte und marginalisierte
Personen. Dadurch werden gerade in diesen Gruppen mehr Straftaten und
Ordnungswidrigkeiten festgestellt, was wiederum den Eindruck verstärkt, man habe es vor
allem dort mit Kriminalität zu tun. So reproduziert sich eine Praxis, in der polizeiliche
Statistik, Verdachtslogik und gesellschaftliche Zuschreibung sich wechselseitig stabilisieren.
Bei kriminalitätsbelasteten Orten und Waffenverbotszonen kommt hinzu, dass die Auswahl
sowohl der Orte als auch der kontrollierten Personen diskriminierungsanfällig ist und gerade
migrantisch geprägte Räume sowie marginalisierte Gruppen besonders trifft. Zugleich ist die
Wirksamkeit anlassloser Kontrollen und umfassender Videoüberwachung fraglich; sie führen
eher zu Verlagerungseffekten als zu einer tatsächlichen Lösung sozialer Probleme.

Diese strukturelle Schieflage trifft Menschen nicht gleich. Besonders häufig kontrolliert
werden nach den vorliegenden Beschreibungen jene, die als schwächer, beschwerdeärmer
oder gesellschaftlich weniger geschützt wahrgenommen werden. Wer geringere Kenntnisse
über Rechte und Beschwerdestrukturen hat, wer in prekären Lebenslagen lebt oder bereits
marginalisiert ist, kann sich gegen wahllose Kontrollen und diskriminierende Maßnahmen
schlechter zur Wehr setzen. Damit verschiebt sich polizeiliche Praxis in Richtung einer
Herrschaftsausübung über diejenigen, die am wenigsten Widerspruchsmacht haben. Das ist
nicht nur ein Problem individueller Rechtsverletzungen, sondern eines demokratischen
Gemeinwesens: Wo staatliche Macht selektiv zulasten derjenigen wirkt, die ohnehin geringe
soziale und politische Durchsetzungsmöglichkeiten besitzen, gerät das Versprechen gleicher
Rechte in eine Schieflage. Die massive Polizeipräsenz an kriminalitätsbelasteten Orten und
Waffenverbotszonen wird zudem nicht nur von Anwohner*innen, Betroffenen und Initiativen,
sondern teils auch aus der Polizei selbst als nicht zielführend kritisiert. Der Rückgang von
Delikten oder sozialen Problemen bleibt häufig aus; stattdessen werden Verdacht, Kontrolle
und Stigmatisierung verstetigt.

4.2. Demokratische Kontrolle und Beschwerdestrukturen

Gerade deshalb ist es für die Linksfraktion zentral, dass demokratische Kontrolle und
unabhängige Aufklärung nicht als Angriff auf die Polizei missverstanden werden, sondern als
Voraussetzung legitimen staatlichen Handelns. Die Polizei ist die einzige Institution, die zur
Ausübung von Gewalt zum Schutz von Leib und Leben, persönlicher Freiheit und Eigentum
legitimiert ist. Diese Legitimation beruht aber nicht auf blindem Vertrauen, sondern auf
Gesetzen, Grundrechten und wirksamer demokratischer Kontrolle. Wenn rechtswidrige
Polizeigewalt nicht unabhängig aufgeklärt wird, wenn Akteneinsicht und der Zugang zu
relevanten Daten faktisch erschwert bleiben oder wenn Aufzeichnungen wie Bodycam-



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 316 Drucksache 19/3320

Material nicht niedrigschwellig zugänglich sind, dann wird Rechenschaftspflicht ausgehöhlt.
Vor diesem Hintergrund gewinnen der Ausbau unabhängiger Beschwerde- und
Kontrollstrukturen, gesetzlich garantierter Zugang zu polizeilichen Akten und Daten sowie
transparente Dokumentation polizeilicher Maßnahmen besondere Bedeutung. Auch
Instrumente wie Kontrollquittungen sind in diesem Zusammenhang nicht bloß
verwaltungstechnische Details, sondern Ausdruck des Grundsatzes, dass Grundrechtseingriffe
begründet, überprüfbar und rechtlich angreifbar sein müssen.358

4.3. Überwachung und Datensammel- und -verarbeitungsbefugnisse

Hinzu tritt ein zweites, eng verknüpftes Problemfeld: die fortschreitende Ausweitung
polizeilicher Überwachungs-, Datenverarbeitungs- und -sammelbefugnisse. Die neuste
Änderung des Berliner Polizei- und Ordnungsrechts markiert eine Abkehr von einer bisher
vergleichsweise grundrechtsfreundlichen Linie. Besonders problematisch ist, dass an
kriminalitätsbelasteten Orten und Waffenverbotszonen nicht nur anlasslose Kontrollen
fortgeführt, sondern diese Orte zusätzlich mit Videoüberwachung und automatisierter
Verhaltensmustererkennung verknüpft werden sollen. Damit werden nicht nur alle Menschen,
die sich dort aufhalten, unter Generalverdacht gestellt; es wächst zugleich das Risiko, dass
gerade atypisches Verhalten im öffentlichen Raum – etwa von wohnungslosen Menschen oder
Menschen mit körperlichen Einschränkungen – algorithmisch als verdächtig markiert wird.
Für diese automatisierte Auswertung fehlen ausreichende Schutzvorkehrungen gegen
Diskriminierung, klare Begrenzungen der Funktionsweise sowie eine verpflichtende
Kontrolle. Ebenso grundrechtlich hochproblematisch sind der Einsatz von Staatstrojanern, der
biometrische Abgleich mit öffentlich zugänglichen Daten und allgemein die Tendenz,
technische Mittel einzuführen, deren Tragweite weit über konkrete Gefahrenabwehr
hinausgeht. Dies betrifft auch den möglichen Abschreckungseffekt auf Versammlungen und
politische Teilhabe. Derartige Eingriffe verschärfen nicht nur die Überwachung, sondern
erhöhen gerade für rassifizierte, marginalisierte oder politisch missliebige Gruppen das Risiko
selektiver staatlicher Beobachtung.359

Die Problematik betrifft dabei nicht nur Rassismus, sondern auch den Umgang mit
Antisemitismus. Aus Sicht der Linksfraktion darf die berechtigte Bekämpfung antisemitischer
Straftaten und Bedrohungen nicht zu einem pauschalen Ausbau repressiver und
diskriminierungsanfälliger Polizeibefugnisse führen. Wo polizeiliche und ordnungsrechtliche
Instrumente immer weiter ins Vorfeld verlagert werden, droht ein Sicherheitsparadigma, das
nicht zwischen wirksamer Intervention und symbolischer Machtausweitung unterscheidet. Für
eine demokratische und grundrechtsorientierte Bekämpfung von Antisemitismus ist vielmehr
entscheidend, dass staatliche Maßnahmen rechtsstaatlich kontrolliert, diskriminierungsfrei
und verhältnismäßig bleiben. Sonst entsteht eine doppelte Gefahr: Antisemitismus wird nicht

358 Barskanmaz, Cengiz (2024): Expertise Polizei und Beschwerdestellen, Expertise im Auftrag des BMFSFJ,
2024 (veröffentlicht im Mai 2025). Online unter:
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/service/publikationen/expertise-polizei-und-beschwerdestellen-264802.
(zuletzt abgerufen am 19. April 2026).
359 Gesellschaft für Freiheitsrechte e. V. / Werdermann, David (2025): Stellungnahme zum Entwurf der Fraktion
der CDU und der Fraktion der SPD. Gesetz zur Reform des Berliner Polizei- und Ordnungsrechts und zur
Änderung des Gesetzes zu Artikel 29 der Verfassung von Berlin (Drs. 19/2553). 28. September 2025. Online
unter: freiheitsrechte.org/uploads/publications/Digital/Grundrechte-im-Digitalen/2025-09-
28_Stellungnahme_ASOG_final.pdf (zuletzt abgerufen am 19. April 2026).

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/service/publikationen/expertise-polizei-und-beschwerdestellen-264802
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wirksam bekämpft und zugleich werden neue Formen von Racial Profiling, Generalverdacht
und Grundrechtseinschränkungen normalisiert.

4.4. Fehlerkultur

Ein weiteres Problem ist die unzureichende Fehlerkultur innerhalb der Polizei. Wenn Kritik
an polizeilichem Handeln defensiv abgewehrt, Beschwerden nicht ernst genommen oder
Forschung zur Polizei als Störung statt als notwendige Reflexion behandelt wird, verstetigt
sich institutionelle Selbstabschottung. Eine demokratische Polizei braucht nicht nur rechtliche
Grenzen, sondern auch eine Kultur der Kritikfähigkeit und der wissenschaftlich informierten
Selbstüberprüfung. Deshalb ist die Stärkung unabhängiger Polizeiforschung ebenso wichtig
wie die Sicherung einer Ausbildung, die polizeipraktische Kompetenz mit wissenschaftlicher
Reflexionsfähigkeit, gesellschaftlicher Analyse und Grundrechtsorientierung verbindet. Eine
Ausbildung, die aus dem Hochschulkontext herausgelöst und allein einem engeren
sicherheitspolitischen Paradigma unterstellt würde, würde diese kritische Professionalität
schwächen. Die Ausbildung zu mündigen, reflektierten und demokratisch handelnden
Beamt*innen muss deshalb im Zentrum stehen.

4.5. Einsatzpraxis

Auch in der konkreten Einsatzpraxis zeigen sich erhebliche Defizite. Der Einsatz von Tasern
etwa hat sich nicht als Mittel erwiesen, das den Schusswaffengebrauch verlässlich reduziert,
bringt aber erhebliche Risiken für Betroffene und Einsatzkräfte mit sich. Gleichzeitig fehlt es
weiterhin an nicht-polizeilichen Ressourcen im Umgang mit Menschen in psychischen
Ausnahmesituationen. Wo Polizei Aufgaben übernimmt, die eigentlich psychosoziale,
gesundheitliche oder sozialarbeiterische Antworten erfordern, steigt die Gefahr eskalativer
Lagen. Daraus folgt, dass nicht nur Aus- und Fortbildung verbessert, sondern auch
multiprofessionelle Kriseninterventionsteams aufgebaut werden müssen, die nicht Teil der
Polizei sind, aber eng mit Notrufstrukturen und sozialpsychiatrischen Diensten zusammen-
arbeiten. Ähnlich problematisch ist der Zustand der zentralen Gefangenensammelstelle, die
menschenrechtlichen Standards gegenwärtig nicht genügt. Auch hier zeigt sich, dass
Sicherheitspolitik nicht zulasten von Grund- und Menschenrechten organisiert werden darf.

4.6. Versammlungsfreiheit

Besonders deutlich wird die demokratische Tragweite des Problems im Bereich der
Versammlungsfreiheit. Wenn sachfremde Faktoren, etwa sprachbezogene Restriktionen, in
die Beschränkung von Versammlungen einfließen, wenn polizeiliche Maßnahmen
abschreckend wirken oder wenn Schmerzgriffe und unverhältnismäßige Eingriffe bei
Demonstrationen eingesetzt werden, betrifft dies nicht nur einzelne Proteste, sondern den
Kern demokratischer Öffentlichkeit. Dass zuletzt Demonstrationen, im Zusammenhang mit
dem Nahostkonflikt oder Klimaaktivist*innen von besonders einschneidenden Maßnahmen
betroffen waren, verweist auf eine Praxis, in der politische Konfliktlagen nicht selten
ordnungsrechtlich statt grundrechtlich bearbeitet werden.360 Ähnliches gilt für den Umgang

360 Europarat, Menschenrechtskommissar. (2026): Memorandum zum Besuch des Menschenrechtskommissars in
Deutschland vom 13. bis 17. Oktober 2025. Straßburg, 11. März 2026 CommHR (2026)19. Online unter:

https://rm.coe.int/memorandum-zum-besuch-des-menschenrechtskommissars-in-deutschland-vom-/48802b5f90
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mit Fanszenen, bei denen repressive Maßnahmen und neue Überwachungsinstrumente an die
Stelle von Prävention, Dialog und langfristiger sozialer Arbeit treten.

Schließlich ist die Frage von Rassismus und Antisemitismus bei der Polizei auch eine Frage
staatlicher Glaubwürdigkeit. Wenn der Staat einerseits Gleichheit, Demokratie und Schutz vor
Diskriminierung verspricht, andererseits aber an Instrumenten festhält, die Racial Profiling
begünstigen, massenhafte Überwachung ausweiten und unabhängige Kontrolle nur
unzureichend absichern, dann beschädigt er sein eigenes demokratisches Fundament.
Vertrauen entsteht nicht durch immer neue Befugnisse, sondern durch rechtsstaatliche
Begrenzung, Transparenz, Rechenschaft und die Fähigkeit, Machtmissbrauch wirksam zu
korrigieren. Genau daran entscheidet sich, ob Polizei als demokratisch eingebundene
Institution handelt oder ob sie für viele Betroffene vor allem als Quelle von Unsicherheit,
Einschüchterung und Ausschluss erfahrbar bleibt.

4.7. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

4.7.1. Polizeikultur, Rassismus und Verantwortungsübernahme

 Die Polizei soll ihre Kritikfähigkeit und Fehlerkultur verbessern.
 Eine Null-Toleranz-Politik für Rassismus in den eigenen Reihen muss etabliert

werden.
 Anonyme Meldemöglichkeiten für Whistleblower aus der Polizei, eine schnelle und

effektive Aufklärung bekannt gewordener Vorfälle und eine konsequente
Sanktionierung müssen erfolgen.

 Harte Sanktionen, wie Suspendierung und institutionelle Strafanzeige, müssen bei
schweren polizeilichen Rechtsverstößen, wie Rassismus, Sexismus und massiver
Gewalt eingeführt werden.

4.7.2. Unabhängige Kontrolle, Beschwerde und Aufklärung

 Notwendig ist die Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen. Die Stelle des
Bürger- und Polizeibeauftragten soll nach den Standards im Policy Paper „Expertise
Polizei und Beschwerdestellen“ umgestaltet werden.

 Die Beschwerdestellen müssen leicht zugänglich sein, z. B. über ein (mehrsprachiges)
Internetformular. Die Mitarbeiter*innen solcher Stellen müssen für die Bearbeitung
von Fällen rassistischer Diskriminierung qualifiziert sein. Außerdem müssen die
Stellen mit eigenen Ermittlungsbefugnissen ausgestattet werden, damit sie
Sachverhalte unabhängig von der polizeilichen Ermittlung aufklären können.

4.7.3. Racial Profiling, kriminalitätsbelastete Orte und Waffenverbotszonen

 Rechtsgrundlagen für anlasslose und verdachtsunabhängige Kontrollen wie
§ 22 Absatz 1a BPolG müssen gestrichen werden. Vergleichbare Bestimmungen auf

https://rm.coe.int/memorandum-zum-besuch-des-menschenrechtskommissars-in-deutschland-vom-/48802b5f90
(zuletzt abgerufen am 24. April 2026).
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Länderebene – wie § 21 Absatz 2 Nummer 1 ASOG Bln – sind einer grund- und
menschenrechtlichen Überprüfung zu unterziehen.

 Rechtsgrundlagen für anlasslose und verdachtsunabhängige Kontrollen wie § 22a
Absatz 2 BPolG müssen abgeschafft werden.

 Polizeigesetze und Sicherheitspolitik sind rassismuskritisch und nach internationalen
Standards der Menschenrechte und Datenschutz zu überprüfen. Die Polizeistatistik
soll auch mit Strafrechtspflegestatistiken verknüpft werden unter Einbeziehung
wissenschaftlicher Analysen.

 Polizeiliche Sonderrechtszonen wie kriminalitätsbelastete Orte und Waffenverbots-
zonen in Berlin, die anlass- und verdachtsunabhängige Kontrollmaßnahmen
ermöglichen, sollen abgeschafft werden.

 Entsprechend sind Polizeigesetze, wie auf der Berliner Landesebene das ASOG
Berlin, aber auch das Bundespolizeigesetz, so anzupassen, dass diskriminierende und
rassifizierende Effekte institutionellen polizeilichen Handelns, etwa das Racial
Profiling, präventiv verhindert werden.361

 Die polizeiliche Aushändigung von sogenannten Kontrollquittungen, um die
Rechtskonformität der polizeilichen Kontrollmaßnahmen rekonstruieren, quantifi-
zieren und bewerten zu können, etwa hinsichtlich des Racial Profilings, soll
verpflichtend bei jeder Identitätsfeststellung und Durchsuchung erfolgen.

4.7.4. Dokumentation, Beweissicherung und Rechtsschutz

 Bürger*innen sollen die Aktivierung der Bodycam verlangen und die Aufzeichnungen
einsehen können. Polizeibeamt*innen sollen verpflichtet werden, auf dieses Recht zu
Beginn einer Maßnahme hinzuweisen. Beim Einsatz von Waffen ist die Bodycam
automatisch auszulösen. Zusätzlich sollte eine Verpflichtung zur Aufzeichnung bei
jeder Gewaltanwendung (unmittelbarer Zwang) bestehen und durchgesetzt werden.

 Der Zugang zu polizeilichen Akten und Daten, insbesondere Bodycam-
Aufzeichnungen, muss gesetzlich garantiert sein.

 Anwendung der Beweislastumkehr für Polizist*innen, etwa bei Rassismusanzeigen
 bessere Transparenz und institutionelle Umsetzung des EU-Hinweisgeberschutz-

gesetzes
 Die Transparenz der Datenerhebung und -verarbeitung soll verbessert werden.
 Die Datenbanken POLIKS und POLAS müssen umgehend von rassialisierenden und

ethnisierenden Kategorien und Informationen bereinigt werden. Der Senat soll sich auf
Bundesebene dafür einsetzen, dass diese Kategorien und Informationen auch aus
INPOL entfernt werden.

361 Amnesty International Deutschland e. V. / Scharlau, Maria (2021): Racial Profiling: Positionspapier zu
menschenrechtswidrigen Personenkontrollen. Online unter: https://www.amnesty.de/sites/default/files/2021-
10/Amnesty-Positionspapier-zu-Racial-Profiling-Oktober2021.pdf (zuletzt abgerufen am 19. April 2026);
Amnesty International Deutschland (2021): Einsatzbereit gegen Rassismus? Sechs Schritte hin zu einer
rechtsstaatlichen Polizei, die alle Menschen schützt. Online unter:
https://www.amnesty.de/sites/default/files/2021-06/Amnesty-Forderungspapier-Polizei-Rassismus-Juni-2021.pdf
(zuletzt abgerufen am 19. April 2026); Cremer, Hendrik /Deutsches Institut für Menschenrechte (2013): „Racial
Profiling“ – Menschenrechtswidrige Personenkontrollen nach § 22 Abs. 1 a Bundespolizeigesetz. Empfehlungen
an den Gesetzgeber, Gerichte und Polizei.https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/publikationen/detail/racial-profiling-menschenrechtswidrige-personenkontrollen-nach-22-
abs-1-a-bundespolizeigesetz (zuletzt abgerufen am 19. April 2026).

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2021-10/Amnesty-Positionspapier-zu-Racial-Profiling-Oktober2021.pdf
https://www.amnesty.de/sites/default/files/2021-06/Amnesty-Forderungspapier-Polizei-Rassismus-Juni-2021.pdf
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4.7.5. Forschung, Datenerhebung und wissenschaftliche Unabhängigkeit

 Wissenschaftliche Forschungsprojekte zu rassistischen Einstellungen bei der Polizei,
zum strukturellen Antisemitismus und Rassismus und zum Ausmaß von Racial
Profiling sind überfällig. Sie müssen unabhängig, also frei von politischer Einfluss-
nahme durchgeführt werden. Die Arbeitsweise im Rahmen eines solchen Projekts
muss transparent und die Forschungsfragen müssen aussagekräftig sein.

 weitere Forschungsfinanzierung, insbesondere komplementär zu qualitativer und
quantitativer Forschung in kriminalitätsbelasteten Orten und Waffenverbotszonen (wie
lokale Fragebogenerhebung), um das Ausmaß des polizeilichen Kontrollhandelns,
etwa bezüglich seiner Effektivität (Kriminalitätsprävention) und Effekte (Racial
Profiling, Gewalt) empirisch zu erfassen

4.7.6. Aus-, Fortbildung und demokratische Professionalität

 Notwendig ist ebenfalls die Verbesserung der polizeilichen Aus- und Fortbildung.
Insbesondere müssen verpflichtende und regelmäßige Antirassismus-Trainings
stattfinden. Ein Kompetenzansatz ist nötig: Standardisierung, Etablierung und
monitorend-evaluierende Weiterentwicklung der diskriminierungs- und rassismus-
kritischen Qualifizierung des Polizeipersonals in der beruflichen / politischen Aus-,
Fort- und Weiterbildung (INRA-Handlungsempfehlungen).

 Intravision, Supervision und Mediation zur Selbstreflexion des Polizeihandelns und
Verständigung/Versöhnung mit Geschädigten, zum Beispiel Wiedergutmachung durch
Entschuldigung und Entschädigung

4.7.7. Nationaler Aktionsplan gegen institutionellen Rassismus und Antisemitismus

 Der Senat soll eine Bundesratsinitiative einreichen, die die Aktualisierung des
Nationalen Aktionsplans gegen institutionellen Rassismus und Antisemitismus zum
Ziel hat. Der Plan soll die Bereiche Polizei und Inneres sowie Justiz aufnehmen.362

 Die Umsetzung dieser Programme sollte auf präventiven, intervenierenden,
regenerativen und transformativen Maßnahmen basieren, die wissenschaftlich
begleitet, evaluiert und begutachtet werden.363

362 Axster, Felix und Can, Halil / Bundesministerium des Innern und für Heimat (2026): Teilprojekt 3.4.1 Praxen
und Erfahrungen polizeilicher Kontrollen in Berlin. In Abschlussbericht der InRa-Studie „Institutionen &
Rassismus“ und als schriftliche Stellungnahme eingereicht. Online unter:
https://bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2026/inra-studie.pdf (zuletzt abgerufen am
19. April 2026).
363 Ebd; siehe auch CERD (Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung) (2023): Abschließende Bemerkungen zum dreiundzwanzigsten bis sechsundzwanzigsten
kombinierten Staatenbericht Deutschlands (Concluding Observations). CERD/C/DEU/CO/23-26. Online unter:
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Nav_Themen/2023_Internationales_ProzentC3Proze
nt9Cbereinkommen_Rassendiskriminierung_Deutsch.pdf  (zuletzt abgerufen am 19. April 2026).

https://bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2026/inra-studie.pdf
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/Nav_Themen/2023_Internationales_%C3%9Cbereinkommen_Rassendiskriminierung_Deutsch.pdf
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4.7.8. Organisationsentwicklung, Diversity und Empowerment

 Professionalisierung: menschenrechtsbasierte und intersektional rassismuskritische
personelle Politik und Inklusion auf allen institutionellen Ebenen/Positionen durch
positive Maßnahmen

 Organisationsansatz: institutionelles Angehen einer diskriminierungs- und rassismus-
kritischen Organisationsentwicklung (bezogen etwa auf Personal,
Kommunikation/Sprache, Werte/Leitbilder, Wissensgenerierung und -vermittlung,
Struktur/Hierarchie, Ressourcenverteilung)

4.7.9. Digitale Befugnisse, Überwachung und Grundrechtsschutz

 Der Gesetzgeber sollte die Überwachungsbefugnisse von Polizei und
Verfassungsschutz beschränken und von der Einführung neuer Befugnisse absehen.

 Es fehlt zudem an Regeln zur genauen Funktionsweise, zum Ausschluss
selbstlernender Künstlicher Intelligenz, zur Verhinderung von Diskriminierung sowie
zur verpflichtenden Kontrolle durch die Landesdatenschutzbeauftragte. Dies soll
korrigiert werden.

 Die Befugnis zur Telekommunikationsüberwachung in § 26 wird derzeit ausgeweitet.
Das ist abzulehnen und mit Grundrechten teilweise nicht vereinbar.

 Der Einsatz von KI-gestützten Analyseinstrumenten, insbesondere die Befugnisse zum
biometrischen Abgleich in polizeilichen Datenbanken soll wegen des hohen
Eingriffsgewichts abgelehnt werden.364

 Der Einsatz von Staatstrojanern muss gesetzlich verboten werden.

4.7.10. Sozial- und gerechtigkeitspolitische Alternativen zu repressiver Sicherheitspolitik

 Mobile Krisenreaktionsteams, die schnelle, psychosoziale Unterstützung vor Ort
bieten, sollen aufgebaut und eingesetzt werden, insbesondere bei psychischen
Notfällen.

 Den Konflikten, die in kriminalitätsbelasteten Orten und Waffenverbotszonen als
komplexe soziale Probleme manifest werden, sollte auf der Basis von empirisch
fundierten Erkenntnissen mit politisch ganzheitlichen und inklusiv-partizipativen
Handlungsansätzen begegnet werden.

 Entsprechend müssten Sicherheit und Sicherheitspolitik anders definiert werden: Der
Schwerpunkt sollte statt auf repressiven und sicherheitsorientierten Maßnahmen auf
Sozial- und Gerechtigkeitspolitik liegen, etwa auf dem Ausbau des Sozial- und
Gesundheitswesens, der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, der Legalisierung
des Aufenthalts, dem Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüchtete und Geduldete sowie
einer akzeptierenden Drogenpolitik.

364 Töpfer, Eric / Deutsches Institut für Menschenrechte (2025): Polizeiliche Gesichtserkennung.
Menschenrechtliche Herausforderungen einer Risikotechnologie. Online unter: https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/publikationen/detail/polizeiliche-gesichtserkennung (zuletzt abgerufen am 19. April 2026);
Siehe auch DIMR (2026): Gemeinsame Erklärung zu künstlicher Intelligenz und den Rechten des Kindes.
Deutsche Übersetzung der gemeinsamen Erklärung des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes und
zahlreicher Partner*innen vom 19. Januar 2026 (zuletzt abgerufen am 19. April 2026).

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/polizeiliche-gesichtserkennung
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5. Wohnen

5.1. Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt verschärft sich unter den Bedingungen eines
zunehmend angespannten Marktes weiter. Zwar gibt es einzelne Fortschritte in der
Sensibilisierungs- und Aufklärungsarbeit und einzelne landeseigene Wohnungsunternehmen
informieren inzwischen transparenter über ihre Vergabeprozesse oder nutzen beim ersten
Schritt der Vergabe von Besichtigungsterminen Zufallsgeneratoren. Diese punktuellen
Verbesserungen ändern jedoch nichts daran, dass die strukturelle Zuspitzung des Problems
fortbesteht. Die Knappheit an bezahlbarem Wohnraum verschärft die Konkurrenz um die
wenigen verfügbaren Wohnungen, verstärkt bereits bestehende Hürden und schließt
wachsende Teile der Bevölkerung zunehmend davon aus, sich überhaupt noch adäquat und
selbstbestimmt mit Wohnraum zu versorgen. Der Ausschluss beginnt dabei häufig schon vor
der eigentlichen Bewerbung: Viele Menschen erhalten auf erste Anfragen keine Antwort mehr
oder finden überhaupt keine geeignete Wohnung auf dem Markt. Besonders hart trifft diese
Entwicklung diejenigen, die auf dem Wohnungsmarkt ohnehin benachteiligt sind.365

5.2. Strukturelle Ausschlüsse

Dabei handelt es sich nicht nur um ein Problem individueller Benachteiligung, sondern um
ein strukturelles Marktversagen mit klar diskriminierenden Folgen. Große Familien leben in
zu kleinen Wohnungen, Menschen verbleiben über lange Zeit in Not- oder
Gemeinschaftsunterkünften und sehen sich zunehmend gezwungen, unsichere oder schlechte
Wohnverhältnisse hinzunehmen. Hinzu kommen informelle und ausbeuterische Praktiken,
etwa überhöhte Vermittlungsgebühren, Untermietverhältnisse ohne Mietvertrag, willkürliche

365 Charlotte Weber, Wortprotokoll zur 7. Sitzung, S. 62. Siehe auch Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung
auf dem Wohnungsmarkt, Arbeitsbereich Strategie + Vernetzung (2025): Zwischen Zugang und Ausbeutung:
Die Rolle informeller Praxen auf dem Berliner Wohnungsmarkt.  Ergebnisbericht einer Erhebung der Berliner
Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Online unter: https://fairmieten-fairwohnen.de/wp-
content/uploads/2026/02/FMFW_Informelle-Praxen_Abschlussbericht.pdf (zuletzt abgerufen am 25. April
2026);Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2023): Was tun gegen Diskriminierung? Bei Vergabe, Vermieten
und Verwaltung beim Wohnraum. Berlin: Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/good_practice_
wohnungsmarkt_kurzfassung.pdf (zuletzt abgerufen am 25. April 2026);
Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2022): Auf Wohnungssuche in Deutschland. Ein Ratgeber für
Migrantinnen und Migranten. Berlin: Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Leitfaeden/ratgeber_wohnu
ngssuche.pdf (zuletzt abgerufen am 25. April 2026);Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2020): Fair mieten –
fair wohnen. Leitfaden für Vermieter, Wohnungsunternehmen und Immobilienmakler. Berlin:
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Leitfaeden/leitfaden_wohn
ungsmarkt.pdf (zuletzt abgerufen am 25. April 2026),Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2020): Rassistische
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage. Berlin:
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Umfragen/umfrage_rass_di
skr_auf_dem_wohnungsmarkt.pdf (zuletzt abgerufen am 25. April 2026);
Müller, Annekathrin (2015): Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Strategien zum Nachweis rassistischer
Benachteiligungen. Expertise im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Berlin:
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/expertise_diskri
minierung_auf_dem_wohnungsmarkt.html (zuletzt abgerufen am 25. April 2026).

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-007-wp.pdf
https://fairmieten-fairwohnen.de/wp-content/uploads/2026/02/FMFW_Informelle-Praxen_Abschlussbericht.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/good_practice_wohnungsmarkt_kurzfassung.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Leitfaeden/ratgeber_wohnungssuche.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Leitfaeden/leitfaden_wohnungsmarkt.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Umfragen/umfrage_rass_diskr_auf_dem_wohnungsmarkt.pdf
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/expertise_diskriminierung_auf_dem_wohnungsmarkt.html
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Mietpreise oder Scheinanmeldungen gegen Bezahlung. Die reale Verknappung von
Wohnraum schafft damit einen Zustand, in dem nicht nur der Zugang zu Wohnraum
erschwert wird, sondern in dem sich Abhängigkeiten, Unsicherheit und Ausbeutbarkeit weiter
verfestigen.366

Besonders deutlich werden die institutionellen Defizite im laufenden Wohnverhältnis. Drei
Viertel der Beratungsanfragen der Fachstelle „Fair mieten – Fair wohnen“ bezogen sich im
Jahr 2024 nicht auf die Wohnungssuche, sondern auf Diskriminierung im bestehenden
Mietverhältnis. Diskriminierende Nachbarschaftskonflikte stellen weiterhin das häufigste
Beratungsthema dar. Dabei geht es nicht um bloße Spannungen des Zusammenlebens,
sondern vielfach um massive Angriffe: um rassistische Beleidigungen, Bedrohungen,
Angriffe im Hausflur, Drohzettel und inzwischen auch um eine neue Eskalationsstufe mit
verfassungsfeindlicher Rhetorik, Symbolik, der Androhung von „Remigration“ und sogar
Brandstiftung. Unter solchen Bedingungen verliert Wohnraum seine Funktion als
Schutzraum. Gerade darin liegt für die Linksfraktion eine erhebliche demokratiepolitische
Brisanz: Wo Menschen im eigenen Wohnumfeld Bedrohung, Ausgrenzung und Gewalt
erleben, wird gesellschaftlicher Zusammenhalt nicht gestärkt, sondern systematisch
untergraben.367

5.3. Institutionelle Verantwortung

Hinzu kommt eine zentrale Leerstelle institutioneller Verantwortung. Hausverwaltungen und
Vermieter*innen agieren in solchen Konflikten vielfach nicht ausreichend diskriminierungs-
sensibel, obwohl sie eine klare Verantwortung tragen. Besonders problematisch ist, dass
rassistische Motive in Nachbarschaftskonflikten häufig verdeckt auftreten und etwa als
Lärmbeschwerden gegen Betroffene vorgebracht werden. In solchen Konstellationen werden
nicht selten die Falschen sanktioniert, weil Verwaltungen Beschwerden nicht ausreichend
prüfen oder die diskriminierende Struktur des Konflikts nicht erkennen. Davon sind häufig
Schwarze alleinerziehende Frauen betroffen. Damit wird deutlich, dass institutionelles
Handeln Diskriminierung nicht nur nicht ausreichend verhindert, sondern sie unter
Umständen auch stabilisiert, wenn rassistische Dynamiken nicht erkannt und Beschwerden
nicht diskriminierungssensibel bearbeitet werden.368

5.4. Diskursverschiebung

Zugleich verschärft die politische Debatte die Lage zusätzlich. Soziale Probleme und
Verteilungsfragen werden zunehmend auf bestimmte Bewohner*innengruppen abgewälzt.
Diskurse über Obergrenzen für Sozialwohnungsanteile oder sogar für bestimmte
Bevölkerungsgruppen befeuern Ressentiments weiter. Wenn Menschen ohnehin nur noch in
wenigen Quartieren bezahlbaren Wohnraum finden und gleichzeitig genau dort ihr Zuzug
begrenzt werden soll, dann wird gesellschaftliche Ausgrenzung nicht abgebaut, sondern
politisch reproduziert. Stadtpolitische Debatten tragen auf diese Weise selbst zur
Verschärfung diskriminierender Verhältnisse bei.369

366 Ebd.
367 Charlotte Weber, Wortprotokoll zur 7. Sitzung, S. 63; S. 75.
368 Ebd.
369 Ebd., S. 62.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-007-wp.pdf
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Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist dabei nicht auf einzelne Vermieter*innentypen
beschränkt. Sie kommt in allen Beständen vor, bei privaten Vermieter*innen ebenso wie bei
großen Wohnungsunternehmen und landeseigenen Gesellschaften. Gerade die landeseigenen
Unternehmen haben jedoch eine besondere Vorbildfunktion und zugleich einen wichtigen
Versorgungsauftrag für Gruppen, die auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt sind. Dass
trotzdem auch dort Diskriminierungserfahrungen auftreten, verweist auf ein tiefer liegendes
institutionelles Problem: Antidiskriminierung ist bislang nicht in dem Maße verbindlich,
transparent und überprüfbar organisiert, wie es angesichts der beschriebenen
Ausschlussmechanismen notwendig wäre. Sichtbar wird dies auch daran, dass die Datenlage
verbessert werden muss, dass es mehr Austausch zwischen den zuständigen Stellen braucht
und dass neue Verfahren immer wieder evaluiert und nachgesteuert werden müssen.370

5.5. Beratungsstrukturen

Schließlich zeigt sich auch an den Beratungsstrukturen selbst, dass der bestehende Schutz
nicht ausreicht. Beratung zugänglich zu machen, ist eine zentrale Maßnahme, gerade weil
viele Menschen Schwierigkeiten haben, sich eigenständig mit Wohnraum zu versorgen. Es
braucht eine langfristig abgesicherte und unabhängige Wohnraumberatung, transparente
Vergabesysteme, offengelegte Kriterien und belastbare Instrumente wie Testings, um
Diskriminierungsdynamiken sichtbar zu machen. Solange diese Strukturen nicht
flächendeckend abgesichert sind, bleibt der Schutz vor Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt lückenhaft. Für die Linksfraktion ist deshalb klar: Die Erfahrungen von
Ausschluss, Unsicherheit und mangelndem Schutz im Bereich Wohnen sind kein
Nebenschauplatz, sondern berühren unmittelbar die Frage, ob staatliche und öffentliche
Institutionen ihrem Anspruch gerecht werden, allen Menschen gleichberechtigten Zugang zu
grundlegenden sozialen Rechten zu sichern

5.6. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

5.6.1. Bezahlbarer Wohnraum und diskriminierungsfreier Zugang

 Die zuständigen Behörden sollten Maßnahmen ergreifen, um mehr bezahlbaren
Wohnraum bereitzustellen. Die LWU sollen dauerhaft auf Ziele der Gemeinnützigkeit
verpflichtet und diese in das Wohnraumversorgungsgesetz integriert werden.

 Die zuständigen Behörden sollten sicherstellen, dass ausreichend geeigneter
Wohnraum verfügbar ist und Zugänge zum Wohnungsmarkt nicht bereits im Vorfeld
faktisch versperrt werden.

 Die zuständigen Behörden sollten bei wohnungspolitischen Maßnahmen die besondere
Betroffenheit bereits benachteiligter Gruppen gezielt berücksichtigen.

 Die zuständigen Behörden sollten Maßnahmen ergreifen, damit große
Familienhaushalte, Menschen in Not- oder Gemeinschaftsunterkünften und andere
benachteiligte Gruppen Zugang zu angemessenem Wohnraum erhalten.

 Die zuständigen Behörden sollten mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen und einen
diskriminierungsfreien Zugang zu diesem Wohnraum gewährleisten.

 Die zuständigen Behörden sollten Hürden beim Zugang zu Wohnraum abbauen.

370 Charlotte Weber, Wortprotokoll zur 7. Sitzung, S. 76–77; S. 86.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-007-wp.pdf
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 Die zuständigen Behörden sollten die besondere Benachteiligung von Rom*nja und
Sinti*zze auf dem Wohnungsmarkt gezielt berücksichtigen und entsprechende
Unterstützungsmaßnahmen stärken.

 Die zuständigen Behörden sollten Unterstützungsangebote ausbauen, die
Sprachbarrieren und andere Zugangserschwernisse beim Wohnungszugang abbauen.

 Die zuständigen Behörden sollten Regelungen zur Wohnungsvergabe für große
Familien überprüfen und Lösungen für den Zugang zu ausreichend großem
Wohnraum entwickeln.

5.6.2. Vergabeverfahren, Transparenz und Diskriminierungsschutz bei
Wohnungsunternehmen

 Die Wohnungsunternehmen sollten ihre Vergabeprozesse transparent machen und
Zufallsgeneratoren oder vergleichbare faire Verfahren bei der Vergabe von
Besichtigungsterminen einsetzen.

 Wohnungsunternehmen sollten transparente Vergabesysteme verbindlich einführen
und anwenden.

 Wohnungsunternehmen sollten ihre Vergabekriterien offenlegen und Entscheidungen
nachvollziehbar begründen.

 Wohnungsunternehmen sollten Vergabeverfahren auch über den ersten Schritt hinaus
diskriminierungssensibel ausgestalten und nicht allein auf Losverfahren im ersten
Verfahrensschritt vertrauen.

 Die zuständigen Behörden und Wohnungsunternehmen sollten die Fachstelle „Fair
mieten – Fair wohnen“ dauerhaft in die Weiterentwicklung und Evaluation von
Vergabeverfahren einbinden.

 Die zuständigen Behörden und Wohnungsunternehmen sollten § 19 Absatz 3 AGG
nicht zur Rechtfertigung rassistischer Vergabepraxen heranziehen.

 Landeseigene Wohnungsunternehmen sollten ihre Vorbildfunktion im
Diskriminierungsschutz aktiv wahrnehmen.

5.6.3. Bekämpfung informeller und ausbeuterischer Praktiken

 Die zuständigen Behörden sollten informelle und ausbeuterische Praktiken auf dem
Wohnungsmarkt systematisch bekämpfen.

5.6.4. Nachbarschaftskonflikte, Schutz im Wohnumfeld und Verantwortung der
Vermieter*innen

 Die zuständigen Behörden und Vermieter*innen sollten diskriminierende
Nachbarschaftskonflikte als zentrales Problem anerkennen und gezielt darauf
reagieren.

 Die zuständigen Behörden und Vermieter*innen sollten wirksame Schutz- und
Interventionsmaßnahmen gegen rassistische Angriffe und Bedrohungen im
Wohnumfeld ergreifen.

 Hausverwaltungen und Vermieter*innen sollten diskriminierungssensibel agieren und
Betroffene von Diskriminierung aktiv unterstützen.
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 Die zuständigen Behörden und Vermieter*innen sollten Nachbarschaftsangriffe als
schwerwiegende Diskriminierung im Schutzraum Wohnen behandeln und
entsprechend intervenieren.

 Vermieter*innen sollten bei diskriminierenden Vorfällen im Wohnumfeld
Verantwortung übernehmen und Betroffene schützen.

 Vermieter*innen sollten sich bei klar rassistischen und diskriminierenden Konflikten
ausdrücklich positionieren und deutlich machen, dass solches Verhalten nicht geduldet
wird.

 Vermieter*innen und Hausverwaltungen sollten für einen diskriminierungssensiblen
Umgang mit Beschwerden und Nachbarschaftskonflikten sensibilisiert werden und
beide Seiten anhören.

 Wohnungsunternehmen sollten ihre Fürsorgeverantwortung gegenüber Mieter*innen
bei nachbarschaftlichen Diskriminierungskonflikten wahrnehmen.

5.6.5. Beratung, Beschwerdestrukturen und Ombudsstelle

 Die zuständigen Behörden sollten ein breites und langfristig angelegtes
Wohnraumberatungsangebot aufbauen und absichern.

 Die zuständigen Behörden sollten Beratungsstellen langfristig absichern und stärken.
 Die zuständigen Behörden sollten spezialisierte Wohnraumberatungsangebote

ausbauen und langfristig absichern.
 Die zuständigen Behörden sollten die Unabhängigkeit der Beratungsstrukturen im

Bereich Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt sichern.
 Das Land Berlin sollte die Bearbeitung von Beschwerdeverfahren mit der LADG-

Ombudsstelle institutionell stärker absichern.

5.6.6. Aufklärung, Wissen, Daten und Testings

 Die zuständigen Behörden sollten rassistische und familienfeindliche Diskriminierung
bei der Wohnraumvergabe mit einem Gesamtkonzept gegen Diskriminierung
konsequent bekämpfen.

 Die zuständigen Behörden sollten Aufklärungsangebote für Betroffene, Behörden und
Institutionen ausbauen.

 Die zuständigen Behörden sollten Wissen über Diskriminierungs- und
Ausschlussdynamiken auf dem Wohnungsmarkt systematisch ausbauen.

 Die zuständigen Behörden sollten die Datengrundlage zu Diskriminierung auf dem
Wohnungsmarkt verbessern.

 Die zuständigen Behörden sollten anonymisierte, diskriminierungssensible
Monitorings bei landeseigenen Wohnungsunternehmen einrichten, um ungleiche
Vergabepraktiken sichtbar zu machen.

 Die zuständigen Behörden sollten strengere Kontrollen bei landeseigenen
Wohnungsunternehmen und geförderten Projekten durchführen.
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5.6.7. Zusammenarbeit und ressortübergreifende Koordination

 Die zuständigen Behörden sollten einen bezirks- und ämterübergreifenden Austausch
zu Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt etablieren und stärken.

 Die zuständigen Behörden sollten den ämterübergreifenden Austausch zu
Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ausbauen.

 Die zuständigen Senatsverwaltungen sollten ihre Zusammenarbeit zur Bekämpfung
von Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt intensivieren.

 Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen sollte die
Zusammenarbeit mit der Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt
ausbauen.

 Die zuständigen Behörden sollten in kommunalen und gemeinwohlorientierten
Wohnungsbeständen Programme und Kontingente für Alleinerziehende, Menschen
mit Behinderung, Frauen- und queere Wohnprojekte sowie intergenerationale und
nachbarschaftliche Sorge-Netzwerke vorsehen.

 Die zuständigen Behörden sollten Frauen, Menschen mit Rassismus- und
Antisemitismuserfahrung, Menschen mit Behinderung und Queerorganisationen bei
der Planung neuer Quartiere verbindlich beteiligen.

5.6.8. Barrierefreiheit

 Wohnungsunternehmen sollten Barrierefreiheit gewährleisten und
diskriminierungsbedingte Verweigerungen baulicher Anpassungen unterlassen.

5.6.9. Politische Diskurse und Ressentiments

 Die zuständigen Behörden und politischen Akteur*innen sollten stadtpolitische
Diskurse so gestalten, dass Ressentiments nicht weiter geschürt werden.

6. Bildung

6.1. Überblick

Die Ausführungen und Anhörungen der Enquete-Kommission machen deutlich, dass
Antidiskriminierung im Bildungsbereich zwar als Querschnittsaufgabe anerkannt wird, diese
jedoch institutionell und strukturell nicht ausreichend verbindlich umgesetzt ist, um
nachhaltig wirksam zu sein. Insbesondere fehlt es an einer klaren und verpflichtenden
Einbindung antidiskriminierungspolitischer Ziele in zentrale Prozesse und Verfahren der
Bildungsverwaltung. Antidiskriminierung darf nicht als ergänzende Aufgabe behandelt
werden, sondern muss systematisch integriert werden. Dies gilt sowohl für die gesamte
Organisationsentwicklung, die Verwaltungsabläufe und die strategische Steuerung als auch
die jeweilige Schulentwicklung. Dazu gehört auch, dass Verantwortlichkeiten im Querschnitt
definiert und eine umfassende Antidiskriminierungsstrategie für die Senatsverwaltung für
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Bildung, Jugend und Familie (SenBJF) mit angemessenen entsprechenden Projekten und
dazugehörenden Maßnahmen entwickelt und umgesetzt wird.371

Bestehende Strukturen innerhalb der Verwaltung können den Aufgaben der
Antidiskriminierung noch nicht gerecht werden. Sie sind weder angemessen im Querschnitt
verankert, noch gibt es ausreichend Fachexpertisen, die personell hinterlegt sind.
Augenscheinlich wurden die Aufgaben der Antidiskriminierung sogar in Teilen gar nicht
(mehr) als Aufgabe verstanden und Aufgabenbeschreibungen entsprechend verändert. Und
gleichwohl die Stelle der Antidiskriminierungsbeauftragten nach langer Vakanz besetzt
wurde, entsprechen weder die Ausrichtung und Konzeption noch die unzureichenden
Befugnisse, die sich aus der Gestaltung der Stelle zwangsläufig ergeben, den Zielen, die sich
unter anderem aus dem Berliner Schulgesetz, Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes, dem
Recht der Europäischen Union und dem Internationalen Übereinkommen zur Beseitigung
jeder Form rassistischer Diskriminierung sowie anderen völkerrechtlich verbindlichen
Abkommen zum Schutz der Menschenrechte ergeben.

6.2. Gesamtstrategie

Aus Sicht der Linksfraktion ist es daher notwendig, eine ressortübergreifende Gesamtstrategie
der Landesregierung gegen Diskriminierung zu entwickeln und in allen Bildungsbereichen
umzusetzen. Im Bereich Bildung und Jugend und Familie sollte sowohl eine Analyse
institutioneller Diskriminierungsrisiken vorgenommen werden, als auch spezifisch für das
Ressort eine Gesamtstrategie entwickelt werden, die 15 bis 20 Jahre in die Zukunft blickt und
die Vorgaben und Maßnahmen auf der politischen, rechtlichen und individuellen Ebene
miteinander verbindet. Dabei dürfen Prozesse und Verfahren für eine wirklich nachhaltige
Antidiskriminierungsarbeit nicht außer Acht gelassen werden; eine regelhafte
diskriminierungskritische Folgenabschätzung sollte für die Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie entwickelt und implementiert werden.

6.3. Antidiskriminierungsarchitektur

Gleichzeitig braucht es eine adäquate Antidiskriminerungsarchitektur, die individuelle,
institutionelle und strukturelle Diskriminierung als gesamtgesellschaftliches Problem
anerkennt und eine professionelle, proaktive, ermächtigende und aufklärende
Antidiskriminierungsarbeit (gegen Rassismus, Antisemitismus, Sexismus, Queerfeindlichkeit,
Ableismus, Diskriminierung aufgrund des sozio-ökonomischen Status, Mobbing und Gewalt)
an Berliner Schulen und auf allen behördlichen Ebenen und in allen Handlungsfeldern
ermöglicht. Solche Strukturen sind nicht über Beauftragtenwesen ohne ausreichende
Befugnisse, Ressourcen und Unabhängigkeit oder Aufgabenzuweisung an dafür nicht
ausgebildete oder ausgestatte Stellen zu ersetzen. Viele Lehrende geben angesichts der
Präventions- und Interventionsaufgaben im Bereich der Antidiskriminierung Überforderung
an. Zum Teil fehlen sowohl das notwendige Wissen als auch Analyse- und
Handlungskompetenzen für eine professionelle Antidiskriminierungsarbeit. Auch die
Schulaufsicht ist hinsichtlich der Aufgabe der Antidiskriminierung noch nicht angemessen
professionalisiert. Frühere verbindliche Qualifizierungsmaßnahmen sind begraben worden.

371 Zur Antidiskriminierungsstrategie der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie siehe auch die
Stellungnahme von Saraya Gomis, Kommissionsvorgang 0045.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0045-st-sv-Gomis.pdf
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Dabei machen nicht allein die Aufgaben 3 a und b der Ausführungsvorschriften für das
Handeln bei schweren Gewaltvorfällen, Notfällen und Krisen in Schulen vom 29. Mai 2024
die Fürsorgepflicht gegenüber den Schülerinnen und Schülern sowie dem gesamten
Schulpersonal deutlich, dass es diskriminierungskritisch gut aus- und weitergebildete
Lehrende, Erziehende, Sonder- und Sozialpädagog*innen, Psycholog*innen, Schulleitungen,
Schulaufsichten, sowie eine kluge Antidiskriminierungsinfrastruktur braucht, die auch BLIQ,
SIBUZ, Schulinspektion und Verwaltung umfasst und die die angemessene Wahrnehmung
dieser und der weiteren Aufgaben überhaupt ermöglicht.

6.4. Beratungsstruktur

Ein zentrales Defizit im Berliner Bildungssystem besteht darüber hinaus im weiterhin
unzureichenden Schutz vor Diskriminierung im Bildungssystem sowie unzureichender
Unterstützungs- und Beratungsstrukturen für alle Schüler*innen, deren Eltern und
Erziehungsberechtigten, Lehrer*innen, Erzieher- und Pädagog*innen und auch
Schulleitungen und Schulaufsichten, um beispielsweise Beschwerdehemmnisse
(Erreichbarkeit, Wartelisten, Bearbeitungsdauer) zu verringern.

6.5. Beschwerdestruktur

Es fehlt zum einen an ausreichend wirksamen Beschwerdestrukturen insbesondere durch
Träger der sozialen und Antidiskriminierungsarbeit. Betroffene von Diskriminierung in
Schulen verfügen bislang nicht über ausreichend verlässliche, niedrigschwellige und
institutionell unabhängige zivilgesellschaftliche Anlaufstellen und sind weiterhin von
Kürzungen bedroht. Das Land Berlin sollte darüber hinaus ausreichend Beratungsangebote
inner- und außerhalb des S-Bahn-Rings als auch wirksame Beschwerdemechanismen für
Kinder und Jugendliche bereitstellen. Zum anderen braucht es für den Bereich Bildung – trotz
der wichtigen und guten Arbeit der Ombudsstelle, die gestärkt werden muss, oder der Arbeit
des Polizei- und Bürgerbeauftragten – eine spezifische unabhängige Anlauf- und Beratungs-
stelle auf Landesebene. Aus Sicht der Linksfraktion ist daher die Einrichtung einer
unabhängigen, dauerhaft finanzierten Anlauf- und Beschwerdestelle im Bildungsbereich, die
nicht an ein Ressort angebunden ist, dringend erforderlich.372

6.6. Umsetzung

Die Auswertung der Anhörungen zeigen, dass zentrale Defizite im Bildungsbereich nicht
(nur) auf fehlendes Wissen und Kompetenzen, sondern auf strukturelle Umsetzungsprobleme
zurückzuführen sind. Trotz umfangreicher Forschung und langjähriger Praxis fehlt es an einer
konsequenten Verankerung antidiskriminierungsbezogener Inhalte in Ausbildung, Verwaltung
und schulischer Praxis. Insbesondere in der Lehrkräftebildung ist Wissen über strukturelle
Diskriminierung bislang unzureichend verankert, während zugleich Reflexionskompetenzen
und eine systematische Auseinandersetzung mit Rassismus fehlen. Daraus ergibt sich die

372 Haschemi Yekani, M. und Ilius, C. /GEW. Rechtlicher Rahmen für eine unabhängige Beschwerdestelle zum
Schutz gegen Diskriminierung in Berliner Schulen. http://www.benedisk.de/wp-content/uploads/2016/06/2016-
05-25_GEW-BERLIN_Rechtsgutachten-unabhaengige-Beschwerdestelle-Schutz-gg-Diskriminierung-Schulen-
Berlin.pdf (zuletzt abgerufen am 20. April 2026).

http://www.benedisk.de/wp-content/uploads/2016/06/2016-05-25_GEW-BERLIN_Rechtsgutachten-unabhaengige-Beschwerdestelle-Schutz-gg-Diskriminierung-Schulen-Berlin.pdf
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Notwendigkeit, Antidiskriminierung verbindlich in Curricula, Qualifizierungsstrukturen und
professionelle Standards zu integrieren.

6.7. Diskriminierende Strukturen

Darüber hinaus wird deutlich, dass diskriminierende Effekte tief in schulischen Strukturen
verankert sind. Selektionsmechanismen, Leistungsbewertungen und Prognosen führen
nachweislich zu systematischen Benachteiligungen, etwa entlang von Zuschreibungen wie
Namen oder Mehrsprachigkeit. Auch die überproportionale Zuweisung von Kindern mit
Rassismuserfahrung zu Förderschulen sowie unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe
verdeutlichen strukturelle Ungleichheiten im Bildungssystem. Diese Befunde machen
deutlich, dass es nicht ausreicht, individuelle Sensibilisierung zu fördern, sondern
grundlegende Verfahren und Entscheidungslogiken überprüft und reformiert werden müssen.
Auch im Bereich der institutionellen Ausstattung und Steuerung bestehen erhebliche Defizite.
Bildungs- und Gedenkeinrichtungen sind vielfach unzureichend finanziert, während
gleichzeitig langfristige Strukturen fehlen und Maßnahmen oft projektbezogen bleiben. Hinzu
kommt, dass Antidiskriminierungsarbeit häufig ohne ausreichende Ressourcen oder
Zeitkontingente umgesetzt werden soll und somit strukturell überlastet ist. Eine nachhaltige
und wirksame Antidiskriminierungspolitik erfordert daher eine verlässliche Finanzierung
sowie institutionelle Verstetigung.

6.8. Verbindliche Standards, Dokumentation, Konsequenzen und Sanktionen fehlen

Zudem wird deutlich, dass es an einem gemeinsamen Verständnis von Diskriminierung sowie
an verbindlichen Standards fehlt. Begriffe und Definitionen sind nicht ausreichend verbreitet,
wodurch eine einheitliche Anwendung und Bewertung von Diskriminierungsfällen erschwert
wird. Gleichzeitig mangelt es an systematischen Qualitätsstandards sowie an verbindlichen
Fortbildungs- und Reflexionsformaten in Institutionen. Dies führt dazu, dass Antidiskrimi-
nierungsarbeit nicht flächendeckend und professionell umgesetzt wird.

Die Auswertung der weiteren Anhörungen verdeutlicht ergänzend, dass Diskriminierung im
Bildungsbereich systematisch erfasst und analysiert werden muss, um wirksam bekämpft
werden zu können. Derzeit fehlen kontinuierliche Dokumentationsstrukturen sowie die
systematische Einbeziehung von Betroffenenperspektiven, wodurch zentrale Problemlagen
unsichtbar bleiben.

Im schulischen Bereich zeigen sich zudem erhebliche Defizite beim Zugang zu Bildung.
Segregierte Beschulungsformen sowie Fälle der Nichtbeschulung von Kindern – insbesondere
mit Fluchtgeschichte – stehen im Widerspruch zum Anspruch auf gleichberechtigte
Bildung.373 Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, inklusive Bildungsangebote konsequent
auszubauen und den Zugang zu Bildung unabhängig vom Aufenthaltsstatus sicherzustellen.
Wenn die Verwaltung oder Schulstrukturen auf Segregation bestehen und gegen
menschenrechtliche Standards verstoßen, muss es Konsequenzen bzw. Sanktionen geben.

373 Emily Barnickel, Wortprotokoll zur 3. Sitzung, S. 6.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-003-wp.pdf
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6.9. Institutionelle Verantwortung

Zugleich wird deutlich, dass Schulen und Lehrkräfte häufig nicht ausreichend auf den
Umgang mit Diskriminierung und gesellschaftlichen Machtverhältnissen vorbereitet sind.
Lehrkräfte berichten von Überforderung, während gleichzeitig unterstützende Strukturen und
Fortbildungsangebote fehlen.374 Notwendig sind daher systematische Unterstützungsangebote
sowie verpflichtende Fortbildungsmaßnahmen.

Auch im Bereich institutioneller Verantwortung zeigen sich deutliche Defizite.
Verwaltungsentscheidungen werden nicht konsequent auf diskriminierende Wirkungen
überprüft und bestehende Vorgaben werden teilweise trotz möglicher Rechtsverstöße
aufrechterhalten. Gleichzeitig fehlt es an Sensibilisierung und fachlicher Kompetenz
innerhalb der Verwaltung, auch bei der Schulaufsicht und denSchulleitungen, was eine
angemessene Bearbeitung von Diskriminierungsfällen erschwert.

Ein weiterer zentraler Problembereich betrifft den Schutz und die Unterstützung von
betroffenen Kindern und Jugendlichen. Schulen verfügen bislang nicht über ausreichende
Schutzkonzepte oder Unterstützungsstrukturen. Gleichzeitig fehlen barrierefreie,
mehrsprachige Zugänge zu Beratung sowie unabhängige Ombudsstrukturen.

Darüber hinaus wird deutlich, dass bestimmte Formen von Diskriminierung im
Bildungssystem bislang nicht ausreichend berücksichtigt werden. So fehlt es etwa an einer
systematischen Verankerung der Geschichte und Verfolgung von Sinti*zze und Rom*nja
sowie an didaktischen Konzepten zur Auseinandersetzung mit Antiziganismus,
antiasiatischem und antipalästinensischem Rassismus. Die Überweisung von Kindern auf
Sonderschulen, die Segregation von Kindern in Containerschulen sowie die Verweigerung des
Schulbesuchs aufgrund geringer Bleibeperspektiven verstoßen gegen menschenrechtliche
Standards.

Ergänzend zeigt die Anhörung in der vierten Sitzung, dass insbesondere im Bildungs- und
Ausbildungsbereich weiterhin erhebliche Defizite in der inhaltlichen und strukturellen
Verankerung von Antidiskriminierung bestehen. Komplexe gesellschaftliche Konflikte
werden bislang nicht systematisch im Bildungssystem behandelt, wodurch sie unreflektiert in
den schulischen Alltag hineinwirken. Gleichzeitig fehlt es Lehrkräften an Handlungs-
sicherheit sowie an geeigneten Materialien und Kompetenzen, um mit diesen
Herausforderungen umzugehen.

Auch im Lehramtsstudium sind entsprechende Inhalte bislang nicht verbindlich verankert.
Darüber hinaus bestehen erhebliche Defizite in der Ausbildung und Weiterbildung von
Lehrkräften im Bereich Antisemitismus, insbesondere hinsichtlich konkreter pädagogischer
Methoden und diagnostischer Kompetenzen.

Zugleich sind Lehrpläne und Schulbücher nicht ausreichend auf eine differenzierte und
multiperspektivische Vermittlung komplexer Themen ausgerichtet. Politische Bildung ist
bislang nicht systematisch verankert und erreicht viele junge Menschen nicht ausreichend.
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, politische Bildung verbindlich zu stärken und als
zentrale Aufgabe von Schule zu definieren.

374 Prof. Dr. Christina Brüning, Wortprotokoll zur 3. Sitzung; Prof. Dr. Meron Mendel, ebd.

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/protokoll/en19-003-wp.pdf
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Auch im Umgang mit Konflikten, die sich beispielsweise aus Diskriminierungen ergeben, und
Widerständen bestehen pädagogische Defizite. Bildungsangebote stoßen teilweise auf geringe
Akzeptanz, insbesondere, wenn Themen isoliert behandelt werden. Erfolgreiche Ansätze
erfordern eine Verknüpfung verschiedener Diskriminierungsformen sowie fundiertes Wissen,
klare Haltung und geeignete Methoden.

Darüber hinaus fehlt es an klaren Verantwortungsstrukturen, an verbindlicher Zuständigkeit
sowie an langfristiger Finanzierung für Bildungs- und Präventionsarbeit. Bildungsangebote
sind häufig freiwillig organisiert und erreichen daher nicht die notwendige Breitenwirkung.

Ein weiterer zentraler Punkt ist die fehlende frühzeitige Prävention. Diskriminierende und
antisemitische Denkweisen werden bislang nicht systematisch adressiert. Gleichzeitig fehlen
Schutzmechanismen für Betroffene und Engagierte sowie eine strukturelle Absicherung
zivilgesellschaftlicher Bildungsarbeit.

Insgesamt zeigt sich, dass Antidiskriminierung im Bildungs-, Ausbildungs- und
Jugendbereich weiterhin nicht als verbindliche Strukturaufgabe umgesetzt wird. Die
bestehenden Defizite betreffen Ausbildung, Inhalte, institutionelle Verantwortung,
Ressourcen sowie Schutzstrukturen gleichermaßen.375 Aus Sicht der Linksfraktion ist daher
eine grundlegende, strukturelle Neuausrichtung erforderlich.

6.10. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

6.10.1. Lehrkräftebildung und Professionalisierung

Empfohlen wird:

 die systematische Verankerung von Wissen zu strukturellem Rassismus und
Diskriminierung in der Lehrkräftebildung sowie die Kompetenzen, mit strukturellem
Rassismus und Antisemitismus im pädagogischen Raum umzugehen

 die Einführung verpflichtender diskriminierungskritischer Fortbildungs- und
Qualifizierungsprogramme für Lehrkräfte, Verwaltung und Schulaufsicht

 die systematische Verbesserung der Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften im
Bereich Antisemitismus, Rassismus und Antidiskriminierung, einschließlich
praxisnaher Methoden und Materialien

375 Verband für Interkulturelle Arbeit (VIA) Regionalverband Berlin/Brandenburg e. V./Regionale Arbeitsstellen
für Bildung, Integration und Demokratie (RAA) e. V. (2025): Orientierungshilfe: Umgang mit Rassismus,
Antisemitismus und Diskriminierung im Schulkontext der Partnerschaften für Demokratie Friedrichshain und
Kreuzberg und der Anlauf- und Fachstelle für Diskriminierungsschutz an Schulen und Kitas in Friedrichshain
und Kreuzberg. Online unter: www.raa-berlin.de/fileadmin/user_upload/publikationen/2025_orientierungshilfe-
schule-final_auf-fk_und_kuf-fk.pdf (zuletzt abgerufen am 20. April 2026).

http://www.raa-berlin.de/fileadmin/user_upload/publikationen/2025_orientierungshilfe-schule-final_auf-fk_und_kuf-fk.pdf
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6.10.2. Abbau der strukturellen Diskriminierung im Schulsystem und die Einhaltung
menschenrechtlicher Standards

Insbesondere:

 die grundlegende Überprüfung und Reform von Selektions-, Bewertungs- und
Diagnostikverfahren im Bildungssystem

 die systematische Überprüfung von Verfahren zur Leistungsbewertung und Vergabe
von Bildungsempfehlungen durch die Schulaufsicht im Hinblick auf strukturelle
Diskriminierung

 die diskriminierungskritische Überprüfung und Reform von Diagnostik- und
Zuweisungsverfahren im Förderschulbereich durch die Bildungsverwaltung

 die Abschaffung segregierender Beschulungsformen, insbesondere von Förder- und
Vorbereitungsklassen, zugunsten einer inklusiven Pädagogik

 die Sicherstellung inklusiver Bildungsstrukturen und den diskriminierungsfreien
Zugang zu Bildung für alle Kinder

 die Beendigung der systematischen Nichtbeschulung von Kindern und Jugendlichen
mit sogenannter schlechter Bleibeperspektive

 die Sicherstellung, dass Kinder und Jugendliche in Flüchtlingsunterkünften nicht
segregiert beschult werden

 die Sicherstellung des diskriminierungsfreien Zugangs zu Bildung für Kinder ohne
gesicherten Aufenthaltsstatus

 einen Abschiebungsstopp für Kinder und Jugendliche in Kitas und Schulen
 den Verzicht auf die Abschiebung von in Deutschland geborenen Kindern und

Jugendlichen
 die vollständige Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention sowie der UN-

Kinderrechtskonvention im Bildungsbereich
 die Sicherstellung auf das Recht auf schulische Bildung sollte für jedes Kind

unabhängig von seiner Herkunft ab der Ankunft in Berlin umgesetzt werden
 Willkommensklassen sind ein Beispiel von Maßnahmen des Bildungssystems über

sachliche Gründe trotz des Anspruchs auf Gleichbehandlung ungleiche und
segregierende Parallelsysteme zu schaffen. Inklusive Beschulung für alle muss
langfristig Ziel für Berliner Schüler*innen sein.

 Der Übergang in die Sekundarstufe I sollte durch die Stärkung des Losanteils
diskriminierungsfreier und einfacher gestaltet werden -

 Außerschulische Bildungs- und Empowermentangebote in den Bereichen
Antidiskriminierung, antirassistische und inklusionssensible Bildung,
Antisemitismusprävention, queere Bildung, Armutssensibilisierung sowie Mobbing-
und Gewaltprävention sollten abgesichert und verstetigt werden.

 Einführung einer diskriminierungskritischen Folgeabschätzung bei allen Prozessen,
Projekten, Maßnahmen und Verordnungen bei der Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie376

376 Siehe u. a. Equality and Human Rights Commission (2020): Assessing impact and the equality duty: an eight
step guide. 29. Juni 2020. Online unter: www.equalityhumanrights.com/guidance/public-sector/public-sector-
equality-duty/assessing-impact-and-public-sector-equality-2 (zuletzt abgerufen am 25. April 2026).

http://www.equalityhumanrights.com/guidance/public-sector/public-sector-equality-duty/assessing-impact-and-public-sector-equality-2
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6.10.3. Beschwerdestrukturen, Schutz und Monitoring

Insbesondere:

 die Einrichtung, gesetzliche Verankerung und dauerhafte Finanzierung einer
unabhängigen Beschwerdestelle auf Landesebene mit den entsprechenden
Akteneinsichts- und Durchgriffsrechten

 Im Falle des Nichttätigwerdens der neuen Beschwerdestelle für Schulbeschäftigte
nach § 13 AGG sollen sich diese ebenfalls an die unabhängige Beschwerdestelle
wenden können.

 die Einrichtung, gesetzliche Verankerung und dauerhafte Finanzierung unabhängiger
zivilgesellschaftlicher Anlaufstellen, auch außerhalb des S-Bahn-Rings

 die systematische Erfassung, Dokumentation und Auswertung von Diskriminierung
unter Einbeziehung von Betroffenenperspektiven von unabhängigen Organisationen

 den Ausbau von Schutzkonzepten sowie niedrigschwelligen, mehrsprachigen
Unterstützungsstrukturen

 den Ausbau von Schutzmechanismen für Betroffene und Engagierte sowie die
Absicherung zivilgesellschaftlicher Bildungsarbeit

6.10.4. Curricula, Lehrmaterialien und Bildungsinhalte

Insbesondere:

 Die rassismus- und diskriminierungskritische Überarbeitung von Lehrmaterialien und
Curricula im Sinne einer multiperspektivischen und wissenschaftsbasierten Bildung
soll organisiert werden. Dabei soll die verbindliche Integration der Geschichte,
Verfolgung und Diskriminierung von Sinti*zze und Rom*nja in Lehrpläne,
Schulbücher und Lehrmaterialien erfolgen.

 Eine unabhängige Kommission zur Sichtung gängiger Schulbücher soll einberufen
werden; Schulbücher sollen rassismus- und antisemitismuskritisch geprüft werden.

 Der Bereich der kritischen Medienbildung sollte besonders gestärkt werden.
 Politische Bildung an Berliner Schulen sollte gestärkt und verbindlich verankert

werden. Kooperationen zwischen Schulen und außerschulischen Trägern sollten durch
eine auskömmlich finanzierte Koordinierungsstelle unterstützt werden.

 Außerschulische Lernorte und Träger*innen der politischen Bildung sollten durch
längerfristige Förderung verlässlich und planungssicher abgesichert werden.

 Die Berliner Landeszentrale für politische Bildung sollte als zentrale Akteurin von der
frühkindlichen bis zur Erwachsenenbildung gestärkt, in ihrer Unabhängigkeit
geschützt und finanziell abgesichert werden.

6.10.5. Pädagogische Praxis, Diskurs und Prävention

Insbesondere:

 Pädagogische Konzepte zum Umgang mit Diskriminierung, Polarisierung und
gesellschaftlichen Spannungen sollen entwickelt werden.
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 Die frühzeitige präventive Bildungsarbeit gegen Antisemitismus und Diskriminierung
soll verankert werden.

 Geschützte Räume für diskriminierungskritische Auseinandersetzung und
multiperspektivischen Austausch sollen geschaffen werden.

 Bildungsansätze, die Konkurrenznarrative zwischen von Antisemitismus und von
Rassismus betroffenen Gruppen aktiv zurückweisen, sollen entwickelt werden.

 Traditionelle Formen des Antisemitismus sollen in der Bildungsarbeit berücksichtigt
werden

6.10.6. Governance, Ressourcen und Verwaltung

Insbesondere:

 Die Integration von Antidiskriminierung in alle zentralen Steuerungsprozesse soll
verbindlich verankert werden.

 Antidiskriminierungsarbeit soll durch ausreichende Ressourcen und langfristige
Finanzierung strukturell abgesichert werden.

 Klare Verantwortungsstrukturen und Zuständigkeiten sollen eingeführt werden.
 Verbindliche Qualitätsstandards für Antidiskriminierungsarbeit sollen eingeführt und

etabliert werden.
 Verbindliche Zeitkontingente für Antidiskriminierungsarbeit sollen eingeführt werden.
 Schulen und Hochschulen sollen als Orte der Bildung, Reflexion und des offenen

Diskurses gestärkt werden. Anstatt eines zunehmend sicherheitspolitischen Ansatzes
im Bereich Schule und Bildung in pädagogischen Räumen und
Verantwortungsverlagerung der Gesellschaft gegenüber jungen Menschen auf die
Polizei müssen pädagogische, diskriminierungskritische Ansätze im Vordergrund
stehen.

 Die Stelle der Antidiskriminierungs- sowie Mobbingbeauftragten der Bildungs-
verwaltung müssen inhaltlich anders ausgerichtet (keine Beratung mehr, sondern
Fachstelle für institutionelle Veränderungsprozesse und Unterstützung der
Querschnittsaufgabe Antidiskriminierung bei der Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie) und für neue Aufgaben gestärkt werden.

 Die Zuständigkeit des*der Antidiskriminierungsbeauftragten sollte entsprechend im
Bereich der diskriminierungssensiblen Organisationsentwicklung innerhalb des
Zuständigkeitsbereichs der Bildungsverwaltung verankert werden.

 Dazu gehören die diskriminierungskritische Umgestaltung der Verordnungen im
Zuständigkeitsbereich der Bildungsverwaltung.

 Der*die Antidiskriminierungsbeauftragte sollte auf Bezirksebene durch unterstellte
bezirkliche Stellen unterstützt werden, die als Anlaufstellen für Schulentwicklung
dienen und mit Bildungs- und Antidiskriminierungsträger*innen sowie Schüler*innen
und Elternvertretungen zusammenarbeiten.

6.10.7. Mehrsprachigkeit und Sprachbildung fördern

Insbesondere:

 Mehrsprachigkeit sollte als wertvolle Kompetenz gefördert werden.
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 Der erstsprachliche Unterricht an Berliner Schulen sollte bedarfsgerecht weiter
ausgebaut werden, insbesondere auch an weiterführenden Schulen.

 Das Angebot der Staatlichen Europa-Schule sollte um weitere Standorte und Sprachen
erweitert werden, vor allem im Ostteil der Stadt.

 Die Schaffung eines deutsch-arabischen oder deutsch-kurdischen Schulzweigs sollte
geprüft werden.

 Die Liste der in Berlin zu erlernenden Fremdsprachen sollte erweitert werden, unter
anderem um Arabisch und Kurdisch.

 Der Prozess der Anerkennung bereits vorhandener Fremdsprachenkompetenzen von
Schüler*innen sollte erleichtert werden.

7. Wissenschaft

7.1. Antidiskriminierungsarbeit an den Hochschulen

Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen zeigen, dass Positionen gegen geschlechtliche
Vielfalt, Rassismuskritik, Gender Studies und Antidiskriminierungsarbeit zunehmend an
Einfluss gewinnen. Ein solcher Backlash gefährdet nicht nur bestehende Strukturen, sondern
stellt auch demokratische Grundwerte wie Vielfalt und Menschenrechte infrage. Die
zunehmende Normalisierung diskriminierender und antidemokratischer Rhetorik droht
zudem, gesellschaftliche Fortschritte und die Errungenschaften der Antidiskriminierungs- und
Diversitätsarbeit an Hochschulen zu untergraben.

Hochschulen haben den gesetzlichen Auftrag, das Grundrecht auf Bildung für alle Menschen
unabhängig von Geschlecht, Behinderung, Religion oder Herkunft zu gewährleisten. Um
diesem Auftrag gerecht zu werden, müssen Antidiskriminierungsstrukturen an Hochschulen
mit einem intersektionalen, horizontalen Ansatz gesichert und ausgebaut werden.377 In den
vergangenen Jahren wurden unter teils prekären Bedingungen Beratungs- und Beschwerde-
stellen, Richtlinien und Schutzkonzepte aufgebaut, die Betroffene unterstützen und zugleich
ein klares Zeichen gegen Diskriminierung setzen. Diese Strukturen müssen verteidigt und
weiterentwickelt werden, um die demokratische Kultur an Hochschulen zu stärken.

Dafür braucht es neben einem klaren Bekenntnis zu demokratischen Grundwerten und
Vielfalt auch eine angemessene finanzielle Ausstattung der Antidiskriminierungsarbeit,
unabhängig von politischen Mehrheiten. Diese Arbeit muss intersektional ausgerichtet sein
und die Chancengerechtigkeit gesellschaftlich marginalisierter Gruppen stärken. Zugleich ist
die Solidarität zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Wissenschaftler*innen und
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen auszubauen. Wissenschafts- und Kunstfreiheit müssen
vor ideologischer Einflussnahme geschützt und als demokratische Grundprinzipien gesichert
werden.

377 Technische Universität Berlin/Zentraleinrichtung Wissenschaftliche Weiterbildung und Kooperation/ZIFG (o.
J.): Statement: Für die konsequente Verfolgung eines horizontalen Ansatzes in der Antidiskriminierungs- und
Diversitätsarbeit an Hochschulen! Online unter:
www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-
Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf (zuletzt abgerufen am 24. April 2026).

http://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf
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7.2. Antisemitismus und Rassismus an Hochschulen

Seit dem Ausbruch des Gaza-Kriegs ist in Deutschland ein deutlicher Anstieg von
Protestaktionen zu verzeichnen. Der Umgang mit Positionen an Hochschulen, auf
Demonstrationen, in den sozialen Medien und in der öffentlichen Debatte wird viel diskutiert
und sorgt für Unruhe. Die Antisemitismusvorwürfe, die sich gegen ein junges, linkes und
akademisches Milieu richten, greifen jedoch oft zu kurz. Diese Gruppe gilt vielmehr als
vergleichsweise wenig antisemitisch eingestellt und ist eher durch eine ausgeprägte pro-
palästinensische Haltung geprägt. Solche Positionen sind nicht automatisch mit traditionellem
Antisemitismus gleichzusetzen.378

Allerdings bedeutet das nicht, dass Antisemitismus nicht existiert. Jüdisch gelesene Menschen
und Veranstaltungen, die sich mit israelischer Politik befassen, werden immer wieder
Gegenstand von Angriffen. Antisemitismus ist auch auf institutioneller Ebene anzugehen.
Deswegen muss es nicht nur nachhaltige Antidiskriminierungsstrukturen geben, sondern auch
wissenschaftliche Forschung und Begleitung dieser Arbeit, und Forschung zu institutionellem
Rassismus und Antisemitismus.

Gleichzeitig müssen die Universitäten offen für Diskussion, Austausch und Lernen bleiben,
wo Studierende über kontroverse Themen reden können und den Raum haben, Erkenntnisse
zu gewinnen. Allerdings zeigt sich eine Versicherheitlichung der Bekämpfung des
Antisemitismus im Diskurs, wo oft eine offene Debatte über den Nahostkonflikt verhindert
wird. Positionen, die sich kritisch mit der israelischen Regierungspolitik und solidarisch mit
der notleidenden palästinensischen Bevölkerung befassen, werden häufig delegitimiert.

7.3. Wissenschaftsfreiheit

Viele Menschen in den Hochschul-Communitys befürchten, dass kontroverse Themen oder
Proteste als Gewalt, Gewaltandrohung oder Sicherheitsgefahr eingestuft werden. Dadurch
würden Wissenschafts-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit ebenso eingeschränkt wie das
Recht auf freie Wahl von Beruf und Ausbildungsstätte. Besonders problematisch ist, dass
solche weitreichenden Eingriffe hochschulinternen Gremien übertragen werden sollen,
obwohl nicht zu erwarten ist, dass diese eine verfassungskonforme und rechtsstaatlich
belastbare Anwendung sicherstellen können.

Eine solche repressiv ausgerichtete Versicherheitlichung überfordert die Hochschulen,
beeinträchtigt ihre Kernaufgaben in Lehre und Forschung und erhöht das Risiko, dass
oppositionelle Positionen über Ordnungs- und Sicherheitsrecht zum Schweigen gebracht
werden. Zugleich werden demokratische Gremienstrukturen geschwächt und die Hochschulen
anfälliger für politische Einflussnahmen von außen.

Der Menschenrechtskommissar des Europarats Michael O'Flaherty führte in seinem
Memorandum aus: „Besonders deutlich wurden Einschränkungen der Meinungsfreiheit an
Universitäten, wo mehrere Einrichtungen akademische Veranstaltungen mit Bezug zu
Palästina teils stark eingeschränkt oder ganz untersagt haben, indem sie

378 Helbling und Traunmüller (2024): “Wie tickt Deutschland?“: Antisemitismus, Antizionismus und pro-
palästinensische Einstellungen in Deutschland. Online unter: https://www.uni-mannheim.de/news/gip-policy-
brief-2-24/ (zuletzt abgerufen am 24. April 2026)

https://www.uni-mannheim.de/news/gip-policy-brief-2-24/
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Präsenzveranstaltungen verhinderten und zahlreiche Polizeikräfte einsetzten, unter Berufung
auf Sicherheits- und Polarisierungsbedenken. Generell wird berichtet, dass
Veranstaltungsabsagen, Entzug von Veranstaltungsorten und Disziplinarmaßnahmen gegen
Studierende und Mitarbeitende die akademische Debatte beeinträchtigen und zu Selbstzensur
innerhalb der Universitäten geführt haben.“379

7.4. Partizipative Strukturen

Stattdessen sollten innerhalb der Hochschulen partizipative Strukturen der Diversitäts- und
Antidiskriminierungsarbeit gestärkt werden. Antisemitismusprävention muss dabei als
integraler Bestandteil verankert werden. Erforderlich sind autonome Instanzen, klare
Zuständigkeiten für Beschwerden und belastbare Antidiskriminierungsstellen innerhalb der
Hochschulen. Ergänzend sollte ein Netz aus Beratungs- und Schiedsstellen außerhalb der
Hochschulen aufgebaut und gestärkt werden. Workshops, Webinare sowie Handreichungen
und Hintergrundpapiere bleiben dabei wichtige Bausteine. Rechtliche Klärungen müssen vor
ordentlichen Gerichten erfolgen und dürfen nicht hochschulinternen Gremien überlassen
werden.380

Die bisherige Ausgestaltung der Hochschulpolitik in Berlin führt dazu, dass rassismus- und
antisemitismuskritische Forschung sowie intersektionale Studienstrukturen nicht verbindlich
und nachhaltig abgesichert sind. Solange diese Bereiche im Wesentlichen der Hochschul-
autonomie, themenoffenen Förderlogiken oder allgemeinen Globalzuschüssen überlassen
werden, bleiben entsprechende Forschungs- und Lehrangebote punktuell, prekär und vom
Engagement einzelner Akteur*innen abhängig. Damit zeigt sich ein strukturelles Defizit
politischer Steuerung: Zentrale gesellschaftspolitische Herausforderungen werden nicht
systematisch bearbeitet, obwohl ihre institutionelle Verankerung für Diskriminierungsfreiheit,
Chancengleichheit und demokratische Verantwortung wesentlich ist.

7.5. Ausbau von Forschung, Lehre und Transfer

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass allgemeine Diversitätsziele nicht ausreichen, um
die bestehenden Lücken zu schließen. Erforderlich ist vielmehr eine aktive politische
Steuerung, die konkrete strukturelle Entwicklungen verbindlich vorgibt und diese mit
Ressourcen, Zeitvorgaben und Evaluationsmechanismen hinterlegt. Dazu gehört insbesondere
der systematische Aufbau von Professuren, Studiengängen, Forschungsverbünden und
Transferstrukturen in den Bereichen rassismus- und antisemitismuskritischer Forschung sowie
intersektionaler Perspektiven. Ein Beispiel der Good Practice ist dabei die schrittweise
Institutionalisierung von Black Studies, insbesondere von „Intersectional Black European
Studies“, als eigenständigem transdisziplinärem Feld. Ziel ist die nachhaltige Verankerung

379 Menschenrechtskommissar des Europarats (2026): Memorandum zum Besuch des
Menschenrechtskommissars in Deutschland vom 13. bis 17. Oktober 2025. Straßburg, 11. März 2026 CommHR
(2026)19. Online unter: https://rm.coe.int/memorandum-zum-besuch-des-menschenrechtskommissars-in-
deutschland-vom-/48802b5f90 (zuletzt abgerufen am 20. April 2026).
380 Bundesweites Netzwerk Antidiskriminierung an Hochschulen (14. Februar 2025): Statement zur
Bundestagswahl des bundesweiten Netzwerkes Antidiskriminierung an Hochschulen. Online unter:
https://www.uni-marburg.de/de/universitaet/administration/verwaltung/stabsstellen/adis/netzwerk-
antidiskriminierung/2025_statement-bundestagwahl-netzwerk-antidiskriminierung-an-hs_barrierefrei-1.pdf
(zuletzt abgerufen am 20. April 2026).

https://rm.coe.int/memorandum-zum-besuch-des-menschenrechtskommissars-in-deutschland-vom-/48802b5f90
https://www.uni-marburg.de/de/universitaet/administration/verwaltung/stabsstellen/adis/netzwerk-antidiskriminierung/2025_statement-bundestagwahl-netzwerk-antidiskriminierung-an-hs_barrierefrei-1.pdf
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von Forschung und Lehre zu Schwarzsein, Schwarzem Europa und Anti-Schwarzem
Rassismus sowie die systematische Anerkennung und Integration Schwarzer Wissens-
produktionen.

Dass eine solche institutionelle Verankerung bislang nicht erreicht wurde, zeigt sich auch im
Rückblick auf die erste UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft (2015–2024). Die
zweite UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft (2025–2034) eröffnet daher ein
erneutes politisches Handlungsfenster, um diese Defizite verbindlich zu überwinden. Die
Institutionalisierung von Black Studies und intersektionaler Rassismusforschung ist in diesem
Zusammenhang nicht nur hochschulpolitisch relevant, sondern auch als Beitrag zur
Umsetzung transnationaler Verpflichtungen zu verstehen. Zugleich wird deutlich, dass das
Verhältnis von Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie einerseits und der
demokratischen Verpflichtung zur Herstellung von Diskriminierungsfreiheit und
Chancengleichheit andererseits nicht als Widerspruch behandelt werden darf, sondern als
politische Verantwortung zu gestalten ist.

Darüber hinaus wird hervorgehoben, dass auch dekoloniale Perspektiven und
Wissensproduktionen marginalisierter Gruppen bislang nicht ausreichend als Bestandteil
wissenschaftlicher Qualität anerkannt und in Forschung, Lehre und Transfer integriert sind.
Hochschulen stehen damit vor der Aufgabe, epistemische Ausschlüsse systematisch
abzubauen und entsprechende Wissensbestände strukturell zu fördern. Insgesamt wird
deutlich, dass die Institutionalisierung dieser Forschungs- und Lehrbereiche keine optionale
Ergänzung darstellt, sondern eine Voraussetzung für wissenschaftliche Exzellenz,
gesellschaftliche Relevanz und demokratische Verantwortung. Sie muss daher als
verbindliche Leitungs- und Steuerungsaufgabe zwischen Land und Hochschulen ausgestaltet
werden.

7.6. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

7.6.1. Antidiskriminierungsstrukturen an Hochschulen sichern und ausbauen

Empfohlen wird:

 bestehende Antidiskriminierungsstrukturen verteidigen und mit ausreichenden
finanziellen Ressourcen weiterentwickeln, um die demokratischen Strukturen an
Hochschulen zu stärken; Bereitstellung von Ressourcen  nicht nur für Aktivitäten der
Antidiskriminierungsstrukturen, sondern auch für Monitoring und Evaluierung

 partizipative Strukturen der Diversitäts- und Antidiskriminierungsarbeit stärken
 autonome Instanzen, klare Zuständigkeiten für Beschwerden und belastbare

Antidiskriminierungsstellen innerhalb der Hochschulen schaffen beziehungsweise
absichern

 ein Netz aus Beratungs- und Schiedsstellen außerhalb der Hochschulen aufbauen und
stärken

 stärker in eine integrierte Struktur der Gleichstellungs-, Diversitäts- und
Antidiskriminierungsarbeit mit horizontalem Ansatz an Berliner Hochschulen
investieren381

381 Technische Universität Berlin/Zentraleinrichtung Wissenschaftliche Weiterbildung und Kooperation/ZIFG
(o. J.): Statement: Für die konsequente Verfolgung eines horizontalen Ansatzes in der Antidiskriminierungs- und

http://www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf
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7.6.2. Finanzierung, institutionelle Absicherung und Zusammenarbeit

Insbesondere:

 die Antidiskriminierungsarbeit an Hochschulen unabhängig von politischen
Mehrheiten angemessen finanziell ausstatten

 Beratungs- und Beschwerdestellen, Richtlinien und Schutzkonzepte an Hochschulen
dauerhaft und verlässlich absichern

 die Zusammenarbeit und Solidarität zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen,
Wissenschaftler*innen und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen ausbauen

 die Institutionalisierung rassismus- und antisemitismuskritischer Forschung sowie
intersektionaler Studienstrukturen verbindlich über die Hochschulverträge steuern und
absichern

 rassismus- und antisemitismuskritische Forschung sowie intersektionale Perspektiven
als strategische Entwicklungsziele in den Hochschulverträgen festschreiben

 diese Entwicklungsziele mit klaren Ressourcen, Zeitvorgaben und
Evaluationsmechanismen hinterlegen

 die Institutionalisierung dieser Forschungs- und Lehrbereiche als verbindliche
Leitungs- und Steuerungsaufgabe zwischen Land und Hochschulen ausgestalten

 eine aktive politische Steuerung entwickeln, die über allgemeine Diversitätsziele
hinausgeht und konkrete strukturelle Entwicklungen verbindlich vorgibt

 das Spannungsverhältnis zwischen Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie
einerseits sowie der demokratischen Verpflichtung zur Herstellung von
Diskriminierungsfreiheit und Chancengleichheit andererseits als politische
Verantwortung gestalten

7.6.3. Intersektionalität, Chancengerechtigkeit und Schutz marginalisierter Gruppen

Insbesondere:

 Antidiskriminierungsarbeit intersektional und gezielt auf die Stärkung der
Chancengerechtigkeit gesellschaftlich marginalisierter Gruppen ausrichten

 das Bildungsangebot und die institutionellen Strukturen so ausgestalten, dass das
Grundrecht auf Bildung unabhängig von Geschlecht, Behinderung, Religion oder
Herkunft gewährleistet wird

 rassismus- und antisemitismuskritische Forschung institutionalisieren und
Wissensproduktionen marginalisierter Gruppen anerkennen und fördern

 institutionellen Antisemitismus an Hochschulen systematisch erfassen, forschen,
analysieren und bekämpfen

 dekoloniale Perspektiven institutionell verankern
 Wissensproduktionen marginalisierter Gruppen als integralen Bestandteil

wissenschaftlicher Qualität anerkennen
 Hochschulen sollten epistemische Ausschlüsse abbauen und entsprechende

Wissensbestände systematisch fördern sowie in Forschung, Lehre und Transfer
integrieren.

Diversitätsarbeit an Hochschulen! Online unter:
www.static.tu.berlin/fileadmin/www/10002035/zifg/Dokumente/Appell_Horizontaler_Ansatz_in_AD-
Arbeit_an_Hochschulen_fuer_Homepage.pdf (zuletzt abgerufen am 24. April 2026).
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 ein spezifisches Förderprogramm analog zum Berliner Chancengleichheitsprogramm
entwickeln, das gezielt die strukturelle Verankerung rassismus- und
antisemitismuskritischer Forschung sowie die Förderung von Wissenschaftler*innen
adressiert, die negativ von Rassismus und Antisemitismus betroffen sind

7.6.4. Wissenschafts-, Kunst-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit schützen

Insbesondere:

 Wissenschafts- und Kunstfreiheit vor ideologischer Einflussnahme schützen und
institutionell absichern

 Maßnahmen unterlassen, die Wissenschafts-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit
sowie das Recht auf freie Wahl von Beruf und Ausbildungsstätte unverhältnismäßig
einschränken

 verhindern, dass kontroverse Themen oder Protestformen pauschal als Gewalt,
Gewaltandrohung oder Sicherheitsgefahr eingestuft werden

 Akademische Veranstaltungen mit Bezug zu Palästina sollen nicht pauschal aus
Sicherheits- oder Polarisierungsgründen eingeschränkt oder untersagt werden.

 Veranstaltungsabsagen, den Entzug von Veranstaltungsorten und Disziplinar-
maßnahmen nicht in einer Weise einsetzen, die akademische Debatten beeinträchtigt
oder Selbstzensur fördert

 ein Umfeld fördern, das vielfältigen Ansichten, offenen Debatten und Diskussionen
zuträglich ist; dafür inklusive Konsultationsprozesse nutzen

7.6.5. Offene Debatte, Nahostkonflikt und Umgang mit Antisemitismusvorwürfen

Insbesondere:

 Schutz jüdischer Menschen an Hochschulen vor verbalen Angriffen und Gewalt
 Antisemitismusvorwürfe gegenüber jungen, linken und akademischen Milieus

differenziert prüfen und keine pauschalen Zuschreibungen vornehmen
 sicherstellen, dass die Bekämpfung von Antisemitismus nicht zu einer

Versicherheitlichung führt, die offene Debatten über den Nahostkonflikt verhindert
 von pauschalen Verboten von Ausdrucksformen absehen, die sich auf die

palästinensische Bevölkerung und ihr Engagement für einen eigenen Staat beziehen,
klar zwischen legitimer Meinungsäußerung und Antisemitismus unterscheiden und
Verbote nur auf Grundlage einer Einzelfallprüfung treffen

 sicherstellen, dass die IHRA-Arbeitsdefinition von Antisemitismus nicht
fehlinterpretiert wird, um Meinungsfreiheit und legitime Kritik an der israelischen
Regierungspolitik zu unterdrücken

 Maßnahmen gegen negative Stereotypen gegenüber Juden und Jüdinnen,
Muslim*innen, Palästinenser*innen und Araber*innen ergreifen
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7.6.6. Forschung, wissenschaftliche Begleitung und Wissensproduktion

Insbesondere:

 nachhaltige Antidiskriminierungsstrukturen aufbauen sowie wissenschaftliche
Forschung und Begleitung zu institutionellem Rassismus und Antisemitismus fördern

 Antidiskriminierungsarbeit an Hochschulen sollte wissenschaftlich begleitet und
regelmäßig evaluiert werden.

 Hochschulen sollten Daten zu Diskriminierungsfällen, Beschwerdewegen und
institutionellen Barrieren systematisch erheben und auswerten.

 Die Weiterentwicklung von Antidiskriminierungsstrukturen sollte forschungsbasiert,
partizipativ und hochschulöffentlich nachvollziehbar erfolgen.

 Wissenschaftliche Begleitung sollte nicht nur Einzelfälle betrachten, sondern auch
institutionelle Wirkung, Erreichbarkeit, Schutzlücken und Wirksamkeit von
Maßnahmen überprüfen.

 Workshops, Webinare sowie Handreichungen und Hintergrundpapiere zur
Antidiskriminierungsarbeit und Antisemitismusprävention ausbauen und dauerhaft
anbieten

 den systematischen Aufbau von Professuren, Studiengängen, Forschungsverbünden
und Transferstrukturen in den Bereichen rassismus- und antisemitismuskritische
Forschung sowie intersektionale Studien vorantreiben

 Black Studies, insbesondere „Intersectional Black European Studies“, schrittweise als
eigenständiges transdisziplinäres Feld institutionalisieren

 Forschung und Lehre zu Schwarzsein, Schwarzem Europa und Anti-Schwarzem
Rassismus nachhaltig verankern

 schwarze Wissensproduktionen systematisch anerkennen und integrieren
 entsprechende Studienprogramme im Bereich Black Studies aufbauen
 dauerhaft finanzierte Professuren und Forschungsstrukturen, etwa in Form von

Zentren mit klarer personeller und organisatorischer Ausstattung, einrichten
 bestehende empirische und zivilgesellschaftliche Wissensbestände, insbesondere aus

dem Wissensnetzwerk Rassismusforschung (WinRa) sowie aus Studien wie dem
AFROZENSUS, systematisch in die Ausgestaltung, Umsetzung und Evaluation
entsprechender Maßnahmen einbeziehen

 die Institutionalisierung von Black Studies und intersektionaler Rassismusforschung
als Beitrag zur Umsetzung transnationaler Verpflichtungen verstehen und
entsprechend ausgestalten

 die zweite UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft (2025–2034) verbindlich
nutzen, um die bestehenden strukturellen Defizite zu überwinden

7.6.7. Demokratische Hochschulstrukturen und Schutz vor politischer Einflussnahme

Insbesondere:

 demokratische Gremienstrukturen stärken und Hochschulen vor politischer
Einflussnahme von außen schützen

 weitreichende Grundrechtseingriffe nicht hochschulinternen Gremien übertragen
 sicherstellen, dass rechtliche Klärungen vor ordentlichen Gerichten erfolgen und nicht

hochschulinternen Gremien überlassen werden
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7.6.8. Grundsätzliche Stärkung demokratischer Werte an Hochschulen

Insbesondere:

 Maßnahmen ergreifen, um geschlechtliche Vielfalt, Rassismuskritik,
Antisemitismuskritik, Gender Studies und Antidiskriminierungsarbeit institutionell zu
schützen und zu stärken

 bestehende Antidiskriminierungs- und Diversitätsstrukturen gegen politische und
gesellschaftliche Rückschritte absichern

 Strategien gegen diskriminierende und antidemokratische Rhetorik entwickeln und die
Errungenschaften der Antidiskriminierungs- und Diversitätsarbeit aktiv verteidigen

 ein klares Bekenntnis zu demokratischen Grundwerten und Vielfalt institutionell
absichern

7.6. 9. Antisemitismus- und Rassismusprävention als Teil der Hochschulpolitik

Insbesondere:

 Antisemitismusprävention als integralen Bestandteil der Diversitäts- und
Antidiskriminierungsarbeit verankern

 Räume für offene Diskussion, Austausch und Lernen zu kontroversen Themen sichern
und ausbauen

8. Arbeit

8.1. Überblick

In diesem Abschnitt möchte die Linksfraktion auf die prekäre und gefährliche Lage der
Beschäftigten im Gesundheitsbereich, der Plattformarbeit sowie anderen wichtigen Sektoren
aufmerksam machen. Viele von ihnen sind Migrant*innen und/oder Menschen mit
Rassismuserfahrung, die auf dem Arbeitsmarkt in besonderer Weise verschiedenen Formen
von Diskriminierung ausgesetzt sind.

Die Probleme beginnen häufig schon bei der Anwerbung im Ausland. Menschen werden für
Tätigkeiten in der Gastronomie, der Baubranche oder der Pflege nach Deutschland geholt und
mit Versprechen auf gute Unterbringung, faire Bezahlung, regelmäßige Gehaltszahlungen
oder kostenfreie Verpflegung angeworben. Wenn sie hier ankommen, werden sie mit der
Realität konfrontiert, die oft ganz anders aussieht. Es bestehen plötzlich Schulden, die durch
die Anwerbung entstanden seien. Die Unterkünfte sind schlecht und überteuert, es wird
weniger Lohn gezahlt. Die Zahlung erfolgt verspätet oder gar nicht. Es besteht ein starkes
Abhängigkeitsverhältnis zu den Vermittlungsagenturen oder Arbeitgeber*innen.382

Gerade für migrantische Beschäftigte und Menschen mit Rassismuserfahrung, die auf dem
Arbeitsmarkt besonders vulnerabel sind, führt Widerspruch gegen diese Zustände häufig

382Gangarova, T., Kechout, J. & Vogt, H. (2025): “I’d like five of them”: the racialization and commodification
of internationally recruited nurses in the German healthcare sector. Frontiers in Sociology. Online unter:
https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1646906/full (zuletzt aufgerufen am
20. April 2026).

https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1646906/full
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unmittelbar zur Kündigung und zum Verlust der Unterkunft. Damit wird die Durchsetzung
arbeitsrechtlicher Ansprüche in der Praxis massiv erschwert oder ganz verhindert. Diese
regelmäßig auftretenden Missstände haben sich zu festen Strukturen entwickelt, durch die
unschuldige Menschen in Arbeitsverhältnisse gelockt werden, die gegen deutsches Recht
verstoßen. Sie spiegeln ein strukturelles Problem wider, das nach der Rechtslage in
Deutschland eindeutige Anzeichen für Menschenhandel i. S. d. § 232 StGB aufweist.

8.2. Beratungsstrukturen und Rechtsdurchsetzung

Für viele dieser Menschen sind die Beratungsstrukturen schwer erreichbar. All diese
arbeitsrechtlichen Verstöße treffen dann auf eine Beratungsstruktur, die für die Zielgruppe
nicht gut nutzbar ist. Prekär Beschäftigte haben einen schlechteren Zugang zur Durchsetzung
ihrer Rechte. Sie werden schlecht von Gewerkschaften erreicht. Sie kennen
Beratungsstrukturen nicht und/oder haben keine finanziellen Mittel für eine anwaltliche
Vertretung.

In der Rechtsdurchsetzung vor dem Arbeitsgericht müssen die Ratsuchenden die Anwalts-
und Dolmetschkosten häufig selbst tragen. Das Instrument der Prozesskostenhilfe ist in der
Anwendung auch schwierig. Zum einen lassen sich hiermit kaum Anwält*innen finden, zum
anderen erhöht die Rückzahlungspflicht der Prozesskostenhilfe das eigene finanzielle Risiko.
Die komplexen Gerichtsverfahren erhöhen jedoch die Notwendigkeit einer anwaltlichen
Vertretung. Dies führt dazu, dass die Rechte der Ratsuchenden nicht umgesetzt werden und
damit die Struktur der Ausbeutung und strukturellen Benachteiligung gestärkt wird.
Andererseits haben die nicht konformen Arbeitgeber*innen nichts zu befürchten, wenn sie die
Arbeitsrechte der Beschäftigten verletzen. Aus der Beratungserfahrung, die in den
Anhörungen geschildert wurde, ging hervor, dass dies keinesfalls Einzelfälle sind, sondern
eine gewisse Systematik dahintersteckt.

Auch jenseits dieser besonders drastischen Formen der Ausbeutung zeigt sich, wie tief
Diskriminierung im Arbeitsmarkt verankert ist. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
verzeichnete im Jahr 2024 über 11.000 Anfragen. Das sind mehr als doppelt so viele wie im
Jahr 2019. Rassistische Diskriminierung ist weiterhin die am häufigsten gemeldete Form,
gefolgt von Diskriminierung aufgrund einer Behinderung oder chronischen Erkrankung, dann
kommen Geschlecht und geschlechtliche Identität.383 Besonders relevant für uns ist, dass jeder
dritte Fall von Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt  auf Rassismus zurückzuführen ist. Das
verdeutlicht, dass Menschen mit Rassismuserfahrung auf dem Arbeitsmarkt besonders
vulnerabel sind und Diskriminierung dort strukturell produziert wird. Sie zeigt sich in
diskriminierenden Einstellungsverfahren, in prekären oder befristeten Vertragsformen, in
ungleichen Arbeitsbedingungen, in fehlenden Möglichkeiten flexibler Arbeitszeitgestaltung
oder von Homeoffice sowie in Macht- und Entscheidungsstrukturen, die Benachteiligung
fortschreiben.

Vor diesem Hintergrund ist es unabdingbar, dass Landesmindestlohn und
Vergabemindestlohn auf gleicher Höhe liegen müssen. Beide müssen so ausgestaltet sein,

383 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2026): Wie Deutschland Diskriminierung erlebt. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/soep_auswertun
g.pdf  (zuletzt aufgerufen am 25. April 2026); Mediendienst Immigration. (2026): Rassismus am Arbeitsmarkt.
16. März 2026. Online unter: https://mediendienst-integration.de/rassismus-und-antisemitismus/rassismus-in-
deutschland/rassismus-am-arbeitsmarkt/Arbeitsmarkt (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/soep_auswertung.pdf
https://mediendienst-integration.de/rassismus-und-antisemitismus/rassismus-in-deutschland/rassismus-am-arbeitsmarkt/Arbeitsmarkt
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dass sie vor Armut schützen und auch im Alter ein Leben oberhalb der Grundsicherung
ermöglichen. Die Mindestvergütung soll regelmäßig an die allgemeine Lohnentwicklung
angepasst werden; deshalb sollen Landes- und Vergabemindestlohn an die Eingangsstufe des
TV-L gekoppelt werden. Gerade weil Menschen mit Rassismuserfahrung auf dem
Arbeitsmarkt besonders vulnerabel sind und überdurchschnittlich häufig in niedrig entlohnten
und prekären Beschäftigungsverhältnissen arbeiten, ist eine armutsfeste Untergrenze von
zentraler Bedeutung. Hinzu kommt die Forderung nach einer Bundesratsinitiative, damit auch
Beschäftigte in Werkstätten für Behinderte Anspruch auf den Mindestlohn erhalten, ohne dass
die Träger mit den zusätzlichen Kosten allein gelassen werden.

8.3. Tarifbindung

Ebenso zentral ist die Stärkung der Tarifbindung. Die europäische Mindestlohnrichtlinie
verpflichtet Deutschland, einen Aktionsplan zur Stärkung der Tarifbindung vorzulegen. Auch
das Land Berlin muss im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu beitragen, tarifgebundene
Beschäftigung auszuweiten. Menschen mit Rassismuserfahrung sind auf dem Arbeitsmarkt
besonders vulnerabel, weil sie häufiger in schlecht abgesicherten Arbeitsverhältnissen
beschäftigt sind und seltener von tariflichen Schutzstandards profitieren. Umso wichtiger ist
es, Tariftreue bei der öffentlichen Vergabe konsequent durchzusetzen und ihre Einhaltung
wirksam zu kontrollieren. Freie Träger und Zuwendungsempfänger*innen müssen zur
Bezahlung nach Tarif verpflichtet und entsprechend refinanziert werden. Auch in der
Wirtschaftsförderung muss tarifliche Bezahlung wieder als Förderkriterium gelten.
Schließlich muss die Möglichkeit, Tarifverträge auf Landesebene für allgemeinverbindlich zu
erklären, konsequent genutzt werden.

Besonders deutlich zeigen sich die Probleme im Bereich der Plattformarbeit. Fast sechs
Prozent der Menschen in Deutschland erzielen ihr Haupteinkommen über digitale
Plattformarbeit, etwa von Uber, Lieferando und anderen Anbieter*innen. In Berlin ist diese
Arbeitsform besonders verbreitet. Sie ist häufig geprägt von Scheinselbstständigkeit,
unseriösen Subunternehmen und einer brutalen Arbeitssteuerung über Algorithmen. Gerade
hier sind Menschen mit Rassismuserfahrung auf dem Arbeitsmarkt besonders vulnerabel, weil
sie überproportional in schlecht abgesicherten, unsichtbaren und austauschbaren
Beschäftigungsverhältnissen landen. Deshalb fordert die Linksfraktion eine konsequente
Umsetzung der EU-Plattformarbeitsrichtlinie in Bundesrecht. Notwendig sind insbesondere
ein Direktanstellungsgebot für plattformbasierte Lieferdienste und eine Generalunternehmer-
haftung für alle Plattformen. Auf Berliner Ebene müssen durch verstärkte Kontrollen
Schwarzarbeit, Mindestlohnverstöße und mangelhafter Arbeitsschutz wirksam bekämpft
werden.

8.4. Nachweisgesetz

Auch die Durchsetzung des Nachweisgesetzes ist in diesem Zusammenhang von großer
Bedeutung. Arbeitnehmer*innen haben Anspruch auf einen schriftlichen Arbeitsvertrag, aus
dem klar hervorgeht, wer ihr Arbeitgeber ist und unter welchen Bedingungen gearbeitet wird.
Fehlt diese Transparenz, wird die Durchsetzung eigener Rechte erheblich erschwert. Gerade
in prekären Bereichen und in der Plattformarbeit wird das Nachweisgesetz jedoch häufig
missachtet. Für Menschen mit Rassismuserfahrung, die auf dem Arbeitsmarkt besonders
vulnerabel sind, verschärft sich dadurch die ohnehin bestehende Rechtsunsicherheit. Das
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Land Berlin könnte hier einschreiten und Bußgelder gegen Arbeitgeber*innen verhängen,
macht davon bislang aber keinen ausreichenden Gebrauch. Deshalb will die Linksfraktion
eigenständige Kontrollen des Nachweisgesetzes einführen und Verstöße konsequent ahnden.
Schließlich soll geprüft werden, ob im Land Berlin eine Arbeitskammer geschaffen werden
kann. Vergleichbare Einrichtungen bestehen bereits in Bremen, im Saarland sowie in
Österreich und Luxemburg. Sie wirken an Fragen der Berufsausbildung und Qualifizierung
mit, beraten, forschen und werden in Gesetzgebungsverfahren einbezogen. Für die
Linksfraktion ist entscheidend, dass eine solche Struktur gerade auch Menschen mit
Rassismuserfahrung stärken kann, die auf dem Arbeitsmarkt besonders vulnerabel sind und
oft keine wirksame Interessenvertretung erfahren. Zugleich kommt eine Arbeitskammer nur
dann in Betracht, wenn sichergestellt ist, dass sie bestehende Arbeitnehmervertretungen nicht
schwächt.

8.5. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

8.5.1. Schutz vor Ausbeutung, Kontrolle von Anwerbung und Beschäftigungsstrukturen

 Die zuständigen Behörden sollten Anwerbe- und Beschäftigungspraktiken
systematisch kontrollieren und arbeitsrechtliche Verstöße konsequent sanktionieren,
um Ausbeutung, Täuschung, schlechte Unterbringung und Lohnbetrug zu unterbinden.

 Der Gesetzgeber sollte Schutzmechanismen für Beschäftigte stärken, die
Arbeitsrechtsverstöße melden.

 Die zuständigen Behörden sollten Abhängigkeitsverhältnisse in
Beschäftigungsstrukturen durch Regulierung von Vermittlungsagenturen reduzieren.

 Die Arbeitsaufsicht sollte Mindestlohn- und Beschäftigungsregelungen systematisch
kontrollieren und durchsetzen, um Mindestlohnunterlaufung und
Scheinselbstständigkeit zu verhindern.

 Der Gesetzgeber sollte Transparenzpflichten für Subunternehmerketten einführen.
 Die zuständigen Behörden sollten klare gesetzliche Vorgaben zur

Arbeitgeberidentifikation schaffen, damit Beschäftigte wissen, wer ihr Arbeitgeber ist.
 Die zuständigen Behörden sollten Arbeitsverträge systematisch auf rechtswidrige

Klauseln kontrollieren und sanktionieren.
 Der Gesetzgeber sollte die Kopplung von Arbeits- und Wohnverhältnissen regulieren.
 Die zuständigen Behörden sollten Schutzmechanismen gegen erzwungene

Vertragsunterzeichnungen schaffen.
 Der Gesetzgeber sollte Wechselrechte für Arbeitnehmer*innen stärken und

einschränkende Vertragsklauseln begrenzen.

8.5.2. Zugang zu Beratung, Information und Rechtsschutz

 Die Verwaltung sollte mehrsprachige Informationsangebote zu Arbeitsrechten
ausbauen, um Wissensdefizite und Sprachbarrieren abzubauen.

 Der Gesetzgeber sollte den Zugang zu Arbeitsgerichten kostenfrei und
niedrigschwellig gestalten.

 Der Gesetzgeber sollte die Prozesskostenhilfe reformieren, um finanzielle Risiken für
Betroffene zu reduzieren.
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 Der Gesetzgeber sollte kostenfreie arbeitsrechtliche Erstberatung für
einkommensschwache Beschäftigte einführen.

 Die Justiz sollte arbeitsrechtliche Verfahren vereinfachen und beschleunigen.
 Die Verwaltung sollte bestehende Beratungsangebote systematisch auf Zugänglichkeit

prüfen und nutzerfreundlich reformieren. Die Möglichkeiten für aufsuchende Beratung
sollen ausgeweitet werden.

 Der Senat sollte die juristische Qualifizierung und Unterstützung von Beratungsstellen
systematisch ausbauen.

8.5.3. Gewerkschaften, Beschwerdestrukturen und betriebliche
Antidiskriminierungsarbeit

 Gewerkschaften sollten gezielte Outreach-Strategien für prekär Beschäftigte
entwickeln.

 Die zuständigen Behörden sollten Maßnahmen zur Prävention von Diskriminierung im
Arbeitsleben verstärken.

 Arbeitgeber sollten diskriminierungssensible Verfahren in Personalentscheidungen
einführen.

 Unternehmen sollten wirksame und zugängliche Beschwerdestrukturen etablieren und
diese transparent kommunizieren. Sie sollen anonymisiert und geschützt sein.

 Unternehmen sollten Führungskräfte im Umgang mit Diskriminierung schulen.
 Unternehmen sollten ausreichende personelle und finanzielle Ressourcen für

Antidiskriminierungsarbeit bereitstellen.
 Die zuständigen Behörden sollten eine systematische Erhebung betrieblicher

Beschwerdestrukturen durchführen.

8.5.4. Arbeitsmarktintegration, Qualifizierung und soziale Teilhabe

 Die Arbeitsmarktpolitik sollte gezielte Integrationsmaßnahmen für ausländische
Beschäftigte ausbauen.

 Die zuständigen Behörden sollten Qualifizierungsprogramme für Menschen ohne
Berufsabschluss stärken.

 Der Gesetzgeber sollte Verfahren zur Anerkennung informeller Kompetenzen und
Berufserfahrung ausbauen.

 Der Senat sollte Sprachförderangebote bedarfsgerecht ausbauen.
 Die Verwaltung sollte arbeitsmarktpolitische Maßnahmen stärker mit sozialpolitischen

Maßnahmen verzahnen.
 Die Verwaltung sollte Programme zur sozialen Integration, insbesondere community-

basierte Ansätze, stärker fördern.
 Die zuständigen Behörden sollten arbeitsmarktpolitische Maßnahmen stärker mit

Gesundheits- und Armutsprävention verzahnen.

8.5.5. Menschenhandel, Fachkräfteanwerbung und Schutz

 Der Senat sollte eine unabhängige Untersuchung zu Menschenhandel und
ausbeuterischen Anwerbestrukturen u.a. im Gesundheitswesen, bei den
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Plattformdiensten, im Bau, in der Gastronomie und Landwirtschaft sowie die Fleisch-
industrie beauftragen.

 Landeseigene Einrichtungen sollten Prozesse der Fachkräftanwerbung nicht an Dritte
auslagern.

 Der Senat und der Gesetzgeber sollten Maßnahmen zur Entschädigung von
Betroffenen von Menschenhandel entwickeln und umsetzen, wie sie im Policy Paper
Justice at Last – European Action for Compensation for Victims of Crime384

vorgeschlagen werden.
 Die zuständigen Behörden sollten Anwerbe- und Beschäftigungspraktiken

systematisch kontrollieren und arbeitsrechtliche Verstöße konsequent sanktionieren,
um Ausbeutung, Täuschung, schlechte Unterbringung und Lohnbetrug zu unterbinden.

 Die zuständigen Behörden sollten Abhängigkeitsverhältnisse in Beschäftigungs-
strukturen durch Regulierung von Vermittlungsagenturen reduzieren.

 Die Arbeitsaufsicht sollte Mindestlohn- und Beschäftigungsregelungen systematisch
kontrollieren und durchsetzen, um Mindestlohnunterlaufung und Scheinselbst-
ständigkeit zu verhindern.

8.5.6. Mindestlohn, armutsfeste Lohnuntergrenzen und Schutz vor Armut

 Der Gesetzgeber sollte Landesmindestlohn und Vergabemindestlohn auf gleicher
Höhe festlegen.

 Der Gesetzgeber sollte Landesmindestlohn und Vergabemindestlohn so ausgestalten,
dass sie vor Armut schützen und im Alter ein Leben oberhalb der Grundsicherung
ermöglichen.

 Der Gesetzgeber sollte die Mindestvergütung regelmäßig an die allgemeine
Lohnentwicklung anpassen.

 Der Gesetzgeber sollte Landesmindestlohn und Vergabemindestlohn an die Eingangs-
stufe des TV-L koppeln.

 Der Gesetzgeber sollte eine armutsfeste Lohnuntergrenze schaffen, um besonders
vulnerable Beschäftigte, insbesondere Menschen mit Rassismuserfahrung, besser zu
schützen.

 Das Land Berlin sollte eine Bundesratsinitiative auf den Weg bringen, damit auch
Beschäftigte in Werkstätten für Behinderte Anspruch auf den Mindestlohn erhalten.

 Die zuständigen Behörden sollten sicherstellen, dass die Träger von Werkstätten bei
den zusätzlichen Kosten der Mindestlohngewährung finanziell unterstützt werden.

8.5.7. Tarifbindung, Tariftreue und öffentliche Förderung

 Die zuständigen Behörden sollten Maßnahmen zur Stärkung der Tarifbindung
ergreifen.

 Das Land Berlin sollte im Rahmen seiner Möglichkeiten tarifgebundene
Beschäftigung ausweiten.

 Die zuständigen Behörden sollten Tariftreue bei der öffentlichen Vergabe konsequent
durchsetzen und ihre Einhaltung wirksam kontrollieren.

384 La Strada International (Hrsg.) (2019): Justice at Last Policy Paper. Online unter:
https://documentation.lastradainternational.org/lsidocs/3259-JusticeProzent20atProzent20LastProzent20-
Prozent20PolicyProzent20Paper.pdf  (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).

https://documentation.lastradainternational.org/lsidocs/3259-Justice%20at%20Last%20-%20Policy%20Paper.pdf
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 Die zuständigen Behörden sollten freie Träger*innen und
Zuwendungsempfänger*innen zur Bezahlung nach Tarif verpflichten und
entsprechend refinanzieren.

 Die zuständigen Behörden sollten tarifliche Bezahlung in der Wirtschaftsförderung
wieder als Förderkriterium festlegen.

 Die zuständigen Behörden sollten die Möglichkeit, Tarifverträge auf Landesebene für
allgemeinverbindlich zu erklären, konsequent nutzen.

8.5.8. Plattformarbeit, Scheinselbstständigkeit und digitale Ausbeutung

 Der Gesetzgeber sollte Maßnahmen ergreifen, um Scheinselbstständigkeit, unseriöse
Subunternehmen und algorithmisch gesteuerte Ausbeutung in der Plattformarbeit zu
begrenzen.

 Der Gesetzgeber sollte die EU-Plattformarbeitsrichtlinie konsequent in Bundesrecht
umsetzen.

 Der Gesetzgeber sollte ein Direktanstellungsgebot für plattformbasierte Lieferdienste
einführen.

 Der Gesetzgeber sollte eine Generalunternehmerhaftung für alle Plattformen
einführen.

 Die zuständigen Behörden sollten durch verstärkte Kontrollen Schwarzarbeit,
Mindestlohnverstöße und mangelhaften Arbeitsschutz in der Plattformarbeit wirksam
bekämpfen.

8.5.9. Nachweisgesetz, Transparenz und Durchsetzung von Arbeitsrechten

 Die zuständigen Behörden sollten die Einhaltung des Anspruchs auf schriftliche
Arbeitsverträge mit klaren Angaben zu Arbeitgeber*innen und Arbeitsbedingungen
sicherstellen.

 Die zuständigen Behörden sollten Transparenz über Arbeitgeber*innen und
Arbeitsbedingungen sicherstellen, damit Arbeitnehmer*innen ihre Rechte wirksam
durchsetzen können.

 Die zuständigen Behörden sollten die Einhaltung des Nachweisgesetzes insbesondere
in prekären Bereichen und in der Plattformarbeit gezielt kontrollieren.

 Die zuständigen Behörden sollten die Durchsetzung des Nachweisgesetzes stärken,
um die Rechtsunsicherheit von Menschen mit Rassismuserfahrung zu verringern.

 Das Land Berlin sollte bei Verstößen gegen das Nachweisgesetz signifikante
Bußgelder gegen Arbeitgeber*innen verhängen.

 Das Land Berlin sollte eigenständige Kontrollen des Nachweisgesetzes einführen und
Verstöße konsequent ahnden.

8.5.10. Arbeitskammer und Interessenvertretung

 Das Land Berlin sollte die Einrichtung einer Arbeitskammer prüfen. Das Land Berlin
sollte bei der Prüfung einer Arbeitskammer berücksichtigen, dass sie insbesondere
Menschen mit Rassismuserfahrung stärken und ihre Interessenvertretung verbessern
kann.
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 Eine Arbeitskammer kommt nur dann in Betracht, wenn sichergestellt ist, dass sie die
bestehenden Arbeitnehmervertretungen nicht schwächt.

8.5.11. Forschung zu strukturellem Antisemitismus auf dem Arbeitsmarkt

 Da es nur wenige Forschungsprojekte zum strukturellen Antisemitismus auf dem
Arbeitsmarkt in Berlin gibt, soll die Landesregierung ein Forschungsprojekt zu diesem
Thema beauftragen.

8.5.12. Verweis auf den Bereich digitale Diskriminierung

 Handlungsempfehlungen für den rechtlichen Antidiskriminierungsschutz (AGG und
LADG) gegen digitale Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt sind im Kapitel zur
Antidiskriminierung zu finden.

 Unternehmen und Behörden, die algorithmische Systeme im Arbeitskontext
entwickeln, anbieten oder einsetzen, sollten regelmäßig Folgenabschätzungen und
standardisierte, unabhängige Audits durchführen, um ihre Systeme auf
diskriminierende Risiken und weitere Negativeffekte zu überprüfen. Das Land Berlin
kann, um dies zu unterstützen, Hilfs- und Informationsangebote für Berliner
Unternehmen und Beschäftigte schaffen.

 Das Land Berlin sollte grundsätzlich mit gutem Beispiel vorangehen und KI-
Anwendungen in einer geschützten Umgebung (beispielsweise Reallaboren) testen,
bevor sie in den Betrieb genommen werden, sowie KI-Einsätze in der
Landesverwaltung und bei Landesbehörden in einem KI-Transparenzregister
(beispielsweise angeschlossen an den MaKI) für Berliner*innen transparent machen.

 Der Gesetzgeber sollte Transparenzpflichten für Subunternehmerketten einführen.
 Bei der Beschaffung von KI-Systemen, beispielsweise für das Personalmanagement

auf Landesebene, sollten entsprechende Bedingungen in der Vergabe von KI-basierten
Anwendungen vertraglich mit IT-Dienstleistenden festgehalten werden.

 Der Gesetzgeber sollte den Einsatz von KI im Arbeitsmarkt regulieren und
diskriminierungsfreie Anwendungen sicherstellen.

 Unternehmen sollten klare interne Richtlinien für den Einsatz von KI am Arbeitsplatz
etablieren.

 Unternehmen sollten transparente Kriterien für automatisierte Bewerbungsverfahren
offenlegen.

 Der Gesetzgeber sollte eine diskriminierungsfreie Ausspielung von Stellenanzeigen
durch algorithmische Systeme regulatorisch sicherstellen.

 Der Gesetzgeber sollte Transparenzpflichten für algorithmische Entscheidungen
einführen.

 Unternehmen sollten Bewerber*innen ein Recht auf Erklärung automatisierter
Entscheidungen einräumen.

 Die zuständigen Behörden sollten regelmäßige Audits und Folgenabschätzungen für
KI-Systeme verpflichtend machen.

 Arbeitgeber*innen müssen verpflichtet werden, gegenüber Beschäftigten
Transparenzpflichten über eingesetzte digitale Systeme zu erfüllen.

 Beweislastregelungen im Diskriminierungsrecht müssen an KI-Anwendungen
angepasst werden
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 Der Gesetzgeber sollte arbeitsrechtliche Schutzstandards an digital gesteuerte
Arbeitsprozesse anpassen.

9. Gesundheitswesen

9.1. Überblick

Das Recht auf Gesundheit ist ein fundamentales Menschenrecht. Es verpflichtet den Staat,
allen Menschen einen gleichberechtigten Zugang zu einer bedarfsgerechten, qualitativ
hochwertigen und bezahlbaren Gesundheitsversorgung zu gewährleisten. Dieser Anspruch
wird jedoch für viele rassistisch marginalisierte Menschen in Berlin nicht eingelöst. Die
bestehenden Strukturen im Gesundheitssystem spiegeln gesellschaftliche Ungleichheiten
wider und tragen dazu bei, dass eine Gleichberechtigung in der Gesundheitsversorgung
weiterhin fern von Realität ist. Leider haben wir kaum Daten in Bezug auf strukturellen
Antisemitismus im Gesundheitswesen; dieser Mangel muss mittels Forschung dringend
beseitigt werden.

Rassismus wirkt dabei nicht nur als äußere Rahmenbedingung, sondern als eigenständiger
gesundheitlicher Risikofaktor. Diskriminierungserfahrungen können zu psychischen und
physischen Belastungen führen und langfristig Krankheitsrisiken erhöhen. Gleichzeitig
untergraben sie das Vertrauen in Institutionen der Gesundheitsversorgung. Wer wiederholt
Benachteiligung oder Abwertung erlebt, nimmt gesundheitliche Leistungen häufig später oder
gar nicht in Anspruch. Damit verschärfen sich gesundheitliche Ungleichheiten systematisch.

Diese Problemlagen sind kein Zufall, sondern Ausdruck struktureller Defizite. Rassistische
und koloniale Kontinuitäten prägen weiterhin (Gesundheits-)Forschung, Lehre und
Versorgungspraxis. Medizinisches Wissen ist häufig von eurozentrischen Perspektiven
dominiert, während die Lebensrealitäten und Bedarfe einer vielfältigen Stadtgesellschaft nicht
ausreichend berücksichtigt werden. Dies führt zu Fehl- und Unterversorgung sowie zu
systematischen Benachteiligungen. Auch medizinische Leitlinien und digitale Systeme sind
nicht neutral, sondern können diskriminierende Effekte reproduzieren, etwa wenn „Race“ als
vermeintlich biologische Kategorie verwendet wird.

Gleichzeitig fehlt es bislang an einer verbindlichen Verankerung von Macht- und
Diskriminierungskritik in der Ausbildung von Gesundheitsberufen. In der Praxis bestehen
weiterhin stereotype Zuschreibungen und unzureichend reflektierte Wissensbestände fort.
Diskriminierungssensible Strukturen – etwa in der Kommunikation, bei der Terminvergabe,
bei Sprachmittlung oder in Beschwerdeverfahren – sind vielerorts nicht ausreichend
entwickelt oder institutionell abgesichert.385

385 van der Heiden, Iris (2024): Diagnose Diskriminierung. Beratungs- und Beschwerdemöglichkeiten bei
Diskriminierungserfahrungen im Gesundheitswesen. Herausgegeben von der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/Studie_Diagnos
e_Diskriminierung_kurz.pdf (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026); Hecking, B., Lüter, A. & Mörath, V.
(2025): Diskriminierung im Gesundheitswesen: Bedarfsanalyse für die Einrichtung einer Fachstelle in Berlin.
Abschlussbericht. Gefördert von der Berliner Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung
(LADS). Online unter: https://camino-werkstatt.de/downloads/Bedarfsanalyse-Diskriminierung-im-
Gesundheitswesen.pdf (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/Studie_Diagnose_Diskriminierung_kurz.pdf
https://camino-werkstatt.de/downloads/Bedarfsanalyse-Diskriminierung-im-Gesundheitswesen.pdf
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Besonders gravierend sind die bestehenden Barrieren beim Zugang zum Gesundheitssystem.
Das Asylbewerberleistungsgesetz schränkt die Gesundheitsversorgung für Geflüchtete in den
ersten 36 Monaten weiterhin erheblich ein. Menschen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus sind
faktisch von medizinischer Versorgung ausgeschlossen, da sie aus Angst vor Datenweitergabe
an Behörden den Kontakt zum Gesundheitssystem vermeiden. Fehlende Sprachmittlung und
unzureichende Unterstützungsstrukturen verstärken diese Ausschlüsse zusätzlich. Ein
diskriminierungsfreier Zugang zur Gesundheitsversorgung ist unter diesen Bedingungen nicht
gewährleistet.

9.2. Zivilgesellschaftliche und community-basierte Strukturen

Zivilgesellschaftliche und community-basierte Strukturen übernehmen in dieser Situation eine
zentrale Rolle, indem sie Versorgungslücken schließen und Vertrauen herstellen. Dennoch
sind diese Angebote häufig prekär finanziert und institutionell nicht ausreichend abgesichert.
Damit wird eine Aufgabe, die eigentlich staatliche Verantwortung ist, dauerhaft ausgelagert.

9.3. Internationale Anwerbung von Pflegekräften

Hinzu kommt, dass die internationale Anwerbung von Pflegekräften im Gesundheitswesen
zunehmend von problematischen Strukturen geprägt ist. Die Kopplung von Aufenthaltstiteln
an Arbeitsverträge schafft Abhängigkeit und Prekarität, restriktive Kündigungsfristen und
hohe Vertragsstrafen begünstigen Ausbeutung und Diskriminierung. Berichte über
Täuschung, Abhängigkeiten, schlechte Arbeitsbedingungen und ausbeuterische Praktiken
zeigen, dass auch hier strukturelle Ungleichheiten reproduziert werden. Eine
rassismuskritische Gesundheitspolitik muss daher nicht nur die Versorgung von
Patient*innen, sondern auch die Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen insgesamt in den
Blick nehmen und Arbeits- und Menschenrechte verteidigen und umsetzen.386

9.4. Rechte von Menschen mit Behinderungen

Noch ein wichtiger Punkt, den die Linksfraktion betonen will, sind die Rechte von Menschen
mit Behinderungen. Sie sind in Deutschland formal umfassend geregelt, bleiben in ihrer
praktischen Wirkung jedoch deutlich hinter den menschenrechtlichen Anforderungen
zurück.387 Mit der UN-Behindertenrechtskonvention besteht ein völkerrechtlich verbindlicher

386 Gangarova, T., Kechout, J. & Vogt, H. (2025): “I’d like five of them”: the racialization and commodification
of internationally recruited nurses in the German healthcare sector. Frontiers in Sociology 10:1646906. Online
unter: https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1646906/full (Zuletzt
aufgerufen am 20. April 2026);
La Strada International (Hrsg.) (2018): Justice at Last – European Action for Compensation for Victims of
Crime. Policy Paper. Online unter: https://www.kok-gegen-
menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/KOK_informiert/Justice_at_Last_-_LSI_2018_-
_Policy_Paper.pdf(zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
387 Siehe Antidiskriminierungsstelle des Bundes (2026): Stellungnahme der Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung gemäß § 28 Absatz 1 AGG. Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Behindertengleichstellungsgesetzes. 11. Februar 2026. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/Sonstiges/20260211_stellungnahme_bgg.
pdf (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026);
Deutsches Institut für Menschenrechte (2025): Gesetzlichen Diskriminierungsschutz für Menschen mit
Behinderungen endlich verbessern. Formulierungsvorschläge für ein reformiertes BGG und AGG. Online unter:

https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1646906/full
https://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/KOK_informiert/Justice_at_Last_-_LSI_2018_-_Policy_Paper.pdf.
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/Sonstiges/20260211_stellungnahme_bgg.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/gesetzlichen-diskriminierungsschutz-fuer-menschen-mit-behinderungen-endlich-verbessern
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Anspruch auf Gleichstellung, Barrierefreiheit und volle gesellschaftliche Teilhabe. Dieser
wird auf Bundesebene durch das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), das
Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) sowie das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und
auf Landesebene durch Gesetze wie das Landesgleichberechtigungsgesetz Berlin (LGBG) und
das Landesantidiskriminierungsgesetz Berlin (LADG) konkretisiert. Gleichwohl zeigt sich,
dass dieses rechtliche Gefüge vielfach fragmentiert, in seiner Reichweite begrenzt und in der
Durchsetzung schwach ist. Insbesondere fehlen verbindliche Vorgaben zur Barrierefreiheit,
effektive Sanktionsmechanismen sowie niedrigschwellige Möglichkeiten, bestehende Rechte
tatsächlich durchzusetzen. In der Folge wird Gleichstellung häufig zur individuellen
Aushandlungsfrage, während strukturelle Diskriminierung fortbesteht. Aus einer
emanzipatorischen Perspektive wird damit deutlich: Nicht ein Mangel an Rechtsnormen,
sondern deren unzureichende Verbindlichkeit und Durchsetzung ist das zentrale Problem der
aktuellen Rechtslage. Allerdings fehlt es an der erforderlichen finanziellen Unterlegung in den
Haushalten des Bundes, der Länder und der Kommunen.

Analysen der Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention zeigen zudem, dass die
rechtlichen Rahmenbedingungen in Berlin zwar formal ausgebaut sind, jedoch weiterhin
erheblicher Anpassungs- und Umsetzungsbedarf besteht, insbesondere bei der Durchsetzung
von Rechten, der Beteiligung von Menschen mit Behinderungen sowie der institutionellen
Verankerung von Inklusion. Insgesamt wird deutlich, dass Diskriminierung im
Gesundheitswesen kein individuelles Fehlverhalten, sondern Ausdruck struktureller
Machtverhältnisse ist.

Studien zeigen, dass Diskriminierung im Gesundheitswesen strukturelle Realität ist.
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen sind dabei in besonderem Maße
betroffen, insbesondere aufgrund ihres Abhängigkeitsverhältnisses zur medizinischen
Versorgung. Gleichzeitig besteht ein dringender Bedarf an intersektionaler Forschung zu den
Erfahrungen von Menschen, die zugleich von Rassismus, Antisemitismus und Ableismus
betroffen sind.388 Ohne eine solche Analyse bleiben spezifische Formen struktureller
Diskriminierung unsichtbar und können weder angemessen adressiert noch wirksam bekämpft
werden.

Trotz bestehender rechtlicher Rahmenbedingungen bleibt der Schutz vor Diskriminierung
lückenhaft: Das AGG greift im Gesundheitsbereich nur eingeschränkt, verbindliche Vorgaben
zur Barrierefreiheit fehlen, und effektive Beschwerde- und Sanktionsmechanismen sind kaum
vorhanden. Der Diskriminierungsschutz ist stark vom individuellen Verständnis der
zuständigen Personen abhängig. Nur rund 20 Prozent der Krankenhäuser und Rehakliniken
verfügen über entsprechende Diversity- oder Antidiskriminierungskompetenzen389.
Gleichzeitig werden vergleichsweise wenige Fälle erfasst, was häufig als Hinweis auf das

https://www.institut-fuer-Menschenrechte.de/publikationen/detail/gesetzlichen-diskriminierungsschutz-fuer-
menschen-mit-behinderungen-endlich-verbessern (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026);
Deutsches Institut für Menschenrechte / Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention. (2026):
Änderungen am Gesetzentwurf zur Reform des BGG – Mindestanforderungen. Zum „Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes“ (BR-Drs. 96/26 vom 13.02.2026). Online unter:
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/aenderungen-am-gesetzentwurf-zur-reform-
des-bgg-mindestanforderungen (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
388 Baer et al (2011): Mehrdimensionale Diskriminierung – Begriffe, Theorien und juristische Analyse. Online
unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/expertise_mehr
dimensionale_diskriminierung_jur_analyse.html (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
389 van der Heiding 2024

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/expertise_mehrdimensionale_diskriminierung_jur_analyse.html
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Ausbleiben von Diskriminierung interpretiert wird, obwohl andere Studien eine deutlich
höhere Verbreitung belegen. In der Praxis bedeutet dies, dass Diskriminierung häufig
folgenlos bleibt und von den Betroffenen selbst getragen werden muss.

Besonders problematisch ist der aktuelle Referentenentwurf zur Reform des
Behindertengleichstellungsgesetzes. Statt bestehende Lücken zu schließen, bleibt der Entwurf
hinter den Anforderungen eines wirksamen Diskriminierungsschutzes zurück. Er setzt
weiterhin auf einzelfallbezogene „angemessene Vorkehrungen“, ohne strukturelle
Verpflichtungen zur Barrierefreiheit und Gleichstellung konsequent durchzusetzen. Damit
wird die Verantwortung faktisch auf die Betroffenen verlagert, während wirtschaftliche
Zumutbarkeitsargumente als Schlupfloch bestehen bleiben. Eine solche Gesetzgebung stärkt
nicht die Rechte von Menschen mit Behinderungen, sondern stabilisiert bestehende
Ungleichheiten. Die derzeit von Bund, Ländern und kommunalen Spitzenverbänden
diskutierten Kürzungen in der Eingliederungshilfe werden die strukturelle Benachteiligung
von Menschen mit Behinderung massiv ausbauen.

Vor diesem Hintergrund sind grundlegende Reformen erforderlich. Antidiskriminierung im
Gesundheitswesen darf nicht länger als nachrangige oder freiwillige Aufgabe behandelt
werden, sondern muss verbindlicher Maßstab staatlichen Handelns werden. Dazu gehört
insbesondere die Weiterentwicklung des AGG zu einem wirksamen Instrument im
Gesundheits- und Pflegebereich, der Aufbau unabhängiger und niedrigschwelliger
Beschwerdestrukturen sowie die Einführung effektiver Sanktionsmechanismen bei Verstößen.
Ebenso ist die Herstellung umfassender Barrierefreiheit nicht länger als Zielvorgabe, sondern
als rechtlich durchsetzbare Verpflichtung zu verankern. Darüber hinaus erfordert eine
konsequente Antidiskriminierungspolitik eine Demokratisierung des Gesundheitswesens:
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen müssen nicht nur einbezogen,
sondern mit realer Entscheidungsmacht ausgestattet werden.

9.5. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

9.5.1. Patient*innenversorgung diskriminierungskritisch und zugänglich gestalten390

 Medizinische Leitlinien sollten darauf überprüft werden, dass „Race“ nicht als
biologische Kategorie verwendet wird, sondern soziale Ungleichheiten und
Diskriminierungsverhältnisse berücksichtigt werden.

 Mehrsprachige und kultursensible Versorgungsangebote sollten systematisch
ausgebaut werden.

 Sprachmittlung sollte flächendeckend verfügbar sein und die Kostenübernahme
gesichert werden.

 Terminvergabesysteme sollten diskriminierungssensibel, transparent und
niedrigschwellig gestaltet werden.

 Standards für eine rassismuskritische und diskriminierungssensible Kommunikation
sollten definiert und verbindlich umgesetzt werden.

390 Aikins, M., Bhattacharya, S., Faissner, M., Gangarova, T., Naghipour, A. & Abay, R. (2025): Koloniale
Kontinuitäten in der Berliner Medizin und Gesundheitsversorgung: Machtkritische Ansätze zu Dekolonisierung
und Antirassismus. Berlin: Decolonize Berlin e. V.



Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 355 Drucksache 19/3320

 Fort- und Weiterbildungsangebote für Beschäftigte im Gesundheitswesen zur
Sensibilisierung für strukturellen Rassismus sollten ausgebaut werden.

 Diskriminierungserfahrungen sollten systematisch erfasst werden, etwa durch die
Integration entsprechender Fragen in Zufriedenheitsbefragungen und durch belastbare
Monitoringstrukturen.

9.5.2. Zugang zur Gesundheitsversorgung rechtlich absichern

 Der Senat sollte sich auf Bundesebene für eine Reform des
Asylbewerberleistungsgesetzes einsetzen, mit dem Ziel, Gesundheitsleistungen an den
regulären Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung anzugleichen.

 Ein unbeschränkter Zugang zur Gesundheitsversorgung sollte für alle Menschen
unabhängig vom Aufenthaltsstatus gewährleistet werden. Die Übermittlungspflicht
nach § 87 Aufenthaltsgesetz sollte im Gesundheitsbereich eingeschränkt oder
abgeschafft werden, damit kranke Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus
künftig nicht davon abgehalten werden, sich medizinisch behandeln zu lassen.

 Clearingstellen für Menschen ohne Krankenversicherung oder mit unklarem
Versicherungsstatus sollten langfristig finanziell abgesichert und ausgebaut werden,
um neben einer Beratung auch eine Vermittlung in medizinische Behandlung und eine
Finanzierung der Behandlungskosten zu ermöglichen. Andere Möglichkeiten wären
etwa die Leistungen über die elektronische Gesundheitskarte oder anonyme
Krankenscheine.

 Das AGG sollte auf den Gesundheitsbereich ausgeweitet werden; dabei sollten
insbesondere auch Diskriminierungsrisiken aufgrund von Armut, ungesichertem
Aufenthaltsstatus, Wohnungslosigkeit und fehlender Krankenversicherung
ausdrücklich berücksichtigt werden.

9.5.3. Krankenhäuser, Einrichtungen und Organisationen professionalisieren

 Antirassismus sollte dauerhaft in Governance, Qualitätsmanagement und
Patientensicherheitsstrukturen von Krankenhäusern und Einrichtungen verankert
werden.

 Transparente, institutionalisierte Beschwerdeverfahren für interne und externe
Prozesse sollten eingerichtet und verbindlich ausgestaltet werden.391

 Unabhängige, flächendeckende und auf antidiskriminierungsrechtliche Fragen im
Gesundheitswesen spezialisierte Beschwerdestellen sollten rechtlich verankert und mit
klaren Prüf- und Sanktionsbefugnissen ausgestattet werden.

 Regelmäßige Berichte über rassismuskritische Organisationsentwicklung sollten
erstellt und veröffentlicht werden.

 Zentrale Akteur*innen sollten verbindlich in Qualitäts- und Sicherheitsgremien
einbezogen werden.

 Einrichtungen sollten strategische Antirassismuspläne entwickeln und umsetzen.

391 van der Heiden, Iris (2024): Diagnose Diskriminierung. Beratungs- und Beschwerdemöglichkeiten bei
Diskriminierungserfahrungen im Gesundheitswesen. Herausgegeben von der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes. Online unter:
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/Studie_Diagnos
e_Diskriminierung_kurz.pdf (zuletzt aufgerufen am 20 April 2026).

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Expertisen/Studie_Diagnose_Diskriminierung_kurz.pdf
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 Organisationsentwicklung sollte partizipativ ausgerichtet werden, unter Einbeziehung
von Betroffenen und zivilgesellschaftlichen Organisationen.

 Interne Awareness-Kampagnen, niedrigschwellige Reflexionsangebote und eine
institutionell verankerte Fehlerkultur im Umgang mit Rassismus und Diskriminierung
sollten gefördert werden.

 Kooperationen und Vernetzungen mit Antidiskriminierungsstellen und Empowerment-
Angeboten sollten systematisch aufgebaut werden.

 Bestehende Strukturen, Routinen und Leitlinien sollten regelmäßig auf rassistische
Ausschlüsse überprüft werden, etwa durch Diversity-Audits und vergleichbare
Evaluationsinstrumente.

 Schutzkonzepte für von Rassismus betroffene Patient*innen und Mitarbeitende sollten
entwickelt und institutionell verankert werden.

 Ein „Code of Conduct“ gegenüber Patient*innen für diskriminierungssensibles
Verhalten sollte entwickelt werden.

 Beschwerde- und Meldestrukturen für rassistische Vorfälle sollten niedrigschwellig,
mehrsprachig und anonym gestaltet und an Beratungsangebote angebunden werden.

9.5.4. Aus- und Weiterbildung sowie Personalpolitik reformieren

 Rassismus- und diskriminierungskritische Inhalte sollten verpflichtend in die Aus- und
Weiterbildung aller Gesundheitsberufe integriert werden.

 Bestehende Lehrmaterialien sollten systematisch auf rassistische Stereotype und
Verzerrungen überprüft und entsprechend überarbeitet werden.

 Die Vermittlung struktureller Ursachen von Gesundheit und Krankheit sollte
verbindlicher Bestandteil medizinischer Ausbildung werden.

 Rassismuskritische und diskriminierungssensible Personalgewinnung und
Personalentwicklung sollten etabliert werden.

 Personal in Verwaltung und Einrichtungen sollte über rassismus- und
diskriminierungssensible Qualifizierungen verfügen.

 Mitarbeitende und Führungskräfte sollten zu rassismuskritischer Kommunikation,
Deeskalation bei rassistischen Vorfällen und strukturellen Ungleichheiten in
Versorgungspfaden fortgebildet werden.

9.5.5. Community-basierte und zivilgesellschaftliche Strukturen stärken

 Aufklärungsangebote zu Gesundheitsrechten und Zugangswegen sollten gemeinsam
mit betroffenen Communitys ausgebaut werden.

 Communitys und Selbsthilfegruppen sollten gestärkt werden, da sie eine zentrale
psychosoziale, rechtliche und niedrigschwellige Unterstützungsfunktion für Betroffene
erfüllen.

 Schnittstellenangebote zu Migration und Gesundheit sollten ausgebaut und
institutionell abgesichert werden.

9.5.6. Datenlage, Forschung und Evidenz verbessern

 Die Gesundheitsforschung sollte gezielt community-basierte und machtkritische
Ansätze fördern, um marginalisierte Perspektiven systematisch einzubeziehen.
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 An Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten Ethikstrukturen etabliert
werden, die die Perspektiven betroffener Communitys einbeziehen.

 Forschungsprozesse sollten systematisch auf strukturelle Determinanten von
Gesundheit, insbesondere Rassismus und ungleiche Ressourcenverteilung,
ausgerichtet werden.

 Systematische Studien sowie statistische Erfassungen von intersektionalen
Diskriminierungserfahrungen im Gesundheitswesen sollten ausgebaut werden, um
evidenzbasierte Maßnahmen entwickeln zu können.

 Einrichtungen und Institutionen sollten Strategien entwickeln, um eine diverse und
barrierefreie Infrastruktur zu schaffen.

10. Kultur

10.1. Antidiskriminerungspolitik und Demokratisierung im Kulturbereich

Die vorliegenden Analysen zu strukturellem Rassismus und Antisemitismus im Berliner
Kulturbetrieb machen deutlich, dass Fragen der Ressourcenverteilung und
Entscheidungsmacht zentral sind. Kulturförderung ist kein neutraler Verwaltungsakt, sondern
ein Feld politischer Steuerung, in dem sich Machtverhältnisse materialisieren. In diesem
Hinblick ist die Antidiskriminierungsarbeit unabdingbar und muss in allen Aspekten des
Kulturbetriebs verankert werden. Marginalisierte Gruppen haben Schwierigkeiten bei der
Gestaltung sowie Teilhabe des kulturellen Lebens. Wenn Antidiskriminierungsstrukturen
schwach sind, blüht das Machtmissbrauchspotential. Hierfür bieten insbesondere Fachstellen
wie Diversity Arts Culture, die eine breite und langjährige Expertise zu
Antidiskriminierungsarbeit haben, eine wichtige Grundlage und ihre Angebote müssen
ausgebaut werden. Ein diskriminierungsfreies Arbeitsklima in Kultureinrichtungen entsteht
nur, wenn hierarchische Strukturen konsequent abgebaut und echte Mitbestimmungsrechte für
Mitarbeitende gestärkt werden. Transparente Verfahren der Besetzung von
Führungspositionen spielen dabei eine Schlüsselrolle. Die Leitlinien des Modellprojekts
FAIRSTAGE setzen genau hier an und schaffen eine tragfähige Basis für notwendige
Veränderungen.

Wirksame Präventionsarbeit erfordert eine konsequente Umsetzung der Antidiskriminierungs-
gesetzgebung. Dazu gehören verpflichtende Fortbildungen, unabhängige und professionell
ausgestattete Beschwerdestellen sowie verbindliche Selbstverpflichtungen zur Umsetzung von
Diversitätsstrategien. Ebenso sollen betroffenenzentrierte Awareness-Praktiken in Betrieben
verankert werden.

Darüber hinaus bedarf es unabhängiger Beschwerde- und Kontrollinstanzen, die sowohl
politische Eingriffe als auch diskriminierende Strukturen adressieren können.
Antidiskriminierung darf nicht auf programmatische Zielsetzungen beschränkt bleiben,
sondern muss institutionell einklagbar und überprüfbar sein.

Die Barrierefreiheit von Kultureinrichtungen und Kulturangeboten ist weiterhin unzureichend.
Daher braucht es eine langfristige, umfassend ausgestattete Strategie für ein barrierefreies
Kulturleben in Berlin. Barrieren müssen dabei nicht nur für das Publikum, sondern ebenso für
Kulturtätige und Künstler*innen mit Behinderung konsequent abgebaut werden.
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Um Diskriminierungserfahrungen sichtbar zu machen und Handlungsfelder zu identifizieren,
ist eine systematische Erhebung von Gleichstellungsdaten im kulturellen Feld notwendig. Auf
dieser Grundlage können nachhaltige und gleichberechtigte Zugänge zum Kultursektor als
Arbeits‑, Bildungs‑ und Freizeitfeld entwickelt werden. Für eine fundierte Analyse sollen
unabhängige Forschungsstellen einbezogen werden.392

10.2. Förderpolitik

Kulturförderung entscheidet darüber, welche Stimmen sichtbar werden, welche Perspektiven
als legitim gelten und wer Zugang zu Ressourcen, Netzwerken und institutioneller
Anerkennung erhält. Diskriminierung ist dabei kein Randphänomen, sondern in
institutionellen Routinen und Bewertungsmaßstäben strukturell verankert.393 Eine wirksame
Bekämpfung von Antisemitismus und Rassismus im Kulturbereich setzt daher voraus, dass
Förderstrukturen selbst als Orte von Macht- und Ungleichheitsverhältnissen begriffen und
entsprechend transformiert werden.

Vor diesem Hintergrund sind Kunstfreiheit und Antidiskriminierungsarbeit nicht als
gegensätzliche Prinzipien zu verstehen, sondern als wechselseitig voneinander abhängig.
Kunstfreiheit bleibt abstrakt, wenn sie nicht durch reale Zugangs- und Teilhabemöglichkeiten
abgesichert ist; wer strukturell ausgeschlossen ist oder unter diskriminierenden Bedingungen
arbeitet, kann diese Freiheit faktisch nicht ausüben. Umgekehrt verliert
Antidiskriminierungspolitik ihre Wirksamkeit, wenn sie nicht durch institutionelle
Unabhängigkeit und transparente Förderstrukturen abgesichert wird. Die Demokratisierung
des Kulturfelds – verstanden als Umverteilung von Ressourcen, Sichtbarkeit und
Entscheidungsmacht – ist somit keine Einschränkung, sondern eine Voraussetzung für die
tatsächliche Verwirklichung von Kunstfreiheit.394

Dass diese Zusammenhänge nicht theoretisch bleiben, sondern konkrete politische Relevanz
besitzen, zeigt die Fördergeldaffäre der Berliner Kulturverwaltung 2024/25. Im Rahmen eines
Sonderetats zur Bekämpfung von Antisemitismus wurden Fördermittel unter Bedingungen
vergeben, die laut Medienberichten und parlamentarischer Aufarbeitung von politischen
Eingriffen und der Umgehung regulärer Verfahren geprägt waren. Die Auswahl von Projekten
wurde teilweise vorab politisch strukturiert, während fachliche Prüfmechanismen verkürzt
oder ausgesetzt wurden. Diese Vorgänge sind besonders problematisch, weil sie ein zentrales

392 Diversity Arts Culture. Vielfalt in Kultureinrichtungen. Online unter: https://diversity-arts-
culture.berlin/diversity-arts-culture/zahlen-und-fakten/vielfalt-kultureinrichtungen und „Vielfalt in Film“,
https://diversity-arts-culture.berlin/diversity-arts-culture/zahlen-und-fakten/vielfalt-im-film (zuletzt aufgerufen
am 20. April 2025).
393 Diversity Arts Culture (2024): Diskriminierung (Glossar). Online unter: https://diversity-arts-
culture.berlin/woerterbuch/diskriminierung (zuletzt aufgerufen am 19. April 2026); Diversity Arts Culture
(2025a): Leitfaden für fördergebende Stellen zur diversitätssensiblen Praxis. Online unter: https://diversity-arts-
culture.berlin/sites/default/files/2025-07/leitfaden_foerdergebende_sm_e_barr.pdf (zuletzt aufgerufen am
19. April 2026).
394 Diversity Arts Culture (2025a): Leitfaden für fördergebende Stellen zur diversitätssensiblen Praxis. Online
unter: https://diversity-arts-culture.berlin/sites/default/files/2025-07/leitfaden_foerdergebende_sm_e_barr.pdf
(zuletzt aufgerufen am 19. April 2026);
Diversity Arts Culture (2025b): Leitfaden für Jurys zur diversitätssensiblen Entscheidungsfindung. Online unter:
https://diversity-arts-culture.berlin/fair-verteilt-leitfaeden-fuer-eine-diskriminierungskritische-kulturfoerderung-0
(zuletzt aufgerufen am 19. April 2026).
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Politikfeld – den Kampf gegen Antisemitismus – selbst zum Gegenstand politischer
Instrumentalisierung machen.

Die Affäre verdeutlicht damit in zugespitzter Form ein strukturelles Problem: Wenn
Förderentscheidungen politisch gesteuert werden, wird nicht nur die Autonomie des
Kulturbetriebs untergraben, sondern auch die Glaubwürdigkeit von Antidiskriminierungs-
maßnahmen selbst beschädigt. Gleichzeitig verstärken solche Eingriffe bestehende
Ungleichheiten, da informell gesteuerte Förderprozesse tendenziell diejenigen Akteur*innen
begünstigen, die bereits über Zugang zu politischen Netzwerken verfügen. Antisemitismus-
und Rassismusbekämpfung geraten so in ein Spannungsfeld, in dem sie nicht mehr als
emanzipatorische Praxis wirken, sondern als selektives politisches Instrument.395

Ein weiteres Beispiel für problematische Einflussnahmen war der politische Eingriff in die
Projektförderung rund um die Trostfrauen‑Statue. Medienberichte zeigten, dass ein
Bildungsprojekt, das Jugendliche über sexualisierte Gewalt in Kriegen – insbesondere über
die Geschichte der sogenannten Trostfrauen – informieren sollte, trotz positiver
Juryempfehlung nicht weiter gefördert wurde. Recherchen beschrieben politische
Einflussnahme auf ein eigentlich unabhängiges Fördergremium, diplomatischen Druck eines
ausländischen Staates auf die Berliner Kulturpolitik sowie intransparente Entscheidungs-
prozesse innerhalb der Senatskanzlei.

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, die Berliner Kulturförderung strukturell so
auszugestalten, dass sie sowohl gegen politische Einflussnahme abgesichert als auch
konsequent diskriminierungssensibel ausgerichtet ist. Internationale Modelle zeigen, dass dies
keine abstrakte Forderung ist, sondern durch institutionelle Gestaltung erreichbar ist.

Ein zentraler Ansatzpunkt ist die konsequente Umsetzung des sogenannten Arm’s-Length-
Prinzips, wie es etwa durch den Arts Council England praktiziert wird396. Dieses Modell
trennt klar zwischen politischer Rahmensetzung und operativer Förderentscheidung: Während
die Politik Ziele definiert und Mittel bereitstellt, entscheiden unabhängige Gremien über die
konkrete Vergabe. Dies reduziert nicht nur politische Einflussnahme, sondern schafft auch
Voraussetzungen für fachlich und diskriminierungssensibel begründete Entscheidungen.

Für Berlin bedeutet dies konkret, dass Förderentscheidungen aus der direkten ministeriellen
Zuständigkeit herausgelöst und in unabhängige Strukturen überführt werden müssen. Diese
sind mit klaren Transparenzpflichten, stabilen Mandaten und Schutzmechanismen gegen
politische Eingriffe auszustatten. Nur so kann verhindert werden, dass Förderentscheidungen
situativ politisiert werden.

Neben der institutionellen Unabhängigkeit ist Transparenz ein zentraler Baustein.
Förderentscheidungen müssen nachvollziehbar, dokumentiert und öffentlich überprüfbar sein.
Insbesondere Abweichungen von fachlichen Empfehlungen müssen offengelegt werden, um
informelle Einflussnahmen sichtbar zu machen.

395 Peter, Erik (2026) CDU-Fördergeldaffäre in Berlin. „Ich brauche keinen Fachbeirat und keine Expertise“. Die
taz. https://taz.de/CDU-Foerdergeldaffaere-in-Berlin/!6171200/. (zuletzt aufgerufen am 19. April 2026).
396 Hodge, Margaret (2026):  Policy paper. Arts Council England - an independent review by Baroness Margaret
Hodge. Goverment of the United Kingdom, Department for Media, Culture & Sport.
Updated 26 March 2026. Online unter: https://www.gov.uk/government/publications/arts-council-england-an-
independent-review-by-baroness-margaret-hodge/arts-council-england-an-independent-review-by-baroness-
margaret-hodge (zuletzt aufgerufen am 20. April 2026).
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Ein weiterer zentraler Punkt betrifft die Finanzierungslogik. Kurzfristige, projektbasierte
Förderungen erhöhen die Abhängigkeit von politischen Entscheidungen und verstärken
bestehende Ungleichheiten. Eine stärkere Ausrichtung auf mehrjährige, verlässliche
Förderstrukturen ist daher nicht nur kulturpolitisch, sondern auch antidiskriminierungs-
politisch geboten.397

Schließlich ist die Demokratisierung und Pluralisierung von Entscheidungsgremien zentral.
Jurys und Aufsichtsgremien müssen transparent, divers und unabhängig besetzt sein, wobei
marginalisierte Perspektiven nicht nur repräsentiert, sondern mit realer Entscheidungsmacht
ausgestattet werden müssen.398

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Begrenzung politischer Einflussnahme und die
konsequente Verankerung von Antidiskriminierungsstrukturen sind keine getrennten
Aufgaben, sondern zwei Seiten derselben kulturpolitischen Herausforderung. Ohne
institutionelle Unabhängigkeit bleibt Antidiskriminierung anfällig für politische
Instrumentalisierung; ohne Antidiskriminierung bleibt Kunstfreiheit sozial exklusiv. Oder
zugespitzt formuliert: Eine Kulturpolitik, die Antisemitismus und Rassismus wirksam
bekämpfen will, muss die Bedingungen ihrer eigenen Förderpraxis grundlegend verändern.

10.3. Erinnerungskultur, Aufarbeitung und koloniale Verantwortung Berlins

In Berlin wurden die Shoah, der Porajmos und der Zweite Weltkrieg geplant. Der
Massenmord an Jüdinnen und Juden, an Rom*nja und Sinti*zze, an behinderten,
prekarisierten, queeren Menschen und Gegner*innen des Nationalsozialismus nahm hier
seinen Ausgang. Eine Entnazifizierung der Gesellschaft fand anschließend nur unzureichend
statt. Die Aufarbeitung der Geschichte gemeinsam mit den verschiedenen Perspektiven der
Interessenvertretungen und Initiativen soll weiter vorangetrieben werden, damit eine
multidirektionale Erinnerungskultur blühen kann.

Als ehemalige Reichshauptstadt und Austragungsort der sogenannten Afrika-Konferenz
1884/85 trägt Berlin auch eine besondere Verantwortung für die Aufarbeitung der deutschen
Kolonialgeschichte. Das Konzept zur Aufarbeitung Berlins kolonialer Vergangenheit wurde
auf Grundlage eines 2019 vom Berliner Abgeordnetenhaus verabschiedeten Auftrags durch
die geschaffene Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin in einem partizipativen Prozess
erarbeitet. Es umfasst die Bereiche Kultur, Bildung, Wirtschaft sowie Wissenschaft und
internationale Zusammenarbeit und versteht die Auseinandersetzung mit der kolonialen
Vergangenheit als gesamtgesellschaftlichen Veränderungsprozess.

Mittlerweile liegt ein umfassender, von der Zivilgesellschaft entwickelter Maßnahmenkatalog
vor, der im Jahresbericht 2021 dargestellt und im April 2023 vom Berliner Senat
verabschiedet wurde. Sieben Senatsverwaltungen haben diesen mit Stellungnahmen begleitet
und erste Schritte zur Umsetzung benannt. Die Umsetzung der Maßnahmen in den
verschiedenen Verwaltungen auf Landes- und Bezirksebene muss verbindlich vorangetrieben

397 Diversity Arts Culture (2025a): Leitfaden für fördergebende Stellen zur diversitätssensiblen Praxis. Online
unter: https://diversity-arts-culture.berlin/sites/default/files/2025-07/leitfaden_foerdergebende_sm_e_barr.pdf
(zuletzt aufgerufen am 19. April 2026).
398 Diversity Arts Culture (2025b): Leitfaden für Jurys zur diversitätssensiblen Entscheidungsfindung. Online
unter: https://diversity-arts-culture.berlin/fair-verteilt-leitfaeden-fuer-eine-diskriminierungskritische-
kulturfoerderung-0 (zuletzt aufgerufen am 19. April 2026).
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werden. Bereits bestehende zivilgesellschaftliche Strukturen, insbesondere die
Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin, die die Aufarbeitung der kolonialen
Vergangenheit des Landes Berlin begleiten, sind zu sichern und zu stärken. In diesem
Rahmen braucht es auch die kritische Auseinandersetzung mit der deutschen
Kolonialgeschichte im Asien-Pazifik-Raum.

Ein gesamtstädtisches, multiperspektivisches Aufarbeitungs- und Erinnerungskonzept muss
gemeinsam mit dem Team „Kolonialismus Erinnern“ im Berliner Stadtmuseum, der
Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin, den betroffenen Communitys und
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen umgesetzt werden. Dazu braucht es die kontinuierliche
Finanzierung der bestehenden und zu entwickelnden dezentralen Lern- und Erinnerungsorte.
Einzelmaßnahmen und punktuelle Projekte reichen nicht aus. Erforderlich ist eine
koordinierte Gesamtstrategie, die koloniale Geschichte als integralen Bestandteil der Berliner
Erinnerungskultur im öffentlichen Raum etabliert.

Außerdem müssen die umfassende Aufarbeitung und institutionelle Sichtbarmachung
rassistischer Erfahrungen verschiedener Communitys und ihrer Kämpfe um Rechte Teil der
Erinnerungskultur werden. Dies betrifft unter anderem Migrant*innen sowie Rom*nja und
Sinti*zze, mit einem besonderen Fokus auf Verfolgungsgeschichte, Widerstandskämpfe und
Bürgerrechtsbewegungen.

Berlin war zudem Schauplatz der Teilung und Wiedervereinigung zweier Staaten mit
unterschiedlichen gesellschaftlichen Systemen. Auch diese Geschichte der beiden Stadthälften
und ihrer Bewohner*innen mit ihren unterschiedlichen Erfahrungen in verschiedenen
Gesellschaftssystemen muss aufgearbeitet werden.

10.4. Ausgewählte Handlungsempfehlungen

10.4.1. Mehrperspektivische Erinnerungskultur stärken

 Die Erinnerungskultur in Berlin soll multidirektional weiterentwickelt werden und
unterschiedliche Verfolgungs-, Widerstands- und Bürgerrechtsgeschichten sichtbar
machen.

 Die Aufarbeitung der Shoah, des Porajmos, des Zweiten Weltkriegs und der
unzureichenden Entnazifizierung der Gesellschaft soll gemeinsam mit
Interessenvertretungen und Initiativen weiter vorangetrieben werden.

 Der Senat soll die Umsetzung des gesamtstädtischen Konzepts zur Aufarbeitung der
kolonialen Vergangenheit Berlins verbindlich vorantreiben.

 Die im zivilgesellschaftlich entwickelten Maßnahmenkatalog benannten Maßnahmen
sollen in den Verwaltungen auf Landes- und Bezirksebene verbindlich umgesetzt
werden.

 Bereits bestehende zivilgesellschaftliche Strukturen, insbesondere die
Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin, sollen gesichert und gestärkt werden.

 Die Aufarbeitung der deutschen Kolonialgeschichte muss als gesamtgesellschaftlicher
Veränderungsprozess verstanden und in den Bereichen Kultur, Bildung, Wirtschaft,
Wissenschaft und internationale Zusammenarbeit weitergeführt werden. Ein
verbindlicher Umsetzungsbeschluss mit Zeitplan soll verabschiedet werden. Der
Berliner Senat sollte noch in der laufenden Legislaturperiode einen verbindlichen
Umsetzungsbeschluss für das gesamtstädtische Erinnerungskonzept „Kolonialismus
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erinnern“ vorlegen. Dieser muss einen klaren Zeitplan, priorisierte Maßnahmen sowie
eine mehrjährige Finanzierungszusage enthalten, insbesondere für einen zentralen
Erinnerungs- und Lernort.

 In diesem Rahmen soll auch die kritische Auseinandersetzung mit der deutschen
Kolonialgeschichte im Asien-Pazifik-Raum gestärkt werden.

 Ein zentraler Erinnerungs- und Lernort soll institutionell abgesichert werden. Die
Einrichtung eines zentralen Lern- und Erinnerungsortes ist als Kernprojekt prioritär
umzusetzen und dauerhaft institutionell zu verankern. Dafür sind eine eigenständige
Träger*innenstruktur, eine gesicherte Grundfinanzierung sowie eine kuratierende
Beteiligung von migrantischen, diasporischen und postkolonialen Expert*innen
verbindlich festzuschreiben.

 Die zentrale Erinnerungslandschaft soll systematisch ausgebaut werden. Die
Sichtbarmachung kolonialer Spuren im Stadtraum sollte durch ein berlinweites,
einheitliches Markierungs- und Vermittlungssystem verstetigt werden. Bestehende
Initiativen sind strukturell zu fördern, miteinander zu vernetzen und langfristig
abzusichern, anstatt punktuelle Projektförderung fortzuführen.

 Die zivilgesellschaftliche Beteiligung soll verbindlich gesichert und finanziert werden.
Die im Konzept angelegte partizipative Zusammenarbeit mit migrantischen und
diasporischen Organisationen muss institutionell abgesichert werden. Hierzu gehören
feste Beteiligungsformate, Entscheidungskompetenzen sowie eine nachhaltige
finanzielle Ausstattung zivilgesellschaftlicher Akteur*innen als gleichberechtigte
Partner*innen staatlicher Erinnerungspolitik.

10.4.2. Antidiskriminierung als verbindliches Leitprinzip im Kulturbetrieb verankern

 Der Senat soll Antidiskriminierung als verbindliches Leitprinzip in allen Bereichen
des Berliner Kulturbetriebs verankern und sicherstellen, dass Kulturförderung,
institutionelle Praxis, Personalstrukturen und Entscheidungsverfahren
diskriminierungskritisch ausgestaltet werden.

 Das Land Berlin soll Antidiskriminierungsstrukturen im Kulturbereich dauerhaft
absichern, ausbauen und so ausstatten, dass sie Machtmissbrauch, diskriminierenden
Strukturen und Ausschlüssen wirksam entgegenwirken können.

 Fachstellen mit ausgewiesener Expertise, insbesondere Diversity Arts Culture, sollen
gesichert, gestärkt und ihre Angebote ausgebaut werden.

 Der Senat soll sicherstellen, dass Antidiskriminierung nicht auf programmatische
Zielsetzungen beschränkt bleibt, sondern institutionell überprüfbar und einklagbar
ausgestaltet wird.

 Die konsequente Umsetzung der bestehenden Antidiskriminierungsgesetzgebung im
Kulturbereich ist sicherzustellen.

10.4.3. Demokratisierung, Mitbestimmung und diskriminierungsfreie
Arbeitsbedingungen stärken

 Der Senat soll darauf hinwirken, dass hierarchische Strukturen in Kultureinrichtungen
abgebaut und echte Mitbestimmungsrechte für Mitarbeitende gestärkt werden.

 Verfahren der Leitungsfindung in Kultureinrichtungen sollen transparent ausgestaltet
werden.
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 Die Leitlinien des Modellprojekts FAIRSTAGE sollen als Grundlage für notwendige
Veränderungen im Kulturbetrieb berücksichtigt und weitergeführt werden.

 Kultureinrichtungen sollen verbindliche Selbstverpflichtungen zur Umsetzung von
Diversitätsstrategien entwickeln und umsetzen.

 Betroffenenzentrierte Awareness-Praktiken sollen in Kulturbetrieben verankert
werden.

 Für Mitarbeitende und Einrichtungen im Kulturbereich sollen verpflichtende
Fortbildungen zu Antidiskriminierung vorgesehen werden.

10.4.4. Unabhängige Beschwerde-, Kontroll- und Präventionsstrukturen ausbauen

 Der Senat soll unabhängige und professionell ausgestattete Beschwerdestellen im
Kulturbereich sichern und ausbauen.

 Es sollen unabhängige Beschwerde- und Kontrollinstanzen geschaffen
beziehungsweise gestärkt werden, die sowohl diskriminierende Strukturen als auch
politische Eingriffe adressieren können.

 Beschwerde- und Kontrollstrukturen müssen so ausgestattet sein, dass sie
Diskriminierung nicht nur dokumentieren, sondern wirksam bearbeiten und
institutionelle Veränderungen anstoßen können.

10.4.5. Barrierefreiheit im Kulturleben umfassend umsetzen

 Das Land Berlin soll eine langfristige und umfassend ausgestattete Strategie für ein
barrierefreies Kulturleben entwickeln und umsetzen.

 Barrieren in Kultureinrichtungen und Kulturangeboten sollen konsequent abgebaut
werden.

 Barrierefreiheit muss nicht nur für das Publikum, sondern ebenso für Kulturtätige und
Künstler*innen mit Behinderung gewährleistet werden.

10.4.6. Gleichstellungsdaten, Forschung und Monitoring im kulturellen Feld stärken

 Der Senat soll eine systematische Erhebung von Gleichstellungsdaten im kulturellen
Feld ermöglichen, um Diskriminierungserfahrungen sichtbar zu machen und politische
Handlungsfelder zu identifizieren.

 Auf Grundlage dieser Daten sollen nachhaltige und gleichberechtigte Zugänge zum
Kultursektor als Arbeits-, Bildungs- und Freizeitfeld entwickelt werden.

 Für eine fundierte Analyse sollen unabhängige Forschungsstellen einbezogen werden.

10.4.7. Kulturförderung demokratisieren und diskriminierungssensibel ausrichten

 Der Senat soll Kulturförderung als Feld politischer Steuerung und gesellschaftlicher
Machtverhältnisse anerkennen und Förderstrukturen entsprechend diskriminierungs-
sensibel transformieren.
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 Förderstrukturen sollen so ausgestaltet werden, dass marginalisierte Perspektiven
gleichberechtigten Zugang zu Ressourcen, Netzwerken, Sichtbarkeit und
institutioneller Anerkennung erhalten.

 Das Land Berlin soll Kulturförderung so weiterentwickeln, dass Kunstfreiheit durch
reale Zugangs- und Teilhabemöglichkeiten abgesichert wird.

 Die Demokratisierung des Kulturfelds durch Umverteilung von Ressourcen,
Sichtbarkeit und Entscheidungsmacht soll als Voraussetzung für die tatsächliche
Verwirklichung von Kunstfreiheit verstanden und politisch umgesetzt werden.

10.4.8. Politische Einflussnahme auf Förderentscheidungen begrenzen

 Der Senat soll die Berliner Kulturförderung strukturell so ausgestalten, dass sie gegen
politische Einflussnahme abgesichert ist.

 Das sogenannte Arm’s-Length-Prinzip soll konsequent umgesetzt werden: Die Politik
soll Ziele definieren und Mittel bereitstellen, während unabhängige Gremien über die
konkrete Vergabe entscheiden.

 Unabhängige Förderstrukturen sollen mit klaren Transparenzpflichten, stabilen
Mandaten und Schutzmechanismen gegen politische Eingriffe ausgestattet werden.

 Es ist sicherzustellen, dass der Kampf gegen Antisemitismus und Rassismus nicht
durch politisierte Förderentscheidungen instrumentalisiert wird.

10.4.9. Transparenz und Nachvollziehbarkeit von Förderentscheidungen sichern

 Förderentscheidungen müssen nachvollziehbar, dokumentiert und öffentlich
überprüfbar sein.

 Abweichungen von fachlichen Empfehlungen, insbesondere von Juryentscheidungen
oder Fördergremien, müssen offengelegt werden.

 Informelle Einflussnahmen auf Förderentscheidungen müssen sichtbar gemacht und
strukturell verhindert werden.

 Die Vorgänge im Zusammenhang mit der Fördergeldaffäre der Berliner
Kulturverwaltung 2024/25 sowie der Projektförderung rund um die Trostfrauen-Statue
zeigen die Notwendigkeit, reguläre Verfahren, fachliche Prüfmechanismen und
unabhängige Fördergremien konsequent zu schützen.

10.4.10. Mehrjährige und verlässliche Förderstrukturen ausbauen

 Der Senat soll kurzfristige, projektbasierte Förderlogiken zugunsten mehrjähriger und
verlässlicher Förderstrukturen zurückdrängen.

 Mehrjährige Förderstrukturen sollen insbesondere dort gestärkt werden, wo
kurzfristige Abhängigkeiten bestehende Ungleichheiten verschärfen und politische
Einflussnahmen begünstigen.

 Kulturpolitische Förderung soll so ausgestaltet werden, dass sie antidiskriminierungs-
politische Ziele strukturell absichert.

 Der Senat soll Fördermittel zur Antisemitismusprävention nicht länger in der
Kulturverwaltung bündeln, solange dort die erforderliche fachliche Expertise zur
Antisemitismusprävention nicht nachweislich vorhanden ist. Bis zum Aufbau
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entsprechender Kompetenzen sollen diese Mittel durch die fachlich zuständige
Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und
Antidiskriminierung verwaltet werden.

10.4.11. Jurys und Entscheidungsgremien pluralisieren

 Jurys und Aufsichtsgremien im Kulturbereich und in der Verwaltung müssen
transparent, divers und unabhängig besetzt werden.

 Marginalisierte Perspektiven sollen in Entscheidungsgremien nicht nur repräsentiert,
sondern mit realer Entscheidungsmacht ausgestattet werden.

 Die Besetzung von Entscheidungsgremien soll dazu beitragen, Förderentscheidungen
fachlich, diskriminierungssensibel und unabhängig zu treffen.

10.4.12. Lern- und Erinnerungsorte zu Kolonialismus sichern und ausbauen

 Ein gesamtstädtisches, multiperspektivisches Aufarbeitungs- und Erinnerungskonzept
soll gemeinsam mit dem Team „Kolonialismus Erinnern“ im Berliner Stadtmuseum,
der Koordinierungsstelle bei Decolonize Berlin, betroffenen Communitys und
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen umgesetzt werden.

 Bestehende und zu entwickelnde dezentrale Lern- und Erinnerungsorte sollen
kontinuierlich finanziert werden.

 Einzelmaßnahmen und punktuelle Projekte reichen nicht aus; erforderlich ist eine
koordinierte Gesamtstrategie, die koloniale Geschichte als integralen Bestandteil der
Berliner Erinnerungskultur im öffentlichen Raum etabliert.

10.4.13. Rassistische Erfahrungen und Kämpfe marginalisierter Communitys sichtbar
machen

 Die umfassende Aufarbeitung und institutionelle Sichtbarmachung rassistischer
Erfahrungen verschiedener Communitys soll Teil der Berliner Erinnerungskultur
werden.

 Die Kämpfe um Rechte von Migrant*innen sowie Rom*nja und Sinti*zze sollen in
der Erinnerungskultur sichtbar gemacht werden.

 Dabei sollen Verfolgungsgeschichte, Widerstandskämpfe und Bürgerrechts-
bewegungen besonders berücksichtigt werden.

10.4.14. Geschichte der geteilten Stadt aufarbeiten
 Der Senat soll die Geschichte Berlins als Schauplatz der Teilung und

Wiedervereinigung zweier Staaten mit unterschiedlichen gesellschaftlichen Systemen
weiter aufarbeiten.

 Dabei sollen die unterschiedlichen Erfahrungen der Bewohner*innen beider
Stadthälften in verschiedenen Gesellschaftssystemen berücksichtigt werden.
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D. Anlagen

Im Folgenden werden der Kommission zur Verfügung gestellte und von der Kommission zur
Kenntnis genommene Unterlagen dokumentiert. Dies umfasst schriftliche Stellungnahmen
und Präsentationen der Anzuhörenden, schriftliche Stellungnahmen sachverständiger und
stellvertretender sachverständiger Mitglieder, schriftliche Stellungnahmen von Dritten auf
Veranlassung einzelner Fraktionen sowie schriftliche Stellungnahmen des Senats zu
aufgeworfenen Fragen.

I. Hinweis auf schriftliche Stellungnahmen und Präsentationen der Anzuhörenden

 Präsentation des Anzuhörenden Prof. Dr. Cengiz Barskanmaz, Hochschule Fulda, in
der im Rahmen der 2. Sitzung am 11. April 2025 durchgeführten Anhörung399

 Stellungnahme der Anzuhörenden Soraia Da Costa Batista, Gesellschaft für
Freiheitsrechte e.V., in der im Rahmen der 2. Sitzung am 11. April 2025
durchgeführten Anhörung400

 Stellungnahme der Anzuhörenden Jana Adam, Berliner Register, in der im Rahmen
der 3. Sitzung am 23. Mai 2025 durchgeführten Anhörung401

 Stellungnahme des Anzuhörenden Prof. Dr. Patrick Sensburg, Verband der
Reservisten der deutschen Bundeswehr e.V., in der im Rahmen der 3. Sitzung am
23. Mai 2025 durchgeführten Anhörung402

 Stellungnahme der Anzuhörenden Susanne Buss, Volkssolidarität Berlin e.V., zu der
im Rahmen der 3. Sitzung am 23. Mai 2025 durchgeführten Anhörung403

 Stellungnahme der Anzuhörenden Jana Adam, Berliner Register, zu der im Rahmen
der 3. Sitzung am 23. Mai 2025 durchgeführten Anhörung404

 Präsentation des Anzuhörenden Prof. Dr. Karim Fereidooni, Ruhr-Universität-
Bochum, in der im Rahmen der 5. Sitzung am 11. Juli 2025 durchgeführten
Anhörung405

 Präsentation der Anzuhörenden Rima Hanano, Claim gGmbH, in der im Rahmen der
5. Sitzung am 11. Juli 2025 durchgeführten Anhörung406

 Präsentation des Anzuhörenden Prof. Dr. Gert Pickel, Universität Leipzig, in der im
Rahmen der 5. Sitzung am 11. Juli 2025 durchgeführten Anhörung407

 Stellungnahme des Anzuhörenden Prof. Dr. Levent Tezcan, Universität Münster, zu
der im Rahmen der 5. Sitzung am 11. Juli 2025 durchgeführten Anhörung408

 Präsentation der Anzuhörenden Dr. Jane Weiß, Humboldt-Universität zu Berlin, in der
im Rahmen der 6. Sitzung am 12. September 2025 durchgeführten Anhörung409

 Präsentation des Anzuhörenden Christoph Leucht, Hildegard Lagrenne Stiftung, in der
im Rahmen der 6. Sitzung am 12. September 2025 durchgeführten Anhörung410
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https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0001-pr-an-Barskanmaz.pdf
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 Präsentation der Anzuhörenden Prof. Dr. Juliane Karakayali, Evangelische
Hochschule Berlin, in der im Rahmen der 8. Sitzung am 7. November 2025
durchgeführten Anhörung411

 Stellungnahme der Anzuhörenden Dr. Aline Oloff, Technische Universität Berlin, zu
der im Rahmen der 8. Sitzung am 7. November 2025 durchgeführten Anhörung412

nebst Anlage413

 Präsentation der Anzuhörenden Prof. Dr. Ulrike Kluge, Charité – Universitätsmedizin
Berlin, in der im Rahmen der 9. Sitzung am 5. Dezember 2025 durchgeführten
Anhörung414

 Präsentation der Anzuhörenden Carina Knie-Nürnberg, Regionaldirektion Berlin-
Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit, in der im Rahmen der 9. Sitzung am
5. Dezember 2025 durchgeführten Anhörung415

 Präsentation der Anzuhörenden Prof. Dr. Theda Borde, Charité – Universitätsmedizin
Berlin, in der im Rahmen der 9. Sitzung am 5. Dezember 2025 durchgeführten
Anhörung416

 Stellungnahme der Anzuhörenden Prof. Dr. Theda Borde, Charité – Universitäts-
medizin Berlin, in der im Rahmen der 9. Sitzung am 5. Dezember 2025
durchgeführten Anhörung417

 Stellungnahme der Anzuhörenden Pia Sombetzki, AlgorithmWatch, in der im Rahmen
der 9. Sitzung am 5. Dezember 2025 durchgeführten Anhörung418

II. Hinweis auf schriftliche Stellungnahmen sachverständiger Mitglieder

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 4. Sitzung am 13. Juni 2025419

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 5. Sitzung am 11. Juli 2025420

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 6. Sitzung am 12. September 2025421

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 6. Sitzung am 12. September 2025422

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 7. Sitzung am 10. Oktober 2025423

 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Prof. Dr. Maisha-Maureen Auma zu
der 8. Sitzung am 7. November 2025424
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 Stellungnahme des sachverständigen Mitglieds Saraya Gomis zu der 8. Sitzung am
7. November 2025425

III. Hinweis auf schriftliche Stellungnahmen von Dritten auf Veranlassung einzelner
Fraktionen

 Stellungnahme von Herrn Remzi Uyguner, Fachstelle „Fair mieten – Fair wohnen“, zu
der 7. Sitzung am 10. Oktober 2025426 nebst Anlage427

IV. Hinweis auf schriftliche Stellungnahmen des Senats zu aufgeworfenen Fragen

 Bericht der Senatskanzlei vom 10. April 2025: Darstellung der bestehenden Strukturen
in den Bereichen Teilhabe, Gesellschaftlicher Zusammenhalt und Antidiskriminierung
auf Landes- und Bezirksebene zu der 2. Sitzung am 11. April 2025428

 Mitteilung der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration,
Vielfalt und Antidiskriminierung – Abt. IV – vom 9. April 2025: Überblick
Antidiskriminierungs- und Diversity-Strukturen im Land Berlin zu der 2. Sitzung am
11. April 2025429

 Bericht der Senatskanzlei vom 20. Mai 2025: Beantwortung offen gebliebener Fragen
aus der 2. Sitzung am 11. April 2025430 nebst Anlage431

 Mitteilung der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration,
Vielfalt und Antidiskriminierung – IV D 6 – vom 25. April 2025: Beantwortung offen
gebliebener Fragen aus der 2. Sitzung am 11. April 2025432

 Bericht der Senatskanzlei vom 20. Mai 2025: Titelscharfe Darstellung aller Ausgaben
für Personalmittel bei Projekten im Bereich Antidiskriminierung in den Jahren 2024
und 2025 zu der 2. Sitzung am 11. April 2025433

 Bericht der Senatskanzlei vom 20. Mai 2025: Titelscharfe Darstellung aller Ausgaben
für Sachmittel bei Projekten im Bereich Antidiskriminierung in den Jahren 2024 und
2025 zu der 2. Sitzung am 11. April 2025434

 Bericht der Senatskanzlei vom 23. Juni 2025: Verwaltungsumstrukturierungen
innerhalb der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration,
Vielfalt und Antidiskriminierung, der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
Familie, der Senatsverwaltung für Inneres und Sport, der Senatsverwaltung für Kultur
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt und der Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege in den letzten fünf Jahren bezogen auf die Geschäftsbereiche
der Enquete-Kommission zu der 3. Sitzung am 23. Mai 2025435
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https://www.parlament-berlin.de/ados/19/enko/vorgang/en19-0011-st-SenInnSport.pdf
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 Bericht der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt
und Antidiskriminierung vom 23. Juni 2025: Institutionelle Reaktionen auf
Schlichtungsverfahren der LADG-Ombudsstelle zu der 3. Sitzung am 23. Mai 2025436

 Bericht der Senatskanzlei vom 23. Juni 2025: Evaluation interner
Verwaltungsprozesse und deren Auswirkungen bei der Senatsverwaltung für Arbeit,
Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung, der
Senatsverwaltung für Inneres und Sport, der Senatsverwaltung für Justiz und
Verbraucherschutz, der Senatsverwaltung für Kultur und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt und der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege
innerhalb der letzten fünf Jahre zu der 3. Sitzung am 23. Mai 2025437

 Bericht der Senatskanzlei – V C 11 – vom 11. Juni 2025: Berücksichtigung von
Maßnahmen gegen Diskriminierung in der Verwaltungsreform zu der 3. Sitzung am
23. Mai 2025438

 Bericht der Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt
und Antidiskriminierung vom 23. Juni 2025: Weiterentwicklung der LADG-
Ombudsstelle bis zum Ende der 19. Wahlperiode zu der 3. Sitzung am 23. Mai 2025439

 Synopse mit Beantwortung der im Vorfeld der 7. Sitzung am 10. Oktober 2025
eingereichten Fragen der Kommission durch den Senat440 nebst Anlage 441

 Mitteilung der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege vom 15.
Oktober 2025: Beantwortung offen gebliebener Fragen aus der 5. Sitzung vom 11. Juli
2025442

 Synopse mit Beantwortung der im Vorfeld der 8. Sitzung am 7. November 2025
eingereichten Fragen der Kommission durch den Senat443

 Synopse mit Beantwortung der im Vorfeld der 9. Sitzung am 5. Dezember 2025
eingereichten Fragen der Kommission durch den Senat444 nebst Anlagen445,446
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